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Keichsgeſetz zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des 
allgemeinen Seamten-, des Beſoldungs⸗ und des verſorgungsrechts 
vom 30. Juni 1033. 


Von Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M.⸗Gießen. 


Unſere nationale Reichsregierung hat im Rahmen ihres 
großen Geſetzgebungswerkes, das auf eine Vereinheit⸗ 
lichung des im Reiche, in den Ländern, in den Gemeinden 
und in anderen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften geltenden 
Rechts gerichtet iſt, am 30. Juni 1933 ein Geſetz beſchloſſen, 

as eine grundlegende Neuregelung des allgemei⸗ 
men Beamten⸗, des Beſoldungs⸗ und des Verſor⸗ 
gungsrechts zum Gegenſtand hat. Das Beamtenreichs G. 
db. 30. Juni 1933, wie wir dieſes Geſetz im folgenden der 
Kürze halber nennen wollen, zerfällt in zwei umfangreiche 
Abſchnitte. Der erſte Abſchnitt behandelt wichtige Fragen des 
Allgemeinen Beamtenrechts“. Es werden dort geregelt die 
orausſetzungen, unter denen Beamtenſtellen geſchaffen wer⸗ 
en dürfen, die Begründung des Beamtenverhältniſſes, die 
Rechtsſtellung der weiblichen Beamten, die Nebentätigkeit der 
Beamten, die Rechtsſtellung der Beamten bei der Umbildung 
von juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts ſowie der 
mts⸗ und Ruhegeldverluſt als Folge ſtraf⸗ oder militär⸗ 
gerichtlicher Verurteilung. Der zweite Abſchnitt des Beamten⸗ 
reichs. v. 30. Juni 1933 enthält Vorſchriften über das Be⸗ 
ſoldungs⸗ und Verſorgungsrecht, und zwar über die Anglei⸗ 
ung der Bezüge der Beamten der Länder uſw. an die der 
Etuchsbeamten, über eine Achte Anderung des Befold®., über 
feinſchränkung beſoldungs⸗ und verſorgungsrechtlicher Sonder⸗ 
‚lungen, über Ergänzung und Durchführung der Penſions⸗ 
8 Tzungsvorſchriften und über eine Anderung verſorgungs⸗ 
fraßtlicher Vorſchriften. In einem Schlußabſchnitt werden end⸗ 
= eine Anzahl von Vorſchriften gegeben, die ſowohl auf das 
ger meine Beamtenrecht als auch auf das Beſoldungs⸗ und 
rſorgungsrecht Bezug haben. 


ö Geda BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 weicht in ver⸗ 
he nen Punkten von dem Recht der RVerf. ab. Eine Ab⸗ 
hung von dem Reichsverfaſſungsrecht liegt einmal in einer 
verlleiterung der dem Reiche durch Art. 10 Ziff. 3 Verf. 
985 an Zuſtändigkeit zur Geſetzgebung auf dem Gebiete 
— eamtenrechts. Das BeamtenreichsGG. v. 30. Juni 1933 
fer 5 ſich nämlich nicht etwa damit, für das Recht der Be⸗ 
9 der Länder, Gemeinden und anderer Körperſchaften des 
e en Rechts „Allgemeine leitende Rechtsſätze“ aufzu⸗ 
via deren nähere Ausführung und Ausgeſtaltung im ein⸗ 
5 den Ländern, Gemeinden uſw. überlaſſen wird. Das 
ntenreichsch. v. 30. Juni 1933 enthält vielmehr ſowohl 


auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗ als auch des Be⸗ 
ſoldungs⸗ und Verſorgungsrechts zahlreiche Vorſchriften, denen 
der Charakter von ausführlich geſtalteten, abſchließenden Ein⸗ 
zelregeln zukommt. Das BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 
greift ferner namentlich in ſeinen beſoldungsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften in weitgehendem Maße in wohlerworbene, durch 
Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 NVerf. geſchützte Beamtenrechte ein. 
An der Rechtsgültigkeit des BeamtenreichsG. v. 30. Juni 
1933 iſt gleichwohl nicht zu zweifeln, da die hier angedeuteten 
Anderungen der RVerf. durch Art. 3 des ſog. „ErmächtG.“ 
v. 24. März 1933 in vollem Umfang gedeckt ſind. 


Die in dem Beamtenreih3G. v. 30. Juni 1933 getroffe⸗ 
nen Neuregelungen gelten entſprechend dem von der natio⸗ 
nalen Regierung verfolgten Ziel der Rechtsvereinheitlichung 
grundſätzlich nicht nur für die Reichsbeamten, ſondern auch 
für die Beamten der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und der ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. Es wird in dieſem Zuſammenhang 
auf die 88 2, 6, 7 Ziff. 8, 20, 37, 76 verwieſen. 


I. Allgemeines Beamtenrecht. 


1. Vorausſetzungen für die Schaffung von 
Beamtenſtellen. 


Das Beamtenreichs G. v. 30. Juni 1933 behandelt in ſei⸗ 
nem erſten Kapitel die im Schrifttum lebhaft erörterte Frage, 
unter welchen Vorausſetzungen das Reich, die Länder und die 
Gemeinden, die Gemeindeverbände und die ſonſtigen Körper⸗ 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Be⸗ 
amte einſtellen dürfen. Das Geſetz geſtattet dabei in ſeinem 
§ 1 den vorerwähnten Körperſchaften eine Einſtellung von 
Beamten nur, ſoweit dauernd erforderliche Amts⸗ 
ſtellen zu beſetzen ſind, die entweder die Wahrnehmung 
obrigkeitlicher Auſgaben in ſich ſchließen oder die aus 
Gründen der Staatsſicherheit nicht von Angeſtellten 
oder Arbeitern verſehen werden dürfen. Die Wahrnehmung 
obrigkeitlicher Aufgaben erachtet der Geſetzgeber insbeſondere 
nicht für vorliegend bei Tätigkeiten, die ſich ihrer Art nach 
von ſolchen des allgemeinen Wirtſchaftslebens nicht unter⸗ 
ſcheiden, ferner bei ſolchen Tätigkeiten im Verwaltungsdienſte, 
die ſich in mechaniſchen Hilfsleiſtungen, im Schreibdienſt und 
in einfachen Büroarbeiten erſchöpfen. 
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Das Beamtenreichs G. v. 30. Juni 1933 knüpft damit in 
weitgehendem Maße an die Vorſchläge an, die der jetzige 
RMin. und preuß. Fin Min. Popitz vor einiger Zeit in 
ſeinem „Gutachten über den künftigen Finanzausgleich zwi⸗ 
ſchen Reich, Ländern und Gemeinden“ für die Gemeinden ge⸗ 
macht hat. Popitz will in dem vorerwähnten Gutachten eine 
Einſtellung von Beamten nur in denjenigen Fällen zulaſſen, 
in denen die einzuſtellende Perſon ſelbſt obrigkeitliche Befug⸗ 
niſſe auszuüben hat. Es fragt ſich, ob ein gleiches auch nach 
81 Beamtenreih3G. v. 30. Juni 1933 gilt. Die Frage iſt 
richtiger Anſicht nach zu verneinen. Im Anſchluß an 
v. Bremen!) iſt vielmehr davon auszugehen, daß die einzu⸗ 
ſtellende Perſon nicht ſelbſt obrigkeitliche Befugniſſe auszu⸗ 
üben braucht, daß es vielmehr genügt, daß der Dienſtverpflich⸗ 
tete bei einer Amtsſtelle beſchäftigt wird, die die Wahrneh⸗ 
mung obrigkeitlicher Befugniſſe in ſich ſchließt. Hierfür ſpre⸗ 
chen zunächſt Faſſung und Entſtehungsgeſchichte des § 1 
a. a. O. Ein Vergleich der von Popitz in ſeinem Gutachten 
gewählten Faſſung der Vorſchrift über die Einſtellung von 
Beamten mit der Faſſung des § 1 Satz 1 a. a. O. ergibt, daß 
der Geſetzgeber in dem hier ſtrittigen Punkt deutlich von dem 
Popitzſchen Vorbilde hat abweichen wollen und auch tatſäch⸗ 
lich abgewichen iſt. Während Popitz Beamte nur inſoweit 
einſtellen will, als es „zur Beſetzung von Dienſtpoſten er⸗ 
forderlich iſt, bei denen es ſich um die Wahrnehmung obrig⸗ 
keitlicher Befugniſſe handelt“, läßt 8 1 a. a. O. die Ein⸗ 
ſtellung von Beamten zu, „ſoweit dauernd erforderliche Amts⸗ 
ſtellen zu beſetzen ſind, die die Wahrnehmung obrigkeitlicher 
Aufgaben in ſich ſchließen“. Die vorerwähnte Vor⸗ 
ſchrift des § 1 a. a. O. nähert ſich damit in ihrer Faſſung der 
Vorſchrift des 8 61 des Preuß. Entwurfes eines Geſetzes über 
die kommunale Selbſtverwaltung, die ebenſo wie das Gutachten 
von Popitz der Reichsregierung bei der Schaffung des Be⸗ 
amtenreichsG. v. 30. Juni 1933 als Vorbild gedient hat. 
§ 61 a. a. O. hatte gefordert, daß in der Gemeindeverwaltung 
beſtimmte Obliegenheiten von Beamten wahrzunehmen ſeien. 
Hierzu rechnete dieſe Vorſchrift den oberen, mittleren und ein⸗ 
fachen Bürodienſt der Hoheitsverwaltung. Es war da⸗ 
bei aber in keiner Weiſe darauf abgeſtellt, daß jeder einzelne 
Beamte der Hoheitsverwaltung nun auch ſelbſt hoheitsrecht⸗ 
liche Funktionen ausübte. Zugunſten der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung, wonach es genügt, daß die einzuſtellende Perſon auf 
einer Amtsſtelle beſchäftigt wird, die die Wahrnehmung obrig⸗ 
keitlicher Befugniſſe in ſich ſchließt, ſind weiter Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen ins Feld zu führen. Eine Auslegung des § 1 
a. a. O. im Sinne des vorerwähnten Gutachtens von Popitz 
würde nicht nur in der Gemeindeverwaltung, ſondern auch in 
der Verwaltung des Reiches und der Länder zu großen 
Schwierigkeiten führen. Es würde insbeſondere die Verſetzung 
eines Beamten in eine andere Stelle, in der der Beamte ſelbſt 
keine obrigkeitlichen Befugniſſe auszuüben hat, unmöglich ſein. 
Daß die Reichsregierung beim Erlaß des BeamtenreichsG. v. 
30. Juni 1933 die Herbeiführung eines derartig praktiſch un⸗ 
möglichen Zuſtandes gewollt haben ſollte, muß aber als aus⸗ 
geſchloſſen erachtet werden. 

Bei der Prüfung der Frage, ob eine Amtsſtelle zu den⸗ 
jenigen Stellen gehört, „die die Wahrnehmung obrigkeitlicher 
Aufgaben in ſich ſchließen“, iſt zu beachten, daß eine Wahr⸗ 
nehmung ſolcher Aufgaben nicht nur bei der Handhabung der 
ſtaatlichen Befehls- und Zwangsgewalt, etwa bei der Hand⸗ 
habung der Gerichtsgewalt, Polizeigewalt oder der Finanz⸗ 
gewalt ſowie bei der Aufnahme von Urkunden, denen öffent⸗ 
licher Glaube beigelegt iſt, ſondern auch in allen den Fällen in 
Frage kommt, in denen eine Amtsſtelle Bürgern gegenüber 
eine öffentlich⸗rechtliche Fürſorgepflicht erfüllt?). 
Es ſei dabei etwa auf die Tätigkeit des Kommunalarztes, des 
Anſtaltsarztes, des Lehr⸗, Auſſichts⸗, Pflege⸗ und Erzieher⸗ 
perſonals in Anſtalten, die der Verwahrung, Kur und Pflege 
hilfsbedürftiger Geiſteskranker oder Krüppel dienen, ferner des 
Lehrers, Schulpflegers, Hausmeiſters an öffentlichen Schulen 
und Bildungsanſtalten, des Hausvaters der Waiſenhäuſer, des 


1) Vgl. hierzu von Bremen in der Deutſchen Gemeindebeamten⸗ 
zeitung, 39. Jahrg., v. 5. Juli 1933 Nr. 28 S. 370. 

2) Vgl. hierzu Friedrichs, Zeitſchrift für Beamtenrecht Bd. 1 
S. 270 ff. 
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Jugendpflegers und Berufsvormundes, des Wohlfahrtspfle⸗ 
gers in der ſozialen Fürſorge ſowie des Hausvaters in den 
Verſorgungs⸗ und Armenhäuſern verwieſen. 

§ 1 Reichs. v. 30. Juni 1933 hat den Kreis der Be⸗ 
amten gegenüber dem vorerwähnten Gutachten von Popitz 
ferner inſofern erweitert, als Beamte auch in ſolchen Amts⸗ 
ſtellen eingeſtellt werden dürfen, die die Wahrnehmung von 
Aufgaben in ſich ſchließen, die aus Gründen der Staats⸗ 
ſicherheit nicht von Angeſtellten und Arbeitern verſehen 
werden dürfen. Es kommt hiernach alſo im Einzelfall darauf 
an, ob Gründe der Staatsſicherheit die Einſtellung von Be⸗ 
amten erfordern. Hierbei iſt nicht allein an polizeiliche Funk⸗ 
tionen zu denken s). 


2. Die Begründung des Beamtenverhältniſſes. 


Nach einem feit langem beſtehenden, aus dem Gerichts⸗ 
gebrauch des RG. und anderer Obergerichte hervorgegangenen 
Satz des Reichs gewohnheits rechts wurde die Beamteneigen⸗ 
ſchaft im Reich ebenſo wie in den Ländern, den Gemeinden 
und anderen Körperſchaften des öffentlichen Rechts bisher nicht 
nur durch Anſtellung ſeitens des öffentlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ 
herrn, ſondern auch durch die dauernde hauptamtliche Über⸗ 
tragung obrigkeitlicher Funktionen erworben). Dieſem Rechts⸗ 
zuſtand macht das BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 ein 
Ende. Im Anſchluß an verſchiedene Entwürfe, die ſchon vor 
dem 30. Jan. 1933 Gegenſtand von Beratungen der Reichs⸗ 
regierung und der geſetzgebenden Körperſchaften geweſen ſind, 
wird im 83 i. Verb. m. 86 a. a. O. beſtimmt, daß das Be⸗ 
amtenverhältnis im Reich, den Ländern, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbänden und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nur durch Aus händi⸗ 
gung einer Urkunde begründet wird, in der die 
Worte „unter Berufung in das Beamtenverhält⸗ 
nis“ enthalten ſind. Wer keine Urkunde in dem vor⸗ 
bezeichneten Sinne erhalten hat, iſt nicht als Beamter anzu⸗ 
ſehen. 

Wer vor Inkrafttreten der vorerwähnten Neuregelung in 
den Dienſt des Reiches, eines Landes uſw. getreten iſt, iſt nach 
den Ss 5, 6 a. a. O. nur dann Beamter geworden, wenn er in 
den Dienſt des Reiches, eines Landes uſw. als Beamter 
berufen worden iſt. Wenn in landesrechtlichen Vorſchriften 
beſtimmte Formen für die Begründung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes vorgeſehen waren, ſo gelten bis zum Inkrafttreten der 
88 3—6 a. a. O. nur dieſe Formen als Berufung im Sinne 
des 85. Der im Dienſte eines preußiſchen Kommunalverban⸗ 
des beſchäftigte Funktionär iſt danach alſo nur dann preußi⸗ 
ſcher Kommunalbeamter geworden, wenn ihm eine den Erfor⸗ 
derniſſen des 8 1 PrͤommBeamtG. v. 30. Juli 1899 entſpre⸗ 
chende Anſtellungsurkunde ausgehändigt worden iſt. Beſtanden 
aber derartige Formen nicht, ſo hat der als Beamter berufene 
Funktionär die Beamteneigenſchaft nicht nur für die Vergan⸗ 
genheit, ſondern auch für die Zukunft erworben, auch wenn 
ihm jetzt eine Anſtellungsurkunde nicht ausgehändigt wird. 

Wer vor dem Inkrafttreten des Beamtenreichs c. v. 
30. Juni 1933 im Dienſte des Reiches, eines Landes, einer 
Gemeinde uſw. beſchäftigt worden iſt, ohne als Beamter be⸗ 
rufen worden zu ſein, insbeſondere wer vor dem Inkrafttreten 
des Beamtenreich3G. auf Grund eines Dienſtvertrages des 
bürgerlichen Rechts im Dienſte des Reichs, eines Landes, einer 
Gemeinde uſw. beſchäftigt worden iſt, iſt nach der ausdrück⸗ 
lichen Vorſchrift der SS 5, 6 nicht Beamter im Sinne der im 
Reich, in den Ländern uſw. geltenden Beamtengeſetze gewor⸗ 
den. Das gleiche gilt nach 8 6 hinſichtlich ſolcher Bedienſteter 
der Länder, Gemeinden uſw., die unter Nichtbeachtung 
der in landesrechtlichen Vorſchriften beſtimmten Formen für 
die Begründung des Beamtenverhältniſſes als Beamte berufen 
worden ſind. Die hier erwähnten Bedienſteten haben die 
Rechte von Beamten des Reiches, der Länder uſw. auch für 
die Zeit vor dem Inkrafttreten des BeamtenreichsG. v. 
30. Juni 1933 ſelbſt dann nicht erworben, wenn gegen⸗ 


3) Vgl. hierzu von Bremen a. a. O. S. 370. 

) Vgl. hierzu Heyland in der Zeitſchrift der Anwaltskammer 
im OLG Bezirk Frankfurt a. M., 5. Jahrg. Nr. 10 (Okt. 1932) 
S. 91/92 und das dort angeführte reiche Schrifttum. 
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teilige Zuſicherungen, Vereinbarungen, Ver⸗ 
gleiche, rechtskräftige Urteile und Schieds⸗ 
ſprüche vorliegen. Wie im 85 noch einmal beſonders 
hervorgehoben wird, ſtellt die ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Übertragung einer mit obrigkeitlichen oder anderen öffentlichen 
Aufgaben verbundenen Tätigkeit allein keine Berufung als 
Beamter dar. Danach kann ein Bedienſteter des Reiches, 
eines Landes, einer Gemeinde uſw., der gegen ſeinen Dienſt⸗ 
herrn ein rechtskräftiges Urteil erſtritten hat, aus dem ſich 
ergibt, daß er durch Übertragung obrigkeitlicher Funktionen 
Beamter geworden iſt, hieraus keinerlei Anſprüche mehr her⸗ 
leiten. Soweit Zahlungsanſprüche auf Grund eines ſolchen 
Urteils beſtanden haben, ſind ſie in Fortfall gekommen. Eine 
Zwangsvollſtreckung aus einem ſolchen Urteil kommt daher 
nicht mehr in Frage. Lediglich bereits ‚auf Grund des Urteils 
gezahlte Bezüge können ſeitens des Dienſtherrn nicht zurüd- 
gefordert werden. Soweit zur Zeit Prozeſſe der hier in Rede 
ſtehenden Art noch ſchweben, ſind ſie als durch das Beamten⸗ 
reichs. v. 30. Juni 1933 erledigt anzuſehen. Demgemäß hat 
nach 878 a. a. O. jede Partei die ihr entſtandenen außer⸗ 
gerichtlichen Koſten zu tragen, während die Gerichtskoſten ge⸗ 
teilt werden. 
Das Beamtenreichs. v. 30. Juni 1933 gibt in den 
88 3, 6 nicht nur in formeller, ſondern auch in mate⸗ 
rieller Hinſicht Vorſchriften für die Begründung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes. Als Beamter des Reiches, eines Landes, 
einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes, einer ſonſtigen 
Körperſchaft, Anſtalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts darf 
nur berufen werden, wer 
1. die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder übliche Vor⸗ 
bildung oder ſonſtige beſondere Eignung für das ihm zu 
übertragende Amt beſitzt und 
2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat eintritt. 
Vorausſetzung für die Berufung als Beamter iſt drittens, daß 
der Bewerber ariſcher Abſtammung und nicht mit einer Perſon 
nichtariſcher Abſtammung verheiratet iſt. Beamte ariſcher Ab⸗ 
tammung, die mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung die 
Che eingehen, ſind zu entlaſſen. Wer als Perſon nichtari⸗ 
cher Abſtammung zu gelten hat, ſoll ſich nach Richtlinien be⸗ 
ſtimmen, die der RInnM. erläßt. 


3. Die Rechtsſtellung der weiblichen Beamten. 


In Art. 128 Abſ. 2 Verf. ift beſtimmt, daß alle Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen gegen weibliche Beamte beſeitigt werden. 
Dieſer Verfaſſungsgrundſatz iſt ſchon durch das mit verfaſ⸗ 
ſungsandernder Mehrheit beſchloſſene Reichsgeſetz über die 
Rechtsſtellung der weiblichen Beamten v. 30. Mai 1932 durch⸗ 

rochen worden. Die dort enthaltenen Sondervorſchriften für 
weibliche Beamte werden in den 88 3 Ziff. 2, 7 u. 8 Beamten⸗ 
deichsG. v. 30. Juni 1933 noch erheblich erweitert. Nach 8 3 


8 Abſ. 2 Noef. über die Rechtsstellung der weiblichen Be⸗ 
— v. 30. Mai 1932. Während nach dieſem Geſetz weib⸗ 
Ant Beamte im Falle ihrer Verheiratung auch ohne ihren 
2 rag aus ihrem Beamtenverhältnis entlaſſen werden konn⸗ 
12 aber nicht entlaſſen werden mußten, hat nach dem Be⸗ 
f le uwichsc v. 30. Juni 1933 die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
Verso ntlaſſung zu verfügen, „wenn die wirtſchaftliche 
lien gung des weiblichen Beamten nach der Höhe des Fami⸗ 
ea olmmens dauernd geſichert erſcheint“. Dieſe Voraus⸗ 

ng iſt erfüllt, „wenn der Ehemann unkündbar angeſtellter 
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Beamter iſt“. Ob in anderen Fällen die wirtſchaftliche Ver⸗ 
ſorgung als ausreichend geſichert zu gelten hat, entſcheidet im 
Reich die oberſte Reichsbehörde, in den Ländern die oberſte 
Landesbehörde; ihre Entſcheidung iſt für die Gerichte bin⸗ 
dend. Ausnahmen von dem Zwang zur Entlaſſung können im 
Einzelfalle im Reich von der oberſten Reichsbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit dem RInn M., in den Ländern von der ober⸗ 
ſten Landesbehörde zugelaſſen werden. 

Die auf Grund des Beamtenreich3®. v. 30. Juni 1933 
ausſcheidenden weiblichen Beamten, und zwar ſowohl die plan⸗ 
mäßig als auch die nicht planmäßig angeſtellten, haben An⸗ 
ſpruch auf eine Abfindung, durch die alle Verſorgungs⸗ 
bezüge abgegolten werden. Während die Abfindungsſumme 
bisher bis zum 1½fachen des letzten Jahreseinkommens be⸗ 
trug, je nach der Zahl der zurückgelegten Dienſtjahre, wird 
dieſe Abfindung nunmehr auf höchſtens ein Jahreseinkommen 
begrenzt, erreichbar nach 14 Dienſtjahren. 

Hinſichtlich der Verſicherungspflicht der auf Grund des 
BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 ausſcheidenden weiblichen 
Beamten gilt folgende Sonderregelung: Beamte unterliegen 
an ſich der Verſicherungspflicht nach dem Ang VerſcG. Sie find 
nach § 11 lediglich dann verſicherungsfrei, wenn ihnen An⸗ 
wartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente gewährleiſtet 
iſt. Scheiden jedoch Perſonen, die nach dieſer Beſtimmung ver⸗ 
ſicherungsfrei werden, aus der Ruhegeld gewährleiſtenden 
Tätigkeit aus, jo find nach § 18 die Verſicherungsbeiträge von 
der Anſtellungskörperſchaft nachzuzahlen. Dieſer Fall würde 
nunmehr auch bei der Entlaſſung weiblicher Beamten im 
Falle ihrer Verheiratung eintreten. Da jedoch Vorausſetzung 
für die Entlaſſung des ſich verheiratenden weiblichen Beamten 
die Sicherung ſeiner wirtſchaftlichen Verſorgung iſt, ſo lag 
keine Veranlaſſung vor, die infolge ihrer Verheiratung aus⸗ 
ſcheidenden weiblichen Beamten noch in die Verſicherung auf⸗ 
zunehmen. Es findet daher eine Nachverſicherung nicht ſtatt. 
Dieſe lebt jedoch auf, wenn die nach dem BeamtenreichsG. v. 
30. Juni 1933 für die Beſeitigung der Nachverſicherungs⸗ 
pflicht maßgebenden Geſichtspunkte in Fortfall kommen, wenn 
nämlich die Ehe wieder aufgelöſt wird und die Ehefrau eine 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung aufnimmt. 

Der Hervorhebung bedarf endlich, daß gemäß § 7 Ziff. 7 
bei der Beſoldung der weiblichen Beamten von 
den Vorſchriften des Art. 128 Abſ. 2 RVerf. ab⸗ 
gewichen werden darf und daß gemäß 8 8 die Entlaſſung 
eines weiblichen Beamten oder Lehrers, die vor dem Inkraft⸗ 
treten der einſchlägigen Vorſchriften des BeamtenreichsG. v. 
30. Juni 1933 erfolgte, rechtswirkſam iſt. 


4. Die Nebentätigkeit der Beamten. 


Das BeamtenreichsGG. v. 30. Juni 1933 ſtellt in feinen 
88 9—21 einheitliche Vorſchriften auf, wonach alle 
Beamten im Reich, in den Ländern, in den Gemeinden, 
Gemeindeverbänden und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts zur Übernahme eines 
Nebenamtes und zur Übernahme einer entgeltlichen Neben⸗ 
bejchäftigung der vorherigen Genehmigung der oberſten 
Reichs⸗ oder Landesbehörde oder einer von dieſen Behörden 
beauftragten nachgeordneten Behörde bedürfen. Zu einer ent⸗ 
geltlichen Nebenbeſchäftigung gehören nach § 9 Abſ. 1 Ziff. 2 
insbeſ. auch die Ausübung eines Gewerbes oder einer ge⸗ 
werblichen Tätigkeit, ſelbſt wenn ſie nur der Unterſtützung 
der Ehefrau in dem von ihr ausgeübten Gewerbe dient, 
ferner der Eintritt in den Vorſtand, Aufſichtsrat, Verwal⸗ 
tungsrat oder in ein ſonſtiges Organ einer Geſellſchaft, 
Genoſſenſchaft oder eines in einer anderen Rechtsform be⸗ 
triebenen Unternehmens und zur Übernahme einer Treu⸗ 
händerſchaft. Nicht genehmigungspflichtig iſt entſprechend der 
bisher ſchon herrſchenden Rechtsauffaſſung eine ſchriftſtelle⸗ 
riſche, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder Vortragstätigkeit der 
Beamten ſowie die mit der Lehr⸗ und Forſchungstätigkeit 
zuſammenhängende Gutachtertätigkeit von Lehrern an öffent⸗ 
lichen Hochſchulen. 

Die Genehmigung darf nicht erteilt werden für eine 
Nebentätigkeit, die mit dem Anſehen des Beamtenſtandes oder 
mit Rückſicht auf das Gemeinwohl nicht vereinbar iſt, ferner 
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für eine Tätigkeit, die den dienſtlichen Belangen widerſpricht, 
ſei es, daß ſie die Zeit des Beamten zu ſtark in Anſpruch 
nimmt, ſei es, daß der Beamte bei einer ſchiedsrichterlichen 
oder Gutachtertätigkeit ſich mit ſeinen Dienſtpflichten in 
Widerſpruch ſetzen würde. Beachtlich iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang, daß der Beamte, ebenſo wie er ſelbſt keine mit dem 
Anſehen des Beamtenſtandes zu vereinbarende Nebentätig⸗ 
keit ausüben darf, er auch nicht die Ausübung einer ſolchen 
Tätigkeit durch ein zu ſeinem Hausſtand gehörendes Familien⸗ 
mitglied dulden darf. 

Auf die Erteilung der Genehmigung zur übernahme 
eines Nebenamtes beſteht für den Beamten kein Anſpruch. 
Die einmal erteilte Genehmigung iſt nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des § 12 jederzeit widerruflich. Das gilt auch für 
die beim Inkrafttreten des BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 
erteilten Genehmigungen, ſelbſt wenn ein Widerruf nicht vor⸗ 
behalten iſt. Bei Widerruf der Genehmigung hat der Beamte 
ſeine Nebentätigkeit unverzüglich einzuſtellen. 


Während einerſeits der Beamte eine Nebentätigkeit von 
ſich aus nicht ohne Genehmigung der oberſten Reichs⸗ bzw. 
Landesbehörde übernehmen darf, ſo iſt er andererſeits ver⸗ 
pflichtet, auf Anordnung der oberſten Reichs⸗ bzw. Landes⸗ 
behörde jede Nebentätigkeit im öffentlichen Dienſt auch ohne 
Vergütung zu übernehmen oder fortzuführen, ſofern die aus⸗ 
zuübende Tätigkeit ſeiner Vorbildung oder Berufsbildung 
entſpricht. Für eine Nebentätigkeit im Reichs⸗ bzw. Landes⸗ 
bzw. Gemeindedienſt wird dem Beamten eine Vergütung 
grundſätzlich nicht gezahlt. Jede Vergütung, die einem 
Beamten für eine im Zuſammenhang mit ſeinem 
Hauptamt außerhalb des Reichs- bzw. Landes⸗ bzw. 
Gemeindedienſtes ausgeübte genehmigungspflichtige oder auf 
Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde 
übernommene Nebentätigkeit zufließt, iſt von ihm regelmäßig 
an die Kaſſe ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde abzuliefern. 

Der durch § 14 für den Beamten begründeten Ver⸗ 
pflichtung zur Übernahme jeder Nebentätigkeit im öffentlichen 
Dienſt entſpricht es, daß die Anſtellungskörperſchaft ihrer⸗ 
ſeits für den Beamten einzutreten hat, wenn er aus einer 
ſolchen Tätigkeit in Anſpruch genommen wird. Demgemäß 
iſt in 8 17 beſtimmt, daß in allen den Fällen, in denen ein 
Beamter aus einer Tätigkeit im Vorſtand, Aufſichtsrat, Ver⸗ 
waltungsrat oder in einem ſonſtigen Organ einer auf Erwerb 
gerichteten Geſellſchaft, Genoſſenſchaft oder eines in einer 
anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, die er auf 
Vorſchlag oder Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde 
übernommen hat, haftbar gemacht wird, die Anſtellungs⸗ 
körperſchaft ihm ſeinen Schaden zu erſetzen hat, es ſei denn, 
daß er ihn vorſätzlich oder grob fahrläſſig herbeigeführt hat. 
Auch in dieſem Falle hat aber die Anſtellungskörperſchaft 
dem Beamten ſeinen Schaden zu erſetzen, wenn er im Auf⸗ 
trage eines Dienſtvorgeſetzten gehandelt hat. 

Beſondere Hervorhebung verdient, daß die vorſtehenden 
Vorſchriften über die Nebentätigkeit der Beamten auf Wahl⸗ 
konſuln und Beamte im einſtweiligen Ruheſtand 
keine Anwendung finden. 


5. Die Rechtsſtellung der Beamten bei der Um⸗ 
bildung von juriſtiſchen Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechts. 


Für die Rechtsſtellung der Beamten, deren Anſtellungs⸗ 
körperſchaft umgebildet wurde, beſtanden bisher lediglich 
Sondervorſchriften, die zum Beiſpiel in den preußiſchen Um⸗ 
gemeindungsgeſetzen im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet 
oder in der preußiſchen Verordnung über Neugliederung von 
Kreiſen enthalten waren. In den 88 22—30 BeamtenreichsG. 
v. 30. Juni 1933 werden nunmehr einheitliche Vorſchriften 
gegeben, die im Gegenſatz zu den ſeitherigen Sondergeſetzen 
der Länder vor einem Eingriff in die durch Art. 129 RVerf. 
geſchützten wohlerworbenen Rechte der Beamten nicht zurück⸗ 
ſchrecken. 


Das BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 unterſcheidet 
drei Fälle der Umbildung von juriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen Rechts: 
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1. Die vollſtändige Eingliederung einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts in eine andere, 

2. den Zuſammenſchluß von zwei oder mehreren Körper⸗ 
ſchaften zu einer neuen Körperſchaft, 

3. den übergang der Aufgaben einer Körperſchaft auf eine 
andere. 


Das BeamtenreichsG. v. 30. Juni 1933 behandelt ferner 
den Fall, daß eine der vorerwähnten drei Umbildungen nicht 
die geſamte Körperſchaft oder ihre Geſamtaufgaben, ſondern 
die Körperſchaft oder ihre Aufgaben nur teilweiſe betrifft. 
Nach der ſeitherigen ſich aus Art. 129 RVerf. ergebenden 
Rechtslage war bei den hier in Rede ſtehenden Umbildungen 
einer Körperſchaft der Beamte der umgebildeten Körperſchaft 
nur verpflichtet, ein gleichwertiges Amt zu übernehmen. 
Dieſe Rechtslage erfährt durch § 23 eine Anderung. Die 
Beamten der umgebildeten Körperſchaft ſind verpflichtet, 
wenn eine freie gleichzubewertende Amtsſtelle in der neuen 
Körperſchaft nicht vorhanden iſt, oder dienſtliche Gründe es 
erfordern, ein Amt derſelben oder einer gleichwertigen Lauf⸗ 
bahn auch von geringerem planmäßigen Dienſteinkommen 
zu übernehmen. Bei der Verwendung in einem Amt von 
geringerem planmäßigen Dienſteinkommen erhalten die 
Beamten das Dienſteinkommen ihrer bisherigen gleichzu⸗ 
bewertenden Amtsſtelle. 

Die übernehmende (neue) Körperſchaft kann, wenn durch 
die Übernahme von Beamten die Zahl der insgeſamt bei 
ihr vorhandenen Beamten über den tatfächlichen Bedarf hin⸗ 
aus vermehrt wird, binnen drei Monaten nach dem Übertritt 
die entbehrlichen lebenslänglich angeſtellten und die auf Zeit 
gewählten Beamten in den Warteſtand verſetzen. Die übrigen 
Beamten können in dieſem Falle durch Widerruf oder 
Kündigung entlaſſen werden. Die Zahl der in den Warte⸗ 
ſtand zu verſetzenden oder zu entlaſſenden Beamten darf dabei 
aber die Zahl der übernommenen Beamten nicht überſteigen. 
Die übernehmende Körperſchaft iſt damit alſo in die Lage ver⸗ 
ſetzt, ſich aus dem ihr überwieſenen Beamtenmaterial nur 
die Fähigſten und Beſten auszuſuchen. 

Anſprüche von Beamten gegen Anordnungen, die bei der 
Umbildung ihrer Anſtellungskörperſchaft ihnen gegenüber er⸗ 
gehen, unterliegen im Gegenſatz zu den bisherigen Um⸗ 
gemeindungsgeſetzen, die regelmäßig eine Schiedsſtelle vor⸗ 
ſahen, lediglich der Entſcheidung im Verwaltungs⸗ 
wege. Nur bei Streitigkeiten über die Höhe der Bezüge der 
Beamten ſteht dieſen der Rechtsweg offen. Die im Verwal⸗ 
tungswege getroffenen Entſcheidungen ſind für die Gerichte 
bindend. 

Zwecks Vorbereitung einer der hier in Rede ſtehenden 
Umbildungen öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften kann eine 
Anſtellungs⸗ und Beförderungsſperre angeordnet werden. 

Die vorerwähnten Vorſchriften über die Rechtsſtellung 
der Beamten bei der Umbildung von juriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen Rechts können nach § 30 auch auf Angeſtellte 
ſinugemäß angewendet werden. 


6. Amts⸗ und Ruhegeldverluſt als Folge ſtraf⸗ 
oder militärgerichtlicher Verurteilung. 


In 87 PrdienſtvergG. v. 21. Juli 1852 war beſtimmt, 
daß, wenn von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Zucht⸗ 
hausſtrafe oder auf eine ſonſtige Freiheitsſtrafe von länger 
als einjähriger Dauer, auf eine ſchwerere Strafe, auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte, auf zeitige Unfähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter, auf Verluſt der bekleideten öffent⸗ 
lichen Amter oder auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt 
iſt, das Straferkenntnis den Verluſt des Amtes von 
ſelbſt nach ſich zieht, ohne daß darauf beſonders er⸗ 
kannt wird. Das RG. hat in ſeinem bekannten Urt. v. 3. Nov. 
19315) dieſe Vorſchrift inſoweit als mit Art. 129 Abſ. 2 
RVerf. unvereinbar und daher als rechtsunwirkſam erklärt, 
als beſtimmt iſt, daß das Straferkenntnis den Verluſt des 
Amtes von ſelbſt nach ſich zieht, wenn von einem gewöhn⸗ 
lichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von länger als 
einjähriger Dauer erkannt iſt. In der neuen preußiſchen 
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Beamtendienſtſtrafordnung v. 27. Jan. 1932 hat demgemäß 
eine dem § 7 a. a. O. entſprechende Beſtimmung keine Auf⸗ 
nahme gefunden. In Art. IV Abſ. 2 Satz 1 des PrGeſ. zur Um⸗ 
geſtaltung des Dienſtſtrafrechts der nichtrichterlichen Beamten 
v. 11. Jan. 1932 iſt jedoch beſtimmt worden, daß von der 
Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen Urteils ab das Dienſteinkom⸗ 
men des Beamten vorläufig einzubehalten iſt und nicht nach⸗ 
gezahlt wird, wenn der Beamte mit Dienſtentlaſſung beſtraft 
wird. Auch dieſe letztere Beſtimmung iſt aber vom RG. in 
feinem Urt. v. 14. März 1933 6) für reichsverfaſſungswidrig 
und daher rechtsunwirkſam erklärt worden. 

In $ 32 i. Verb. m. § 37 BeamtenreichsG. v. 30. Juni 
1933 iſt nun ſowohl für die Reichsbeamten als auch für die 
Beamten der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände uſw. 
eine dem § 7 a. a. O. ähnliche Beſtimmung getroffen worden. 
Einer der vorerwähnten Beamten, gegen den auf Gefängnis 
von länger als einjähriger Dauer oder auf Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht erkannt wird, verliert mit der Rechtskraft des 
Urteils ſein Amt. 

Die Vorſchrift des § 32 i. Verb. m. § 37 gilt lediglich 
für die Zukunft. Nach 8 38 kann jedoch in den Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden ein dem heutigen ent⸗ 
ſprechender Rechtszuſtand unter gewiſſen Vorausſetzungen mit 
rückwirkender Kraft herbeigeführt werden: Landesgeſetze ſowie 
Satzungen oder Vorſchriften der im § 37 aufgeführten Dienſt⸗ 
herren über Gehalts⸗ und Ruhegeldverluſt als Folge ſtraf⸗ 
oder militärgerichtlicher Verurteilung, die ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Beamtenreichs G. v. 30. Juni 1933 erlaſſen 
werden, gehen mit Wirkung für die zurückliegende 
Zeit entgegenſtehenden Vorſchriften des Reichs⸗ 
rechts vor. Iſt ein ſolches Geſetz, eine ſolche Satzung oder 
Vorſchrift in der Zeit zwiſchen dem Inkrafttreten der Reichs⸗ 
verfaſſung und dem Inkrafttreten der 88 32—39 Beamten⸗ 
reichs. v. 30. Juni 1933 aufgehoben worden, fo kann es 
durch Landesgeſetz (Satzung oder Vorſchrift) für die zurück⸗ 
negende Zeit wieder in Kraft geſetzt werden. 

Die in Preußen mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 
Art. 129 Abſ. 2 RVerf. und das Urt. des RG. v. 3. Nov. 
1931 aufgehobene Vorſchrift des § 7 a. a. O. kann mithin 
für die Vergangenheit wiederhergeſtellt werden. Danach wür⸗ 
den alle diejenigen Beamten, gegen die im Strafverfahren 
— — 


6) Vgl. RG. 140, 118ff. 


auf eine Freiheitsſtrafe von länger als einjähriger Dauer er⸗ 
kannt iſt, ihr Amt ohne weiteres auch dann verlieren, wenn 
ein Diſziplinarverfahren ihnen gegenüber bisher nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Auch die Anſprüche ſolcher Beamten auf Fort⸗ 
zahlung ihres Gehaltes bis zu ihrer rechtskräftigen Entlaſſung 
im Diſziplinarverfahren würden damit ohne weiteres be⸗ 
ſeitigt ſein. Die letzteren Anſprüche müſſen aber nach der 
einſchneidenden Beſtimmung des § 39 BeamtenreichsG. vom 
30. Juni 1933 auch jetzt ſchon — ohne Wieder⸗ 
inkraftſetzung des §7 a. a. O. — als beſeitigt 
gelten. Danach können aus Urteilen der ordentlichen 
Gerichte und der Dienſtſtrafgerichte, die von einer von der 
Vorſchrift des § 32 abweichenden Rechtslage ausgehen, An⸗ 
ſprüche nicht hergeleitet werden. Rechtsſtreitigkeiten, 
in denen mit längerer als einjähriger Gefängnisſtrafe be⸗ 
ſtrafte Beamte im Hinblick auf das vorerwähnte Urt. des 
RG. v. 14. März 1933 Gehaltsanſprüche gegenüber ihrem 
Dienſtherrn geltend machen, haben ſomit durch das Beamten⸗ 
reichs. v. 30. Juni 1933 ihre Erledigung mit den in 
§ 78 dieſes Gef. feſtgelegten Rechtsfolgen gefunden. 

Nach 8 33 verlieren in Abweichung von dem bisherigen 
Rechtszuſtand auch Ruhegeldempfänger, gegen die 
wegen einer vor Eintritt in den Ruheſtand begangenen Tat 
auf eine Strafe erkannt wird, die nach § 32 oder nach einer 
ſtrafgeſetzlichen Vorſchrift den Verluſt des Amtes zur Folge 
hat, oder die wegen eines nach Eintritt in den Ruheſtand 
begangenen Hoch⸗ und Landesverrats zu Zuchthaus ver⸗ 
urteilt werden, den Anſpruch auf Ruhegeld und Hinterbliebenen 
verſorgung. 

Beamten, die auf Grund des 8 32 ohne Diſziplinar⸗ 
verfahren ihr Amt verlieren, kann, ſofern ſie einen Anſpruch 
auf Ruhegeld haben, und beſondere Umſtände eine mildere 
Beurteilung zulaſſen, von der oberſten Reichs⸗ bzw. Lan des⸗ 
behörde auf Zeit oder lebenslänglich als Unterhaltszuſchuß 
ein Teil des Ruhegeldes bewilligt werden, das ſie im Zeit⸗ 
punkt des Amtsverluſtes erdient hätten. Eine entſprechende 
Vorſchrift gilt für Ruhegeldempfänger, die ihr Ruhegeld nach 
§ 33 verlieren. Als Gnadenerweis kann der Reichs⸗ 
präſident in den Fällen der 88 32, 33 die Wiedereinſtellung 
des Verurteilten oder die Wiedergewährung des Ruhegeldes 
verfügen, wenn die ſtrafbare Handlung ſich nicht gegen das 
Wohl des Volkes gerichtet und der Verurteilte nicht aus un⸗ 
ehrenhaften Beweggründen gehandelt hat. 


Die Rechtsgrundlagen für land wirtſchaftliche handelsklaſſen und ihre 
Entwicklung. 


Von Dr. Wilhelm Kutſcher, Oberpräſident i. e. R. 


* Die Beſtrebungen, den Markt für wichtige landwirtſchaft⸗ 
Pas Maſſenerzeugniſſe nach einzelnen allgemein gültigen und 
berſichtlichen Qualitätsklaſſen aufzuteilen, find einem wirt⸗ 
aftlichen Bedürfnis entſprungen. 
ſte Unmittelbar nach dem Abſchluß der Inflationsperiode 
f "te ſich heraus, welche außerordentlichen Fortſchritte die 
eindwirtſchaftliche Qualitätserzeugung und auf ihr gegründet 
eine zweckentſprechende Abſatzorganiſation ſeit Kriegsausbruch 
8 Auslande hatte erzielen können. In Holland und Däne⸗ 
5 vor allem auch in den überſeeiſchen Ländern hatte man 
ti er Ausnutzung einer glänzenden Kriegskonjunktur gewal⸗ 
Js Fortſchritte in beiden Richtungen erzielt. Im geſchwächten 
verarmten Deutſchland waren demgegenüber die vor⸗ 
anbenen Produktions⸗ und Abſatzeinrichtungen nur mit Mühe 
Al Stand zu halten geweſen, der bei Kriegsausbruch er- 
ar. Für viele Erzeugniſſe, für die es im Kriege in 
nie darauf ankam, Mengen hervorzubringen ohne 
t, ob dieſe Produktionsſteigerung auf Koſten der Quali⸗ 
gung, mußte das Ergebnis ungünſtiger fein. 
1 Unterſchiede, die dieſe verſchiedenartigen Konkurrenz⸗ 
deim gungen für die Abſatzmöglichkeiten der deutſchen Er⸗ 
Des 1 mit ſich brachten, traten alsbald in Erſcheinung. 
115 N Zeit hindurch der Qualität entwöhnte deutſche Ver⸗ 
Kredit = ſuchte, geſtützt auf eine zeitweilig durch ausländiſche 
die erheblich aufgeblähte Kaufkraft auch bei den einfachſten 


Grundſtoffen der Ernährung, Kleidung uſw. möglichſt hohe 
Qualitäten zu erwerben. Dies hatte zur Folge, daß er ſein 
Intereſſe der ausländiſchen Ware zuwandte, die dieſem Be⸗ 
dürfnis Rechnung trug. So wurde geraume Zeit hindurch 
ausländiſche Butter, ſo wurden ausländiſche Kartoffeln ſelbſt 
dann von der Verbraucherſchaft dem deutſchen Erzeugnis vor⸗ 
gezogen, wenn ſie beträchtlich teurer waren als das heimiſche 
Angebot. 

Die deutſche Landwirtſchaft erkannte ſehr raſch die eigent⸗ 

lichen Urſachen dieſer Entwicklung und iſt mit einer — oft 
verkannten — Zielſtrebigkeit daran gegangen, dieſe Urſachen 
abzuſtellen. Das Ziel mußte in einer Verbeſſerung der Quali⸗ 
tät der deutſchen Erzeugniſſe, gleichzeitig aber in einer Ver⸗ 
einheitlichung der zum Angebot gelangenden Qualitäten be⸗ 
tehen. 
Ir Der erſte Teil der Aufgabe ift in einer unter Berück⸗ 
ſichtigung der Widrigkeit ber Nachkriegsverhältniſſe erſtaunlich 
kurzen Zeit erreicht worden: Selbſt verwöhnteſte Verbraucher, 
ſelbſt Inhaber oder Geſchäftsleiter beſter Feinkoſthandelsunter⸗ 
nehmungen, geben heute unumwunden zu, daß dort, wo die 
natürlichen Bedingungen es nur irgend zulaſſen, die deutſche 
Erzeugung der des Auslandes bereits wieder gleichwertig ge⸗ 
worden iſt. 

Die Vereinheitlichung der zum Angebot gelangenden 
Qualitäten dagegen iſt noch nicht ſo weit gekommen, wie es 
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wünſchenswert wäre. Zwar ſind zur Zeit beiſpielsweiſe Tau⸗ 
ſende von deutſchen Molkereien beſtrebt geweſen, die Qualität 
ihrer Erzeugniſſe zu verbeſſern. Jeder einzelnen Molkerei 
ſchwebte aber zunächſt ein beſonderes Qualitätsziel vor, auf 
das fie hinarbeiten zu müſſen vermeinte. 

Hier griff man dann zunächſt unter Führung der Land⸗ 
wirtſchaftskammer der Provinz Schleswig⸗Holſtein ſeitens der 
landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen dadurch zur Selbſthilfe, 
daß lokale Qualitätskontrollſtellen bei den Landwirtſchafts⸗ 
kammern eingerichtet wurden, die qualitativ ein beſtimmtes 
Maß erreichende Butter, Kartoffeln, Milch uſw. mit einem 
beſonderen Qualitätszeichen verſahen, um auf dieſe Weiſe eine 
Hervorhebung derartig gekennzeichneter „Markenware“ (weil 
mit der Marke der Landwirtſchaftskammer ausgeſtattet) ſicher⸗ 
zuſtellen. Daneben liefen die Beſtrebungen, nach dem Vorbilde 
anderer Länder auch in Deutſchland zu einer planmäßigen 
Standardiſierung zu gelangen. Seit dem Jahre 1927 ſind der 
deutſchen Reichsregierung Wünſche und Anträge in dieſer 
Richtung — in erſter Linie aus dem Kreiſe der landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsvertretungen — zugeleitet worden. Aber auch 
aus anderen Wirtſchaftskreiſen wurden ſie unterſtützt. Insbeſ. 
ſei auf verſchiedene Anregungen verwieſen, die Dr. Solmſſen 
gegeben hat, und auf die lebhafte Erörterung, die das Thema 
in der deutſchen Wirtſchaftswiſſenſchaft gefunden hat. 

Erſt nach dem Ablauf mehrerer Jahre wurden am 1. Dez. 
1930 in Kapitel V des 8. Teiles der Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen!) 
unter dem Titel „Vorſchriften zur Verbeſſerung der Markt⸗ 
verhältniſſe für deutſche landwirtſchaftliche Erzeugniſſe“ in 
Form einer Rahmenverordnung die allgemein gültigen Rechts⸗ 
grundlagen geſchaffen, auf denen ſich nunmehr die einzelnen 
Beſtimmungen über Handelsklaſſen für die verſchiedenſten 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe aufbauen laſſen. 

Der Schwerpunkt bei der Schaffung von Handelsklaſſen 
liegt weniger in den allgemein grundlegenden Beſtimmungen, 
als in den Einzelmaßnahmen, die auf dieſer Grundlage für 
die einzelnen Warenarten getroffen werden. Bei dem höchſt 
unterſchiedlichen Charakter der einzelnen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe — das eine iſt leicht verderblich, das andere iſt 
gut lagerfähig, das eine iſt leicht, das andere ſchwer trans⸗ 
portabel, das eine iſt ſchließlich in ſeiner Qualität durch 
menſchliche Verarbeitung zu verändern, das andere muß ſo 
verbraucht werden, wie es erzeugt wird — können die eigent⸗ 
lichen Qualitätsanforderungen, wie ſie für die einzelnen Han⸗ 
delsklaſſen aufgeſtellt werden, jeweils nur in den Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen geregelt werden, die ſich mit der einzelnen 
Warenart befaſſen. Die Möglichkeit allgemeiner Richtlinien für 
alle Erzeugniſſe iſt ſehr begrenzt. 

Um den dringendſten wirtſchaftlichen Bedürfniſſen Rech⸗ 
nung zu tragen, waren die beiden erſten Ausführungsverord⸗ 
nungen, die von der Regierung in Angriff genommen wurden, 
auch zunächſt auf die Schaffung von Handelsklaſſen für 
einzelne Erzeugniſſe abgeſtellt. Wichtige Fragen allgemeiner 
Art, wie z. B. die Regelung der Qualitätskontrolle und der 
Begutachtung der nach Handelsklaſſen zu handelnden Waren 
wurden dahinter zunächſt zurückgeſtellt. Dies brachte gewiſſe 
Schönheitsfehler und organiſatoriſche Schwierigkeiten in der 
Durchführung des Geſetzes mit ſich, die zur Zeit die Über⸗ 
ſicht über dieſe geſamte Materie erſchweren. 

Als erſte Verordnung auf Grund des Handelsklaſſen⸗ 
geſetzes erging die Verordnung über die Kennzeichnung von 
Hühnereiern v. 17. März 19322). Hier war die Notwendig⸗ 
keit, Handelsklaſſen einzuführen, ſo vordringlich, daß man 
nicht auf den Erlaß der allgemeinen Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen zum Handelsklaſſengeſetz warten konnte. Denn auf Grund 
der in den deutſchen Handelsverträgen allenthalben vereinbar⸗ 
ten Meiſtbegünſtigungsklauſel kam der niedrige Eierzollſatz 
von 5 N. je Doppelzentner aus dem deutſch⸗jugoflawiſchen 
Handelsvertrag, der einer Belaſtung von ½ Pf. je eingeführtes 
Ei entſprach, allen eierproduzierenden Gebieten des Auslandes 
zugute. Er galt alſo nicht nur für die aus Dänemark oder 
Holland eingeführten Qualitätsware, ſondern auch für die Her⸗ 
künfte des näheren und ferneren Oſten, deren Friſche und 


1) RG Bl. 1930, I, 602603. 
2) Rl. I Nr. 18 v. 20. März. 


ſonſtige Beſchaffenheit ſchon infolge der langen Transportwege 
ſo ſtark beeinträchtigt ſein mußte, daß ſie nicht mehr als 
Qualitätsware angeſprochen werden konnten. Das kaufende 
Publikum iſt aber in vielen Fällen nicht ſachverſtändig, ſonſt 
hätte es nicht vorkommen können, daß beiſpielsweiſe chineſiſche 
Eier mit dem Stempel „friſches Landei“ verſehen ohne Schwie⸗ 
rigkeiten in den Verkehr gebracht werden konnten. 

Dieſe Eier öſtlicher Herkunft wurden aber zu jedem 
Preiſe abgeſetzt. Auf Grund dieſer abſoluten Billigkeit be⸗ 
deuteten ſie für das deutſche Ei ohne Ruͤckſicht auf ihre 
geringere Beſchaffenheit eine ſchlechterdings vernichtende Kon⸗ 
kurrenz. Nunmehr wurden auf Grund der Handelsklaſſen⸗ 
verordnung beſtimmte Handelsklaſſen für Eier gleichgültig, ob 
es ſich um deutſche oder ausländiſche Ware handelt, geſchaffen. 
Gleichzeitig wurde auf Grund einer beſonderen Ermächtigung 
der Reichsregierung) vorgeſchrieben, daß alle aus dem Aus⸗ 
lande nach Deutſchland eingeführten Eier mit dem Namen 
des Urſprungslandes geſtempelt ſein müſſen. Der Zweck der 
beiden Maßnahmen liegt auf der Hand: Es wird jetzt dem 
deutſchen Verbraucher durch die Handelsklaſſen und durch die 
Abſtempelungspflicht vor Augen geführt, daß ein ihm be⸗ 
ſonders preiswert erſcheinendes Ei hinſichtlich ſeiner Qualität 
hinter einem friſchen deutſchen Ei oder auch einem friſchen 
däniſchen oder holländiſchen Ei ſo ſtark zurückſteht, daß ein 
bloßer Vergleich der geforderten Preiſe zu falſchen Schlüſſen 
führen müßte. 

Um ſofort mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die 
notwendigen Kontrolleinrichtungen zu ſchaffen, wurde hier in 
Abweichung von den allgemeinen Beſtimmungen der Handels⸗ 
klaſſenverordnung die Qualitätskontrolle und die Verleihung 
des Qualitätsſtempels beſonderen „Überwachungsſtellen“ über⸗ 
tragen, die bei den einzelnen Landwirtſchaftskammern errichtet 
werden. Dieſe Form der Kontrolle konnte auf Grund der be⸗ 
reits angezogenen beſonderen Ermächtigung zur Regelung 
der Eierwirtſchaft gewählt werden. In der Handelsklaſſen⸗ 
verordnung ſelbſt ſind andere Stellen für die Begutachtung 
der Beſchaffenheit der Ware vorgeſehen: Dieſe „Gutachter⸗ 
ſtellen“ ſollen gemeinſame Inſtitutionen der zuſtändigen Land⸗ 
mirtſchafts⸗ und Induſtrie⸗ und Handelskammern ſein. 

Des weiteren liegt bereits nach Zuſtimmung des Reichs⸗ 
rats eine Verordnung des Reichsernährungsminiſters vom 
3. Aug. 1932 (RGBl. I, 397—399) über Handelsklaſſen für 
Getreide vor. Mit ihrer endgültigen Inkraftſetzung iſt in 
Kürze zu rechnen. Ebenſo liegt eine Verordnung v. 5. Dez. 
1932 (RGBl. I Nr. 78) über Handelsklaſſen für Kartoffeln 
vor. Bei Butter iſt eine entſprechende Verordnung in Vor⸗ 
bereitung. Alle dieſe Entwürfe enthalten im mefentlichen die 
Beſtimmungen über die Einteilung und die einzelnen Quali⸗ 
tätserforderniſſe, die für die einzelnen Handelsklaſſen und 
Gütegruppen geſtellt werden. Hinſichtlich der Qualitätskon⸗ 
trolle und der ſonſtigen Durchführungsbeſtimmungen fußen 
ſie ſämtlich auf den allgemeinen Beſtimmungen des Handels⸗ 
klaſſengeſetzes, welche durch die dem Reichsrat zugeleitete 
Durchführungsverordnung über die Errichtung von Gutachter⸗ 
ſtellen erſt praktiſch durchführbar werden. Die Beſtimmungen 
dieſer Verordnung werden für die Durchführung des Geſetzes 
beſondere Bedeutung erhalten. Sie ſchaffen die Rechtsgrund⸗ 
lage, auf der ſich nach Einführung von Handelsklaſſen der 
wichtigſte Teil der praktiſchen Handhabung, die Qualitäts⸗ 
kontrolle abſpielen wird. 

Entſprechend den Beſtimmungen der Rahmenverordnung 
werden die Gutachterſtellen gemeinſam von den Induſtrie⸗ und 
Handelskammern und den Landwirtſchaftskammern geſchaffen. 
Wichtig iſt, daß für jeden Bezirk — als ſolche gelten größere 
Wirtſchaftsgebiete, die ſich auch über den Amtsbereich meh⸗ 
rerer Kammern erſtrecken können — nur eine Gutachterſtelle 
gebildet wird, die für ſämtliche nach Handelsklaſſen gehan⸗ 
delten einzelnen Erzeugniſſe zuſtändig iſt. Dieſe Gutachter⸗ 
ſtelle ſtellt nach Bedarf Gutachter für die einzelnen Waren⸗ 
gruppen an. Die Gutachterſtelle iſt ſomit lediglich eine ge⸗ 
meinſame Verwaltungsſtelle der beteiligten geſetzlichen Berufs⸗ 
vertretungen. Sie hat auch keine Rechtsperſönlichkeit, ſondern 


) 3. NotVO. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen v. 6. Okt. 
1931 (RGBl. I, 537) Teil 5 Kap. VI. 
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ihre Rechte und Verbindlichkeiten werden von den ſie bilden⸗ 
den Berufsvertretungen getragen. Die für die Kammer⸗ 
organiſation ſich ergebende Verpflichtung, eine gewiſſe Haf⸗ 
tung für die Tätigkeit der Gutachterſtelle zu übernehmen, hat 
zu dem Antrage des Vorläufigen Reichswirtſchaftsrats ge⸗ 
führt, die Haftung der Rechtsträger müſſe ſich auf den Tat⸗ 
beſtand des 8 831 BGB. beſchränken. 

Hinſichtlich ihrer Verwaltungstätigkeit iſt die Gutachter⸗ 
ſtelle weitgehend autonom, ſie beſchließt ihre Geſchäftsordnung 
ſelbſt. Vorgeſchrieben iſt ihr jedoch die Schaffung eines Ver⸗ 
waltungsrats, der von Landwirtſchaft und Handel paritätiſch 
zu beſetzen iſt. Der Verwaltungsrat wählt ſich ſeinen Vor⸗ 
ſitzenden mit einer Zweidrittelmehrheit. Kommt eine ſolche 
Mehrheit nicht zuſtande, ſo wird der Vorſitzende von der ober⸗ 
ſten Landesbehörde oder eine von dieſer beſtimmten Behörde 
benannt. Der Verwaltungsrat kann ſeinerſeits Unterausſchüſſe 
für einzelne Waren und Warengruppen bilden und in dieſe 
beſondere Sachverſtändige für die Qualitätsbeurteilung der 
in Frage kommenden Waren zuwählen. Dieſen Sonderaus⸗ 
ſchüſſen können nach näherer Beſtimmung der Geſchäftsord⸗ 
nung beſtimmte Aufgaben überwieſen werden, z. B. An⸗ 
weiſungen für die Gutachter der einzelnen Warengruppen, 
Überwachung der Tätigkeit der Gutachter, Vorſchläge über die 
Beſtellung von Gutachtern ſowie für die Gebühren und ähn⸗ 
liches. Dagegen ſoll beiſpielsweiſe die Anſtellung der Gut⸗ 
achter ſelbſt, die Feſtſetzung der Gebühren und die Verwaltung 
a der Stelle dem Verwaltungsrat ſelbſt vorbehalten 

eiben. 

Zwiſchen den von den Gutachterſtellen anzuſtellenden 
Gutachtern und der öffentlichen Beſtellung von Sachverſtän⸗ 
digen nach der Gewerbeordnung beſteht inſofern ein grund⸗ 
legender Unterſchied, als es ſich hier um Anſtellung auf Grund 
eines Vertrages handelt, mit deſſen Aufhören auch die Gut⸗ 
achtertätigkeit aufhört. Trotz der zeitlichen Beſchränkung der 
Wirkungsmöglichkeit dieſer Gutachter erfolgt eine gewiſſe 
Gleichſtellung mit den ſonſtigen Beteiligten und öffentlich an⸗ 
geſtellten Sachverſtändigen inſofern, als auch die Gutachter 
auf gewiſſenhafte und unparteiiſche Erfüllung ihrer Obliegen⸗ 
heiten gemäß 8 36 Abſ. 3 GewO. i. d. Faſſ. der 2. Not BO. 
b. 5. Juni 1931 Teil 7 Kapitel VI (RGBl. I, 279, 313) eid⸗ 
uch verpflichtet werden ſollen. 


Eine beſondere Bedeutung kommt der Frage des Ober⸗ 
gutachtens zu. An ſich iſt ein Obergutachten notwendig, um 
gewiſſe Beſchwerde⸗ und Abänderungsmöglichkeiten bei tat⸗ 
ſächlich fehlerhaften Gutachten zu ſchaffen. Jedoch beſteht auf 
der anderen Seite die Gefahr, daß die Einholung eines Ober⸗ 
gutachtens zum Normalfall würde und dadurch die Durch⸗ 
führung des Handelsklaſſengeſetzes in unerwünſchter Weiſe 
verteuert werden könne. Der Reichswirtſchaftsrat hat der 
Regierung vorgeſchlagen, die Beſtimmungen über die Vor⸗ 
ausſetzung und die Zuläſſigkeit von Obergutachten den ein⸗ 
zelnen Gutachterſtellen zu entziehen und den Reichsernährungs⸗ 
miniſter zu ermächtigen, Vorſchriften für die Zuläſſigkeit von 
Obergutachten für einzelne Warengruppen zu erlaſſein. Dieſe 
Obergutachten werden dann nicht von einem, ſondern von 
drei von der Gutachterſtelle benannten Gutachtern erſtattet. 


Der Antragſteller ſoll nicht berechtigt ſein, einen ihm 
genehm erſcheinenden Gutachter mit der Begutachtung zu be⸗ 
auftragen. Vielmehr iſt der Antrag auf Begutachtung an die 
örtlich zuſtändige Gutachterſtelle zu richten. Ein unmittel⸗ 
bares Vertragsverhältnis zwiſchen dem Antragſteller und dem 
Gutachter beſteht daher nicht. Die Gebühr für die Gutachten 
iſt auch an die Gutachterſtelle und nicht an den Gutachter zu 
zahlen. Ebenſo erfolgt die Regelung der Vergütung der Gut⸗ 
achter für ihre Tätigkeit lediglich zwiſchen der Gutachterſtelle 
und den Gutachtern. Die Gutachter ſtellen das Gutachten je⸗ 
doch im eigenen Namen aus. 


Dieſe Regelung iſt mit Vertretern aller maßgeblichen 
Wirtſchaftsgruppen durchberaten und übereinſtimmend als die 
zweckmäßigſte Form der Handhabung der Qualitätskontrolle 
anerkannt worden. Die zuſtändigen geſetzlichen Berufs⸗ 
vertretungen von Induſtrie, Handel und Landwirtſchaft ar⸗ 
beiten daran, die Gutachterſtellen einzurichten, damit ſie mög⸗ 
lichſt unmittelbar nach Inkrafttreten der Verordnung ihre 
Tätigkeit aufnehmen können. Iſt dieſe Kontrollorganiſation 
geſchaffen, dann brauchen nur für diejenigen Waren, bei denen 
die Notwendigkeit beſteht, im einzelnen die Beſtimmungen für 
die Handelsklaſſen feſtgelegt zu werden, um ſie ſofort in die⸗ 
ſes Kontrollſyſtem einzuſchalten und die an ihrem Abſatz Be⸗ 
teiligten damit der wirtſchaftlichen Vorteile teilhaftig werden 
zu laſſen, die man aus dieſer planmäßigen und zweckentſpre⸗ 
chenden Aufteilung der einzelnen Qualitäten erhoffen kann. 


Das Widerſpruchs⸗ und prozeßverfahren bei der außerordentlichen 
Mietkündigung nach den Geſetzen vom 7. April 1933. 


Von Amtsgerichtsrat i. R. Wunderlich, Berlin. 


0 Nach dem Geſetz über das Mietkündigungsrecht der durch 
eus Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums be⸗ 
roffenen Perſonen b. 7. April 1933 (RG Bl. I, 187) können 
Eßtere bei ganzem oder teilweiſem Verluſt ihrer Bezüge unter 
nin haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt das Mietverhält⸗ 
” über ihre Räume zum erſten zuläfftgen Termin kündigen 
5 1). Hiergegen kann der Vermieter binnen zwei Wochen bei 
hebe AG., in deſſen Bezirk die Räume liegen, Widerſpruch er⸗ 
en, auf den das AG. durch Beſchluß zu entſcheiden hat. 
35 Kündigung iſt für unwirkſam zu erklären, wenn dem Mie⸗ 
r unter Berückſichtigung der Verhältniſſe beider Teile die 
„ortſetzung des Mietverhältniſſes zugemutet werden kann 
1185 2, 3). Nach 86 des Geſetzes über die Zulaſſung zur 
uf dein walſchaft v. 7. April 1933 (RGBl. I, 118) finden 
er en Rechtsanwalt, deſſen Zulaſſung auf Grund dieſes 
andes zurückgenommen iſt, hinſichtlich der Kündigung ſeiner 
a ſowie auf deſſen Angeſtellte, die Vorſchriften jenes 
1 Geſ. v. 7. April 1933 entſprechend Anwendung. Für 
en Notar gelten die für Beamte gegebenen Vorſchriften 
Zmei fer wäre anzunehmen, daß dieſe knappen Beſtimmungen 
daß ſie agen keinen Raum bieten. Und doch zeigt es ſich, 
ſie beſtehen. Bei der Wichtigkeit ihrer Klärung ſollen ſie 
ne Falle, der ſich mit der Bedeutung des Widerſpruchs⸗ 
en befaßt und als geradezu typiſch angeſprochen wer⸗ 
1933 ga srläutert werden (im übrigen vgl. Spiro: JW. 


„eds; Günther: 1933, 417; Ebel: 
DWohnArch. 1933, 1040. ur 2 


Der nichtariſche Rechtsanwalt und Notar F. hatte Wohn⸗ 
und Büroräume im Hauſe der Witwe Z.; der Mietvertrag 
lief noch bis 1935. Auf ſeine außerordentliche Kündigung 
gem. 8 1 des erſten, § 6 des zweiten Geſ. v. 7. April 1933 
erhob die Vermieterin Widerſpruch mit dem Antrage auf Un⸗ 
zuläſſigkeitserklärung der Kündigung, da die Kündigung nach 
§ 1 bzw. 6 erſt bei endgültiger Entlaſſung als Notar bzw. 
Zurücknahme der Zulaſſung als Rechtsanwalt erfolgen dürfe, 
dieſe aber noch nicht ausgeſprochen ſeien. Der Gegner ver⸗ 
langte Abweiſung des Widerſpruchs, der gegen eine, wie An⸗ 
tragſtellerin ſelbſt anführe, unzuläſſige Kündigung nicht ge⸗ 
geben ſei, vielmehr — wie ſich aus § 3 Satz 2 des erſten Geſ. 
v. 7. April 1933 ergebe — eine wirkſame Kündigung voraus⸗ 
ſetze. Das beſtritt die Witwe 3., fie meinte, § 1 Satz 1 des 
erſten Geſ. v. 7. April 1933 geſtatte das Widerſpruchs⸗ 
verfahren gegen jede Kündigung und füge in Satz 3 nur hinzu, 
daß die Kündigung auch dann für unwirkſam zu erklären ſei, 
wenn ſie unzumutbar ſei; es liege alſo ein Streitfall über die 
Berechtigung der Kündigung vor; gerade ſolche Fragen ſeien 
aber in dem vereinfachten und beſchleunigten Widerſpruchs⸗ 
verfahren zu klären, ſonſt müßte ja im ordentlichen Prozeß⸗ 
verfahren die Feſtſtellungsklage auf Ungültigkeit der Kündi⸗ 
gung erhoben werden, was gerade durch das neue Verfahren 
hätte vermieden werden ſollen. Außerdem machte die Antrag⸗ 
ſtellerin Tatſachen für die Zumutbarkeit der Fortſetzung des 
Mietverhältniſſes ſeitens des Rechtsanwalts F. geltend, die 
vom Gegner beſtritten wurden. 
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Das AG. hat die Kündigung für unwirkſam erklärt 
mit folgender Begründung: 

„Die Vorausſetzungen für eine Kündigung nach dem Geſ. 
v. 7. April 1933 ſind nicht gegeben, da dem Antragsgegner 
weder die Zulaffung zur Rechtsanwaltſchaft noch zum Notariat 
entzogen worden iſt. Es war daher die Frage zu entſcheiden, 
ob die Kündigung auch dann für unwirkſam zu erklären iſt, 
wenn ſie ohne Rückſicht auf die perſönlichen Verhältniſſe 
unzuläſſig iſt, oder ob in dieſem Falle das Widerſpruchs⸗ 
verfahren nicht angängig und der Widerſpruch daher als 
unzuläſſig zu verwerfen iſt. Die Frage iſt dahin zu beant⸗ 
worten, daß auch in dieſem Falle das Widerſpruchsverfahren 
zuläſſig und die Kündigung für unwirkſam zu erklären iſt. 
Da die Erhebung des Widerſpruchs an eine Friſt geknüpft 
iſt, würde der Vermieter ſchutzlos ſein, wenn er gegen eine 
unzuläſſige Kündigung keinen Widerſpruch einlegen würde, 
denn bei nachträglichem Wirkſamwerden der Kündigung auf 
Grund einer Rücknahme der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
wäre die Friſt verſäumt und der Vermieter hätte keine Mög⸗ 
lichkeit, gegen die Kündigung anzukämpfen. Die Kündigung 
war daher auf den Widerſpruch der Antragſtellerin hin für 
unwirkſam zu erklären, ohne daß es auf die perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Parteien bezüglich der Frage der Zumutbarkeit 
der Fortſetzung des Mietverhältniſſes einzugehen war. (Beſchl. 
des AG. Berlin-Mitte v. 10. Juni 1933, 70 H 2/33.) 

Der Entſcheidung wird nicht beizutreten ſein. Sowohl 
die Parteien als auch das Gericht ſind an der wahren Be⸗ 
deutung des Widerſpruchsverfahrens des Geſ. v. 7. April 
1933 vorbeigegangen. Sie verkennen, daß in dieſem Verfahren 
nicht über die materiell⸗rechtliche Gültigkeit der Kündigung, 
ſondern lediglich über die Zumutbarkeit der Fortſetzung des 
Mietverhältniſſes für den Mieter, alſo nicht über Rechts⸗ 
fragen, ſondern einzig und allein über Billigkeitsrückſichten 
zu befinden iſt. Der Satz 3 des 82 MietkündG. v. 7. April 
1933 gibt das alleinige ſachliche Prüfungsgebiet dieſes Ver⸗ 
fahrens an, nicht aber einen beſonderen Anwendungsfall der 
Unwirkſamserklärung neben anderen. Alles andere gehört in 
das ordentliche Verfahren vor dem ProzGer., bei dem u. a. 
auch die Feſtſtellungsklage auf Gültigkeit oder Ungültigkeit 
der Kündigung erhoben werden kann. 

Zum Verſtändnis der Bedeutung des Widerſpruchs und 
des Widerſpruchsverfahrens im Verhältnis zum ordentlichen 
Prozeßverfahren möge folgendes dienen: 


A. Auf die außerordentliche Kündigung erhebt Ver⸗ 
mieter keinen Widerſpruch. — Dann iſt die Kündigung 
auf alle Fälle wirkſam, und zwar auch bei einer rechtlich 
ungültigen Kündigung. Das kann — mag es auch bei ſonſtigen 
Kündigungen ſtreitig ſein — bei einer Kündigung, gegen 
welche ein zu erhebender Widerſpruch ausdrücklich geſetzlich 
eingeführt iſt, nicht zweifelhaft ſein. Erhebt alſo dennoch 
der Vermieter die negative Feſtſtellungsklage beim ProzGer., 
ſo wird dieſe als unzuläſſig abzuweiſen ſein. Das gleiche 
gilt, wenn der Widerſpruch im Beſchlußverfahren rechts⸗ 
kräftig als verſpätet zurückgewieſen iſt. — Daraus folgt, 
daß der Vermieter, will er nicht als einverſtanden mit einer 
auf Grund der Geſ. v. 7. April 1933 erfolgten Kündigung 
behandelt werden, auf alle Fälle gemäß 88 2, 3 MietfindG. 
rechtzeitig Widerſpruch erheben muß. 

B. Erhebt der Vermieter Widerſpruch (wobei er einen 
beſonderen Antrag nicht zu ſtellen braucht, da das AG. nur 
auf deſſen Zurückweiſung oder auf Wirkſamkeit bzw. Un⸗ 
wirkſamkeit der Kündigung zu erkennen hat und für das 
Beſchlußverfahren die Vorſchrift des 8 253 Abi. 2 Nr. 2 ZPO. 
nicht gilt), fo hat das AG. zunächſt zu prüfen, ob es ört⸗ 
lich zuſtändig und der Widerſpruch rechtzeitig eingelegt iſt 
(f. Ebel). Zu letzterem gehört wegen der Widerſpruchsfriſt 
von zwei Wochen auch die Feſtſtellung des Zugangs der 
Kündigung beim Vermieter (der ja für den Beginn der Friſt 
maßgebend iſt). Das iſt die einzige ſachrechtliche Befaſſung 
des Beſchlußgerichts mit der Kündigung. Mit allen übrigen 
Belangen derſelben (ihre Rechtzeitigkeit, Berechtigung und 
ſonſtigen Vorausſetzungen) hat das Widerſpruchsverfahren 
nichts zu tun (ebenſo: Günther, Ebel; a. A. Spiro). 

Es iſt alſo nicht richtig, daß der Widerſpruch eine wirk⸗ 
ſame (beſſer — gültige) Kündigung vorausſetzt. Iſt Zu⸗ 
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ſtändigkeit und Rechtzeitigkeit des Widerſpruchs feſtgeſtellt, ſo 
hat vielmehr das Beſchlußgericht — ohne ſich um die rechtliche 
Gültigkeit der Kündigung zu kümmern leinzige Ausnahme 
unten zu I) — ſogleich auf feine eigentliche Aufgabe, Prü⸗ 
fung der Zumutbarkeit der Kündigung, einzugehen. Ahnlich 
wie das MEN. hat es hier lediglich eine ſoziale ausgleichende 
Tätigkeit, während die Erledigung aller Rechtsfragen zur 
Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts gehört. Dabei wird 
man aber nicht ſoweit gehen können wie Günther, der dem 
Widerſpruchsgericht nach Art des MEA. jede Prüfung der 
Rechtzeitigkeit auch des Widerſpruchs verſagt (und auch dieſe 
dem ordentlichen Gericht übe ⸗aſſen will), indem er fordert, 
daß hier — ebenſo wie beim Verfahren vor dem MEA. — 
ſtets vom Vortrage des Antragſtellers auszugehen, alſo — 
wo dieſer Rechtsgültigkeit des Widerſpruchs behauptet — 
die Rechtzeitigkeit ohne weiteres zu unterſtellen ſei. Mit Recht 
wendet ſich Ebel dagegen, als höchſt unpraktiſch und durch 
das Geſ. v. 7. April 1933 keineswegs begründet. In der 
Tat iſt eine derartige Übertragung des Charakters des MEA. 
auf das Widerſpruchsgericht weder zweckmäßig noch allein 
daraus, daß beiderſeits nach Billigkeit zu entſcheiden iſt, 
geboten. 

Der Grundgedanke des Widerſpruchsverfahrens iſt, dem 
Vermieter gegen das ihn zweifellos ſchwer treffende außer⸗ 
ordentliche Kündigungsrecht die Möglichkeit eines Ausgleichs 
zu geben, wie dies der Billigkeit entſpricht. Und ferner in 
einem beſchleunigten und vereinfachten Verfahren und aus 
einem Geſichtspunkt, deſſen Berückſichtigung dem ordentlichen 
Gericht bei dem Rechtsſtreit über die Kündigung verſagt iſt. 
Hieraus ergeben ſich die Beſonderheiten der beiden Verfahren 
an ſich und zueinander. Folgende Darſtellung diene zur 
näheren Erläuterung: 


I. Das ProzGer. hat ſchon vor dem Widerſpruchsver⸗ 
fahren rechtskräftig geſprochen. 

1. Es hat die Kündigung ſachrechtlich für ungültig er⸗ 
klärt. — Dann hat das Beſchlußgericht den Widerſpruch als 
gegenſtandslos zurückzuweiſen, da hier für eine Prüfung der 
Wirkſamkeit kein Raum mehr iſt. 

2. Es hat die Kündigung für materiellrechtlich gültig 
erklärt. — Dann hat das Beſchlußgericht (nach Feſtſtellung 
ſeiner Zuſtändigkeit und der Rechtzeitigkeit des Widerſpruchs) 
ſofort in die Prüfung nach $2 MietkündG. einzutreten. 

Für die Fälle zu I (die allerdings ſelten ſein werden) 
hat alſo die materiell⸗rechtliche Gültigkeit der Kündigung 
beim Widerſpruchsverfahren Bedeutung. 

II. Das ProzGer. iſt noch nicht angerufen. 

1. Das Beſchlußgericht weiſt den Widerſpruch rechtskräftig 
als verſpätet oder wegen (friſtgemäß nicht mehr zu hei⸗ 
lender) Unzuſtändigkeit des Gerichts zurück. — Dann iſt die 
Kündigung (ebenfo wie bei gänzlicher Unterlaſſung des Wi⸗ 
derſpruchs) auf alle Fälle gültig. Das ProzGer. wird eine 
neue Prüfung der Rechtzeitigkeit der Kündigung nicht vor⸗ 
nehmen dürfen (da hierüber bereits rechtskräftig entſchieden 
iſt) und im Falle einer Klage von der Gültigkeit der Kündi⸗ 
gung ausgehen müſſen. 

2. Das Beſchlußgericht läßt den Widerſpruch zu und 
erklärt gemäß § 2 die Kündigung für unwirkſam. — Dann 
iſt dies für das ProzGer. auf alle Fälle bindend; denn es 
ſteht damit feſt, daß trotz gültiger Kündigung der Mieter das 
Mietverhältnis als ihm tragbar fortzuſetzen habe. Einen 
Rechtsſtreit über die Kündigung kann es hier nicht mehr 
geben und das ProzGer. wird demgemäß jede ſich damit 
befaſſende Klage ohne weiteres abzuweiſen haben. 

3. Das Beſchlußgericht erklärt die Kündigung für wirk⸗ 
ſam, alſo dem Vermieter gemäß § 2 zumutbar. — Dann 
bleibt noch zu prüfen, ob ſie auch gültig erfolgt iſt, d. h. 
ob die ſachrechtlichen Vorausſetzungen (außer der Rechtzeitig⸗ 
keit — ſ. zu II 1), wie Aktiv⸗ und Paſſivberechtigung, Ent⸗ 
laſſung, Entziehung der Zulaſſung, vorliegen. Dieſe Prüfung 
aber hat — wie bereits ausgeführt — das ProzGer. vor⸗ 
zunehmen. Je nach ihrem Ergebnis wird die Entſcheidung 
über ie Kündigungsklage auszufallen haben (ſo auch Gün⸗ 
ther). 

III. Mit dem Widerſpruchsverfahren ſchwebt gleich- 
zeitig ein Prozeßverfahren. 
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Das Beſchlußgericht wird dem Sinne eines beſchleu⸗ 
nigten Verfahrens entſprechend hier keine Ausſetzung vor⸗ 
zunehmen, ſondern ſeine Feſtſtellungen nach Maßgabe des 
§2 zu treffen haben ohne Rückſicht auf den etwaigen Aus⸗ 
gang des Rechtsſtreits. Das ProzGer. hat aber zunächſt die 
ſachrechtliche Gültigkeit der Kündigung zu prüfen. Kommt 
es zum Ergebnis ihrer Ungültigkeit, ſo hat es dies durch 
Urteil auszuſprechen, mit deſſen Rechtskraft dann das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren erledigt iſt (ſ. I 1). Ergibt aber die Prü⸗ 
fung die ſachrechtliche Gültigkeit der Kündigung, ſo wird es 
das Prozeßverfahren bis zur rechtskräftigen Beendigung des 
Widerſpruchsverfahrens auszuſetzen haben, um abzuwarten, 
ob in letzterem die Kündigung dennoch aus 82 für unwirkſam 
erklärt wird, und hierauf des weiteren nach II (insbeſ. II 2) 
entſcheiden. 5 

Feſtzuhalten iſt hiernach eins: Die Kündigung wird auf 
alle Fälle gültig und wirkſam bei unterlaſſenem oder ver⸗ 
ſpätetem Widerſpruch des Vermieters ſowie bei rechtskräftiger 
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Wirkſamkeiterklärung gemäß 82 MietkündGG. durch das Wi⸗ 
derſpruchsgericht. 


Hiernach hätte im vorliegenden Falle das NG. feine 
Entſcheidung ſogleich auf die Zumutbarkeit der Mietfortſetzung 
einſtellen müſſen. Richtig iſt zwar die Betonung der Wider⸗ 
ſpruchspflicht des Vermieters zur Vermeidung der Fiktion 
der Zuſtimmung, unrichtig aber, daraus auch Pflicht oder 
Recht des Widerſpruchsgerichts zum Eingehen auf die ſach⸗ 
rechtlichen Vorausſetzungen herzuleiten und die Entſcheidung 
aus dieſen zu treffen. 


Da zu erwarten iſt, daß nach der endgültigen Regelung 
der Entlaſſung der Beamten und der Rücknahme zur Zu⸗ 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft in Verfolg der Geſ. v. 7. April 
1933 die Kündigungen und Widerſprüche ſich mehren werden, 
wird es zweckmäßig ſein, ſchon jetzt die Eigenart des Wider⸗ 
ſpruchsverfahrens und ſein Verhältnis zum Prozeßverfahren 
geklärt zu ſehen. 


Anderungen im deutſchen Scheckrecht !). 


Nach der Bek. der Abk. zur Vereinheitlichung des Wechſel⸗ 
rechts am 29. Juni 1933 (RGBl. IE, 377) find am 29. Aug. 1933 
auch die drei Abk. zur Vereinheitlichung des Scheckrechts, deren 
Ratifikation ebenfalls von der Reichsregierung beſchloſſen worden 
iſt, im RGBl. (II, 537) bekanntgemacht worden. Da die Abk. 
zur N88 des Scheckrechts ein Jahr ſpäter abgeſchloſſen 
wurden als die Abk. zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts, ſo 
ind die Ratifikationen der Scheckrechtsabkommen noch nicht ſo weit 
ortgeſchritten wie die Ratifikationen der Wechſelrechtsabkommen. 
Bisher haben Dänemark, Finnland, Japan, Nikaragua, Norwegen, 

chweden und die Schweiz die Scheckrechtsabkommen ratifiziert. 
Nur wenn nun außer Deutſchland noch ein weiterer ſtändig 
im Völkerbundsrat vertretener Staat ratifiziert, iſt das Inkraft⸗ 
treten der Abk. geſichert. Da Italien die wechſelrechtlichen Abk. 
bereits ratifiziert hat, iſt anzunehmen, daß es auch die ſcheck⸗ 
rechtlichen Abk. ratifizieren wird. Im übrigen hat auch Frank⸗ 
reich Vorbereitungen für die Ratifikation getroffen. Man kann 
damit rechnen, daß ſpäteſtens mit Beginn des Jahres 1934 auch 
die Scheckrechtsabkommen in Kraft treten werden und daß der 
RIM. am 1. Jan. 1934 gleichzeitig mit dem Wechſc. v. 21. Juni 
1933 (RGBl. I, 399) auch das neue deutſche Sched®. v. 14. Aug. 
1933 (RGBl. I, 597) in Kraft treten laſſen wird. 

Ebenſo wie das Wechſcß. bringt auch das neue Sched®. 
manche Anderungen des geltenden deutſchen Rechts mit ſich. Viel⸗ 
ſach entſprechen die Anderungen im Scheckrecht den Neuerungen 
auf dem Gebiet des Wechſelrechts. In Übereinſtimmung mit dem 
neuen Wechſc. geregelt iſt im neuen ScheckG. z. B. die Zuläſſig⸗ 
seit von Einwendungen gegenüber dem Anſpruch des Scheckin⸗ 
habers, die Behandlung der auf ausländiſche Währung lautenden 
Schecks, die Benachrichtigungspflicht beim Notleiden des Schecks, 
ie Wirkungen der Klauſel „ohne Proteſt“, „ohne Koſten“, die 
Hohe der Schedzinfen, der Einfluß höherer Gewalt auf die Aus⸗ 
Sung der Scheckrechte, die Haftung im Falle einer Anderung des 
Scheckwortlauts, der Schutz des Berechtigten bei Verluſt des 
Schecks oder der Proteſturkunde. Inſoweit wird auf die Ausfüh⸗ 
1889. über die Anderungen im deutſchen Wechſelrecht: JW. 1933, 
569/71 verwieſen. 
fol Im übrigen find im Vergleich mit dem geltenden Sched®. 
ſolgende Beſtimmungen des neuen deutſchen ScheckG. zu erwähnen. 
ſerd Im Art. 1 des neuen Sched®. ift unter den weſentlichen Er⸗ 
10 erniſſen des Schecks die Guthabenklauſel nicht aufgenommen 
orden. Die meiſten Vertragsſtaaten halten dieſe Klauſel, die, auf 
kehr Scheckformular vorgedruckt, wohl in der Tat im Scheckver⸗ 
fi „een aufmerkſam geleſen wird, nicht für fo wichtig daß es 
2 Sa tertigen würde, von ihrem Vorhandenſein die Gultigteit 
770 checks abhängig zu machen. Man hielt es für zweckmäßiger, 
neh dieſer Formvorſchrift eine Beſtimmung in das Geſetz aufzu⸗ 

en, die ausdrücklich ſagt, daß der Scheck nur auf einen 
haben en gezogen werden darf, bei dem der Ausſteller ein Gut⸗ 
Verena Dat, das ihm gemäß ausdrücklicher oder ſtillſchweigender 
Shen tung zum Scheckverkehr zur ung ſteht (Art. 3 
die a Auch Verſtöße gegen dieſe Vorſchrift laſſen allerdings 
11 ültigkeit des Schecks unberührt (Art. 3 Satz 2 ScheckG.); fie 

önden, bleibt dem Strafrecht überlaſſen. 

net, st ‚der Zahlungsort auf dem Scheck nicht beſonders bezeich⸗ 
abr gilt der beim Namen des Bezogenen angegebene Ort als 
an erſter S 75 wenn dort mehrere Orte Sugegeben find, der 
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Bezogenen an einer Ortsangabe, ſo iſt der Scheck am Ort der 
Hauptniederlaſſung des Bezogenen zahlbar. Als Ausſtellungsort 
gilt in Ermangelung einer beſonderen Angabe der beim Namen 
des Ausſtellers genannte Ort (Art. 2 Abſ. 2, 3, 4 Sched®.). 


Nach dem neuen Scheck. können Schecks für Rechnung eines 
Dritten ausgeſtellt werden, können ferner von einer Niederlaſſung 
auf eine andere Niederlaſſung des Ausſtellers traſſiert eigene 
Schecks gezogen werden (Art. 6 Abf. 2, 3 Sched®.). Auf traſſiert 
eigenen Schecks gelten Indoſſamente auf den Bezogenen übrigens 
nicht wie ſonſt im Scheckverkehr als Quittung (Art. 15 Abſ. 4 
SHedb.). — Während das geltende deutſche Scheck. über die Wir⸗ 
kung eines in den Scheck aufgenommenen Zinsvermerks nichts be⸗ 
ſtimmt, iſt im Art. 7 ScheckG. ausdrücklich geſagt, daß ein folder 
Zinsvermerk als nicht geſchrieben gilt. Neu iſt ferner die Mög⸗ 
lichkeit, den Scheck ebenſo wie den Wechſel bei einem Dritten zahl⸗ 
bar zu ſtellen, die nach Art. 8 ScheckG. allerdings im Scheckverkehr 
nur dann in Betracht kommt, wenn der Dritte Bankier iſt. 


Das neue Scheckcß. regelt im Gegenſatz zum geltenden deut⸗ 
ſchen Recht auch die Wirkungen des Nachindoſſaments (Art. 24). 
Das nach der Proteſterhebung oder nach Ablauf der Vorlegungs⸗ 
friſt geſchriebene Indoſſament hat nur noch die Wirkung einer ge⸗ 
wöhnlichen Abtretung. Iſt ein Indoſſament nicht datiert, ſo ſpricht 
eine widerlegbare geſetzliche Vermutung dafür, daß es vor Proteſt⸗ 
erhebung oder vor Ablauf der Vorlegungsfriſt auf den Scheck ge⸗ 
ſetzt worden iſt. 

Dem geltenden deutſchen Recht fremd iſt die Scheckbürgſchaft, 
die im neuen ScheckG. ebenſo geregelt iſt wie im neuen WechſG. 

Die Vorlegungsfriſt für Inlandſchecks beträgt nach Art. 29 
Abſ. 1 Scheck. nur acht Tage. Auf Grund eines Vorbehalts 
konnte im Einvernehmen mit Sſterreich dieſe Friſt auch für Schecks 
vorgeſchrieben werden, die in Deutſchland ausgeſtellt und in Oſter⸗ 
1 zahlbar ſind und umgekehrt. Im übrigen betragen die Vor⸗ 
legungsfriſten für Auslandſchecks 20 oder 70 Tage, je nachdem, 
ob Ausſtellungsort und Zahlungsort in demſelben Erdteil oder in 
verſchiedenen Erdteilen liegen. Im Verkehr zwiſchen europäiſchen 
Ländern und außereuropäiſchen Mittelmeerländern gilt die 20- 
tägige Friſt. 

Die Verpflichtung zur Annahme von Teilzahlungen, die nach 
geltendem deutſchen Recht nur für den Wechſelinhaber beſteht 
(Art. 38 WO.), wird durch das neue ScheckG. auch auf den Scheck⸗ 
inhaber ausgedehnt (Art. 34 Sched®.). 

Um gegen mißbräuchliche Verwendung des Schecks möglichſt 
geſchützt zu ſein, kann man nach geltendem deutſchen Recht durch 
den Vermerk „Nur zur Verrechnung“ die bare Bezahlung des 
Schecks verbieten (8 14 des geltenden Scheckch.). Dieſe Möglichkeit 
beſteht auch nach dem neuen deutſchen Scheckcz., das im Art. 39 die 
Beſtimmungen über den Verrechnungsſcheck aus dem geltenden 
deutſchen Scheckrecht im weſentlichen übernommen hat. Die neuen 
Vorſchriften nennen als Beiſpiele zuläſſiger Einlöfung von Ver⸗ 
rechnungsſchecks unter dem Sammelbegriff „Gutſchrift“ außer der 
Verrechnung die Uberweiſung ſowie die Ausgleichung und be⸗ 
ſchränken die Schadenerſatzpflicht des Zuwiderhandelnden auf die 
Höhe der Scheckſumme. — Das neue deutſche Sched®. enthält 
ferner die Beſtimmungen des einheitlichen Scheck. über eine 
andere Art der Sicherung gegen mißbräuchliche Verwendung des 
Schecks, nämlich über das Kreuzen des Schecks. Es muß aber be⸗ 
ſonders darauf hingewieſen werden, daß dieſe Vorſchriften über 
den gekreuzten Scheck (Art. 37, 38 Sched®.) noch nicht mit den 
anderen Vorſchriften des neuen Sched®. zuſammen in Kraft treten 
ſollen; ſie treten vielmehr nach Art. 1 Abf. 1 Satz 2 EG. z. Scheck. 
erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt in Kraft, den der RIM. be⸗ 
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ſtimmt. Vorläufig find dieſe über das Weſen des gekreuzten Schecks 
Aufſchluß gebenden Beſtimmungen nur inſofern von Bedeutung, 
als nach Art. 3 EG. z. ScheckG. die im Ausland ausgeſtellten ge⸗ 
kreuzten Schecks im Inland als Verrechnungsſchecks behandelt 
werden müſſen. Da die Vertragsſtaaten ſich nicht auf eins der 
beiden Syſteme einigen konnten, und auch eine Verſchmelzung 
beider Sn nicht in Betracht kam, hat man nach dem Vor⸗ 
bild der Geſetzgebung einiger Vertragsſtaaten beide Syſteme in 
das einheitliche Sched®. aufgenommen, den Vertragsſtaaten aber 
vorbehalten, nur eins der beiden Syſteme im Inlandsverkehr zu⸗ 
zulaſſen, mit der Maßgabe, daß dann im Ausland auf Grund des 
anderen Syſtems ausgeſtellte Schecks im Inland nach dem dort 
geltenden Syſtem zu behandeln ſind. 

Wie im geltenden deutſchen Scheckrecht genügt nach dem 
neuen Scheckcz. (Art. 40) ſtatt des Proteſtes eine ſchriftliche datierte 
Erklärung des Bezogenen auf dem Scheck, die den Tag der Vor⸗ 
legung angibt, oder eine datierte Erklärung einer Abrechnungs⸗ 
ſtelle, daß der Scheck rechtzeitig eingeliefert und nicht bezahlt wor⸗ 
den iſt; jedoch konnen nach Art. 41 Scheckcg. auch dieſe Feſtſtel⸗ 
lungen ebenſo wie der Proteſt nur innerhalb der Vorlegungsfriſt 
getroffen werden, oder, falls der Scheck erſt am letzten Tage der 
Friſt vorgelegt wird, noch am folgenden Werktage. 

Die Friſt für die Verjährung der Rückgriffsanſprüche (Art. 52 
Scheckcd.) iſt einheitlich auf ſechs Monate bemeſſen. 

Aus dem EG. zum neuen Scheck. iſt noch Art. 7 zu 
nennen. Durch dieſe Beſtimmung wird § 69 ZwvVerſtch. ergänzt, 
und zwar werden beſtätigte Reichsbankſchecks zur Sicherheits⸗ 
leiſtung in Höhe des Nennbetrages für geeignet erklärt, wenn die 
Vorlegungsfriſt nicht vor dem vierten Tage nach dem Verſteige⸗ 
rungstermin abläuft. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß in beiden neuen Geſetzen, 
ſowohl im Weib. wie im Sched®., der letzte Teil unter der 
Überſchrift „Geltungsbereich der Geſetze“ die Grundſätze enthält, 
die von den Vertragsſtaaten auf Grund der Abk. über Beſtim⸗ 
mungen auf dem Gebiete des internationalen Wechſel⸗ und Scheck⸗ 
privatrechts anzuwenden ſind. 

GerAſſ. Dr. Souchon, Berlin. 


Muß Löſchung im gchuldner verzeichnis erfolgen, wenn 
der Titel aufgehoben wird 2 


Dieſe Frage wird im Schrifttum — ſoweit ich ſehe — nur 
bon Baumbach (ZPO., Anm. 3 zu 8915) und Schaefer 
(J W. 1933, 1445) erwähnt, und zwar in bejahendem Sinne, aber 
ohne Begründung. Die Anſicht von Baumbach und Schaefer 
erſcheint zutreffend. Sie findet m. E. ihre Begründung in der ana⸗ 
logen Anwendung des § 776 ZPO. Hier heißt es u. a., daß im 
Falle des § 775 Nr. 1 ZBD., alſo u. a. dann, wenn das zu voll⸗ 
ſtreckende Urteil aufgehoben wird, die bereits erfolgten Vollſtrek⸗ 
kungsmaßregeln aufzuheben ſind. Die unmittelbare Anwendung 
des 5 776 3 O. verbietet ſich deshalb, weil die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis (Sch.) keine Vollſtreckungsmaßregel ift, ſon⸗ 
dern eine reine Verwaltungsmaßnahme, die der allgemeinen 
Sicherheit des Verkehrs dient (Stein⸗Jonas, 3PO. 1929, 
Anm. IV zu 8915; ene ZPO. 1933, 
Anm. 3 zu § 915; Baumbach a. a. O. Anm. 5 zu § 915). 

Der Umſtand nun, daß die Eintragung im Sch. einen 
Verwaltungsvorgang darſtellt, kann der analogen Anwendung 
des 8776 ZBO. nicht entgegenſtehen. Die Eintragung ift aus 
Anlaß von Vollſtreckungsmaßregeln erfolgt. Deshalb erſcheint es 
wohl zuläſſig, eine Beſtimmung, die ſich mit der Rückgängig⸗ 
machung von Vollſtreckungsmaßregeln befaßt, auch auf einen Ver⸗ 
waltungsakt anzuwenden, der durch Vollſtreckungsmaßregeln ver⸗ 
anlaßt worden iſt. Wenn § 776 die Aufhebung der bereits erfolg⸗ 
ten Vollſtreckungsmaßregeln anordnet, weil der Titel in Wegfall 
gekommen iſt, ſo erſcheint es nur konſequent, auch die Eintragung 
im Sch. zu löſchen. Die Aufhebung der Vollſtreckungsmaßregeln 
wird von 8 776 deshalb vorgeſchrieben, weil mit der Aufhebung 
des Titels die Grundlage für das Vollſtreckungsverfahren weggefal⸗ 
len iſt. Damit iſt aber auch die Grundlage für die Eintragung 
weggefallen, ſo daß Löſchung erfolgen muß. 

Dieſem Ergebnis kann nicht entgegengehalten werden, daß es 
in unſerem Fall im Intereſſe des Verkehrs liege, die Eintragung 
aufrechtzuerhalten. Es iſt zwar richtig, daß es dem Verkehr, vor 
allem bei Kreditgeſchäften, in erſter Linie darauf ankommt, zu 
wiſſen, ob jemand trotz einer im Wege der Zwaugsvollſtreckung 
gegen ihn geltend gemachten Forderung es hat bis zum Offen⸗ 
barungseid kommen laſſen und nicht darauf, ob etwa das boll- 
ſtreckte Urteil materiell gerechtfertigt war. Demgegenüber ſteht 
aber das Intereſſe des Schuldners an der Löſchung. Dem Inter⸗ 
eſſe des Verkehrs kann auch nicht deshalb der Vorzug gegeben wer⸗ 
den, weil, wie hier, der e abgenommen werden 
mußte. Mit der Aufhebung des Titels iſt dem Offenbarungseid⸗ 
verfahren nachträglich die Hauptvorausſetzung entzogen worden. 
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Daher muß das Intereſſe des Schuldners an der Löſchung dem 
Intereſſe des Verkehrs vorgehen, zumal auch die Bedeutung des 
SHB. für die Sicherheit des Verkehrs nicht zu hoch veranschlagt 
werden darf. 

GerAſſ. Jacob Gaerner, Konz⸗Karthaus. 


Tragen zur Neugeſtaltung des Offenbarungseids- 
verfahrens. 


Die grundlegende Anderung des Offenbarungseidsverfah⸗ 
rens durch das Geſetz über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 (Art. 6) und die VO. über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 
a ($19d) hat in der Praxis zu verſchiedenen Zweifelsfragen 
geführt. 

Zunächſt iſt feſtzuſtellen, daß die Voraussetzungen für den 
Antrag des Gläubigers auf Beſtimmung eines Termins zur Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseides dieſelben geblieben ſind. Es bedarf 
alſo nach wie vor eines mit der Vollſtreckungsklauſel verſehenen 
und zugeſtellten Titels ſowie der Pfandloſigkeitsbeſcheinigung des 
Gerichtsvollziehers (§ 807 ZPO.). 

1. Bisher enthielt in den meiſten Fällen der Antrag des 
Gläubigers die Erklärung, der Antrag ſolle nicht gelten, falls 
der Schuldner innerhalb der letzten fünf Jahre den Offenbarungs⸗ 
eid geleiſtet habe. Da die Einſicht in das Schuldnerverzeichnis 
nach 5915 ZPO. jedem ohne Nachweis eines rechtlichen Inter⸗ 
eſſes offenſteht, konnte dem Gläubiger darüber, ob ſein Schuldner 
in den letzten fünf Jahren manifeſtiert hatte, ohne weiteres Aus⸗ 
kunft erteilt werden. Es erhebt ſich die Frage, ob es jetzt, nach⸗ 
dem grundſätzlich an die Stelle des Eides die Abgabe der Ver⸗ 
ſicherung gem. 8 19 d Abſ. 2 Satz getreten ift, zuläſſig ift, dem 
Gläubiger auf feine Anfrage mitzuteilen, daß der Schuldner be⸗ 
reits die Verſicherung abgegeben habe. Dieſe Frage ift zu ver⸗ 
neinen. In der Vorſchrift, wonach im Falle der Abgabe der Ver⸗ 
ſicherung keine Eintragung in das Schuldnerverzeichnis ſtattfindet 
819 d Abſ. 5), liegt der für die ganze Neuerung bedeutungs⸗ 
vollſte Zweck des Geſetzes, den Schuldner, der gutwillig im erſten 
Termin ſein Vermögen angibt, vor einer Veröffentlichung oder 
Offenlegung dieſes Geſchehens und ſeiner Lage zu bewahren. Dar⸗ 
aus ergibt ſich mit Notwendigkeit die Folgerung, daß jedwede Aus⸗ 
kunft hierüber zu verſagen iſt, ſogar gegenüber demjenigen Gläu⸗ 
biger, der die Vorausſetzungen für das Offenbarungseidsverfah⸗ 
ren erfüllt und ſomit ein berechtigtes Intereſſe an einer ſolchen 
Aufklärung dartun kann. Jedoch beſtehen keine Bedenken, dem 
Gläubiger auf Antrag eine Abſchrift des früher aufgeſtellten und 
als richtig verſicherten Vermögensverzeichniſſes zu erteilen, wenn 
der Schuldner ſich im Termin auf die bereits abgegebene Ver⸗ 
ſicherung beruft. Ferner ift es nicht unſtatthaft — vielleicht ſogar 
zweckmäßig —, wenn das Vollſtreckungsgericht für ſich ſelbſt eine 
Lifte der fraglichen Schuldner führt, um an Hand derſelben die 
Behauptung des Schuldners, er habe ſchon geoffenbart, auf ein⸗ 
fachere Weiſe nachprüfen zu können. 

2. Nach 8 19 d Abſ. 3 der VO. kann der Schuldner in dem 
ſpäteren Termin die Eidesleiſtung durch Abgabe der Verſicherung 
gem. Abſ. 2 Satz 1 nicht mehr abwenden, wenn der erſte Termin 
infolge eines Widerſpruchs ( 900 Abſ. 3 380.) erfolglos ge⸗ 
blieben iſt. Erhebt der Schuldner im Termin Widerſpruch und 
bleibt die Entſcheidung einem ſchriftlichen Beſchluß vorbehalten, 
ſo fragt ſich, ob der Schuldner trotz der vorgenannten Beſtimmung 
auch in dem neuen Termin die Eidesleiſtung noch durch die Ver⸗ 
ſicherung abwenden kann. Jonas bejaht dies im Nachtrag zum 
Zwangsvollſtreckungsnotrecht, Anm. 20 zu § 19 d mit der Be⸗ 
gründung, daß der erſte Termin nicht durch den Widerſpruch 
als ſolchen erfolglos geblieben ſei, 1 88 dadurch, daß das Gericht 
nicht ſofort über ihn befunden habe; die Möglichkeit, den Eid 
durch die Verſicherung abzuwenden, könne nicht von dem (für den 
Schuldner rein zufälligen) prozeſſualen Vorgehen des Gerichts 
abhängen. Die Ausführungen von Jonas können m. E. nicht 
überzeugen. Nach ihrem Wortlaut iſt die vorſtehend zitierte Be⸗ 
ſtimmung m. E. nur dahin zu verſtehen, daß der Schuldner in 
einem neuen Termin den Eid leiſten muß, wenn er im früheren 
Termin unter Widerſpruch die Offenbarung ſeines Vermögens 
abgelehnt hat. Dafür, daß im oben erwähnten Falle der erſte Ter⸗ 
min im Sinne des Geſetzes erfolglos geblieben iſt, ſcheint doch 
weniger das prozeſſuale Vorgehen des Gerichts als das Verhalten 
des Schuldners maßgebend. Bei ihm liegt es, den Termin er⸗ 
folgreich zu machen, in dem er die Verſicherung abgibt; das Ge⸗ 
richt hingegen iſt je nach der Begründung des Widerſpruchs in 
vielen Fällen — kei es unter dem Geſichtspunkt des nobile 
officium — gezwungen, zunächſt weitere Unterſuchungen anzu⸗ 
ſtellen und ſich daher die Entſcheidung vorzubehalten. Nach mei- 
nem Dafürhalten iſt es mit dem Geſetzestext nicht vereinbar, in 
macht Falle eine Ausnahme von der Regel des § 19 d Abſ. 3 zu 
machen. 
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3. An vielen Gerichten beſtand bisher die Übung, Anträge 

der Gläubiger auf Ruhen des Verfahrens abzulehnen und ſtatt 
deſſen nur ein Ruhen bis zum Haftbefehlsantrag zu bewil⸗ 
ligen. Dieſes Verfahren, das vom LG. Frankfurt a. M. in a 
Veſchluß: JW. 1932, 206° ausdrücklich gebilligt wurde (vgl. auch 
JW. 1933, 68%), ſollte die in der Praxis unerträgliche Häufung 
von Terminen vermeiden. Nachdem jedoch jetzt das neue Geſetz vor⸗ 
ſieht, daß bei Erlaß des Ve en der Offenbarungseid nicht mehr 
durch die Abgabe der Verſicherung erſetzt werden kann, iſt bei 
Anordnung eines Ruhens bis zum er ame größte Vor⸗ 
ſicht geboten, auch dann, wenn der Gläubiger ausdrücklich dieſen 
Antrag ſtellt. 
4. Für Haftbefehle enthält jedoch Art. 7 Abſ. 3 des Geſetzes 
eine an wonach der Haftbefehl, der vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes angeordnet wurde, aufzuheben iſt, 
wenn der Schuldner nachträglich ſein Vermögen offenbart und die 
Richtigkeit des Vermögensverzeichniſſes verſichert. Findet dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſinngemäße Anwendung auch danu, wenn vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes lediglich das Ruhen des Verfahrens 
bis zum Antrag 97 Erlaß des Haftbefehls angeordnet worden iſt 
und dieſer Antrag ſowie die Ausfertigung des Haftbefehls nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes erfolgt ſind? Die Frage iſt m. E. 
zu bejahen. Der Beſchluß, daß das Verfahren bis zum Haftbefehls⸗ 
antrag ruhen ſoll, enthält bereits eine bedingte Anordnung der 
Haft, nämlich unter der Bedingung, daß der Gläubiger einen 
ordnungsmäßigen Antrag ſtellt. Man kann alſo inſofern ſagen, 
daß die Haft ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes angeordnet 
wurde. Zu dieſem Ergebnis zwingen vor allem auch Billigteits⸗ 
erwägungen und der Sinn des Geſetzes, das mit ſolchen Schuld⸗ 
nern, die vor der Neuregelung nachläſſig geweſen ſind, Nach⸗ 
ſicht üben und erſt diejenigen die ganze Strenge der Zwangs⸗ 
vorſchrift fühlen laſſen will, die ſich auch nachher noch ſäumig 
oder widerſetzlich zeigen. ö 5 

5. Wie mir bekannt iſt, wird dieſe für Haftbefehle vor⸗ 
geſehene Übergangsvorſchrift von einzelnen Gerichten entſprechend 
auf Widerſprüche angewendet. Sie begnügen c alſo auch dann 
mit der Abgabe einer bloßen Verſicherung des Schuldners, wenn 
dieſer vor dem Inkrafttreten des Geſetzes v. 26. Mai 1933 
gegen die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides Wi⸗ 
derſpruch erhoben hatte und der Widerſpruch rechtskräftig zurück⸗ 
gewieſen worden iſt. Dieſes Verfahren widerſpricht jedoch den 
Beſtimmungen in § 19 d Abſ. 3, die eine Anwendung der Über⸗ 
gangsvorſchrift auf den Haftbefehl beſchränken. 

GerAſſ. Dr. Wilh. Scharrenbroich, Frankfurt a. M. 


Genießt die Aufbringungsumlage in der Zwangsver⸗ 
Reigerung das Vorrecht als öffentliche Grundſtückslaſt 
nach $ 10 Ar. 3 Zwperſtcz. 7 


In der Praxis der VollſtrGer. herrſcht noch vielfach Unklar⸗ 
heit darüber, ob die auf Grund des Aufbring®. v. 30. Aug. 1924 
(RG Bl. II, 269) und der dazu ergangenen Nachtragsgeſetze (insbeſ. 
der 88 1, 2 17 ff. Ind Bank. v. 31. März 1931 [RGBl. I, 124) 
noch immer erhobene Aufbringungsumlage zu den 
oentlichen Laſten des Grundſtücks im Sinne des 
3 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZwVerſtc. gehört und den entſprechenden Vor⸗ 
zang vor der Mehrzahl der ſonſt beteiligten Gläubiger in An⸗ 
pruch nehmen kann. Daß die Beantwortung dieſer Frage in dem 
einen oder andern Sinne für die privaten Gläubiger von 
wieſentlicher Bedeutung iſt, bedarf keines beſonderen 
dem deiſes, zumal bei der Höhe der Umlage, die nicht lediglich nach 
zem Wert des Grundſtücks, ſondern nach dem Einheitswert des 
Vetriebsvermögens des Unternehmers bemeſſen wird. 
ki Die Aufbringungsumlage bildet ein Uberbleibſel der Repara⸗ 
lonsgeſetzgebung. Sie war urſprünglich — als rein innerdeutſche, 


rs auf völkerrechtlicher Bindung beruhende Angelegenheit — 
. d einen inneren Ausgleich innerhalb der deutſchen Wirt⸗ 


aufen für die der Induſtrie durch die Annahme des Dawesplans 
deferlegte Induſtriebelaſtung zu ſchaffen (im einzelnen vgl. Bie⸗ 
re mann, Das Aufbring®. nach dem Erlöſchen der Induſtrie⸗ 
b eltung, 1931, S. 12 ff.). Während das Induſtriebela⸗ 
der 1s geſetz v. 30. Aug. 1924 (RG Bl. II, 257) zur Sicherung 
Laß nach dieſem Geſetz zu bewirkenden Leiſtungen eine öffentliche 
eim Sppothet des öffentlichen Rechts) auf allen zum Betriebs⸗ 
und gen des belaſteten Unternehmers gehörenden Grundſtücken 
9 Arndſtücksgleichen Rechten einführte und in 8 46 Abſ. Zaus⸗ 
55 lich ein Vorrecht in der Zwangsverſteigerung und 
en gsverwaltung einräumte, enthielt das Aufbringungs⸗ 
jelm von vornherein keine derartigen Vorſchriften. 
lichſt weft wurde die Aufbringungsumlage von Anfang an in mög⸗ 
daher eitem Umfange der Vermögenſteuer angeglichen. Sie wurde 
175 „Hon während des Beſtehens der Induſtriebelaſtung und 
Verknüpfung mit dieſer mit Recht als „Anhängſel der 
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Vermögenſteuer“, als „eine an die Vermögenſteuer an⸗ 
knüpfende Perſonalabgabe mit realſteuerartigem Einſchlag“ bezeich⸗ 
net (vgl. RH. 21, 212; 23, 339; Seweloh, Handkomm. zum 
AufbringG. 1929, Anm. 1 zu § 1). Mit dem Erlöſchen der Indu⸗ 
ſtriebelaſtung am 17. Mai 1930 (vgl. Bek. v. 19. Mai 1930 [RGBl. 
II, 776) und Durchf VO. über das Erlöſchen der Induſtriebelaſtung 
v. 30. Juni 1930 [RGBl. II, 949], 820 Ind BankG. v. 31. März 
1931 [RG Bl. I, 124]) und der ſelbſtändigen Weiter⸗ 
erhebung der Aufbringungsumlage für Zwecke des 
allgemeinen Finanzbedarfs des Reiches bzw. für die be⸗ 
ſonderen Zwecke der Oſthilfe (ogl. Geſ. v. 15. April 1930 
[RBl. I, 141], § 11 des III. Teils, Kap. IV Art. 4 Not VO. v. 
1. Dez. 1930 [RGBl. I, 517, §8 1 ff., 17 ff. Ind Bank. v. 31. März 
1931 [RG Bl. 1, 124]) verſtärkte ſich bei ihr der perſonalſteuerartige 
Charakter auf Koſten des „realſteuerartigen Einſchlags“ noch mehr, 
vor allem durch Ausſchaltung des bisherigen § 12 Aufbring®., der 
den Schuldübergang auf den neuen Betriebsinhaber in Fällen der 
Betriebsveräußerung vorgeſehen hatte, durch die vorgenannten 
Vorſchriften. Wenn aus dieſem § 12 beſonders der realſteuerartige 
Einſchlag der Aufbringungsumlage gefolgert worden war, ſo bleibt 
doch auch für die Zeit ſeiner Geltung gerade im Hinblick auf die 
hier zu erörternde Frage zu beachten, daß ſich aus den Vorſchriften 
des Aufbring®. eine Verknüpfung der Umlage nur mit dem Be⸗ 
triebe, aber nicht — wie bei der öffentlichen Laſt des nd Belaft®. 
— ſpeziell mit den Betriebsgrundſtücken ableiten ließ. Es er⸗ 
gibt ſich alſo folgendes: Die materiellrechtliche Geſtal⸗ 
tung der Aufbringungsumlage rechtfertigte zu 
keiner Zeit — weder während ihrer Verbindung mit der In⸗ 
duſtriebelaſtung noch nach deren Erlöſchen —, fie ohne aus⸗ 
drückliche Vorſchrift als öffentliche Grund⸗ 
ſtücks laſt im Sinne des Zw Verſt G. zu behandeln. 

Nun hat allerdings eine ſolche ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift beſtanden. § 21 der 2. Durchf. z. Aufbring®. v. 4. Dez. 
1925 [RGBl. II, 1135) gab den Anſprüchen auf rückſtändige und 
künftige Aufbringungsleiſtungen bis zur nächſten Neuumlegung in 
der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Betriebs⸗ 
grundſtücken den Rang nach § 10 Abſ. 1 Nr. 3, 8 155 Abſ. 2 Zw⸗ 
VerſtG. Dieſe Beſtimmung entſprang, wie die zeitliche Erſtreckung 
bis zur nächſten Neuumlegung erkennen läßt, dem Beſtreben, das 


Geſamtaufkommen aus einer Umlegung ſoweit wie irgend möglich 
lee 


ſicherzuſtellen — ein Beſtreben, das ten Endes durchaus den 
Belangen der Geſamtheit der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft entſprach. Denn wenn es nicht gelang, in einer Umlegung 
den erforderlichen Geſamtbetrag vollſtändig und rechtzeitig aufzu⸗ 
bringen und an den Treuhänder für die Induſtrieobligationen ab⸗ 
zuführen, beſtand die Gefahr, daß letzterer von den im IndBelaſtG. 
gegebenen unmittelbaren Zugriffsmöglichkeiten Gebrauch machte 
und die Bank für deutſche Induſtrieobligationen anhielt, die viel 
einſchneidendere Induſtriebelaſtung zu vollſtrecken. Die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit dieſes S21 wurde von Reinhard: JW. 1926, 1313 in⸗ 
ſoweit in Zweifel gezogen, als es ſich um Aufbringungsleiſtungen 
ſolcher Unternehmer handelte, deren Betrieb nicht zugleich auch der 
eigentlichen Induſtriebelaſtung unterlag. Bei der praktiſchen 
Durchführung des Aufbring®. zeigte ſich alsbald, daß die allge⸗ 
meinen Beitreibungsmöglichkeiten für Perſonalſteuern genügten, 
um den notwendigen Erfolg bei der Einziehung der Aufbringungs⸗ 
umlage zu erreichen. $21 der 2. Dur chf VO. ſtellte ſich daher 
als entbehrlich heraus und wurde — vor allem auch, um eine 
unnötige Schlechterſtellung der Privatgläubiger zu vermeiden — 
bereits durch 88 Abs. 2 der 4. Dur chf V O. v. 21. Dez. 
1926 (RG Bl. II, 805) aufgehoben. 

Hiernach iſt die Rechtslage in materieller und formeller Hin⸗ 
ſicht klar und eindeutig: Die Aufbringungsumlage iſt 
weder ihrer Struktur nach noch auf Grund po⸗ 
ſitiver Vorſchrift zu den öffentlichen Laſten des 
Grundſtücks im Sinne des $10 Abf. 1 Nr. 3 Zw⸗ 
Verſt G. zurechnen Dieſe Rechtslage wird auch in den Kom⸗ 
mentaren zum Aufbring®. ohne weitere Erörterung als feſtſtehend 
wiedergegeben (vgl. z. B. Seweloh 8 11 Anm. 1; Bieder⸗ 
mann $ 11 Anm.). Auch der Kommentar von Jaeckel⸗ 
Güthe zum ZwVerſtG. (6. Aufl., Anm. 11 zu § 10) beſtätigt fie, 
indem er bei der Aufzählung der öffentlichen Grundſtückslaſten im 
Sinne des 8 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZmBerft®. die Aufbringungsumlage 
nicht erwähnt. 

Trotzdem vertreten Reinhard Müller (Das Zw⸗ 
Berft®., Großer Komm., 3/4. Aufl. 1931, Anm. IV 3a zu 8 10) 
in eingehender Darſtellung die gegenteilige Auffaſſung, und zwar 
— was der Sache nach beſonders auffällig erſcheint — nur für die 
Zeit nach Erlöſchen der Induſtriebelaſtung, aljo für die Zeit, für 
die nach obigen Ausführungen der perſonalſteuerartige Charakter 
der Aufbringungsumlage gerade verſtärkt worden iſt. Sie ſtützen 
ihre Anſicht auch nicht auf das Weſen der Umlage, ſondern darauf, 
daß nach §1 des Gef. v. 15. April 1930 (RG Bl. I, 141) die Um⸗ 
lage „nach den Vorſchriften des Aufbring®. und der dazu er⸗ 
laſſenen DurchfVO. zugunften des Reichs“ weiter erhoben werden 
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ſoll. Sie folgern daraus, daß nunmehr 8 21 (nicht, wie es dort 
infolge eines Druckfehlers heißt: § 2 J) der 2. Durchf VO. Beſtand⸗ 
teil des formellen Geſetzes geworden ſei und damit ſelbſt Geſetzes⸗ 
kraft erlangt habe, wodurch der früher von Reinhard geltend 
gemachte Zweifel an feiner Wirkſamkeit hinfällig geworden ſei. 
Dieſelbe Beweisführung müßte auch für die Vorſchriften des § 11 
Satz 2 des III. Teils Kap. IV Art. 4 NotVO. v. 1. Dez. 1930 [RG⸗ 
Bl. I, 517]) und $17 Ind Bank. v. 31. März 1931 [RG Bl. I, 
124]) gelten, die die Grundlage für die weitere Erhebung der Auf⸗ 
bringungsumlage in gleicher Weiſe regeln, aber von R einhard⸗ 
Müller noch nicht berückſichtigt werden konnten. Sie krankt je⸗ 
doch daran, daß, wie oben dargelegt, § 21 der 2. DurchfVO. beim 
Inkrafttreten des Gef. v. 15. April 1930 längſt durch § 8 Abſ. 2 
der 4. DurchfVO. v. 21. Dez. 1926 aufgehoben worden war. Das 
Geſ. v. 15. April 1930 und die ſpäteren Geſetze wollten und 
konnten aber ſelbſtverſtändlich nur diejenigen Beſtimmungen der 
DurchfV O. aufrechterhalten und mit formeller Geſetzeskraft er⸗ 
füllen, die bei ihrem Inkrafttreten noch formell in Geltung waren. 
Oder auch: Die Une der Durchf. durch das Gef. 
v. 15. April 1930 bezog ſich natürlich auch auf SS Abf. 2 der 
4. DurchfVoO., der den § 21 der 2. DurchfVO. beſeitigte. 

Die Ausführungen bei Reinhard⸗Müller bedürfen 
einer ſolchen Widerlegung, weil ſie in ſich geſchloſſen und darum 
überzeugend erſcheinen und dementſprechend von den VollſtrGer. be⸗ 
achtet werden. So iſt es verſchiedentlich vorgekommen, daß die mit 
der Verwaltung der Aufbringungsumlage befaßten Fin. von den 
VollſtrGer. im Zwangsverſteigerungsverfahren unter Berufung 
auf die Ausführungen bei Reinhard⸗Müller aufgefordert 
worden find, die Aufbringungsumlage mit dem Vorrecht aus § 10 
Abs. Nr. 3 ZwVerſtcz. anzumelden. Die Fin A. kommen hierdurch 
in keine angenehme Lage. Nehmen ſie — entſprechend der objek⸗ 
tiven Rechtslage — das Vorrecht nicht in Anſpruch, fo ift es tat⸗ 
ſächlich ſchon vorgekommen, daß ſie in der Offentlichkeit wegen 
mangelhafter Wahrnehmung der öffentlichen Belange angegriffen 
worden ſind. Laſſen ſie ſich aber durch die Darlegungen des ange⸗ 
ſehenen Kommentars überzeugen, fo können nachſtehende Gläubiger 
benachteiligt werden und unerfreuliche Rechtsſtreitigkeiten um den 
Verſteigerungserlös, jedenfalls unnötige Weiterungen innerhalb 
des Verſteigerungsverfahrens ſind die Folge. 

Die ebenfalls in der Praxis aufgetauchte Auffaſſung, § 21 der 
2. Durchf BO. ſei ja nach Art. II der Durchf VO. betreffend das 
Erlöſchen der Induſtriebelaſtung v. 30. Juni 1930 (RGGBl. II, 
949) noch in Geltung geblieben, iſt mit dem Hinweis darauf zu er⸗ 
ledigen, daß ſich dieſer Art. II, wie Art. und die in Art. IT neu⸗ 
verkündeten Paragraphen ergeben, nur auf DurchfVO. zum Ind⸗ 
Belaft®. bezieht, nicht jedoch auf die zum Aufbring®. ergangenen 
DurchfVO. 

ORegR. Günther Biedermann, Berlin. 


Zur Auslegung des 8 29 Jas. 


Der Beſchluß des LG. III Berlin: JW. 1933, 1349 und ſeine 
Ablehnung durch Gaedeke: JW. 1933, 14815 laſſen eine kurze 
Erörterung dieſer in der Praxis ſo häufigen Beſtimmung wün⸗ 
ſchenswert erſcheinen. 

8 29 Ann daß die Prozeßgebühr nicht erhoben wird, 
wenn die Klage vor Terminsbeſtimmung zurückgenommen wird 
(Abſ. 1), daß fie ſich auf ein Viertel ermäßigt, wenn das nach Ter⸗ 
minsanberaumung, jedoch vor der mündlichen Verhandlung, ge⸗ 
ſchieht. Das LG. hat den § 29 in einem Falle angewendet, in dem 
der Kläger ihm mitgeteilt hatte, daß er ſich mit dem Beklagten 
verglichen habe („und deshalb“ die Klage zurücknehme). 

In JW. 1932, 120 hat das Os G. Stettin bereits darauf hin⸗ 
gewieſen, daß Klagerücknahme i. S. des 829 etwas anderes ſei 
als die Klagerücknahme i. S. der ZPO., da es eine Klagerück⸗ 
nahme vor Terminsbeſtimmung nicht gebe. Es iſt alfo nicht richtig, 
daß das LG. den beſonderen Begriff der Klagerücknahme im koſten⸗ 
rechtlichen Sinne geſchaffen habe. Das Geſetz ſelbſt nötigt zur 
Feſtſtellung deſſen, was es unter Klagerücknahme verſteht. Dieſe 
Auslegung kann nur eine ſinngemäße fein; der Sinn des 829 iſt 
aber — unſtreitig — der, daß die Gebühr nicht erhoben oder er⸗ 
mäßigt werden ſoll, weil das Gericht bei der Rücknahme der Klage 
Arheit ſpart; zugleich ſoll die Beſtimmung auch die außergerichtliche 
Erledigung der Streitigkeiten fördern. Danach war es zutreffend, 
wenn das 28. ausſprach, daß alle Anzeigen, die dies bewirken, 
auch als Klagerücknahme in dem weiteren koſtenrechtlichen Sinne 
unter § 29 zu bringen ſeien. Es kann nicht zugegeben werden, 
daß damit ein unklarer Tatbeſtand geſchaffen ſei; welche Anzeigen 
im Einzelfall der Klagerücknahme im prozeßrechtlichen Sinne in 
der Wirkung gleichgeſtellt werden müſſen, dürfte unſchwer zu be⸗ 
ſtimmen fein; jedenfalls wird die Anzeige eines außergerichtlichen 
Vergleichs, einer anderweiten Erledigung der Sache dahin gerech⸗ 
net werden müſſen. Das KG. iſt übrigens nicht genauer: Nach 
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Gaedeke a. a. O. läßt es „jeden dem Gericht eindeutig zum Aus⸗ 
druck gebrachten Willen, die Klage nicht mehr aufrechtzuerhalten“, zur 
Anwendung des $ 29 genügen, aber nur, und das iſt intereſſant, des 
Abſ. 1. Es kann alſo Übereinſtimmung dahin feſtgeſtellt werden, 
daß Klagerücknahme i. S. des Abſ. 1 jedenfalls jede Erklärung dahin 
iſt, daß die Sache nicht weiter betrieben werden ſolle. 

Es iſt nun aber ſchlechterdings kein Grund erſichtlich für die 
Annahme, nach Zuſtellung der Klage (Abſ. 2) könne dieſe Er⸗ 
klärung nur in der Form der Klagerücknahme i. S. des § 271 ZRO. 
erfolgen. Damit wird ein Widerſpruch in den § 29 hineingetragen, 
der weniger verſtändlich iſt als die Anſicht, daß Klagerücknahme 
i. S. der ZPO. und Klagerücknahme i. S. des DGK. ſich nicht 
decken. Die Vergünſtigung des 829 Abſ. 2 wird für den Kläger 
damit entgegen dem Sinn des Geſetzes von der Faſſung ſeiner 
Mitteilung an das Gericht abhängig gemacht; zeigt er den Ver⸗ 
gleich an, ſo ſoll er die Vergünſtigung nicht erhalten; auch nicht, 
wenn er mitteilt, daß er ſich mit dem Beklagten verglichen habe 
zund daher“ die Klage zurücknehme; wohl aber, wenn er anzeigt, 
daß er die Klage zurücknehme (und dabei in Kenntnis der kammer⸗ 
gerichtlichen Anſicht wohlweislich verſchweigt, daß dieſe Klagerück⸗ 
nahme Inhalt eines Vergleichs tft). Es ift ſchon richtig, daß in 
ſolchem Falle der Prozeß nicht durch die Klagerücknahme beendet 
wird, ſondern durch den Vergleich; entſcheidend für die Koſtenfrage 
iſt aber allein, daß er beendet wird, und zwar, daß er beendet 
wird, ohne daß das Gericht ihn zu entſcheiden 
brauchte. Jede Anzeige, die das bewirkt und dem Gericht auch 
eine kontradiktoriſche Entſcheidung über die Koſtenfrage erſpart, 
verdient dem Kläger die Rückzahlung bzw. Ermäßigung der Pro⸗ 


zeßgebühr. 
GerAſſ. Dr. Bull, Lübben. 


Pfändung einer auf einer Brieſhypothek beruhenden 
Eigentümergrundſchuld. 


Zu den Ausführungen von Schmidt⸗Ernſthauſen 
und Gährs: JW. 1933, 668 ff. und 1299 ſcheint es mir, was 
die Pfändung einer auf einer Briefhypothek beruhenden Eigen⸗ 
tümergrundſchuld angeht, aus der Grundbuchpraxis heraus und für 
dieſe dienlich und förderlich zu ſein, noch folgendes nachzutragen 
und hervorzukehren. 

1. Nach der auf wiederholte Entſcheidungen des RG. (R. 
55, 378; 56, 9, 184; 59, 313; 61, 376; 69, 37 ), 70, 278 7) zurück- 
gehenden herrſchenden Anſicht findet auf die Pfändun g 
einer Eigentümergrundſchuld nicht Ab}. 2, ſon⸗ 
dern Abſ. 6 des 8 857 3 P O. Anwendung. Da, wo die 
Eigentümergrundſchuld zum vollen Betrage 
an die Stelle einer Briefhypothek getreten ift, 
genügt daher zur Wirkſamkeit der Pfändung nicht die Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes an den Grundſtückseigentümer als 
Schuldner, ſondern es muß weiter noch, wie auch Schmidt⸗ 
Ernſthauſen a. a. O. S. 668 und Gährs a. a. O. S. 1299 
annehmen, entſprechend 8830 Abſ. 1 ZPO. die Brie füber⸗ 
gabe oder die Wegnahmedes Briefes auf Grund des 
Pfändungsbeſchluſſes im Wege der Zwangsvollſtreckung nach § 883 
ZPO. durch den Gerichtsvollzieher hinzukommen. Befindet ſich der 
Brief noch im Beſitze des Hypothekengläubigers, dann hat der 
Pfandgläubiger den Anſpruch ſeines Schuldners auf Herausgabe 
des Briefes, der dieſem gem. 8952 BGB, gegen den Hypotheken⸗ 
gläubiger zufteht, zu pfänden und ſich überweiſen zu laſſen. Trotz⸗ 
dem muß er ſich ferner, weil nicht die Briefübergabe nach § 830 
Abs. 1 ZPO. durch die Pfändung des Herausgabeanſpruchs gem. 
3931 BGB. erſetzt werden kann, er vielmehr dadurch nur die 
nötige Legitimation erhält, auch noch den Beſitz des Brie⸗ 

es verſchaffen. Das geſchieht auch hier durch Übergabe 
e des Hypothekengläubigers oder durch zwangsweiſe Weg⸗ 
nahme. N 

2. Bei der Pfändung einer nur teilweiſe ent- 
ſtandenen Eigentümergrundſchuld iſt darauf zu 
achten, ob die teilweiſe Entſtehung dieſer Eigentümergrundſchuld 
in teilweiſer Befriedigung des Hypothekengläubigers ihren Grund 
hat und auf § 1143 BGB. zurückgeht, oder ob fie auf teilweiſer 
Nichtentſtehung der Forderung gem. § 1163 Abſ. 1 BGB. beruht. 
Im Falle des § 1143 BGB. muß fi der Pfandgläubiger den 
Anſpruch des Eigentümers gegen den Hypothekengläu⸗ 
biger auf Vorlegung des Briefes zur Bildung 
eines Teilbriefes, der ihm nach § 1145 Abſ. 1 BGB. zu⸗ 
ſteht, pfänden und ſichüberweiſen laſſen und muß, 
damit die Pfändung wirkſam wird, von dem Hypot heken⸗ 
gläubiger den dieſem zuzuſtellenden Teilbrief ausge⸗ 
händigt bekommen. Die Übergabe des Teilbriefes durch den 
Hypothekengläubiger an den Pfandgläubiger kann auch durch eine 
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Vereinbarung nach $ 1117 Abſ. 2 BGB. erſetzt werden, wonach der 
Pfandgläubiger berechtigt ſein ſoll, ſich den Teilbrief vom GBA. 
aushändigen zu laſſen. Vorausſetzung iſt jedoch, daß das GBA. 
den unmittelbaren Beſitz und die Verfügungsgewalt über den 
Stammbrief durch deſſen Vorlegung bereits erhalten hat (ſo RG. 
69, 39 5)) oder jedenfalls noch vor Vornahme der Aushändigung 
erhält (jo RC. 84, 315 )). Dagegen kann die Übergabe des Briefes 
nicht durch Einräumung des Mitbeſitzes an dem Stammbrief gem. 
81206 BGB. erſetzt werden, weil der Hypothekengläubiger dann 
nicht mehr uneingeſchränkt über den ihm verbleibenden Hypotheken⸗ 
anteil verfügen könnte (fo RG. 69, 41 5)). Fit die Pfändung 
der Be zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Briefhypothek 
nicht an Zahlungsſtatt, ſondern nur zur Einziehung er⸗ 
folgt, dann muß zwar auch ein Teilbrief gebildet 
werben; dieſer darf dann aber, weil der Pfändungsgläu⸗ 
biger nicht wie bei der Überweiſung an Zahlungsſtatt Glaubiger 
der Eigentümergrundſchuld wird (GJ. 28, A 137; Brand⸗ 
Schnitzler, 5. Aufl., S. 44), nicht aufden Pfandgläu⸗ 
biger, ſondern muß auf den Grundſtückseigen⸗ 
tümer als Teilgrundſchuldbrief ausgeſtellt und wie der 
Stammbrief mit dem Pfändungsvermerk verſehen werden. Bei 
einer teilweiſen Eigentümergrundſchuld in⸗ 
folge teilweiſer Nichtentſtehung der der Brief- 
hypothek zugrunde liegenden Forderung gem. 
8 1163 Abſ. 1 BOB. ift § 1145 BGB. nicht anwendbar, 
weil es an einer diesbezüglichen Beſtimmung fehlt, worauf 
Gährs a. a. O. S. 1299 mit Recht hinweiſt. Der Pfän⸗ 
dungsgläubiger kann in dem Fall nur dadurch zum Ziele 
gelangen, daß er, im Anſchluß an die Stellungnahme des RG. 
(jo beſonders RG. 59, 316), die ſich durchgeſetzt hat, alle dem 
Eigentümer gegen den Hypothekengläubiger 
zuſtehenden Anſprüche pfändet und ſich über⸗ 
weiſen läßt. Dieſe ergeben ſich daraus, daß der Grundſtücks⸗ 
eigentümer, weil er gem. § 892 BGB. Miteigentümer des Stamm⸗ 
hypothekenbriefes ift, nach den SS 749, 752,152 BGB. Aufhebung 
der Gemeinſchaft und Teilung durch Herſtellung eines Teilbriefs 
und nach § 896 BGB. Vorlegung des Stammbriefs zu dieſem 
Zweck ſowie Aushändigung des Teilbriefs und gem. § 984 BGB. 
Berichtigung des Grundbuchs verlangen kann. Das Miteigen⸗ 
tum und der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft braucht 
dabei entſprechend Schmidt⸗Ernſthauſen a. a. O. S. 669 
nicht ausdrücklich mitgepfändet zu werden, da beides von der 
Pfändung des Anſpruchs auf Teilung durch Herſtellung des 
Teilbriefs mitumfaßt wird. Auf Grund dieſer Pfändungen tritt 
der Pfandgläubiger dann in die Rechtsſtellung 
des Grundſtückseigentümers ein, ſo daß ihm der 
Teilbrief von dem Hypothekengläubiger zu 
übergeben iſt oder zwiſchen dieſem und ihm als Erſatz 
der Übergabe die Aushändigung des Teilbriefs an ihn, den 
Pfandgläubiger, gem. § 1117 Abſ. 2 BGB. vereinbart wird. 
Die Bildung und Übergabe des Teilbriefs, welche die Pfändung 
der Teileigentümergrunoſchuld aus einer Briefhypothek erſt wirk⸗ 
ſam macht, kann, wie auch Gährs a. a. O. S. 1299 annimmt, 
auch noch nachträglich, und zwar ohne Unterſchied bis zum Zu⸗ 
ſchlage im Zwangsverſteigerungsverfahren erwirkt werden, da mit 
dem Zuſchlage die Rechte, ſoweit fie nach den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen nicht beſtehen bleiben, nach § 91 i. Verb. m. § 52 
Verit®. alle erlöſchen und damit auch etwaige Eigentümer⸗ 
grundſchulden. Doch tritt an deren Stelle der Anſpruch auf 
Defriedigung aus dem Verſteigerungserlös. 
Dieſer ift ſelbſtändig pfändbar, und zwar nicht nach den 
Grundſätzen der Eigentümergrundſchuld, ſondern nach den 
53 829, 857 Abf.2 3 PO. durch Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes an den Subhaſtaten (fo RG. 43, 
427; 63, 216; 64, 215). Bu he: DZ. 1905 Sp. 1116 meint zwar 
wegen dieſes einfacheren Verfahrens, das ſchon zuläſſig ſei, ſobald 
Ae wangsverſteigerung eingeleitet wäre, dürfte die Pfändung des 
uſpruchs auf Befriedigung aus dem Grundſtück der Pfändung der 
zigentümergrundſchuld vorzuziehen fein. Doch, abgeſehen davon, 
daß die Pfändung des Anſpruchs auf den Verſteigerungserlös vor 
1 Zuſchlag beftritten ift und auch vom R. verneint wird (fo 
ſelbz 70, 278), beſteht dann auch die Gefahr, die Buhe a. a. O. 
fü it nicht verkennt, daß ein anderer vorher die Eigentümergrund⸗ 
chuld wirtſam pfändet und dadurch im Range vorkommt. 


et 9 Soll Eigentümergrundſchuld aus 
miwer, Briefhypothek anſchlußweiſe gepfändet 
Betr rden, dann kann nicht für jeden weiteren Pfandgläubiger ein 
Pen onderer 6 5 ausgeſtellt werden, da ein und dieſelbe Eigen⸗ 
lnergrundſchuld gepfändet iſt, und es kann auch keine körperliche 


eine 


„ergabe des Briefes an den nachfolgenden Pfandgläubiger ſtatt⸗ 
br da er fein Recht auf Alleinbeſitz hat. Vielmehr muß der 
ſte Pfandgläubiger dem nachfolgenden und 
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jedem weiteren den Mitbeſitz einräumen und bei ſeiner 
Weigerung darauf verurteilt werden, oder der nachfolgende Pfand⸗ 
gläubiger muß den Anſpruch des Schuldners und Grundſtückseigen⸗ 
tümers auf Herausgabe des Briefes nach Befriedigung des erſten 
Pfandgläubigers pfänden (ſo Kc J. 35, A 299; Güthe⸗Trie⸗ 
bel, 5. Aufl., Anm. 129 zu § 19 S. 501; Stein⸗Jonas, 12. 
und 13. Aufl., Anm. VIII zu § 830 S. 709; Gährs a. a. O. 
S. 1299). Was den Rang der verſchiedenen Pfand⸗ 
gläubiger der Eigentümergrundſchuld aus einer Briefhypothek 
angeht, ſo richtet ich dieſer nicht, wie Schmidt⸗Ernſt⸗ 
hauſen a. a. O. S. 669 annimmt, nach den Ausſtellungstagen 
der Pfändungsbeſchlüſſe, ſondern nach den Tagen der Zu⸗ 
ſtellung an den Grundſtückseigentümer. Das iſt 
deshalb der Fall, weil bei einer Eigentümergrundſchuld, auch wenn 
der Berichtigungsanſpruch mitgepfändet iſt, durch den der Hypo⸗ 
thekengläubiger verpflichtet wird, wie Schmidt⸗Ernſthau⸗ 
ſen a. a. O. S. 668 zuzugeben hat, ein Drittſchuldner für das 
Zahlungsverbot nicht vorhanden iſt. Mangels eines Drittſchuldners 
hat nämlich nach 8857 Abſ. 2 ZPO. die Zuſtellung des Pfän- 
dungsbeſchluſſes an den Grundſtückseigentümer als Schuldner die 
Wirkung, welche ſonſt der Zuſtellung an den Drittſchuldner zu⸗ 
kommt, und dieſem gegenüber gilt die Pfändung mit der Zuſtel⸗ 
lung des Pfändungsbeſchluſſes nach 8 830 Abſ. 2 ZPO. als bewirkt 
(jo RG. 43, 427; 52, 259; 64, 216; 97, 228). Auch die letztere Ent⸗ 
ſcheidung läßt bei nachträglichem Wirkſamwerden der Pfändung 
eine Rückwirkung auf den Zuſtellungstag des Pfändungsbeſchluſſes 
an den Grundſtückseigentümer eintreten und nicht auf den Aus⸗ 
ſtellungstag des Pfändungsbeſchluſſes, wie irrtümlich Schmidt⸗ 
Ernſthauſen a. a. O. S. 669 behauptet, da in der Entſcheidung 
ſelbſt ausdrücklich auf 8830 Abſ. 2 ZPO. verwieſen wird. Der 
jeweilige Zuſtellungstag des Pfändungsbeſchluſſes an den Grund⸗ 
ftüdseigentümer iſt daher bei mehreren vorliegenden Pfändungen 
einer aus einer Briefhypothek hervorgegangenen Eigentümer⸗ 
grundſchuld für den Rang untereinander maßgebend, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Pfändungen wirkſam waren oder noch nachträglich 
wirkſam geworden ſind. 
AGR. Dr. Bertin, Mülheim⸗Ruhr. 


Schuldbefreiungsvermächtnis. 


In den Jahren 1927 bis 1929 während der Scheinblüte 
der deutſchen Wirtſchaft übergaben ältere Landwirte ihren Kin⸗ 
dern Haus und Grundſtücke zu hohen Anſchlägen. Seit dem 
Jahre 1931 ſind die Liegenſchaften im Wert en Schwer 
laſten oft die hohen Übergabepreisforderungen auf den über⸗ 
gebenen Liegenſchaften. Damit nun eine ſolche Übergabepreisforde⸗ 
rung den Übernehmer von Liegenſchaften nicht über den Tod des 
Übergebers hinaus belaſtet, damit insbeſ. die Erben des Über⸗ 
gebers durch Geltendmachung der geerbten Forderung den Über⸗ 
nehmer von ſeinen Liegenſchaften nicht vertreiben können, ſchenkt 
häufig der Übergeber dem Übernehmer ganz oder teilweiſe die 
Übergabepreisforderung. Er erläßt fie ihm durch Vertrag. Der 
Vertrag iſt formfrei, obwohl er eine Schenkung iſt; denn die 
Schenkung iſt durch Abſchluß des Erlaßvertrags erfüllt. Will der 
Übergeber ſeine Forderung behalten, weil die Zinſen der Forde⸗ 
rung ſeine Altersverſorgung darſtellen, ſo erläßt er ſie dem Über⸗ 
nehmer auf den Todesfall. Der Übergeber ſetzt in dieſem Falle ein 
Vermächtnis aus, wonach ihm, dem Übernehmer, beim Tod des 
Übergebers der Übergabepreis zu erlaſſen iſt. Es handelt ſich um 
ein ſog. Schuldbefreiungsvermächtnis. Im Formularbuch für die 
freiwillige Gerichtsbarkeit, 4. Auflage 1913, S. 830 iſt ein ſolches 
Schuldbefreiungsvermächtnis entworfen. Hat beiſpielsweiſe ein 
Landwirt im Jahre 1928 ſeinem Sohn Haus und Grundſtücke 
zum Anſchlag von 12 500 2.4 übergeben, wobei ihm von der 
Übergabepreisforderung von 10 500 %% der Teil von 4500. AK 
und ſeinen beiden andern Kindern je 3000 % verblieben find, 
und iſt der Wert dieſer Liegenſchaften im Jahre 1932 auf 80007. 
heruntergegangen, ſo ſind die Liegenſchaften überlaſtet. Der Über⸗ 
geber will daher dem Übernehmer die Schuld von 4500 7 auf 
einen Tod erlaſſen und teſtiert: „Sollte der Übernehmer die 
bergabepreisſchuld von 4500 %% bis zu meinem Tod nicht be⸗ 
zahlt haben, ſo erlaſſe ich ſie ihm.“ Stirbt nun der Erblaſſer, ſo 
tilgt fein Vermächtnis nicht unmittelbar die Schuld des Ver⸗ 
mächtnisnehmers. Die Schuld erliſcht erſt, wenn die Erben ſie 
dem Vermächtnisnehmer durch Vertrag erlaſſen. Auf Grund des 
Vermächtniſſes hat der Vermächtnisnehmer nur einen Anſpruch 
auf Erlaß der Schuld, nur einen Anſpruch auf Erklärung des 
Erlaßvertragsantrags (ſo Hamburg: OLG. 21, 203; RG.: 23. 1914 
Sp. 761/762). Erfüllen die Erben dieſe ihre Vermächtnisſchuld 
nicht, ſo kann der Vermächtnisnehmer die Sache ruhen laſſen, 
bis die Ubernahmepreisſchuld verjährt iſt. Gegen die Klage der 
Erben auf Zahlung der Schuld hat der Vermächtnisnehmer die 
Einrede der Argliſt. Legt der Vermächtnisnehmer jedoch Wert 
auf klare Verhältniſſe — es kann dahingeſtellt bleiben, ob er 
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als Kaufmann oder als Steuerpflichtiger feine Schulden feſtzuſtel⸗ 
len hat —, jo muß er die Erben darauf verklagen, ihm die Schlie⸗ 
zung eines Erlaßvertrags anzutragen. Der Vermächtnisnehmer 
muß einen Koſtenvorſchuß entrichten und, da der Streitwert 
4500 , beträgt, einen RA. betrauen. Vor dieſer Klagelaſt 
kann der Vermaͤchtnisnehmer bewahrt werden, wenn der Erb⸗ 
laſſer dem Vermächtnis folgende Faſſung gibt: „Meine Erben 
ſollen dem Ubernehmer 4500 %. auszahlen.“ Sobald der Erb⸗ 
fall eingetreten iſt, kann der Übernehmer, der jetzt Vermächtnis⸗ 
nehmer geworden iſt, ſeine Vermächtnisforderung gegen ſeine 
Übergabepreisſchuld aufrechnen. Außerſtenfalls kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer ſeine Aufrechnungserklärung durch einen Ge⸗ 
richtsvollzieher zuſtellen laſſen (§ 132 B68 B.). Durch Erklärung 
der Aufrechnung erliſcht die Übergabepreisſchuld. Erbt der Über⸗ 
nehmer nichts mehr vom Übergeber, weil er bereits durch die 
Übergabe feinen Erbteil erhalten hat, fo beträgt das Vermächtnis 
4500 RA. Erbt der Übernehmer jedoch noch etwas, ſo beträgt 
das Vermächtnis nur 3000 .. Der Übergeber teſtiert: „Meine 
Erben ſollen dem Übernehmer 3000 2% auszahlen.“ Der Erb⸗ 
teil des Übernehmers beträgt ein Drittel, an den 4500 . 
ſtehen ihm 1500 . zu. Dieſer Teil des Übergabepreiſes erliſcht 
dadurch, daß ſich Schuld und Forderung in der Perſon des Über⸗ 
nehmers vereinigen. Der Reſt mit 3000 2.4 erliſcht durch Auf⸗ 
rechnung. Der Übernehmer braucht nicht auf Abgabe einer Wil⸗ 
ee klagen, er kommt durch Erklärung der Aufrechnung 
zum Ziel. 

Wer ein Rechtsgeſchäft beurkundet, hat die Pflicht, es ſo zu 
beurkunden, daß unnötige Prozeſſe vermieden werden. Ein um 
Beurkundung eines ſolchen Teſtaments erſuchter Notar wird daher 
entgegen dem Entwurf im Formularbuch dem Übergeber kein 
Schuldbefreiungsvermächtnis, ſondern ein Zahlungsvermächtnis 


vorſchlagen. 
GerAſſ. Herbert Bürger, Pforzheim. 


Die Kirche und diſfidentiſche Pächter. 


Lampe bejaht JW. 1933, 1506 die Frage, ob die Kirche 
vorzeitig von Pächtern loskommen kann, die während der lau⸗ 
fenden Pachtperiode, wie es in den letzten Jahren häufiger vor⸗ 
gekommen iſt, aus der Kirche ausgetreten ſind. Seine Anſicht, 
daß ein ſolcher Pächter bei Ablauf der Pachtzeit Verlängerung 
des Pachtvertrages durch Feſtſetzung ſeitens des PEN. nicht ver⸗ 
langen kann, iſt unzutreffend. Mit Recht ſcheidet Lampe die 
allgemeinen Beſtimmungen des BGB. aus, auf Grund deren 
eine Aufhebung des Vertrages nicht möglich iſt. 

Nach § 119 Abſ. 2 BGB. gilt als Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung auch der Irrtum über ſolche Eigenſchaften der 
Perſon, die im Verkehr als weſentlich angeſehen werden. Nach 
Staudinger iſt auch die Konfeſſion eine Eigenſchaft der 
Perſon, die gegebenenfalls als weſentlich zu bezeichnen iſt. Je⸗ 
doch können als weſentlich Eigenſchaften nur dann angeſehen wer⸗ 
den, wenn ſie zu dem Inhalte des abgeſchloſſenen Geſchäfts in 
einer unmittelbaren inneren Beziehung ſtehen, wenn ſie alſo 
insbeſ. geeignet find, die Erfüllbarkeit des abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfts zu gefährden. Bei einem Kaufvertrage wird daher nach 
der Verkehrsanſchauung, die einen objektiven Maßſtab darſtellt, 
die Konfeſſion unweſentlich ſein. Bei einem Pachtvertrage indeſſen 
könnte die Konfeſſion auf den erſten Anſchein eine gewiſſe Rolle 
ſpielen, da nach den Beſtimmungen des Pachtſchutzrechtes bei 
Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen auch das perſonliche Ver⸗ 
hältnis von Pächter zu Verpächter zu berückſichtigen iſt. Hierbei 
entſcheidet aber nicht einſeitig der Wunſch der Kirche, ſondern 
objektiv die Verkehrsanſchauung (vgl. RGRKomm. A. 5 und 
Staudinger zu 8119). Es tft nach der ganzen Perſönlichkeit 
des Pächters zu prüfen, ob ſie Gewähr für die Erfüllung der 
Vertragspflichten bietet. Lampe ſtellt mit Recht auf die Frage 
der Zumutbarkeit als entſcheidendes Moment für die Auslegung 
des Vertrages ab und bezieht ſich hierbei auf LG. Halle v. 
10. Juli 1924. In dieſem Falle war der Pächter aus der Kirche 
ausgetreten und hatte ſogar noch Propaganda für den Austritt 
anderer gemacht; das PEN, hatte allerdings dieſen Grund nicht 
als ſtichhaltig anerkannt. Und dies m. E. mit Recht. Religion 
it Privatsache. Der Austritt aus der Kirche iſt für Preußen 
durch das Kirchenaustrittsgeſetz v. 14. Mai 1873 geſetzlich ge⸗ 
regelt; aber auch in den übrigen deutſchen Ländern iſt der Kir⸗ 
chenaustritt geſetzlich geregelt, wie auch das Pachtrecht, ſo daß 
ür das ganze Reich gelten muß, was hier für Preußen er- 
örtert und feſtgeſtellt wird. Wer aus der Kirche austritt, macht 
lediglich von einem ihm geſetzlich eingeräumten Rechte Gebrauch. 
Nach § 226 BGB. iſt nur dann die Ausübung des Rechts un⸗ 
zuläſſig, wenn ſie nur den Zweck haben kann, einem anderen 
Schaden zuzufügen. Ob ein ſolcher Ausnahmefall der Entſch. des 
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26. Halle zugrunde gelegen hat, läßt ſich ohne genaue Kenntnis 
dieſer Entſcheidung nicht ſagen; anzunehmen iſt es nach der 
Wiedergabe nicht. Ich halte deshalb dieſe Entſcheidung für ver⸗ 
fehlt. M. E. würde es auch der deutſchen Auffaſſung vom Treue⸗ 
gedanken im Rechte widerſprechen, wenn die Kirche als Ver⸗ 
pächter zur vorzeitigen Aufhebung des Pachtvertrages mit einem 
diſſidentiſchen Pächter berechtigt wäre. Die Kirche ihrerſeits würde 
ſich auch mit Recht dagegen wehren, wenn ein Pächter vorzeitig 
vom Pachtvertrage ſich mit der Begr. losſagen wollte, daß ihm 
die Richtung der Kirche oder des Gemeindepfarrers nicht mehr 
zuſage. Im übrigen beſagt Art. 136 RVerf. ausdrücklich, daß 
die bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte durch die Aus⸗ 
übung der im Art. 135 garantierten Religionsfreiheit weder be⸗ 
dingt noch beſchränkt werden. Es ift daher der Kirche die Inne⸗ 
haltung eines mit einem diſſidentiſchen Pächter abgeſchloſſenen 
Pachtvertrages zuzumuten. Die Kirche mag ſich durch entſprechende 
Vertragsklauſeln das Recht zum Rücktritt vom Vertrage vor⸗ 
behalten, falls ein Pächter während der laufenden Pachtperiode 
aus der Kirche austreten ſollte. Der Gewiſſenszwang, der in dem 
von Lampe für die Kirche in Anuſpruch genommenen Rechte 
zur vorzeitigen Aufhebung des Pachtvertrages liegt, verſtößt gegen 
die guten Sitten und das Geſetz. Auch der jetzige Staatsſekretär 
Feder ſtellt in Übereinſtimmung mit dem Programm der 
NSDAP. in feinem Heft 1 der Nationalſozialiſtiſchen Bibliothek 
„Das Programm der NS Da P. und feine weltanſchaulichen 
Grundlagen“ 1930 unter Ziff. 27 als eins der Ziele auf reli⸗ 
giöſem Gebiete feſt: Volle Religions⸗ und Gewiſſensfreiheit. 
RA. Dr. Otto Schütt II, Kiel. 


Terminkalender für preußische Juſtizbeamte für das 
Jahr 1934. 


(Auszug aus der Rundverfügung des Herrn Preuß. Juſtizminiſters 
v. 84. Juli 1933, I 10 284.) 


Durch die zahlreichen Perſonalveränderungen, die auf Grund 
des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums und des 
Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ſowie infolge der 
Umgeſtaltung des Gerichtsweſens in Berlin und der ſonſtigen organi⸗ 
ſatoriſchen Maßnahmen in der letzten Zeit eingetreten ſind oder in 
den nächſten Monaten noch eintreten werden, wird mit Ablauf des 
Jahres auch der die Angaben über die Juſtizbehörden, ihre Aus⸗ 
ſtattung mit Planſtellen und über die Perſonalverhältniſſe ent⸗ 
haltende Teil des Terminkalenders für 1933 ſeinen Wert für den 
praktiſchen Gebrauch verloren haben. Die Herausgabe eines neuen 
Jahrgangs des Kalenders iſt daher in dieſem Jahre beſonders 
dringend. 

Als Stichtag für die Perſonalangaben uſw. ſoll, um möglichſt 
alle Perſonalveränderungen zu bringen, nicht wie ſonſt der 1. Sept., 
ſondern der 1. Okt. gelten, doch ſollen die Vorarbeiten ſo beſchleu⸗ 
nigt werden, daß trotzdem die Herausgabe des Kalenders noch vor 
Weihnachten 1933 erfolgt. 


Der Kalender würde enthalten: 


Im J. Teil: 

das Kalendarium; 

grundlegende Verfügungen über die Umbildung der Juſtizverwal⸗ 

tung im Geiſte des Nationalſozialismus; 

„Abdruck wichtiger Verwaltungsbeſtimmungen; 

Hinweiſe auf die zuletzt im Terminkalender für 1930 abge⸗ 
druckten Beſtimmungen über Reiſekoſten, Beſchäftigungstagegelder, 
Umzugskoſten und Wohnunsbeihilfen unter Angabe der inzwiſchen 
eingetretenen Anderungen; 

5. Zuſammenſtellungen und Tabellen. 
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Im II. Teil: 
a) eine Überſicht der preußiſchen Juſtizbehörden und ihres Be⸗ 
amtenſtandes; 
b) die Beſetzung der einzelnen Juſtizbehörden — auch der Reichs⸗ 
juſtizverwaltung — mit Beamten des höheren Dienſtes unter 


Angabe der Rechtsanwälte und Notare; 
c) und d) Dienſtaltersliſten; 
e) ein Ortſchaftsverzeichnis; 
1) ein Namensverzeichnis. 


Der Vorzugspreis für das Werk ſoll 5 RM betragen. Be⸗ 
ſtellungen durch Rechtsanwälte ſind unter Benutzung des Beſtell⸗ 
zettels an die geſchäftsleitenden Bürobeamten der Juſtizbehörden ſo 
zeitig zu richten, daß dieſe die Beſtellzettel bis zum 30. Sept. 1933 
an das Rechnungsamt des Oberlandesgerichts einreichen können. 

Ob der Kalender für 1934 erſcheint oder nicht, wird nach Ein⸗ 
gang der Beſtellungen im Juſtizminiſterialblatt bekanntgegeben werden. 

D. S. 
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Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Die Oſthilfeſicherungsverordnung. Handkommentar (Ergän⸗ 
zungsband, enthaltend die ſeit Juni 1932 erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen über das Sicherungs⸗ und Entſchuldungsver⸗ 
fahren). Bearbeitet von Dr. Franz Hennig, Rechtsanwalt 
in Berlin. Berlin 1933. Reimar Hobbing. 187 S. 
Preis geh. 7 Aal, Ganzleinen geb. 7,80 .ZM. 


Aus dem berechtigten Wunſche, den bekannten Oſthilfekom⸗ 
mentar Doerge⸗ Hennig, der in 1. Aufl. JW. 1932, 452, in 
2. Aufl. JW. 1933, 683 beſprochen wurde, der neueſten Geſetz⸗ 
gebung anzupaſſen, hat RA. Dr. Franz Hennig in einem 
Ergänzungsband „diejenigen Vorſchriften beſonders eingehend er⸗ 
läutert, durch welche der frühere Rechtszuſtand geändert oder fort⸗ 
entwickelt iſt“, wie er im Vorwort hervorhebt. Von einer Kom⸗ 
mentierung der zweiten EntſchuldungsV O. hat er im Hinblick auf 
die z. Z. im weſentlichen durchgeführte Genoſſenſchaftsſanierung 
Abſtand genommen. Soweit der Praktiker noch einer Hilfe bedarf, 
3. B. bei der dem Reichsernährungsminiſter zur Entſcheidung über⸗ 
laſſenen Frage, was dem Begriff der ſonſtigen landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und insbeſ. „genoſſenſchaftsähnlichen Unterneh⸗ 
mungen“ (Zweite Entſchuldungs VO. v. 21. Okt. 1932 § 1 i. Verb. 
m. § 1 Abſ. 1 Ziff. o DurchfVO. v. 14. Dez. 1932) unterſtellt wer⸗ 
den darf, ſo haben derartige Erörterungen heute nach der Sanie⸗ 
rung nur theoretiſchen Wert. Es beſteht ja für bei der Einbe⸗ 
ziehung etwa überſehene Gläubigerunternehmungen kein Rechts⸗ 
anſpruch auf Einbeziehung. 

Eine überſichtliche Kommentierung iſt nunmehr auch der im 
Hauptwerk aus drucktechniſchen Gründen ſeinerzeit nicht unter⸗ 
gebrachten VO. v. 27. Sept. 1932 zuteil geworden. Beachtlich iſt 
der Abdruck des Beſcheides des Reichskommiſſars v. 28. Nov. 1932 
(S. 105), wonach zufolge einer Entſcheidung des RIM. ein Ver⸗ 
mittlungsverfahren auch während der Dauer des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens zuläſſig iſt. Aufgabe des Vermittlungsverfahrens ſei, 
dem Schuldner durch eine Einigung mit ſeinen Gläubigern die 
weitere wirtſchaftliche Fortführung ſeines Betriebes zu ermög⸗ 
lichen, eine Aufgabe, die auch das Entſchuldungsverfahren erfülle, 
nur mit dem Unterſchiede, daß letzteres ſich für den Einigungszweck 
Öffentlicher Mittel bediene. 

Viele Landſtellen hatten vor Klärung der Streitfrage durch 
den RIM. nach Aufhebung eines geſcheiterten Vermittlungsver⸗ 
fahrens zu Unrecht die Durchführung des Entſchuldungsverfahrens 
abgelehnt. - 

„Es iſt begrüßenswert, daß auch der Ergänzungsband die 
wichtigſte Auslegungsquelle, die Erlaſſe des Reichskommiſſars, ſo⸗ 
weit ſie von grundſätzlicher Bedeutung ſind, weiter ausſchöpft 
durch ihre Bekanntgabe bis zum Erl. v. 8. Febr. 1933, Tgb. 
zer. 3200—74 III über die Herabſetzung des Pachtzinſes. Durch die 
Pächterentſchuldung iſt teilweiſe der unhaltbare Zuſtand einge⸗ 
treten, daß der Verpächter die ihm als Grundeigentümer obliegen⸗ 
den Laſten nicht aufzubringen vermag. Zwei Pächter der Mark 
Brandenburg haben einer bedrängten Gutsbeſitzerswitwe im Pacht⸗ 
jahr 1933 von der bis Juli fällig gewordenen Pacht von 7650 . 
gerade 200 RM abgezahlt, nachdem Haftbefehl ergangen war. — 
Gefälligkeitsgutachten landwirtſchaftlicher Sachverſtändiger, die die 
geſamte Ernke einſchließlich lebenden Inventars (trotz überzähligen 
ztehs, das zum Penſionsvieh mittels Scheinverkrages umge⸗ 
ſempelt wird) als unpfändbar erklären, ſtützen dieſe Miß⸗ 
wirtſchaft. 
men Da iſt es Pflicht des zuſtändigen Reichsminiſters, wie es, 
enn auch unvollkommen, im Erlaß über die Herabfetzung des 
zuchtzinſes verſucht ift, dem Scholleneigentümer gegenüber einem 
gewiſſenloſen Pächter als Nutznießer der Scholle die Mittel zu 
verſchaffen, deren er zur Erhaltung der Scholle bedarf. 

di Der Pächterſchutz darf nur ein bedingter ſein, bedingt durch 
85 Grenzen, die die Geſetzgebung zum Schutze des Scholleneigen⸗ 
re unter Zurückſtellung des Pächterſchutzes unbedingt ziehen 
aß. Den gerechten Ausgleich zu ſchaffen liegt im Aufgabenkreis 
„Führers der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft. Sie er⸗ 
arten wir ſobald als möglich. 


NA. u. Fachanw. f. VerwR. Ernſt Böttger, Berlin. 


Das Agrar⸗Notrecht. Nachtrag: Die Vollſtreckungs⸗ und 
bechterſchutzgeſetze ſeit dem 14. Februar 1933 nebſt 
er 2. Durchf VO. über die Hypothekenfälligkeits O. 


Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


v. 27. März 1933. Zuſammengeſtellt und erläutert von 
Dr. jur. Fred von Rozycki⸗von Hoewel, Amts⸗ und Land⸗ 
gerichtsrat in Magdeburg. Zweite Auflage. Berlin 1933. 
Verlagsbuchhandlung Paul Parey. Preis geh. 2,60 Kl. 


Einer eingehenden Beſprechung habe ich das von dem Ver⸗ 
faſſer des Nachtrages LGR. Dr. von Rozycki⸗von Hoewel, 
in Gemeinſchaft mit dem Kreditreferenten der Landſtelle Berlin, 
Dr. Harry von Rozycki, dem Landſtellenjuſtitiar Dr. Hans 
Szogs, ſowie dem Abteilungsleiter bei der Landſtelle Schneide⸗ 
mühl RegR. Weihrauch in dieſem Jahre in zweiter Auflage 
herausgegebene Hauptwerk „Das Agrar⸗Notrecht“ in 
JW. 1933, 682—683 bereits unterzogen. 


Die Tatſache allein, daß die erſte Auflage des führenden 
Kommentars durch die geſamte Agrarnotgeſetzgebung, ſoweit ſie 
noch Gegenwartswert beanſpruchen darf, in wenigen Monaten ver⸗ 
griffen war, ſo daß ihr im Frühjahr 1933 eine zweite Auflage 
und jetzt der Nachtrag folgen konnte, ſpricht für die Bedeutung 
des Werkes. Den Verfaſſern waren vor allen aus ihrer Land⸗ 
ſtellenpraxis un veröffentlichte Erlaſſe und Verwaltungsbeſcheide 
ſowie Gerichtsentſcheidungen zugänglich, die das Paragraphenbild 
erſt plaſtiſch geſtalten, weil ſie die wirtſchaftlichen Hintergründe 
der Einzelvorſchrift erkennen laſſen. 

Würde die Oſthilfegeſetzgebung ebenſo wie der bäuerliche 
Vollſtreckungsſchutz bald einſchneidenden Anderungen unterworfen 
werden, ſo verliert das Hauptwerk, nachdem es durch dieſe Nach⸗ 
träge bis Mitte Juli 1933 ergänzt iſt, niemals ſeinen Wert, 
weil es durch weitere zu erwartende Nachträge ſtets die aktuelle 
Bedeutung ſich zu verſchaffen wiſſen wird. 


Für Behörden, Anwälte, Berufsorganiſationen, insbeſ. die 
Wirtſchaftsberater des agrarpolitiſchen Apparates der NSDAP. 
wie für die Treuhänder darf man das „Agrar⸗Notrecht“ als un⸗ 
entbehrlich bezeichnen. 

RA. u. Jachanw. f. VerwR. Ernſt Böttger, Berlin. 


Dr. Ernſt Rudolf Huber, Priv Doz. in Bonn (jest Prof. in 
Kiel): Wirtſchaftsverwaltungs recht. Inſtitutionen des öffent⸗ 
lichen Arbeits⸗ und Unternehmerrechts. Tübingen 1932. 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 304 S. 
Preis 14,40 .ch. 


Der Verf. will in ſeinem Buche keine umfaſſende Darſtellung 
des geſamten Rechtsſtoffes des Wirtſchaftsverwaltungsrechts geben, 
ſein Ziel iſt vielmehr, die Rechtsformen dieſer Materie in ihrem 
Aufbau zu erfaſſen. Dieſe Aufgabe iſt als vollauf gelungen an⸗ 
zuſehen, wenn auch zu einzelnen Fragen eine kritiſche Stellung⸗ 
nahme erforderlich iſt und einzelne Ergebniſſe nicht ungeteilten 
Beifall finden können. Ein großes Verdienſt Hubers iſt darin 
zu ſehen, daß er den kühnen Vorſtoß in ein vom Schrifttum noch 
wenig berührtes Gebiet zu einer Zeit vorgenommen hat, in der 
eine Veränderung auch der wirtſchaftsrechtlichen Verhältniſſe ſchon 
auf dem Marſche war. Vieles Alte mag in Zukunft durch Neues 
erſetzt werden, dennoch wird die grundlegende Arbeit Hubers 
ihren Wert behalten; das gilt namentlich für ſeine Syſtematiſie⸗ 
rung des Rechtsſtoffes. 


Der Verf. gibt in ſeinem Buche den Stand der Geſetzgebung 
bis zum 1. Jan. 1932 wieder. Rechtſprechung und Schrifttum ſind 
grundſätzlich nur bis zum 1. Okt. 1931 berückſichtigt. Das Werk 
gliedert ſich in zwei Teile, deren erſter das Syſtem des Wirt⸗ 
ſchaftsverwaltungsrechts enthält, während der zweite Teil den 
Rechtsſchutz im Wirtſchaftsverwaltungsrecht behandelt. Im erſten 
Teil des Buches geht der Verf. von dem Begriff des Wirtſchafts⸗ 
rechts aus, das er als das Recht ſieht, „das die Beziehungen des 
wirtſchaftlichen Unternehmens gegenüber dem Staat, gegenüber 
anderen Unternehmen, gegenüber den zugehörigen Sachgütern 
und gegenüber den Arbeitnehmern“ regelt. Damit kommt der Verf. 
zur Ablehnung aller der Auffaſſungen, die entweder den Begriff 
des Wirtſchaftsrechts im Sinne einer Durchdringung des geſam⸗ 
ten Rechts mit dem Geiſte der Wirtſchaft faſſen oder unter dem 
Wirtſchaftsrecht das der Befriedigung wirtſchaftlicher Bedürfniſſe 
dienende Recht ſehen oder aber den Begriff des Wirtſchaftsrechts 
auf das der organiſierten Wirtſchaft eigentümliche Recht beſchrän⸗ 
ken oder endlich das Wirtſchaftsrecht auf das Recht der wirtſchaft⸗ 
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lichen Unternehmer begrenzen. Die Huberſche Begriffsbeſtim⸗ 
mung des Wirtſchaftsrechts zeigt aber einen Mangel. Huber 
ſchiebt die vom Wirtſchaftsrecht erfaßten Beziehungen und Gegen⸗ 
ſtände zu ſtark in den Vordergrund, ohne die Drage des inneren 
Zuſammenhangs der Materie hinreichend zu erüͤckſichtigen. 

Dieſes Wirtſchaftsrecht iſt nach Huber vornehmlich privat⸗ 
rechtlich beſtimmt; denn es regelt in erſter Linie privatrechtliche 
Beziehungen. Neben dieſes private Wirtſchaftsrecht tritt das öffent- 
liche, indem die Wirtſchaft, wie Huber treffend ſagt, zum Ge⸗ 
genſtand der öffentlichen Verwaltung gemacht wird. Daher teilt 
Huber das Wirtſchaftsrecht in Wirtſchaftsprivatrecht und Wirt⸗ 
ſchaftsverwaltungsrecht. Unter letzerem ſind die Normen zu ver⸗ 
ſtehen, die einen Eingriff mit ſtaatlichen Machtmitteln in die 
Wirtſchaftsführung der nicht in der Hand des Staates befind⸗ 
lichen Unternehmen geſtatten. Dabei ſchaltet Huber von vorne⸗ 
herein (ohne überzeugende Begründung) die Fälle aus, in denen 
die öffentliche Hand die Wirtſchaftsführung ſelbſt übernimmt. Die 
Grundlage des Syſtems des Wirtſchaftsverwaltungsrechtes bilden 
bei Huber die verwaltungsrechtlichen Formen, in denen ſich 
die hoheitlichen Eingriffe in die Wirtſchaftsführung vollziehen, 
nämlich die Verbandsgeſtaltung, d. h. die Geſtaltung von Verbän⸗ 
den des öffentlichen und privaten Rechts, die Geſtaltung öffent⸗ 
licher Rechte und Pflichten und die Geſtaltung privater Rechte 
und Rechtsverhältniſſe. Dieſe Grundformen finden eine vielgeſtal⸗ 
tige Untergliederung, in die der Verf. die Fülle der Erſcheinungen 
des wirtſchaftlichen Rechtslebens einpaßt. 

Die Verbandsgeſtaltung kann nach Huber in der Form 
der Errichtung und Auflöſung von Verbänden, in der Form der 
Geſtaltung der Satzung und der Beſtellung der Verbandsorgane 
auftreten. Die Einteilung der wirtſchaftlichen Verbände führt den 
Verf. zu der Frage, welche Merkmale 185 die öffentliche oder die 
private Natur eines Verbandes entſcheidend ſind. Huber kommt 
zu dem für die ſyſtematiſche Gliederung wenig befriedigenden Er⸗ 
gebnis, daß die Vielheit der beſonderen Besten des Verban⸗ 
des zum Staate Struktur und Weſen des Verbandes beſtimmen 
und dieſen in die hoheitliche Seinsſphäre des Staates einreihen. 
In Auswertung dieſes Ergebniſſes kennzeichnet Huber die 
arbeitsrechtlichen Berufsverbände als dem Privatrecht zugehörig. 
Eine Stellung dieſer Verbände zwiſchen dem öffentlichen und pri⸗ 
vaten Recht erkennt Huber nicht an, weil er eine zwiſchen 
öffentlichem und privatem Recht ſtehende Rechtsmaterie ablehnt. 
Auch die Organiſation der Betriebsvertretungen iſt bei Huber 
nicht öffentlicher Natur, weil ſelbſt das öffentliche Intereſſe, das 
bei Schaffung dieſer Organiſationen ins Gewicht fiel, für die 
öffentliche Natur nicht entſcheidend ſein kann. 

In dem Abſchnitt über die Geſtaltung der öffentlichen Rechte 
und Pflichten hebt Huber hervor, daß der Staat nicht über 
dem Rechte ſtehe, ſondern der Idee des Rechts unterworfen ſei. 
Daraus folgert Huber die Möglichkeit der Anerkennung ſubjek⸗ 
tiver öffentlicher Rechte des einzelnen gegenüber dem Staat. Mit 
nicht überzeugender Begründung wendet ſich der Verf. gegen die 
Annahme angeborener natürlicher Rechte. Er will nur das Sub⸗ 
ſtrat eines ſolchen Rechts, ſo z. B. die Freiheit der Perſönlichkeit, 
als reale Tatſache unabhängig von jeder ſtaatlichen Verleihung als 
vorhanden anſehen. Daher fol ein folches natürliches Subſtrat erſt 
durch die ſtaatliche Anerkennung in die Sphäre des Rechts gerückt 
werden, erſt dann ſpricht Huber von einem anerkannten ſub⸗ 
jektiven öffentlichen Recht, das er als Freiheitsrecht kennzeichnet. 
In der Einteilung der ſubjektiven öffentlichen Rechte weiſt Hu⸗ 
ber den Freiheitsrechten als vom Staate anerkannten Rechten 
einen Platz neben den hoheitlichen Befugniſſen und poſitiven An⸗ 
ſprüchen als nur vom Staat verliehenen Rechten zu. Begrifflich 
find die Freiheitsrechte mit den materiellen Grundrechten iden⸗ 
tiſch. Den formellen Unterſchied ſieht Huber darin, daß die 
Grundrechte in der Verfaſſung niedergelegt ſind, während die Frei⸗ 
heitsrechte durch jeden Rechtsſatz anerkannt werden können. 

Den Abſchnitt über die Geſtaltung privater Rechte leitet 
Huber mit einer Unterſuchung des privatrechtsgeſtaltenden 
Staatsaktes ein. Huber ſcheidet ſcharf die Natur des geſtaltenden 
Staatsaktes von der Natur des geſtalteten Rechtsverhältniſſes. Mit 
Recht wird betont, daß 1 11 ſtets dem öffentlichen Rechte an⸗ 
gehöre, während für die Natur des Rechtsverhältniſſes entſcheidend 
ſei, ob in dieſem die öffentliche Gewalt des Staates wirke. Im 
einzelnen nimmt der Verf. zu Fragen des Tarifrechts Stellung. 
Er lehnt die Auffaſſung ab, daß der normative Teil des Tarif⸗ 
vertrages objektives Recht ſchaffe, da hieraus notwendig die öffent⸗ 
liche Natur des Tarifvertrages folge. Huber bezeichnet den Ta⸗ 
rifvertrag als einen Normenvertrag des bürgerlichen Rechts, dej- 
ſen Rechtswirkung nicht aber deſſen Weſen und Natur von der 
Tarifverordnung verändert worden ſei. Das Tarifvertragsrecht 
aber rechnet Huber dem öffentlichen Rechte zu und folgert dar⸗ 
aus, daß die Maßnahmen der Einflußnahme des Staates auf den 
Abſchluß und die Geltungskraft der Tarifverträge verwaltungs⸗ 
rechtliche Erſcheinungen ſind. 
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Im zweiten Teile des Werkes befaßt ſich der Verf. mit der 
Frage des Rechtsſchutzes im Wirtſchaftsverwaltungsrecht und bringt 
auch hier die Vielheit der Formen in ein Syſtem. Der Verf. nennt 
drei weſentliche Formen des Rechtsſchutzes: Das juſtizförmige Ver⸗ 
waltungsverfahren, die materielle Verwaltungsjuſtiz durch die Ver⸗ 
waltungsgerichte und die Verwaltungsrechtſprechung durch die Zi⸗ 
vilgerichte. Bemerkenswert ſind die Ausführungen über die Zivil⸗ 
gerichtsbarkeit und die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Bei dem Ver⸗ 
ſuch einer Begriffsbeſtimmung der Geſetzgebung, Verwaltung und 
Rechtſprechung kommt Hu ber bei der Verwaltung über eine teil⸗ 
weiſe negative Definition nicht hinweg. Die Unterſuchungen Hu⸗ 
bers greifen an die Wurzeln des Rechtsſtaates und der Rechts⸗ 
ſtaatsidee. Huber fieht trotz der in neuerer Zeit ſtärker hervor⸗ 
tretenden Zweifel über das Weſen des Rechtsſtaates zwei Elemente 
der Rechtsſtaatsidee in der heutigen Staatsauffaſſung verankert, 
nämlich das Prinzip der Geſetzesmäßigkeit der Verwaltung und die 
Forderung einer Kontrolle der Verwaltungstätigkeit durch unab⸗ 
hängige Gerichte. Das zweite Element iſt aber trotz der ausdrück⸗ 
lichen Forderung des Art. 107 RVerf. weder im Reich noch in den 
Ländern völlig verwirklicht. Mit feinem Verſtändnis greift der 
Verf. die Frage auf, ob die als Ausgleich für einen fehlenden aus⸗ 
reichenden Verwaltungsrechtsſchutz auftretende Inzidentkontrolle 
der ordentlichen Gerichte mit der Idee des Rechtsſtaates, der 
Staatsräſon und dem Prinzip der Gewaltenteilung vereinbar iſt. 
Huber bejaht dieſe Frage. Er ſieht aber in der Inzidentkon⸗ 
trolle der ordentlichen Gerichte einen Erſatz, geſchaffen durch das 
rechtsſtaatliche Bewußtſein „kraft der Liſt einer Idee“. Huber 
weiſt darauf hin, daß der Mangel eines ausreichenden Verwal⸗ 
tungsrechtsſchutzes eine Gefährdung des Prinzips der Gewalten⸗ 
teilung enthält, da die Gerichte leicht verſucht ſeien, die ihnen ge⸗ 
zogenen Grenzen der Nachprüfbarkeit von Verwaltungsakten zu 
überſchreiten; eine ſolche Entwicklung muß nach Huber zur Aus⸗ 
bildung eines apokryphen Juſtizſtaates drängen, indem die inzi⸗ 
dente Kontrolle der Verwaltungsakte zu einer inſtitutionellen Kon⸗ 
trolle der Verwaltung durch die ordenklichen Gerichte erhoben wird. 
Es kann als ein Verdienſt Hubers bezeichnet werden, dieſe 
Mängel eines ausreichenden verwaltungsrechtlichen Rechtsſchutzes 
an dem Beiſpiel des Wirtſchaftsverwaltungsrechts noch einmal 
klar herausgeſtellt zu haben. 

Auf die Fülle der anderen im zweiten Teile des Buches er⸗ 
örterten Fragen kann hier nur verwieſen werden. Beſonders her- 
vorzuheben iſt aber noch die Unterſuchung über den nichtigen Ver⸗ 
waltungsakt, in der der Verf. dem ſchwierigen Problem neue Sei⸗ 


ten abzugewinnen ſucht. 
Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


Sterling E. Edmunds: Das Völkerrecht — ein Pſeudorecht. 
(Autoriſierte Überſetzung des amerikaniſchen Werkes The 
Lawless Law of Nations 1925 von Cornelia Bruns.) 
Berlin und Leipzig 1933. Walter de Gruyter & Co. 
Preis 6 RM. 


The Lawless Law of Nations — das Völkerrecht, ein 
Pſeudorecht: ſo überſetzt Cornelia Bruns die Überſchrift die⸗ 
ſes Werkes, das ich ein polemiſches Lehrbuch nennen möchte. Denn 
es iſt etwas anderes als ein philoſophiſcher Eſſai. Wohl könnte 
der engliſche Titel auf eine Ahnlichkeit mit Leonard Nel⸗ 
ſons „Rechtswiſſenſchaft ohne Recht“ hindeuten. Aber die Me⸗ 
thode der Darſtellung iſt eine andere: es kommt weniger auf 
Pſeudophiloſophie als auf Pſeudojurisprudenz heraus. Denn das 
muß — was man immer auch ſonſt Anerkennenswertes ſollte fin⸗ 
den können — von vornherein geſagt werden: eine Geſamtdarſtel⸗ 
lung des Völkerrechts, die nicht auf Liebe zum Gegenſtand gegrün⸗ 
det iſt, ſondern auf jeder Seite in der biſſigſten Weiſe verſucht, 
das Völkerrecht verächtlich zu machen, kann keine reine Freude 
bereiten. 

Es iſt eine Geſamtdarſtellung und eine Art Lehrbuch: denn 
in der Reihenfolge des gang und gäben Lehrgefüges werden ſämt⸗ 
liche Hauptgebiete des poſitiven Völkerrechts für Friedens⸗ wie 
für Kriegszeiten abgehandelt. Allerdings iſt die Abſicht des Verf. 
dabei weniger auf das Poſitive gerichtet als auf ſein polemiſches 
Ziel. Es iſt ein Lehrbuch des Völkerrechtes aufgebaut auf der 
Leugnung des Völkerrechtes. Man iſt m. E. im Irrtum, wenn man 
die Haupttriebkraft zur Leugnung des Völkerrechtes in der Be⸗ 
jahung eines ſtarken Staatsgedankens ſieht. Wohl gibt es einige 
„Macht“⸗ und „Real“-Politiker unter den Leugnern des Völker⸗ 
rechtes. Aber ebenſo zahlreich ſind, ſeit und ſchon vor Spinoza, die 
Leugner des Völkerrechtes, die zugleich ſich dem wahren Staate 
und ſeinem Rechte entgegenſtellen. Aus gewiſſen Strömungen des 
Rationalismus erwächſt dieſe Leugnung (wie allerdings, als 
anderes Extrem, auch eine falſche Vergottung des zum Menſch⸗ 
heitsrechte umgedeuteten Völkerrechtes). (Umfaſſende Darſtellung 
der Völkerrechtsleugner: Walz, Weſen d. Völkerrechts und Kri⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 36 
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tik der Völkerrechtsleugner, 1930.) Übrigens ſind auch die ratio⸗ 
naliſtiſchen Staatsbejaher, die das Völkerrecht verneinen, von 
Hobbes angefangen, keine echten Staatsbejaher. Ihr krampfhaftes 
Beſtreben, die ftarfe politiſche Gewalt zu begründen, wächſt aus 
keinem urſprünglichen Glauben und natürlicher Staatsverbunden⸗ 
heit mehr, ſondern aus einer im Grunde alles auflöſenden Er⸗ 
ſchütterung. Beide Richtungen haben vollen Anteil an der gan⸗ 
zen Tragik des Rationalismus. Es iſt ihnen gemeinſam dieſelbe 
Vernunftgläubigkeit, die das Individuum in den Mittelpunkt der 
Welt ſchiebt. Aus ihr erklären ſich auch viele der ſeltſamen Grell⸗ 
heiten des vorliegenden Buches. u 

Für manchen werden Behauptungen wie die folgenden neu⸗ 
artig wirken: Völkerrecht ſei die Apotheoſe des Abſolutismus auf 
internationalem Gebiet. Es diene der „Verherrlichung des ſouve⸗ 
ränen Staates“. Darin ift eine richtige Erkenntnis: das poſitive 
Völkerrecht hat nicht nur die geringſte Verwandtſchaft mit 
irgendwelchem Pazifismus und humanitärem Individualismus, 
ſondern es iſt das Rechtsgebiet, in dem Staat und Volk am ge⸗ 
waltigſten und geſchloſſenſten erſcheinen und in unendlicher Über⸗ 
legenheit über den Menſchen. Aber als extremer Individualiſt 
vermag der Verf, dieſe Poſitivität nicht zu bejahen, ſondern fühlt 
ſich zum leidenſchaftlichen Kampfe gegen ſie veranlaßt. Die poli⸗ 
tiſche Meinung, die ihn in gleicher Weiſe zur Leugnung des Völ⸗ 
kerrechtes wie der Staatsmacht treibt, iſt etwa in folgenden Sät⸗ 
zen offenbart: „Mit meinem Verdammungsurteil und meinem 
Mißtrauen gegen eine ſtarke Staatsgewalt könnte ich in den Ver⸗ 
dacht geraten, zum Bolſchewismus, Sozialismus oder Anarchis⸗ 
mus hinzuneigen. Wenn ich dieſe unausgegorenen Lehren hiermit 
auch ausdrücklich ablehne, ſo ſehe ich in ihnen doch ſehr natürliche 
Reaktionen gegen eine Unterdrückung, zu der die beſtehende poli⸗ 
tiſche Weltordnung ermutigt. Sie legen zum mindeſten hoffnungs⸗ 
volles Zeugnis dafür ab, daß der Menſch noch immer die Fähig⸗ 
keit beſitzt, ſich gegen grobe Ungerechtfertigkeiten energiſch zur Wehr 
zu ſetzen“ (S. V). Der einzige Grund, weshalb der Verf. nicht 
Bolſchewiſt iſt, ſcheint mir in ſeiner Vergottung des Privateigen⸗ 
tums und ähnlicher Individualrechte zu liegen, wie ſie etwa in 
den folgenden Worten offenbar wird: „Obwohl die Inſtitution des 
Privateigentums viel älter iſt als jeder politiſche Verband (2?!).” 
Zum Schluß (S. 432) bezeichnet der Verf. als die Abſicht ſeines 
Verſuches: das Streben „den Nebel und den nn zu zer⸗ 
ſtreuen, die den ſouveränen Staat in ſeinem falſchen Glanz um⸗ 
geben, und das elende Syſtem von Trugſchlüſſen und Täuſchungen 
aufzudecken, durch welches kleine Gruppen von entſchloſſenen, ehr⸗ 
geizigen Männern unter dem Deckmantel des ſouveränen Staates 
bei allen auswärtigen politiſchen Handlungen noch heute ihren 
abſoluten Willen unter den Menſchen durchſetzen.“ Nun ſoll nicht 
geleugnet werden, daß es dem Verf. gelingt, hier und da Gründe 
beizubringen, die auch auf den Eindruck zu machen vermögen, 
der ſich im ſelbſtverſtändlichen Beſitze eines ſtarken Staatsgedan⸗ 
kens weiß. Es iſt richtig, daß gerade germaniſche, angelſächſiſche 
Überlieferungen und Gewohnheitsrechtsbildungen einen Begriff 
der Freiheit haben, über den das Zeitalter des Abſolutismus 
oberflächlich genug en lul (S. 19 ff.). Aber man muß ſehr 
bald merken, daß es dem Verf. nicht um eine tiefgehende wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erforſchung der Schwächen des Abſolutismus und ver⸗ 
wandter Strömungen zu tun ift. Er gibt anekdotenhaft Beiſpiele 
aus der Geſchichte, aber es fehlt ihm jedes geſchichtliche Denken. 
Als Beispiele ſeiner Geſchichtsbetrachtung mögen folgende Stellen 
dienen: „Ob die Nationen eine Periode der Jugend, der Reife 
und des Alters durchmachen wie die Individuen, aus denen ſie 
zuſammengeſetzt find, das ift nicht die Frage, die uns hier beſchäf⸗ 
ligt, wir befaſſen uns vielmehr mit den wechſelnden Schickſalen 
jener künſtlichen Gebilde, genannt ſouveräne Staaten. Daß ihr 
Entſtehen und Vergehen das Leben der Nationen oder Völker be⸗ 
einflußt, weil ſie die ihnen unterworfene waffenfähige männliche 
Jugend durch Unterdrückung und durch Hinſchlachten im Kriege 
vernichten, das iſt auf jeder Seite der Weltgeſchichte zu leſen“ 
( 97). Auf S. 31 wir in ſehr eigenartiger Darſtellung das ger⸗ 
maniſche Perſonalprinzip als römiſcher Grundſatz bezeichnet. Die 
geſchichtlichen Darlegungen über die Rechtsverhältniſſe der nicht⸗ 
Autliſierten Völker und abhängigen Staaten (S. 61, 64 ff.) machen 
führ den Eindruck eines populären Vortrags. Man halte den Aus⸗ 
ſic ungen auf S. 66 über die Vaſallität im Völkerrecht die wirk⸗ 
k geſchichtlich begründeten und dogmatiſch fein abgewogenen Un⸗ 
uruchungen Heilborns entgegen! Man leſe z. B. S. 120 ff. 
nd S. 436 nach und frage ſich, ob das Geſchichtsſchreibung oder 
emagogiſche Rederei ift. Wohl wird manchmal der Einfluß des 
Gbriſtentums geprieſen, aber nur, ſoweit er in gleicher Weiſe zu 
9 ſcheint wie Naturrecht und Aufklärung. Sonſt wird ge⸗ 
hg das Mittelalter, das doch in ſeiner Rechtsge taltung vielleicht 
paiſtlachſte der bisherigen Zeitalter, jedenfalls christlicher als die 
Sun glorifizierte franzöſiſche Revolution von 1789 (f. z. B. 
kel 7 1 nach Art einer überwundenen Geſchichtsſchreibung dun⸗ 
Pai rückſtändig genannt (3. B. S. 156: „Im Mittelalter, deſſen 
olitiſche Struktur durch eine Unmenge kleiner Deſpoten gekenn⸗ 


zeichnet wird ..“). Würde eine Monarchiſt ein Buch ſchreiben, in 
dem geſchichtliche Tatſachen fo grob dargeſtellt find, jo würde man 
nicht zögern, ſein Werk ein außerhalb jeder Wiſſenſchaft ſtehendes 
Pamphlet zu nennen. Dem aufgeklärten Demokraten iſt in Ame⸗ 
rika anſcheinend das Privileg gegeben, mit anderem Maßſtab ge⸗ 
meſſen zu werden. Die gegebenen Beiſpiele der Geſchichtsbetrach⸗ 
tung, die man beliebig vermehren könnte, ſprechen m. E. für ſich. 
Aber wir wollen hier nicht dem Hauptfehler des Verf. verfallen 
und eine Ablehnung kundgeben, die auf weiter nichts gegründet 
wäre als auf die Verſchiedenheit des Standpunktes. 

Es muß anerkannt werden, daß in dem Buche eine ungeheure 
Fülle geſchichtlichen und poſitivrechtlichen Stoffes verarbeitet iſt. 
Dabei deckt Verf. auch vieles auf, das von einem Ausländer zu 
hören uns Deutſchen nur angenehm ſein kann, z. B. S. 98: „Wir 
ſehen den polniſchen Staat durch den Verſailler Vertrag i. J. 1919 
als militäriſches Anhängſel Frankreichs von neuem erſtehen. Da 
er ein Heer von 250 000 Mann hauptſächlich für franzöſiſche 
Zwecke unterhält, woraus ſich notwendigerweiſe erdrückende Steuer⸗ 
laſten für das Volk ergeben, verſpricht ſeine zweite Laufbahn als 
ſouveräner Staat keine lange Lebensdauer.“ Von den vielen 
Beiſpielen, die ſich in dieſer für uns angenehmen Hinſicht außer⸗ 
dem noch dem Buche entnehmen ließen, ſei hier beſonders auf die 
ſeekriegsrechtlichen hingewieſen, wo Verf. zwar über lauter Grau⸗ 
ſamkeiten klagt, aber die Anklagen ziemlich gleichmäßig gegen die 
Alliierten wie gegen die Mittelmächte richtet (S. 358 ff.). 

Man hat trotz der ſtaunenswerten Fülle den Eindruck, daß 
Verf., was er bringt, ziemlich ſchnell, gewaltſam und bedenkenlos 
zuſammengerafft hat und mit faſt demagogiſcher Hemmungsloſig⸗ 
keit das einzelne, das ihm paſſend ſcheint, jeweils hervorzieht. 
Da ſtimmt denn manches nur ungefähr (f. etwa die Staats⸗ 
angehörigkeitsfrage S. 151). Anderes, beſonders in den geſchicht⸗ 
lichen Ausführungen, zeigt mangelhafte Beherrſchung der Quellen: 
ſo läßt S. 246 den Verdacht aufkommen, daß Verf. den Völker⸗ 
bundsplan, der ſich in den Memoiren Sullys findet, nur vom 
Hörenſagen kennt. Gewiß lernt man über amerikaniſches Volker⸗ 
recht trotz alles polemiſch Verzerrten ſehr viel aus dem Buch. Das 
ſoll durchaus anerkannt werden. Aber auch da, wo Verf. den Stoff 
meiſtert, läßt ihn feine politiſche Leidenſchaft zu keiner ruhigen 
und richtigen Einſchätzung der Tatſachen kommen. Er vermeidet 
im Eifer des Gefechts nicht einmal grobe Widerſprüche. So er⸗ 
weckt er S. 92 den Anſchein, als habe die Monroedoktrin erſt 
durch die Zugeſtändniſſe, welche die Vereinigten Staaten dem 
Grafen Iſhii zugunſten Japans und zuungunſten Chinas machten, 
ein „unheildrohendes Ausſehen“ bekommen. Wenige Seiten ſpäter 
findet ſich aber die Andeutung der wahren Gründe für die un⸗ 
heildrohende Natur der Monroedoktrin: „So find nach und nach 
alle kleineren amerikaniſchen Republiken von den Vereinigten 
Staaten in die Stellung unterworfener Staaten heruntergedrückt 
worden, das gilt jetzt für Kuba, Guatemala, San Salvador, 
Nicaragua, Honduras, Coſtarica, Panama, San Domingo, Haiti, 
Bolivien und Peru“ (S. 115; ſiehe dazu auch S. 74 f., 131 f.; 
ferner Römer, „Geſtaltwandel der Monroedoktrin“, Ibero⸗Ame⸗ 
rikaniſches Arch. VI/2). Was Verf. vom Völkerrecht erwartet, jest 
er uns auf S. 243: „Sollte die Welt je zu einer wirklichen Rechts⸗ 
gemeinſchaft werden, ſo würde der ſouveräne Staat — d. h. die 
un verantwortlichen Minderheiten, welche die Regierungen beherr⸗ 
ſchen — verſchwinden; er würde aufhören, über dem Recht zu 
ſtehen, und nun dem Recht unterworfen ſein — dem Recht nicht 
im Auſtiniſchen Sinne als einem vor einem Überſtaat erlaſſenen 
Befehl, ſondern dem ſelbſtauferlegten Recht — wie anſtändige Men⸗ 
ſchen es ſich in jeder privaten Gemeinſchaft auferlegen —, zum 
Schutze aller, deſſen a als ein Unrecht gegen alle an⸗ 
geſehen werden würde.“ Und S. 442: „Und nicht die kleinſte der 
Wohltaten wird darin liegen, daß die Welt von den mannigfaltigen 
Syſtemen wirtſchaftlicher Bevorzugung und Beſchränkung befreit 
wird, die ihr gewöhnlich zur Bereicherung begünſtigter Menſchen⸗ 
klaſſen auf Koſten der übrigen Menſchheit aufgezwungen worden 
ſind, und daß an deren Stelle ein Syſtem natürlicher wirtſchaft⸗ 
licher Freiheit errichtet wird, auf das der Menſch ein ebenſo natür⸗ 
liches Recht hat wie auf ſeine a ehe Das iſt ganz vom 
Einzelmenſchen aus und mit pazifiſtiſcher Zielſetzung geſehen. Es 
gibt gewiß gute und ſchlechte demokratiſch⸗pazifiſtiſche Werke, ſowie 
es gute und ſchlechte konſervative und nationaliſtiſche Bücher gibt. 
Was einen m. E. hindert, das vorliegende Buch gut zu finden, 
iſt nicht die Zielſetzung. Über die mag man ſtreiten. Unbeſtreitbar 
aber dürfte es ſein, daß man, wenn man ſchon ein polemiſches 
Lehrbuch ſchreibt, das ſich den Kampf gegen elementare Trieb⸗ 
kräfte der Weltgeſchichte zum Ziele ſetzt, eine tiefere Verantwor⸗ 
tung gegenüber dem geſchichtlichen Stoffe hat, als der Verf. ſie 
offenbar fühlte. Ich würde das nicht ſo ſchroff ausſprechen, wenn 
der Verf, ſich nicht, was den Ton betrifft, die gröbſten Unvor⸗ 
nehmheiten zuſchulden kommen ließe, z. B. S. 78 und u. a, auch 
S. 43, 42, wo von „ſog. Autoritäten“ und „ſog. Rechtsgelehrten“ 
die Rede ift. Weder geſchichtlich, noch juriſtiſch, noch philoſophiſch 
zeigt das Buch die notwendige Gründlichkeit und Sauberkeit. Das 
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geht ſoweit, daß ich nicht zu erkennen vermag, welches wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bedürfnis für die Überſetzung dieſes polemiſchen Lehr⸗ 


buchs beftand. 
Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 


Dr. jur. Werner Vogel: Vertrag und Vereinbarung. (Kölner 
rechtswiſſenſchaftliche Abhandlungen Heft 1.) 1932. Ver⸗ 
lag Ludwig Röhrſcheid, Köln, und Georg Stilke, Berlin. 
Preis 3. F. 4h. 


Bei der Beſchränktheit des für ade Beſprechung zur Ber- 
ügung ſtehenden Raumes iſt eine kritiſche Würdigung der Arbeit 
chlechterdings unmöglich. Es kann ſich hier vielmehr nur um eine 
kurze Andeutung der in ihr behandelten grundſätzlichen Fragen 
handeln. 

Es geht um das ſeit Binding: Die Gründung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, erörterte Problem, ob es neben dem Vertrag 
im Sinne des poſitiven Rechts noch eine beſondere Art von Wil⸗ 
lenseinigung gebe, die rechtsſyſtematiſcher Erfaſſung und Begriffs⸗ 
feſtſtellung bedürftig ſei. Die Anhänger dieſer Lehre nennen dieſe 
Willenseinigung — zur Unterſcheidung vom „Vertrag“ im alther⸗ 
gebrachten Sinne — „Vereinbarung“ und begreifen unter dieſer 
Bezeichnung ſachlich recht verſchiedenartige Erſcheinungen, wie z. B. 
völkerrechtliche Abmachungen, die Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts, den Mehrheitsbeſchluß der Generalverſammlung, die ar⸗ 
beitsrechtliche Geſamtvereinbarung u. dgl. mehr. Das rechtlich Ge⸗ 
meinſame ſehen ſie in der Fähigkeit dieſer Vereinbarung, objektives 
Recht zu erzeugen. Inſoweit iſt man ſich einig. Dagegen hat aller 
Scharfſinn es bisher nicht vermocht, die „Vereinbarung“ als 
Rechtsbegriff eindeutig zu erfaſſen. Das weſentliche Begriffsmerk⸗ 
mal ſoll in der Gleichheit und Gleichrichtung der Intereſſen der 
Beteiligten liegen im Gegenſatz zur Verſchiedenheit der Intereſſen 
der „Vertrags“⸗Parteien. Die Grenzen find indeſſen flüſſig. Der 
Verfaſſer zeigt an ausführlichen Beiſpielen, daß im „Vertrag“ im 
üblichen Sinne gleichgerichtete und entgegengeſetzte Intereſſen zu⸗ 
ſammen auftreten und daß die Unterſcheidung um ſo ſchwieriger 
wird, je komplizierter der betreffende Vertragstypus iſt. Ob der 
Verfaſſer das Bedürfnis für die Entwicklung eines beſonderen 
Vereinbarungsbegriffes gänzlich verneint, wird nicht recht klar. 
Hingegen legt er überzeugend dar, daß die Begriffsbildung ſelbſt 


bisher nicht gelungen iſt. 
RA. Günter Legart, Berlin. 


Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 
1933 mit ſämtlichen Ausführungsbeſtimmungen. Erläutert 
von Dr. Stephan Poerſchke, Geh. RegR. Ming. im R M., 
Dr. Walther Gaſe und Konrad Haſſe, Negfäte im RF M. 
Vahlen's gelbe Hefte 1933. Preis kart. 4,35 A. 


Das Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit enthält 
Bar Gruppen inhaltlich ganz verſchiedener Beſtimmungen, die 
ediglich durch den gemeinſamen Zweck der Arbeitsbeſchaffung zu⸗ 
ſammengehalten werden, und eine ſechſte Gruppe denſelben 
Zwecken dienender Beſtimmungen umfaßt das Geſetz über Steuer⸗ 
erleichterungen vom 15, Juli 1933. Dieſe ſämtlichen ſechs Gruppen 
(alſo einſchließlich des »Geſetzes über Steuererleichterungen vom 
15. Juli 1933) ſind in dem vorliegenden Band von den maßgeben⸗ 
den Referenten im RF M. beſprochen. Das Buch iſt das erſte, das 
unſeres Wiſſens eine Erläuterung der verſchiedenartigen und beſon⸗ 
ders ſteuerrechtlich wichtigen Beſtimmungen des Geſetzes über die 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit unternimmt, und wird nament⸗ 
lich vom Steueranwalt und Steuerberater nicht entbehrt werden 
können. Bei der Perſönlichkeit der Verfaſſer kann das Buch gleich⸗ 
zeitig als wertvoller Anhaltspunkt für Abſicht und Zweck des Ge⸗ 
ſetzgebers bei Erlaß der einzelnen Beſtimmungen benutzt werden. 
Bei der Erläuterung des Abſchnitts III (Arbeitsſpendengeſetz) haben 
ſich die Verfaſſer auf einen Abdruck der ſehr eingehenden Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Arbeitsſpendengeſetz beſchränkt. Der 
weſentlichſte Teil des Arbeitsſpendengeſetzes, nämlich die mit der 
Zeichnung von Arbeitsſpende verknüpfte Steueramneſtie iſt aber in 
dem in derſelben Sammlung erſchienenen Buch von Dr. Conrad 
Böttcher, „Anzeigepflichten über Auslandsbeſitz, Steuer⸗ und 
Deviſenamneſtie“ erläutert. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin⸗Charlottenburg. 


Friedrich Wilke, OVGR.: Das preußiſche Waſſergeſetz. 
Halle a. S. Buchhandlung des Waiſenhauſes. Preis 
broſch. 6 N, geb. TRAM. 

Das Werk erſcheint in der von Prof. Dr. Max Apt heraus⸗ 
gegebenen Sammlung der Preußiſchen Landesgeſetzgebung. Es enthält 
eine Textausgabe des PrWaſſch. v. 7. April 1913 ſowie einige wenige 
andere auf das Waſſerrecht bezügliche Geſetze. Dieſem Geſetzes material 


iſt eine Einleitung vorausgeſchickt, in der auf 93 Seiten eine ſyſte⸗ 
matiſche Überſicht über den Inhalt des Waſſerrechts gegeben wird. 
Anführungen des Schrifttums und der Rechtſprechung find unterlaſſen. 
Wer auf einem gedrängten Raum den Inhalt des Waſſerrechtes um⸗ 
reißen will, muß die Materie vollſtändig beherrſchen und praktifche 
Erfahrungen auf dieſem Gebiete beſizen. Dieſe Vorausſetzungen treffen 
bei dem Verf., der Mitglied des Waſſerwirtſchaftlichen Senats des 
OVG. iſt, in vollem Umfange zu. Nicht in allen Punkten ſtimme ich 
mit dem Verf. überein, z. B. bin ich hinſichtlich des Begriffs des 
Gemeingebrauchs anderer Anſicht. Das iſt aber für das Gejamturteil 
ohne weſentliche Bedeutung. Das Buch iſt dazu beſtimmt, denjenigen, 
der das Waſſerrecht kennenlernen will, in dieſes einzuführen, und 
hierzu iſt es ſehr geeignet, zumal da im Schrifttum nur ſehr wenige 
ſyſtematiſche Bearbeitungen des Waſſerrechtes vorhanden ſind. 
IR. Dr. Riemann, Breslau. 


Syndikus Joſef Bauer: Die preußiſche Jagdordnung vom 
15. Juli 1907. Ausführlicher Kommentar mit Nachtrag, der 
die Neuerungen, Anderungen und Ergänzungen bis April 
1933 enthält. Sechſte Aufl. Verlag von J. Neumann⸗Neu⸗ 
damm. Preis geh. 13.2.4, in Leinen geb. 15 RS, Nach⸗ 
trag allein geh. 6 h. 

Der in dem jagdrechtlichen Schrifttum bekannte Verf. hat davon 
abgeſehen, die 1924 erſchienene 5. Aufl. ſeines Erläuterungswerkes 
völlig neu zu bearbeiten. Um das Buch auf den neueſten Stand der 
Geſetzgebung und Rechtſprechung zu bringen, ſind die bis zum April 
1933 eingetretenen Neuerungen, Ergänzungen und Anderungen in 
einem Nachtrag zum Hauptwerke dargeſtellt, der anſchließend an das 
Hauptwerk auf den S. 443/601 abgedruckt und mit Verweiſungen 
auf das Hauptwerk verſehen iſt. 

Das neue Werk iſt ein guter Ratgeber für Jagdpaächter und 
Jagdverpächter, Behörden, Gerichte und Rechtsanwälte. 

Zwei ausführliche Inhaltsverzeichniſſe und ein überſichtliches 
Sachregiſter erleichtern die Benutzung des umfangreichen Werkes. 

D. S. 


Richard Behre, O6 Dir. in Berlin: Die Prüfung der Ge⸗ 
ſchäfte des preußiſchen Notars. Syſtematiſche Zuſammen⸗ 
ſtellung aller das preußiſche Notariat betreffenden Verwal⸗ 
tungsbeſtimmungen nebſt Einführung in die Notariatstechnik 
und das notarielle Gebühren⸗, Stempel⸗ und Steuerweſen. 
4. neu bearb. Aufl. Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. 
Preis kart. 5,80 RM, geb. 6,75 Kal. 


Die neue 4. Auflage des ausgezeichneten Buches iſt auf den 
Stand der Geſetzgebung und Rechtſprechung von Ende Oktober 
1932 gebracht. Sie enthält nicht nur alles, was der amtliche 
Prüfer der Notariatsgeſchäfte zur ordentlichen Durchführung ſeiner 
nicht leichten Aufgabe braucht, ſondern alles weſentliche des ge⸗ 
ſamten Notariatsrechts in materieller und formeller Hinſicht. In 
vornehmer Beſcheidenheit empfiehlt der Verfaſſer in ſeinem Vor⸗ 
wort beſonders den jüngeren Notaren die zuſammenhängende 
Lektüre ſeines Buches. Aber der ſorgfältig überlegte und zuſammen⸗ 
geſtellte Inhalt belehrt und unterrichtet nicht nur den jungen, 
ſondern auch den älteren und erfahreneren Notar. Das Buch gibt 
ſowohl zuverläſſigen Aufſchluß über die vielen Verſtöße der Notare 
gegen geſetzliche Vorſchriften und Verwaltungsanordnungen, als 
auch eine klare, erſchöpfende Darſtellung des nach Rechtſprechung 
und Schrifttum herrſchenden Notariatsrechts. Die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen und die einſchlägigen Verwaltungsvorſchriften ſind 
überall angeführt, wodurch faſt regelmäßig das ſchwierige und zeit⸗ 
raubende Aufſuchen der Vorſchriften in den Quellenwerken er⸗ 
ſpart wird. Der praktiſche Zweck und Nutzen des Buches wird 
dadurch außerordentlich gehoben. Unnütze theoretiſche Auseinander⸗ 
ſetzungen ſind mit voller Abſicht unterlaſſen, die anerkannte Löſung 
einer Zweifelsfrage iſt klar hervorgehoben. 

Bei dem Mangel an Syſtematik im formellen Notariatsrecht 
und dem Fehlen einer amtlichen Sammlung der zahlreichen und 
weit zerſtreuten, vielfach geänderten Verwaltungsvorſchriften iſt 
das Buch für den Prüfer, den Notar, die Bezirksreviſoren und die 
Bürobeamten des Notars eine raſche und wertvolle Hilfe bei Er⸗ 
ledigung ihrer einſchlägigen Berufsgeſchäfte. 

Die vier Teile des Buches behandeln das Prüfungsgeſchäft, 
die Notariatstechnik, die Koſten und Steuern. Den Schluß bilden 
eine Gebührentabelle, eine Stempeltabelle, ein Geſetzesregiſter und 
ein ſorgfältig zuſammengeſtelltes Sachregiſter. Alle für den Notar 
bedeutungsvollen Aufſchlüſſe und Informationen über aktuelle 
Fragen und über Fehlerquellen, z. B. über Gebührenvereinbarun⸗ 
gen (S. 81), den Wert des Gegenſtandes, z. B. Kaufverträge 
(S. 97 f.), über die einzelnen Gebührenſätze (3. B. Beſchlüſſe der 
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Generalverſammlungen S. 110), über gebührenfreie Nebengeſchäfte 
(S. 119), über Art und Umfang der Prüfung durch die Steuer⸗ 
behorden (S. 128), werden klar und beſtimmt erteilt. Der wert⸗ 
volle Teil über die einzelnen Steuern, der das letzte Drittel des 
196 Textſeiten enthaltenen Buches umfaßt, gibt willkommenen und 
immer wieder zum Nachleſen zwingenden Aufſchluß über die 
ſchwierigen Steuervorſchriften, die der Notar ebenſo wie bei Ver⸗ 
ſtößen gegen geſetzliche Vorſchriften und Anordnungen zur Ver⸗ 
meidung von Beanſtandungen, Beſchwerden und Regreſſen ver⸗ 
meiden muß. 

Wer ſich den Inhalt und die Belehrungen des in jeder Hin⸗ 
ſicht empfehlenswerten Buches zu eigen macht und beachtet, wird 
allen Geſchäftsprüfungen mit voller Ruhe und Gelaſſenheit ent⸗ 
gegenfehen können. 

RA. und Notar Dr. Kaßler, Halle a. S. 


Gerhard Ruſche, Kammergerichtsrat: Das preußiſche Ge⸗ 
richtskoſtengeſez. (Die preußiſche Landesgeſetzgebung. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Max Apt. Bd. 17.) 
Berlin 1933. Buchhandlung des Waiſenhauſes Gmbh. 
Halle a. S. Preis broſch. 3,80 K, geb. 4,50 AM. 


Wer ſich über eine einzelne Streitfrage auf dem verwickelten 


Gebiet des preußiſchen Koſtenrechts unterrichten will, muß natür⸗ 
lich die eingehenden Kommentare von Bartſcher⸗Drinnen⸗ 
berg⸗Wenz, Bree, Lindemann oder Mügel zur Hand 
nehmen. Wer aber einen zuverläſſigen und leichkverſtändlichen 
Überblick über Inhalt und Aufbau des Koſtengeſetzes gewinnen 
möchte, wird ihn in der Einleitung der vorliegenden Textausgabe 
finden. Dieſe verzichtet abſichtlich auf die Erörterung entfernterer 
Zweifelsfragen, auf die Anführung von Schrifttum und Recht⸗ 
ſprechung, beſchränkt ſich vielmehr auf eine einfache, kurze und 
klare Darſtellung der koſtenrechtlichen Grundſätze, die durch ein 
ausführliches Sachregiſter noch an Wert gewinnt. Das handliche 
Buch wird daher die Einführung in die Praxis erleichtern. 
KGR. Heydtmann, Berlin. 


Dr. Jores, RA. in Krefeld: Kartei der Entſcheidungen oberſter 
Gerichte und der Geſetze des neuen Reiches und Preußens. 


I. Eine neue Sammlung von Entſcheidungen oberſter Ge⸗ 
richte iſt ins Leben gerufen worden. Ihr liegt nach der Anſicht des 
Herausgebers folgende Zweckbeſtimmung zugrunde: „Die Zahl der 
veröffentlichten Entſcheidungen ſei derart umfangreich, daß es aus⸗ 
geſchloſſen ſei, auch nur die wichtigſten Sammlungen oder Zeit⸗ 
ſchriften durchzuarbeiten.“ 5 

Die neue Sammlung will dieſem Mangel abhelfen. Sie wird 
es nicht können. 

Die Entſcheidungen ſind entnommen der amtlichen Sammlung 
des RG. in Zivil⸗ und Strafſachen, der JW., dem Recht, der Leip⸗ 
ziger Zeitſchrift, der HöchſtRRſpr., der Rſpr. von Warneyer 
und der DIZ. 

Die Aufbewahrung erfolgt in Ordnern, geliefert werden die 
Entſcheidungen alſo in loſen Blättern in dem Umfang von 100 Bl. 
vierteljährlich. Auf jeder Entſcheidung werden Geſetzesparagraphen 
angegeben. Behandelt die Entſcheidung mehrere Fragen, ſo werden 
1 Blätter mitgeliefert, auf denen ſich die Geſetzesſtellen be⸗ 
finden. 

Der Herausgeber ift der Anſicht, daß man auf dieſe Weiſe in 
die Lage verſetzt wird, ſich ſchnellſtens zu unterrichten. Dieſer Auf⸗ 
ſaſſung begegnen Bedenken. Bei welchem Paragraphen würde der 

erausgeber eine Entſcheidung über die „culpa in contrahendo“, 
8 Schuldübernahme“, „den Garantievertrag“ uſw. 

en? 
Die Entſcheidungen find teilweiſe verkürzt wiedergegeben 
Fe der Herausgeber meint: „unter Hinweglaſſung des Über⸗ 

Uſſigen“. ö 
Schon hierüber kann man geteilter Auffaſſung fein, denn es 
läßt ſich ſchwer ſagen, was weſentlich oder unweſentlich iſt, denn 
das, was man gerade ſucht, hält man in dieſem Augenblick für 
0 alles andere aber, was man nicht braucht, für un⸗ 

eſentlich. 

Das gleiche iſt bzgl. der Auswahl der Entſcheidungen zu 
n. 


Es iſt alſo feſtzuſtellen, daß die obige Sammlung lediglich das 
erreicht, daß zu den vielen anderen Entſcheidungsſammlungen noch 
eine neue hinzutritt. Hinzu kommt, daß die anderen Entſcheidungs⸗ 
jammlungen ſich bemühen, möglichſt unveröffentlichte Entſcheidun⸗ 
gen zu bringen, während dieſe Sammlung Abſchriften von bereits 
veröffentlichten Entſcheidungen enthält. 

II. Ab 30. Jan. 1933 bringt der Herausgeber als Erweite⸗ 
Ges der Entſcheidungsſammlung alle für die Praxis wichtigen 
eſetze alphabetiſch geordnet. 


ſage 


Pro Sämtliche Behörden ſind im Beſitze des RGBl. und der 
r GS. 

„Ich kann mir nicht denken, daß ein Anwalt ohne dieſe beiden 
Geſetzesſammlungen auskommt. Der Bezugspreis dieſer voll⸗ 
ſtändigen Sammlungen iſt ein äußerſt niedriger. Infolge⸗ 
deſſen beſteht m. E. kein Bedürfnis für dieſe Geſetzesſammlung. 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Strafgeſetze. Textſammlung der wichtigſten ſtraf⸗ und ſtraf⸗ 
verfahrensrechtlichen Beſtimmungen und Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften einſchließend der NotVO. von A. Wichmann, 
LG Dir., und Dr. P. Bohmeher, St AR. in Kiel. Kiel 1933. 
Kommiſſionsverlag der Kieler Zeitung. 773 S. Preis 6 RM; 
für Referendare, Studierende und nicht höhere Beamte 
5 Hall. 


Die vorſtehend genannte Textſammlung der wichtigſten ſtraf⸗ 
und verfahrensrechtlichen Beſtimmungen iſt in Taſchenformat er⸗ 
ſchienen. Wie ſchon die Überſchrift zum Ausdruck bringt, find auch 
die wichtigſten ſtrafrechtlichen Verwaltungsvorſchriften und die 
der Notverordnungen in der Sammlung enthalten. 114 Geſetze 
und Verordnungen enthält das Werk. Nur ein geringer Teil der 
Geſetze iſt auszugsweiſe gebracht worden. Die Geſetze ſind auf den 
Stand vom 11. Mai 1933, ſoweit dies noch möglich war, auf den 
Stand des 15. Juni 1933 gebracht worden. 

Ein ſyſtematiſches und ein alphabetiſches Inhaltsverzeichnis 
erleichtern außerordentlich das Auffinden der Geſetze. 
Die ſyſtematiſche Anordnung iſt den Herausgebern ſehr gut ge⸗ 
lungen, indem ſie die Einteilung in „Grundlegende Geſetze, Ge⸗ 
ſetze betr. Militärrecht, Geſetze betr. jugendliche Perſonen, Han⸗ 
dels⸗ und wirtſchaftliche Geſetze uſw.“ vornahmen. 

Ein ſehr eingehendes und ſorgfältig bearbeitetes Sachregiſter 
vervollſtändigt die Gebrauchsmöglichkeit der Geſetzesſammlung. 

Die Herausgeber beabſichtigen, durch Nachträge das Werk 
mit der Geſetzgebung laufend in Einklang zu bringen. 

Da ſchließlich die Geſetzesſammlung eine gute Ausſtattung 
und überſichtliche Druckanordnung hat, ſind alle Vorausſetzungen 
gegeben, um dieſe ſehr preiswerte Textausgabe zu einem begehrten 
Hilfsmittel für Studierende und Praktiker werden zu laſſen. 

RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


Eingegangene Bücher. il 


Das Recht im neuen Reich. Loſeblattausgabe der Geſetze 
des Reichs mit den wichtigſten AusfBeſt. in ſyſtemat. Anord⸗ 
nung. Herausgeg. von Karl Waldmann, Staatsrat im 
württ. Staatsminiſterium, Dr. Otto Müller, RegR. beim 
württ. OVerſA., Eugen Munder, Rechnungsrat beim 
württ. OVerſA. Stuttgart 1933. Verlag von W. Kohlhammer. 
Preis 5,40 . 


Verordnung über Speiſeeis und amtliche Begr. z. 
Entw. der VO. Mit Anmerkungen von ORegR. Dr. Mer⸗ 
res, Mitglied des Reichsgeſundheitsamts. Berlin. R. v. Dek⸗ 
kers Verlag, G. Schenck. Preis 1,10 AM. 


Verordnung über Kakao und Kakaoerzeugniſſe 
und amtl. Begr. z. Entw. der VO. Mit Anmerkungen von 
ORegR. Dr. G. Rieß, Mitglied des Reichsgeſundheitsamts, 
und Dr. W. Ludorff. Berlin. R. v. Deckers Verlag, 
G. Schenck. Preis 1,20 AA. 


Verordnung über Obſterzeugniſſe und amtl. Begr. 
z. Entw. der VO. Mit Anmerkungen von DRegR. Dr. För⸗ 
ſter, Mitglied des Reichsgeſundheitsamts. Berlin. R. v. Dek⸗ 
kers Verlag, G. Schenck. Preis 1,50 f. 


Guttentagſche Sammlung preuß. Geſetze. Nr. 66. Kommentare und 
erläuterte Textausgaben. Tier⸗ und Pflanzenſchutz⸗ 
verordnung v. 10. März 1933 (GS. S. 71) mit Einfüh⸗ 
rungserlaß v. 15. Mai 1933 erläutert von H. v. Skopnik, 
nd . mar des Deutſchen Tierſchutzvereins zu Berlin, 
und L. Großmann Studienrat am Humboldt⸗Gymnaſtum 
zu Berlin, mit einem Vorwort von Horſt Kuhlwein von 
Rathenow, Vorſitzender des Deutſchen Tierſchutzvereins zu 
Berlin. Berlin und Leipzig. 1933. Walter de Gruyter & Co. 
Preis 1,40 Mell. 


Reichsgerichtsentſcheidungen in kurzen Aus⸗ 
zügen. Herausgegeben vom Deutſchen Richterbund. Zivilſachen⸗ 
Band 137. München, Berlin und Leipzig 1933. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis 2 Kl. 
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Rechtſprechung 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. SS 705 ff., 119, 123, 138, 276 BGB. Auch der 
Geſellſchafter einer Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts kann ſich Dritten gegenüber nicht darauf 
berufen, daß ſeine Beteiligungserklärung we⸗ 
gen ſittenwidrigen Verhaltens oder wegen Ver⸗ 
ſchuldens eines Mitgeſellſchafters beim Ver⸗ 
tragsſchluß oder wegen Willens mängel unwirk⸗ 
ſam ſei, nachdem die Geſellſchaft ihre Tätigkeit 
begonnen hat. f) 

Nach den beſonderen Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
rechts und den Bedürfniſſen des Rechtsverkehrs können die 
allgemeinen Vorſchr. über Willensmängel und die Vorſchr. 
über gegenſeitige Verträge auf Geſellſchaften nur mit Ein⸗ 
ſchränkung Anwendung finden. So iſt in der Rſpr. anerkannt, 
daß zwar auch für die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes 
grundſätzlich SS 320 ff. BGB. anwendbar find, aber mit der 
Einſchränkung, daß die Tätigkeit der Geſellſchaft nicht ſchon 
begonnen haben darf. Die Ausübung des Rücktrittsrechts 
aus 88 325, 326 BGB. mit feinen das Geſellſchaftsverhält⸗ 
nis rückwärts auflöſenden Folgen würde anderenfalls, da alle 
durch den Betrieb der Geſellſchaft begründeten Rechtsverhält⸗ 
niſſe hiervon berührt würden, zu unerträglichen Verwick⸗ 
lungen führen. Die Möglichkeit der Kündigung nach § 723 
BGB. muß deshalb, ſobald die Geſellſchaft nach außen ins 
Leben getreten iſt oder ſobald der Geſellſchaftsvertrag zur 
Ausführung gelangt iſt, als ein ausreichender Schutz ange⸗ 
ſehen werden. Damit entfällt der Rücktritt vom Vertrag 
wegen Nichterfüllung der Verpflichtungen eines Geſellſchafters 
und wegen poſitiver Vertragsverletzung(vgl. RG. 78, 303 ); 
81, 3032); 89, 3343) u. 398%); 112, 283 5)). Auch für 
Kapitalgeſellſchaften hat die Rſpr. die gleichen Grundſätze 
ausgeſprochen und insbeſ. im Intereſſe der Erhaltung der 
Kapitalgrundlage nach Eintragung der Geſellſchaft in das 
Handelsregiſter die Anfechtung der Erklärung der Beteiligung 
an einer Geſellſchaft wegen Willensmängeln, insbeſ. wegen 
argliſtiger Täuſchung oder Irrtums für unzuläſſig erklärt 
(vgl. RG. 82, 375 6)). In neuerer Zeit iſt die Rſpr. auf dem 


Zu 1. Eine wichtige Entſch., deren letzter Rechtfertigungs⸗ 
grund in dem Satze liegt, daß die im allgemeinen Teile des BGB. 
für Rechtsgeſchäfte aufgeſtellten Vorſchr. da nicht angewendet wer⸗ 
den dürfen, wo der ſpezifiſche Inhalt eines Rechtsgeſchäftes die 
Anwendung dieſer Vorſchr. nicht verträgt. Aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt find die §8 104 ff. BGB. nicht oder nur in engſten Grenzen 
anwendbar auf die Eheſchließung. Ihm zufolge können die Rechts⸗ 
ſätze von der Irrtumsanfechtung da nicht ſtatthaben, wo nach dem 
Geſchäftsinhalk die Möglichkeit des Irrtums zu dem von der 
irrenden Partei übernommenen Vertragsriſiko gehört (man denke 
an den Kunſt⸗ und Antiquitätenhandel). Und jener Geſichtspunkt 
verbietet die Anfechtung bon Willenserklärungen, auch wenn ſie 
nach den allgemeinen Vorſchr. zuläſſig wäre, in den Fällen, wo 
durch die Anfechtung der Mitgliederbeſtand einer Kapitalgeſellſchaft 
angetaſtet und damit ihre kapitaliſtiſche Unterlage geſchmälert und 
dadurch das Vertrauen des Publikums in die Angaben des Han⸗ 


9 JW. 1912, 533. ) JW. 1913, 486. ) JW. 1917, 360, 
) JW. 1917, 361. 5) JW. 1926, 699. 9 IW. 1913, 1042. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


D. S. 
gleichen Wege weitergegangen und hat auch die Berufung 


auf einen Verſtoß gegen die guten Sitten, deſſen ſich ein 
Geſellſchafter bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages ſchuldig 
gemacht hat, insbeſ. auch auf Bewucherung (§ 138 Abſ. 1 u. 2 
BGB.) zum Zwecke der Nichtigerklärung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages als unzuläſſig erklärt. Es iſt dabei allgemein aus⸗ 
geſprochen worden, der Grundſatz des Gläubigerſchutzes ver⸗ 
biete nicht nur gegenüber dem eingetragenen Unternehmen 
jede Anfechtbarkeit der Erklärung wegen Mängel des Bei⸗ 
tritts, die nur in den Beziehungen des Gründers zu Mit⸗ 
gründern oder dritten Perſonen wurzeln; vielmehr ſchließe 
dieſer Grundſatz in folgerichtiger Fortführung auch die Mög⸗ 


lichkeit aus, daß ſich ein Gründer nach Eintragung des Unter⸗ 


nehmens wegen einer in ſeinen Beziehungen zu jenen Per⸗ 
ſonen wurzelnden Sittenwidrigkeit, die einen Mangel des Bei⸗ 
tritts darſtellt, auf 8 138 BOB. beruft. Die letzteren Tat⸗ 
beſtände ſeien keineswegs ihrem Weſen nach völlig andere als 
die, welche nur Anfechtbarkeit nach 88 119 ff. BGB. begrün⸗ 
den, es beſtehe vielmehr zwiſchen beiden Gruppen eine ſehr 
weitgehende Ahnlichkeit (vgl. RG. 123, 103?) 1070). Aus 
dieſer Rſpr. ergibt ſich ohne weiteres, daß ein Geſellſchafter 
ſich auch nicht auf das Nichtbeſtehen eines Geſellſchaftsvertra⸗ 
ges oder einer daraus ſich ergebenden Verpflichtung deshalb 
berufen kann, weil er durch Verſchulden eines Mitgeſellſchaf⸗ 
ters beim Vertragsſchluß, ſo durch Außerachtlaſſung der Auf⸗ 
klärungspflicht, zum Vertrage beſtimmt worden ſei. Es beſteht 
aber auch kein Bedenken, die bisher in der Rſpr. des RG. für 
Kapitalgeſellſchaften entwickelten Grundſätze über den Einfluß 
von Willensmängeln (ſ. die RG. 123, 1038) angegebenen 
Nachweiſe) auf die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts mit 


der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des Zeitpunktes der 


Eintragung ins Handelsregiſter der Beginn der Tätigkeit 
der Geſellſchaft tritt. Das rechtspolitiſche Bedürfnis des 
Gläubigerſchutzes ergibt ſich gerade bei Perſonengeſellſchaften 
wie der vorliegenden, bei der es wie bei Kapitalsgeſellſchaften 
auf Verwertung eines großen Kapitals zu werbenden Zwecken 
ankommt und wo die eigentliche Kapitalmacht bei den Geſell⸗ 
ſchaftern der Perſonengeſellſchaft liegt, die Geſchäfte nach 
außen aber von Aktiengeſellſchaften mit geringem in Papier⸗ 
mark ausgedrücktem Kapital betrieben werden. Da in ſolchen 
Fällen die ausführenden AktG. über keinen größeren eigenen 
Kredit verfügen, iſt es naheliegend, daß auch die Perſonal⸗ 
geſellſchaft für die Aft&. weitgehende Verpflichtungen über⸗ 
nommen hat. Die Bekl. behaupten auch, die Forſchungs⸗ 


delsregiſters erſchüttert würde. Das Bedeutſame der obigen Entſch. 
liegt darin, daß ſie dieſen von der Rſpr. für die Kapitalgeſellſchaft 
aufgeſtellten Grundſatz auch auf die Perſonalgeſellſchaft des BGB. 
anwendet, namentlich wenn es ſich, wie im vorl. Falle, um eine 
Geſellſchaft handelt, bei der es „auf Verwertung eines großen 
Kapitales zu werbenden Zwecken ankommt“. Der ertrauensſchutz, 
der dort durch die Öffentlichkeit des Handelsregiſters gefordert wird, 
macht ſich hier von dem Zeitpunkt an nötig, wo die Geſellſchaft 
ihre Tätigkeit begonnen hat. Und nicht nur eine Anfechtung des 
Geſellſchaftsvertrages iſt von dieſem Zeitpunkt an im Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit nicht mehr zuläſſig, ſondern auch die Ber. eines 
Geſellſchafters auf etwaige Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrages 
wegen einer in ſeinen Beziehungen zu den anderen Geſellſchaftern 
wurzelnden Sittenwidrigkeit. Und wenn das RG. aus den gleichen 
Gründen, wie die Anfechtung, ſo auch das Rücktrittsrecht der 
SS 325, 326 BGB. beim Geſellſchaftsvertrag ausſchließt, fo ergibt 
ſich dieſer — ſicher billigenswerte — Ausſchluß ſchon aus dem Um⸗ 
ſtand, daß bei richtiger Konſtruktion die Geſellſchaft überhaupt nicht 
unter die gegenſeitigen Verträge i. S. der §8 320 ff. BGB. fällt. 
Jedenfalls iſt die obige Entſch. ein inſtruktives Beiſpiel einer maß⸗ 
vollen, den Verkehrsbedürfniſſen ſorgfältig Rechnung tragenden 
Rechtsfortbildung. Und ſie iſt die beſte Widerlegung der veralteten 
Schulweisheit: lege non distinguente ac nobis distinguere 
non licet. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


) JW. 1929, 643. 5) JW. 1929, 643. 
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anſtalt ſei mit ihrem Gelde unterhalten worden und ſie 
hätten in dieſem Zuſammenhange langdauernde Verpflich⸗ 
tungen (aus Pachtverträgen) übernommen. Daraus ergibt 
ſich auch, daß die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nach 
außen in die Erſcheinung getreten iſt. 

(U. v. 6. Mai 1932; 324/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


* 2. 88 934 2. Halbſ., 172 BGB. 

1. Verluſt des mittelbaren Beſitzes durch Be⸗ 
gründung eines mit ihm un vereinbaren Beſitzes 
eines Dritten, wenn auch der den Herausgabe⸗ 
anſpruch übertragende nur verfügungsberechtigt 
zu ſein ſcheint. 

2. Legitimation des Blankolagerſcheine Aus⸗ 
füllenden zur Individualiſierung der lagern⸗ 
den Ware und Übertragung des Lagerſcheins. ) 

Der Zuckerhändler S. kaufte im Herbſt 1929 größere 
Mengen Zucker von der Bekl. Den Abſchlüſſen lagen die Ver⸗ 
kaufsbedingungen der Bekl. zugrunde, die einen Eigentums⸗ 
vorbehalt bis zur vollſtändigen Zahlung des Kaufpreiſes vor⸗ 
ſahen. Da die Bekl. den Zucker vor Bezahlung des Kaufpreiſes 
an S. nicht ausliefern wollte, lagerte ſie ihn als ihr Eigentum 
und auf ihren Namen bei K. auf deſſen Lager gegen Lager⸗ 
ſcheine ein, die auf ihren Namen von K. ausgeſtellt waren. 
„S,, für den die Kl. Zollkautionen übernommen hatte, 
übereignete von dieſem Zucker der Treuhand AktG. für Waren⸗ 
verkehr („Treuhand“) — die dabei als Treuhänderin für die 
Kl. tätig wurde, 2900 Sack. Die Übergabe wurde dadurch er⸗ 
ſetzt, daß S. ſeine angeblichen Anſprüche gegen K. auf Her⸗ 
ausgabe dieſer 2900 Sack Zucker an die „Treuhand“ abtrat. 
Dieſe hat über die abgetretene Partie den auf ihren Namen 
ausgeſtellten Lagerſchein, der die Unterſchrift des K. trägt, 
ſowie eine Skizze über die Lagerung der 2900 Sack Zucker 
erhalten. Die Skizze war von S. unterſchrieben und von 
einer Angeſtellten des K. namens R. unterzeichnet, die dem 
Aufdruck des Firmenſtempels des K. den handſchriftlichen 
Zuſatz „J. A. R.“ beigefügt hatte. Die 2900 Sack Zucker 
wurden darauf von den Angeſtellten der Kl. auf dem Lager 
des K. beſichtigt und feſtgeſtellt. 

Kurz darauf erfuhr die Kl., daß K. geflüchtet und daß 
gegen ihn Haftbefehl erlaſſen war. Auf Grund einer 
EinſtwVerf., die fie gegen ihn erwirkte, wurden 2900 Sack 
Zucker — angeblich die ihr übereigneten — feaueftriert 
und ſpäter auf Grund eines Zwiſchenvergleichs veräußert. 
Der Erlös wurde für die Parteien ſowie für eine Reihe 
anderer Firmen, die ebenfalls Eigentumsanſprüche an dem 


Zu 2. Entkleidet man den Fall feiner nicht alltäglichen Ver⸗ 
wicklungen und vereinfacht man ſeinen Tatbeſtand, ſo treten fol⸗ 
55 Rechtsgedanken von allgemeiner praktiſcher Bedeutung 

or: 

I. Bei K. lagerte ein Poſten Zucker als Eigentum der Bekl. 
S. der weder Eigentum noch Beſitz am Zucker hatte, ſuchte ihn der 
gutgläubigen Kl. (von der „Treuhand“ ſei abgeſehen) zu über⸗ 
eignen. Iſt dieſe Eigentumsübertragung gelungen? 

a) Die erforderliche Einigung war zuſtande gekommen, 
und ſie lag in dem entſcheidenden Augenblicke der Übergabe bzw. 
ihres Erſatzes vor (RG. 83, 223 = IW. 1914, 87; RG. 135, 366 
JW. 1932, 3814). 

5 b) Da S. Nichtbeſitzer war, konnte die Übergabe nach 
8. 1 BGB. erſetzt werden, und zwar i. Verb. m. § 934 Halbf. 2 

GB.; denn dem S. fehlte ſowohl das Eigentum am Zucker wie 
auch der mittelbare Beſitz. Somit war folgendes als Er ſatz der 
Ubergabe notwendig: £ 


1. ©. mußte der Kl. feinen Herausgabeanfprud ab- 
gen. Einen ſolchen Herausgabeanſpruch hatte aber S. nicht. Mit 
jtech ſagt das Urt., dies ſchade nicht; ausſchlaggebend fei, daß er 
ach ſo benommen habe, „als ob ihm ein folder Anſpruch zuſtehe“. 
an 8934 Halbſ. 2 will den guten Glauben des Erwerbers 
1208 en, wie das RG. ſtändig betont bat, jo ſchon: DIZ. 1910, 
Ebe und die im Urt. erwähnten Ent. mit weiteren Hinweisen. 
7 fo hat die Wiſſenſchaft vielfach gelehrt, die unwirkſame Abtre⸗ 
Ben 3 vorgeſpiegelten Anſpruchs wirke in Verbindung mit der 
gleſcberlungung durch den vermeintlichen Zeſſionar der Abtretung 
De. 5 ertmann: JheringsJ. 61, 52. Weitere — von un⸗ 
. rl. leider verſchwiegene — Vorausſetzung iſt allerdings 
— Al ens „der Umſtand, daß der Dritte (hier: K.) den Heraus⸗ 

nſpruch des Tradenten (hier: S.) durch die Tat anerkennt“ 


Zucker geltend machten, hinterlegt. Die Kl. verlangt Ver⸗ 
urteilung der Bekl. zur Einwilligung in die Auszahlung des 
Erlöſes an ſie. LG. hat abgewieſen, BG. verurteilt. Die Rev. 
wurde zurückgewieſen. 

Der BerR. geht davon aus, daß S. weder Eigentümer 
noch mittelbarer Beſitzer der ausgeſonderten 2900 Sack Zucker 
geweſen ſei. Trotzdem nimmt der Bert. an, daß die „Treu⸗ 
hand“ kraft guten Glaubens Eigentümerin dieſes Zuckers ge⸗ 
worden ſei, weil S. ihr ſeinen angeblichen Herausgabeanſpruch 
gegen K. abgetreten habe und weil ſie von K. den mittelbaren 
Beſitz an dem Zucker erlangt habe. Dieſer Annahme ſtehe nicht 
entgegen, daß K. bei Ausſtellung des der „Treuhand“ erteil⸗ 
ten Lagerſcheins und Aufſtellung der Lagerſkizze bereits flüch⸗ 
tig geweſen ſei, denn ſeine Angeſtellte R., der er in Blanko 
von ihm unterſchriebene Lagerſcheine bei ſeiner Abreiſe zur 
Verwendung zurückgelaſſen habe, ſei bevollmächtigt geweſen, 
für ihn Lagerverträge abzuſchließen. Auch ſei K., der zu der 
R. bei ſeiner Abreiſe geſagt habe, er reiſe auf zwei Wochen 
in den Harz, trotzdem er nach Südamerika geflüchtet ſei, Be⸗ 
ſitzer des bei ihm eingelagerten Zuckers geblieben, da er einen 
organiſierten Lagerbetrieb aufrechterhalten habe. Den guten. 
Glauben der Kl. bzw. ihrer Hilfsperſonen folgert der Berg. 
daraus, daß S. als ein zuverläſſiger Zuckerhändler gegolten 
und die ſchriftliche Verſicherung abgegeben habe, daß er über 
die 2900 Sack Zucker die freie Verfügung habe und daß die 
Ware nicht dem Eigentumsvorbehalt eines Dritten unterliege. 


Die Auslegung des $ 934 Halbſ. 2 BGB. von der der 
BerR. danach ausgegangen iſt, entſpricht der Stellungnahme, 
die der erk. Sen. in RG. 135, 85 ff. ſowie in JW. 1932, 3763 
eingenommen hat. An dieſer Stellungnahme iſt auch bei er⸗ 
neuter Prüfung feſtzuhalten. Danach kommt es im Falle des 
8 934 2. Halbſ. BGB. nicht darauf an, daß der Abtretende 
einen Herausgabeanſpruch gegen den im Beſitz befindlichen 
Dritten hat, ſondern es genügt, daß er ſich ſo benimmt, als 
ob ihm ein ſolcher Anſpruch zuſtehe. Einen Anſpruch aus 
8985 BGB. (rei vindicatio) kann der Abtretende ohnehin 
nicht haben, weil er nicht Eigentümer iſt. Aber auch einen per⸗ 
ſönlichen Anſpruch auf Herausgabe braucht er nicht zu haben. 
Weiter iſt in den genannten Entſch. des Sen. davon aus⸗ 
gegangen, daß es im Falle des 8 934 2. Halbſ. im Gegenſatz 
zu 8 933 BGB. genüge, daß der Erwerber den mittelbaren 
Beſitz von dem Dritten erlange. Unter Ablehnung der Auf⸗ 
faſſung von Wolff, Lehrb. III, 9. Aufl., S. 27, insbeſ. 
Anm. 26a, hat der Sen. angenommen, daß ein bisheriger 
mittelbarer Beſitzer den mittelbaren Beſitz verliere, wenn der 
Dritte mit dem Erwerber ein mit dem bisherigen mittelbaren 


(Crome, Syſtem, Bd. 3 S. 223 Anm. 26; Wals mann: JW. 
1926, 8019). Allen dieſen Anforderungen entſpricht der Tatbeſtand. 

2. Des weiteren iſt aber erforderlich, daß Kl. von K. den 
Beſitz erlangt hat. Hierzu ſei bemerkt: - 

aa) Nach ftändiger Rſpr. des RG. genügt dabei die Erlan⸗ 
gung mittelbaren Beſitzes (vgl. die im Urt. zit. Entſch. 
mit den in ihnen enthaltenen Belegen, aber auch Martin Wolff, 
Sachenrecht, 9. Bearb. S. 222). Das iſt hier um ſo wichtiger, als 
der noch zu erörternde Lagerſchein ein Rektapapier war und folg⸗ 
lich § 424 HGB. außer Anwendung bleibt. 

bb) Dieſer mittelbare Beſitz kann durch den Beſitzmittler 
verſchafft werden. An dieſem Grundſatz hatte das RG. ſchon in 
NG. 135, 85 JW. 1932, 1212 unter Auseinanderſetzung mit 
einer entgegengeſetzten Entſch. des RFH. erfreulicherweiſe feſtgehal⸗ 
ten. Nunmehr iſt dieſe Anſicht durch RG.: JW. 1932, 3763 und 
unſer Urt. beſtätigt worden. 5 

cc) K. hat der Kl. dieſen mittelbaren 95 durch Ausſtellung 
und Übergabe eines Lagerſcheines verſchafft. Iſt auch dieſer 
Lagerſchein ſo zuſtande gekommen, daß die Angeſtellte R. (mög⸗ 
licherweiſe) ein ihr von K. überlaſſenes Blankoformular 
mißbräuchlich ausgefüllt hat, fo iſt es doch zweifelsfrei, daß er als 
eigene Erklärung des K gelten muß. Wenn das RG. dasſelbe hin⸗ 
ſichtlich der dem Lagerſchein beigefügten, nur von der Angeſtellten 
R. unterſchriebenen individualiſterenden Skizze annimmt, fo ver⸗ 
dient das Beifall. Dem liegt der Gedanke zugrunde, der ſonſt bzgl. 
der Schriftform entwickelt worden iſt, daß zwei ſo verbundene 
Schriftſtücke eine Einheit bilden (RG. 107, 291) und daß infolge 
dieſer Einheit die Unterſchrift des K. auf dem Lagerſchein den 
Text der Anlage mitdeckt. Richtig iſt auch, daß die Flucht des K. 
nach Amerika nichts daran änderte, daß ſo der Kl. mittelbarer Be⸗ 
ſitz verſchafft wurde; denn K. war auch in Amerika unmittelbarer 
Beſitzer des Zuckers geblieben, und er ließ dieſen unmittelbaren 
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Beſitz nicht vereinbares Verhältnis i. S. des 8 868 BGB. ein- 
gehe, kraft deſſen er ihm gegenüber zum Beſitz berechtigt und 
verpflichtet ſei, und daß hierzu nicht eine Handlung des 
Dritten gegenüber dem bisherigen mittelbaren Beſitzer erfor⸗ 
derlich ſei. Die Annahme eines gleichſtufigen Beſitzes des 
alten und des neuen mittelbaren Beſitzers aus verſchiedenen 
Wurzeln, die von Wolff a. a. O. befürwortet wird und die 
zur Erfüllung des Tatbeſtandes des § 934 Halbſ. 2 BGB. 
nicht genügen ſoll, iſt abgelehnt worden. Es kommt danach 
darauf an, ob i. S. dieſer Rſpr. diejenigen Vorausſetzungen 
erfüllt ſind, die zum Übergang des Eigentums nach 8 934 
Halbſ. 2 BGB. erforderlich und genügend find. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen ſind: a) Einigung zwiſchen S. und der „Treu⸗ 
hand“ über den Eigentumsübergang an beſtimmten 2900 Sack 
Zucker; b) Übergabeerſatz durch Abtretung des von S. vor⸗ 
geſpiegelten Herausgabeanſpruchs; o) Erwerb des mittelbaren 
Beſitzes der „Treuhand“ von K.;: d) guter Glaube zur Zeit 
der Abtretung des Herausgabeanſpruchs und des Erwerbs 
des mittelbaren Beſitzes. 

Die Angriffe der Rev. richten ſich in der Hauptſache da⸗ 
gegen, daß die „Treuhand“ den mittelbaren Beſitz von K., 
der bereits flüchtig geweſen ſei, noch hätte erwerben können 
und erworben hätte. 

Die Ausſtellung des Lagerſcheines zerfällt in drei Akte. 
Der erſte Akt war ſeine Zeichnung durch K. in blanko und 
feine Überlafjung an die Angeſtellte R. Der zweite Akt war 
die Ausfüllung des Lagerſcheins durch die R., die hierbei nach 
außen nicht in die Erſcheinung trat. Der dritte rechtlich 
weſentliche Akt war die Ausſtellung der Lagerſkizze, die kein 
bloßer Ausführungsakt war, da erſt hierdurch die 2900 Sack 
Zucker, um die es ſich handelte, individualiſiert wurden. Dieſe 
Lagerſkizze hat die R. unter Beidrückung des Firmenſtempels 
des K. handſchriftlich mit „J. A. R.“ gezeichnet. Hätte ſie 
bereits in dem Lagerſchein die Individualiſierung der 2900 Sack 
Zucker vermerkt, ſo könnte es keinem Zweifel unterliegen, daß 
K. den Lagerſchein und den durch die Begebung des Lager⸗ 
ſcheins an die „Treuhand“ abgeſchloſſenen Lagervertrag gegen 
ſich gelten laſſen müßte, auch wenn die R. dabei ihre Befugnis 
zur Ausfüllung überſchritten hätte. Denn ein unter ſolchen 
Umſtänden unter ſeiner Unterſchrift ausgefüllter und in den 
Verkehr gegebener Lagerſchein muß als ſeine eigene Erklärung 
gelten, ohne daß es auf die Vollmachtsfrage ankommt (RG. 
105, 183 [185]), und es könnte ſich nur fragen, ob K. in der 
Lage wäre, eine ſolche Erklärung etwa auf Grund der 88 119 ff. 
BGB. anzufechten. Der Umſtand, daß die R. zufällig nicht 
ſo verfahren iſt, ſondern eine beſondere Lagerſkizze mit dem 
Firmenſtempel des K. und ihrer Unterſchrift „J. A. R.“ ver⸗ 
ſehen hat, kann eine abweichende Beurteilung nicht rechtfer⸗ 


Beſitz in Deutſchland durch ſeine Arbeitnehmer ausüben, die Be⸗ 
a waren und die er jeinem Betriebsorganismus eingeglie⸗ 
dert hatte. 

dd) Fraglich kann allerdings ſein, ob nicht der Erlangung 
des mittelbaren Beſitzes durch die Kl. der (zumindeſtens bisher vor⸗ 
handene) mittelbare Beſitz des urſprünglichen Eigentümers (der 
Bekl.) entgegenſteht. Das wäre ſicher dann der Fall, wenn 


Beſitzſpaltung (Manigk: JW. 1928, 3993) oder, 
wie Dölle (JW. 1932, 1212 1% und 3763) und Wolf f (a. a. O. 
S. 27 und 41 f.) ſagen, Nebenbeſitz vorliegt. Nebenbeſitzer 


ſtehen nach Wolff a. a. O. S. 27 „weder auf derſelben Stufe 
noch auf verſchiedenen Stufen derſelben Beſitzleiter, ſondern auf 
verſchiedenen Beſitzleitern“. „Es liegt ... eine Mehrheit mittel⸗ 
barer Beſitzpoſitionen vor, die, als auf ſelbſtändigem Rechtstitel 
beruhend, nicht eine ſog. Beſitzſtufung enthält, ſondern eine Be⸗ 
fisfpaltung” (Manigk a. a. O.). Schon in RG. 119, 153 JW. 
1928, 398 iſt dieſe Figur mit guten Gründen abgelehnt worden, 
ebenſo in den von unſerem Urt. zit. Erkenntniſſen, wenn auch eine 
abſolut klare zuſammenfaſſende Formulierung des Ergebniſſes in 
allen dieſen Urt. zu vermiſſen iſt. M. E. müſſen für die Ablehnung 
der Beſitzſpaltung bzw. des Nebenbeſitzes drei Gründe maßgebend 
ſein: 1. weiſt unſer Beſitzrecht keine Geſtaltungsfreiheit 
auf. Da das BGB. weder den geſchilderten Begriff kennt noch die 
ihm zugeſprochene geringere Rechtswirkung, darf alſo mit ihm nach 
heutigem Recht nicht gearbeitet werden. 2. Würde die Anerkennung 
des Begriffes Rechtsunſich erheit ſchaffen und die heute 
ſchon bedauerlich geſchwächte Publizitätsfunktion des Beſitzes noch 
weiter abbauen. 3. Können alle einſchlägigen Fälle ohne An⸗ 
nahmedes Begriffes zum mindeſten einer ebenſo gerechten, 
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tigen. Für den redlichen Verkehr iſt die Lagerſkizze, in der 
auf den Lagerſchein Bezug genommen war, trotzdem durch die 
Unterſchrift des K. auf dem Lagerſchein gedeckt. Zu dieſem 
Ergebnis führt auch folgende Überlegung: Nach 8172 BGB. 
ſteht es der beſonderen Mitteilung einer Bevollmächtigung 
durch den Vollmachtgeber gleich, wenn dieſer dem Vertreter 
eine Vollmachtsurkunde aushändigt und der Vertreter ſie dem 
Dritten vorlegt. In ſolchem Falle wirkt die Vollmacht kraft 
Rechtsſcheins gegen den Vollmachtgeber, auch wenn fie in 
Wahrheit nicht oder nicht mehr beſteht. Bei einer Angeſtell⸗ 
ten, die über in blanko ausgeſtellte Lagerſcheine ihres Prinzi⸗ 
pals mit deſſen Willen verfügt, liegt, wenn ſie die Blankett⸗ 
urkunden ausfüllt und in den Verkehr bringt, eine rechtsähn⸗ 
liche Lage vor. Mit der Sicherheit des Verkehrs würde es 
nicht verträglich ſein, wollte man in einem ſolchen Falle es 
darauf abſtellen, ob der Prinzipal mit der Ausfüllung der 
Lagerſcheine und ihrer Anlagen, auch wenn letztere von der 
Angeſtellten ſelbſt namens des Prinzipals gezeichnet ſind, ein⸗ 
verſtanden geweſen ſein würde, wenn er davon gewußt hätte. 
Sache des Prinzipals iſt es, ſeine Angeſtellten, denen er 
Blanketturkunden mit ſeiner Unterſchrift überläßt, zu über⸗ 
wachen. Geſchieht dies nicht, ſo kann nicht der redliche Ver⸗ 
kehr die Folgen davon tragen. Im Gegenteil, der redliche 
Verkehr darf davon ausgehen, daß alle Maßnahmen ge⸗ 
troffen ſind, einen Blankettmißbrauch zu verhüten. Dabei iſt 
zu berückſichtigen, daß vom Standpunkt der Kl. und der 
„Treuhand“ die Ausſtellung des Lagerſcheins nichts Un⸗ 
gewöhnliches, ſondern eine Angelegenheit war, wie ſie der 
Geſchäftsbetrieb eines Lagerhalters regelmäßig mit ſich bringt. 
Die Ablehnung der Vernehmung des K. darüber, daß der 
Lagerſchein nicht mit ſeinem Wiſſen und Willen und auch 
nicht mit Wiſſen und Willen einer von ihm dazu bevollmäch⸗ 
tigten Perſönlichkeit ausgefüllt worden ſei, iſt daher gerecht⸗ 
fertigt. Es kommt ſomit auch nicht darauf an, ob die von K. 
der R. früher erteilte ſchriftliche Vollmacht eine Generalvoll⸗ 
macht war und ob der Umſtand, daß K. ſich dieſe Vollmachts⸗ 
urkunde von der R. hatte zurückgeben laſſen, eine Entziehung 
der Vollmacht bedeutete. 


Die Rev. ſtellt weiter zur Nachprüfung, ob die Kl. ſich 
nicht den böſen Glauben des St. entgegenhalten laſſen müßte. 
Sie meint, die R. habe den Lagerſchein und die Lagerſkizze 
offenbar nicht unmittelbar der Kl. ausgehändigt, ſondern die 
Kl. habe ſich dieſe Urkunden durch S. als einen Beauftragten 
von der Zeugin geben laſſen. Den Feſtſtellungen des Berg. 
iſt zu entnehmen, daß S. die R. zur Ausſtellung des Lager⸗ 
ſcheines veranlaßt hat. Sollte die R. den Lagerſchein und die 
Lagerſkizze zunächſt dem S. ausgehändigt haben, damit dieſer 
ſie der „Treuhand“ bzw. der Kl. übergehe, ſo würde S. dabei 


wenn nicht einer gerechteren Löſung zugeführt werden. In⸗ 
deſſen mag das Problem dieſer gewiß anregenden und ſcharfſinni⸗ 
gen, aber abzulehnenden Theorie hier auf ſich beruhen. Denn in 
unſerem Falle beſtand zwar zwiſchen der Bekl. und K. nach wie 
vor eine Rechtsbeziehung i. S. des § 868 BGB.; aber durch Aus⸗ 
ſtellung und Übergabe des Lagerſcheins iſt ein Verhalten an den 
Tag gelegt worden, welches es ausſchließt, daß K. von jetzt ab 
noch weiter den ſubjektiven Tatbeſtand erfüllte, den 8 868 
verlangt: K. beſaß nicht mehr ſo, daß ſein Beſitz als Ausdruck 
eines Beſitzmittlungsverhältniſſes gegenüber der Bekl. angeſehen 
werden konnte. Damit war der mittelbare Beſitz der Bekl. erloſchen, 
ſo daß dem Beſitzerwerb der Kl. nichts mehr im Wege ſtand — 
auch wenn man ſich die Figur der Beſitzſpaltung (Nebenbeſitz) an⸗ 
erkennt. 

ee) Zu billigen iſt auch die Entſch. des RG. darüber, daß der 
gute Glaube der Kl. nicht dadurch geſtört worden iſt, daß 
ein über die wahren Zuſammenhänge aufgeklärter, aber ſeiner⸗ 
ſeits ſchweigender Bote den Lagerſchein überbracht hat. 

II. Endlich hat Kl. nicht das ſo erworbene Eigentum wie⸗ 
der verloren. Es mag offen bleiben, ob Kl. den mittelbaren 
Beſitz durch die Anbringung der Schilder zugunſten der Geldin⸗ 
ſtitute verloren hat. Denn — das hat das Urt übergangen — 
nichts ſpricht dafür, daß den Geldinſtituten ein auf den Zucker 
gerichteter (vermeintlicher) Herausgabeanſpruch abgetreten worden 
iſt oder daß die Geldinſtitute gar eine Veräußerungsbefugnis des 
K. angenommen haben ($ 366 HGB.). Schon daran muß die An⸗ 
nahme eines Eigentumsverluſtes ſcheitern. Zudem fehlt es aber 
auch, wie RG. hervorhebt, an der dinglichen Einigung nach $ 929 
BGB. Prof. Dr. Wilhelm Herſchel, Köln. 
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lediglich Botendienſte geleiftet haben. Sein ſchlechter Glaube 
könnte der „Treuhand“ bzw. der Kl. nur entgegengehalten 
werden, wenn er den Lagervertr. zwiſchen der „Treuhand“ 
und dem K., vertreten durch die R., namens der erſteren als 
deren bevollmächtigter Vertreter abgeſchloſſen hätte. 

Die Rev. zieht die Annahme des BG., K. ſei unmittelbarer 
Beſitzer des Zuckers geblieben, trotzdem er, aus Deutſchland 
flüchtig wurde, nicht in Zweifel. Sie meint aber, durch ſein 
Flüchtigwerden ſei es ausgeſchloſſen geweſen, daß die „Treu⸗ 
hand“ den mittelbaren Beſitz der 2900 Sack Zucker von ihm 
hätte erwerben können. Es handelt ſich auch inſoweit letzten 
Endes um die Frage, ob K. die Ausfüllung des Lagerſcheins 
und den Abſchluß des Lagervertr. mit der „Treuhand“ durch 
die R. gegen ſich gelten laſſen muß. Die Rev. zieht dies ſchuld⸗ 
rechtlich nicht in Zweifel, meint aber, daß ſachenrechtlich der 
Bekl. gegenüber etwas anderes gelten müßte. Das iſt aber 
nicht richtig. Blieb K. trotz ſeines Flüchtigwerdens Beſitzer 
ſeines Lagers, übte er dieſen Beſitz durch ſeine Angeſtellten 
und Arbeiter als ſeine Beſitzdiener im Rahmen des von ihm 
organiſierten Geſchäftsbetriebs aus, fo iſt nicht einzusehen, 
warum nicht auch Anderungen der Beſitzlage der hier be⸗ 
regten Art an den eingelagerten Waren hätten eintreten 
können. Die Rechtslage iſt inſofern nicht anders, als wenn 
K. etwa zu ſeiner Erholung nach Amerika gefahren und den 
Geſchäftsbetrieb ſeinen Angeſtellten überlaſſen hätte. Die von 
ihm geſchaffene und für ihn arbeitende Geſchäfts⸗ und Lager⸗ 
organiſation genügte beim Eintritt des dafür erforderlichen 
Tatbeſtandes rechtlich für die feſtgeſtellte Beſitzveränderung, 
fo daß K. fortan die 2900 Sack Zucker gem. 8 868 BGB. 
als Lagerhalter der „Treuhand“ bzw. der Kl. beſaß. 


Die Rev. weiſt weiter darauf hin, für die Bekl. ſei vor⸗ 
getragen worden, daß K. im Verhältnis zu S. ſich tatſächlich 
in einem völligen geiſtigen und wirtſchaftlichen Abhängigkeits⸗ 
verhältnis befunden habe und daß deshalb K. praktiſch zu S. 
nicht anders wie ein Angeſtellter geſtanden habe und in die⸗ 
ſem Sinne eine „Kreatur“ des S. geweſen ſei. Das BG. 
unterſtelle dies als möglich und ſage dann dazu, es ſei nicht 
ausgeſchloſſen geweſen, daß bei ſolcher Sachlage die „Kreatur“ 

den Beſitz an dem Zucker als Verwahrer für S. ausgeübt 
und die „Treuhand“ dann nach $ 934 Halbſ. 1 BGB. Eigen⸗ 
tum erworben habe. Die Rev. bekämpft den Hinweis auf 
§ 934 Halbſ. 1 BGB. als rechtsirrig, weil daſelbſt ein wirk⸗ 
lich beſtehender Anſpruch vorausgeſetzt werde. Sie überſieht 
dabei aber, daß es ſich bei dem Hinweis auf 8 934 Halbſ. 1 
BOB. nur um eine Hilfserwägung des BerR. handelt. In 
erſter Linie geht der Bert. davon aus, daß S. nicht mittel- 
barer Beſitzer des Zuckers geweſen ſei und daß daher ein Er⸗ 
werb des Eigentums an dem Zucker durch Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs nur nach § 934 Halbſ. 2 BGB. mög⸗ 
lich geweſen ſei. Die Annahme aber, daß S. etwa unmittel⸗ 
barer Beſitzer des Zuckers geweſen ſei, lehnt der BerR. aus⸗ 
drücklich ab. Der Ber. hätte auch zu einer ſolchen Feſtſtel⸗ 
lung nicht gelangen können, ohne ſich in einen handgreif⸗ 
lichen Gegenſatz mit der Sachlage, wie fie zur Zeit des Flüch⸗ 
tigwerdens des K. beſtand, zu ſetzen, auch wenn es richtig 
it, daß K. unter dem Einfluß des S. geſtanden hat und von 
ihm zu Unredlichkeiten verleitet worden iſt. Die Beſitzverhält⸗ 
niſſe konnten hiervon nicht beeinflußt werden. 
Die Rev. bezweifelt ferner den guten Glauben der Kl. 
dato. der „Treuhand“, indem fie meint, daß verhältnismäßig 
flange Anforderungen an die Gutgläubigkeit geſtellt worden 
eien. Die Würdigung der hierfür maßgebenden Umſtände war 
ser im weſentlichen eine tatrichterliche, die in der RevInſt. 
nicht nachgeprüft werden kann. Ein Rechtsverſtoß iſt jeden⸗ 
falls nicht erkennbar. 
Ei Die Rev. rügt endlich, daß die Kl., wenn fie das Eigen⸗ 
Mm an dem Zucker gutgläubig erworben haben ſollte, es 
wieder verloren haben müßte, weil die übrigen Eigentums⸗ 
prätendenten ſpäter die Zuckervorräte kontrolliert und vor⸗ 
1 erhalten hätten und weil hierin eine „Beſtätigung“ 
= Eigentums und des Vefiges, ſowie des Herausgabe⸗ 
Achs des Kontrollierenden zu finden geweſen ſei. Der 
ſtellt indeſſen feſt, daß das etwa erworbene Eigentum 
ed A zenfveditanftalt bzw. der Continentalen Handelsbank, 
urch den Eigentumserwerb der Kl. untergegangen ſei, 


durch eine nach dem Erwerb der Kl. anläßlich einer Kontrolle 
des Zeugen H. erfolgte Wiederanbringung von Schildern der 
Warenkreditanſtalt oder der Continentalen Handelsbank man⸗ 
gels Wiederholung der Einigung nicht wieder auf⸗ 
gelebt ſei. Dieſe Beweisannahme des BerR., der alſo in der 
Kontrolle des H. nur einen tatſächlichen Vorgang erblickt, iſt 
in der RevInſt. nicht nachzuprüfen. Außerdem hätte die 
Bekl. den Nachweis erbringen müſſen, daß derjenige, der den 
Zucker dem H. vorgezeigt hat, auch vertretungsberechtigt und 
bevollmächtigt war. Nach der Beweisaufnahme iſt dies D. ge⸗ 
weſen, der Lagerarbeiter iſt. 

(U. v. 11. Nov. 1932; 235/32 VII. — Hamburg.) (Ku. 
= NG. 138, 265.) 

, 88T, e eee, e ee, eee 
A L R.; Ss 1018, 1949, 1105 BGB. Der nach dem 
FluchtlG. gegebene Anſpruch auf Entſchädigung 
für entzogenes zur Straße geſchlagenes Grund- 
eigentum entſteht ſofort mit der Entziehung 
und nicht erſt mit Auflaſſung und grundbuch⸗ 
licher Umſchreibung. Erfolgt vor der Auflaſ⸗ 
ſung Eigentumswechſel, ſo bleibt der Anſpruch, 
für den dingliche Natur abzulehnen iſt, dem bis⸗ 
herigen Eigentümer. , 

Der Kl. kaufte i. J. 1926 ein Grundſtück in Berlin und 
wurde 1928 als Eigentümer im Grundbuch eingetragen. 
Dieſes Grundſtück war durch einen in den Jahren 1891 bis 
1893 errichteten Fluchtlinienplan derart betroffen, daß die 
Straßenfluchtlinie eine Parzelle der Vorderfront durchſchnitt 
und zum Straßenland zog. Der Voreigentümer hat dieſe 
abgeſchnittene Parzelle bereits 1893 von Gebäuden frei⸗ 
gelegt; ſeitdem befindet ſie ſich im Beſitze der Bekl. und 
dient als Straße. Im Nov. 1931 hat der Kl. die Parzelle 
nach längeren Verhandlungen über die Auflaſſung und über 
Grund und Höhe einer Entſchädigungspflicht der Bekl. ihr 
übereignet. Im Laufe dieſer Verhandlungen erklärte ſich der 
Kl. zur Übereignung des fraglichen Straßenlandes bis zum 
Hausſockel vorbehältlich der nachträglichen Feſtſtellung der 
Entſchädigung im ordentlichen Rechtswege bereit. Damit Er- 
klärte ſich die Bekl. einverſtanden. 

Der Kl. hat nach der erwähnten Einigung den Anſpruch 
auf die Enteignungsentſchädigung geltend gemacht. Zur Be⸗ 
gründung dieſes Anſpruchs hat er ſich ſowohl auf das Ge⸗ 
ſetz als auch auf das Abkommen vom Okt. 1931 berufen. 
Das LG. hat nur einen Anſpruch auf Grund der Einigung 
als gerechtfertigt angeſehen, dieſen aber auch nur inſoweit, 
als der Kl. eine Entſchädigung für Abtretung von Stra⸗ 
ßen land verlangen könne, und hat den Klaganſpruch inſoweit 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, im übrigen aber 
die Klage abgewieſen. 

BG. und RG. haben das Urteil beſtätigt. 

Das BG. iſt der Anſicht, daß ein Entſchädigungsanſpruch 
auf Grund des FluchtlG. dem Kl. überhaupt nicht, ſondern 
nur dem Voreigentümer des Grundſtücks zuſtehe. 

Dieſer Anſicht iſt beizutreten. Der Kl. hat in den Vor⸗ 
inſtanzen zur Begr. ſeiner gegenteiligen Meinung beſonders 
den ſubjektiv⸗dinglichen Charakter des Entſchädigungsanſpruchs 
betont, der deshalb mit dem Grundſtückseigentum auf den 
neuen Eigentümer übergehe. Mit der Rev. hat er ſich da⸗ 
gegen namentlich auch darauf berufen, daß infolge der Ein⸗ 
heitlichkeit des Fluchtlinienverfahrens, von der Feſtſetzung 
der Fluchtlinie an bis zum endgültigen Übergang des betr. 
Grundſtücks auf die Gemeinde mittels der grundbücherlichen 
Umſchreibung, der Entſchadigungsanſpruch ein einheitlicher 
ſei und daß er daher nur von demjenigen geltend gemacht 
werden könne, der im zuletzt gedachten Zeitpunkt der Grund⸗ 
ſtückseigentümer ſei. Beide Geſichtspunkte können nicht als 
zutreffend angeſehen werden. 

Das FluchtlG. will, wie fein § 13 klar ergibt, Ent- 
ſchädigung wegen Entziehung oder Beſchränkung des von der 
Feſtſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigentums 
nur in ganz beſchränktem Umfange, nämlich nur in den dort 
erwähnten Fällen gewähren; und zwar ſind dieſe Beſt. 
maßgebend ſowohl für die Vorausſetzungen, auf Grund deren 
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die Entſchädigung zu gewähren iſt, als auch für die Zeit⸗ 
punkte, in denen der Entſchädigungsanſpruch erwächſt, wie 
endlich auch für die Perſonen, zu deren Gunſten er ent⸗ 
ſteht. Insbeſ. gewährt das FluchtlG. — ebenſo wie für 
die erwähnte Beſchränkung der Baufreiheit nach 812 — 
feine Entſchädigung für die nach § 11 bereits mit Offen⸗ 
legung des Plans (Fluchtlinien⸗ oder Bebauungsplan), alſo 
vor den aus § 13 erſichtlichen Zeitpunkten, eingetretene Be⸗ 
ſchränkung des Grundeigentums, wennſchon auch in ihr eine 
Enteignung im weiteren Sinne liegt; und gleicherweiſe kommt 
nach dem FluchtlG. eine Entſchädigung nicht in Betracht für 
Rechtsakte, die zeitlich erſt nach den in § 13 aufgeführten 
Ereigniſſen liegen. Im vorl. Falle iſt nun unſtreitig be⸗ 
reits i. J. 1893 die durch den Fluchtlinienplan abgeſchnit⸗ 
tene Parzelle vom Vorgänger des Kl. im Grundſtückseigentum, 
V., von Gebäuden freigelegt worden, ſo daß alſo der Fall 
des 813 Abſ. 1 Nr. 2 gegeben iſt. Es wird aber auch an⸗ 
zunehmen ſein — worauf es jedoch nicht ausſchlaggebend 
ankommt —, daß zeitlich unmittelbar daran anſchließend der 
Fall der Nr. 1 vorliegt, indem V. dem Verlangen der Ge⸗ 
meinde (damals noch Wilmersdorf) entſprechend den frag⸗ 
lichen Geländeſtreifen ihr für die öffentliche Benutzung ab⸗ 
getreten hat; denn unſtreitig iſt gleichfalls ſchon i. J. 1893 
die abgeſchnittene Parzelle von der Gemeinde — ihrem 
Wunſche gemäß, weil ſie ſie zur Straße ziehen wollte — mit 
Einwilligung des Rechtsvorgängers des Kl. in Beſitz ge⸗ 
nommen und als Straßenteil (Bürgerſteig) hergeſtellt worden. 
Dieſe tatſächliche einverſtändliche Überlaſſung der nach dem 
Plan zur Straße beſtimmten Fläche „für die öffentliche Be⸗ 
nutzung“, eben als Straße, muß ebenſo wie die Freilegung 
von Gebäuden laut Nr. 2 als die „Entziehung des Grund⸗ 
eigentums“ angeſehen werden, für die nach Abſ. 2 die Ent⸗ 
ſchädigung gewährt wird. Dementſprechend muß aber die 
Entſchädigung auch ſofort mit dem Zeitpunkt der Abtretung 
oder der ſogar ſchon vorher erfolgten Freilegung gewährt 
werden bzw. kann fie ſofort verlangt werden (vgl. v. Strauß 
und Torney⸗Saß, Straßen- und BaufluchtG., 6. Aufl., 
ss 13 bis 142 Anm. 5 S. 182; RG. 34, 251). Es kann 
alſo nicht als richtig anerkannt werden, daß i. S. des 
FluchtlG. ein derart einheitliches Verfahren bis zur Auf⸗ 
laſſung des betr. Grundſtücks und zu ſeiner grundbücher⸗ 
lichen Umſchreibung auf die Gemeinde anzunehmen ſei, daß 
erſt der letztere Zeitpunkt für den Entſchädigungsanſpruch, 
ſeine Entſtehung und die Perſon des Berechtigten, entſcheide. 
Vielmehr iſt das für die Entſtehung des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs weſentliche Verfahren bereits in dem Zeitpunkt 
der Freilegung und der Abtretung auf Grund dieſer Tat⸗ 
ſachen ſo weit gediehen, daß der Entſchädigungsanſpruch ent⸗ 
ſtanden iſt; und zwar iſt er dann naturgemäß den zu dieſen 
Zeitpunkten im Eigentum des Grundſtücks befindlichen Per⸗ 
ſonen erwachſen, denen gegenüber eben i. S. des FluchtlG. 
die zu entſchädigende Entziehung des Grundſtückseigentums 
ſtattfindet. 


Es iſt aber auch abzulehnen, daß dieſer hiernach in 
der Perſon des V. durch die Freilegung und weiter auch 
die Abtretung entſtandene Entſchädigungsanſpruch etwa kraft 
Geſetzes (denn eine Abtretung hat unſtreitig nicht ſtatt⸗ 
gefunden) auf den Kl. übergegangen ſei. Mit der Erwähnung 
des „ſubjektiv⸗dinglichen“ Charakters des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs meint der Kl. offenbar die Dinglichkeit eines 
Rechts i. S. des 8 125 1 2 AL R., daß nämlich die Befugnis 
zur Ausübung des Rechts mit einer Sache, ohne Rückſicht 
auf beſtimmte Perſonen, verbunden iſt. Das ALR. a. a. O. 
88 125 bis 130 kennt ſowohl ſubjektiv⸗dingliche als auch 
objektiv⸗dingliche Rechte, je nachdem die Berechtigung mit 
der Sache verbunden iſt oder die Berechtigung die Sache 
zum Gegenſtande hat (Rechte auf die Sache). Nach Reichs⸗ 
recht find dagegen unter Sachenrechten — der Ausdruck 
dingliche Rechte wird vom BGB. nicht gebraucht — nur 
Rechte von Perſonen an Sachen zu verſtehen, während nur 
ausnahmsweiſe, in den Fällen der 88 1018, 1094 Abſ. 2, 
1105 Abſ. 2 BGB., die ſubjektive Beziehung zur Sache eine 
Rolle ſpielt (vgl. dazu RGR Komm., 6. Aufl., 896 Anm. 1). 
Für die Annahme eines ſubjektiv⸗dinglichen Rechts muß 
aber eine einwandfreie geſetzliche Grundlage gegeben ſein; 
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auch nach § 130 a. a. O. iſt das Vorliegen eines ſubjektiv⸗ 
dinglichen Rechts als eine Beſonderheit anzuſehen. Die natür⸗ 
liche Betrachtungsweiſe ſpricht jedenfalls dafür, daß ein ein⸗ 
fach auf eine Geldleiſtung gerichteter Anſpruch, der zugunſten 
einer beſtimmten Perſon durch gewiſſe Enteignungstatfachen 
(im weiteren Sinne) gegen eine andere Perſon entſtanden iſt, 
wie ein ſolcher durch 88 13, 14 Fluchtlö. verbunden mit 
88 7, 8, 24ff. BrEnteig®. feſtgeſtellt wird, ein perſönlicher 
Anſpruch iſt, der auch bei dieſer Perſon bis zu ſeiner Be⸗ 
friedigung verbleibt. Daß gerade für Entſchädigungsanſprüche 
auf Grund des FluchtlGG. im Gegenſatz hierzu anzunehmen iſt, 
ein einmal für eine beſtimmte Perſon erwachſener Anſpruch 
gehe bei einer Veräußerung des betroffenen Grundſtücks ohne 
weiteres, ohne eine beſondere darüber getroffene Verein⸗ 
barung, auf den Erwerber des Grundſtücks über, dafür fehlt 
jede rechtliche Grundlage. Keine der einſchlagenden Geſetzes⸗ 
beſt., 88 13/14 Fluchtlö. und die dort angezogenen 88 24ff. 
EnteigG,, ergibt etwas für die ſubjektiv⸗dingliche Natur des 
Entſchädigungsanſpruchs, die einen ſelbſtändigen Übergang 
auf den neuen Grundſtückseigentümer rechtfertigen würde. 
Auch den zum FluchtlGG. ergangenen Entſch. des RG. iſt 
nichts Gegenteiliges zu entnehmen. Insbeſ. läßt ſich hierfür 
nicht das auch ſchon im BU. berückſichtigte Urt. v. 25. Febr. 
1908 (i. w. abgedr.: Recht 1908, 342) verwerten. Dieſes 
Urt. iſt vielmehr mit dem BG. dahin zu verſtehen, daß bis 
zur Enteignung oder den ſonſtigen in 8 13 Fluhtl®. be⸗ 
zeichneten Zeitpunkten ein Entſchädigungsanſpruch aus dieſem 
Geſetze nicht außerhalb des Eigentums am Grundſtücke, ſon⸗ 
dern eben nur infolge der Eingriffe in das Eigentum für 
den Eigentümer (gegebenenfalls übrigens auch für andere 
im Zeitpunkt der Eingriffe Berechtigte) entſtehen kann; da⸗ 
gegen iſt aus der Erwähnung des „lediglich perſönlichen 
Anſpruchs“ auf Grund des 8 75 Einl. z. ALR. und der Be⸗ 
zeichnung der Anſprüche aus dem FluchtlG. als „dem Grund⸗ 
ſtück immanent“ nicht herzuleiten, daß das RG. den letzteren 
Anſprüchen einen ſubjektiv⸗dinglichen Charakter habe beigeben 
wollen, zumal es ausdrücklich von „immanent bis zum Ein⸗ 
tritt der in § 13 bezeichneten Ereigniſſe“ ſpricht. Ebenſo⸗ 
wenig ergibt ſich etwas zugunſten der Auffaſſung des Kl. 
aus dem von ihm noch beſonders angezogenen Urt. RG. 50, 
314. Andererſeits wird z. B. im Urt. v. 15. Nov. 1904 
(abgedr. PrVerwBl. 26, 525) ganz deutlich von den ſelb⸗ 
ſtändigen obligatoriſchen Entſchädigungsanſprüchen geredet, 
die vom Grundeigentum völlig losgelöſt ſeien. Desgleichen 
ſpricht ſich RG. 70, 12, 141) — allerdings für den Fall Nr. 3 
des § 13, was aber einen ſicheren Rückſchluß auf die anderen 
Fälle zuläßt — dahin aus, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß 
der Entſchädigungsanſpruch bei demjenigen verbleibe, dem 
er erwachſen ſei, und mangels entſprechender Abtretung nicht 
mit der Veräußerung des Grundſtücks auf den Erwerber 
übergehe. Was insbe). die erſterwähnte Entſch. anlangt, fo 
beziehen ſich deren Gründe, mag auch der Kl. ſeinen An⸗ 
ſpruch auf § 75 Einl. z. ALR. geſtützt haben, ganz deutlich 
auf das FluchtlG., jo daß die Anſicht des Revͤl., es han⸗ 
dele ſich hier nur um eine Entſch. zu § 75, nicht ſtichhaltig iſt; 
und ebenſo kann die Bem. von Koffka, Komm. z. Enteig®., 
2. Aufl., S. 217 N. 8 nicht als zutreffend anerkannt werden, 
daß dieſes Urt. mit demjenigen des 5. ZivSen. bei Gruch. 
42, 732 nicht wohl vereinbar ſei, da vielmehr in beiden 
Fällen als das Entſcheidende der in § 13 feſtgeſetzte Rechts⸗ 
akt angeſehen wird, der jedoch im erſten Falle (des Urt. 
v. 15. Nov. 1904) ſchon vor, im zweiten dagegen erſt nach 
dem Wechſel im Grundſtückseigentume liegt. 

Auf Grund des Flugtl®. ſteht alſo dem Kl. kein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch für die bereits i. J. 1893 zur Straße 
gezogene Parzelle zu. Vielmehr iſt ein ſolcher nur dem V. 
erwachſen und bei ihm verblieben. Ob dieſer den Anſpruch 
jetzt noch gegen die Bekl. geltend machen kann oder ob etwa 
Verjährung eingetreten iſt, hat für die gegenwärtige Entſch. 
keine Bedeutung. 

Ob man trotzdem noch zu einer geſetzlichen Entſchädigung 
für den Kl. außerhalb des FluchtlGG. wegen der i. ©. dieſes 
Geſetzes höchſtens noch formalen Überlaſſung des ſchon völlig 
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ausgehöhlten und daher nicht mehr entſchädigungsfähigen 
Eigentums an der Parzelle mittels ihrer Auflaſſung und 
der daran anſchließenden grundbücherlichen Umſchreibung ge⸗ 
langen könnte, braucht nicht weiter erörtert zu werden. Der 
Kl. hat ſeinen Anſpruch außer auf das Abkommen nur auf 
das FluchtlG. geſtützt; das mag zwar nicht hindern, ihn 
auch nach einer ſonſt einſchlagenden Geſetzesbeſt. für gerecht⸗ 
fertigt anzuſehen, und es könnte inſofern vielleicht eine An⸗ 
wendung des Art. 153 RVerf., als dem FluchtlG. vorgehen⸗ 
der Beſt., entſprechend dem Gedankengang der Entſch. RG. 
128, 31 ff.?) in Frage kommen. Aber dem würde jedenfalls 
jetzt die ſchon vor dem Erlaß des BU. ergangene VO. des 
RpPräſ. v. 5. Juni 1931 entgegenſtehen (vgl. RG. 137, 183, 
188 )), und außerdem könnte es ſich hierbei allerhöchſtens 
noch um eine Entſchädigung für Straßen land handeln, 
wodurch für die Rev. nichts gewonnen wäre. 


(U. v. 10. März 1933; VII 335/32. — Berlin.) 
<= NG. 140, 107.) 


*. 812 Abf. 1 PrFluchtlG.; 8 75 Einl. AL R. 

1. 812 Abſ. 1 daſ. gilt nicht für die alten ſog. 
hiſtoriſchen Straßen. ; 

2. Berechtigung der Gemeinde als Baupoli⸗ 
zeibehörde zur vorſorglichen Ablehnung eines 
Baugeſuches im Hinblick auf eine in Ausſicht ge⸗ 
nommene Fluchtlinie. Haftung der Gemeinde 
hierfür nach 875 Einl. AL R. Dieſer Aufopfe⸗ 
rungsanſpruch wird nicht berührt durch die 
2. Not VO. v. 5. Juni 1931 Kap. III 6. Teil. Zuläſ⸗ 
ſigkeit des Rechtsweges für dieſen Anſpruch. Die 
Entſchädigung geht nicht auf vollen Schadens- 
erſatz, namentlich nicht auf den entgangenen Ge⸗ 
winn, ſondern auf einen angemeſſenen Aus⸗ 
gleich. 

Daß die Gemeinde als Baupolizeibehörde im Hinblick auf 
eine in Ausſicht genommene Fluchtlinie zu deren Sicherung 
ein Baugeſuch vorſorglich auch dann ablehnen darf, wenn der 
beſchloſſene Fluchtlinienplan noch nicht zur erſten Auslegung 
gelangt iſt, iſt vom RG. wiederholt anerkannt worden (vgl. 
u. a. RG. 126, 360 1)). Der Rechtsgrund für die Verſagung der 
Bauerlaubnis liegt zwar in ſolchem Falle nicht im FluchtlG., 
ſondern in der allgemein der Polizei zuſtehenden vorbeugenden 
Machtbefugnis zur Wahrnehmung der öffentlichen Belange 
(RG. 28, 276). Im vorl. Falle boten aber die geſetzlichen 
Bet. des FluchtlG. für die geplante Freiflächenerklärung keine 
Handhabe. Zu den Straßen und Plätzen (auch Gartenanlagen, 
Spiel⸗ und Erholungsplätzen) i. S. des § 1 FluchtlG. in der 
durch Art. 1 PrWohnG. v. 28. März 1918 gegebenen Faſſung 
gehören nicht diejenigen ſog. „Freiflächen“, welche keine 
Straßenteile und damit keine polizeilichen Verkehrsanſtalten, 
ſondern kommunale Einrichtungen werden ſollen. Dies hat das 
OVG. bereits im Urt. v. 21. Okt. 1926 (R.⸗ u. PrVerwBl. 
52, 315) ausgeſprochen. Hiernach konnte durch den Flucht⸗ 
linienplan, in den große Geländeteile im Anſchluß an Dauer⸗ 
wald und urſprünglich auch Waſſerflächen einbezogen worden 
waren, keine polizeiliche Verkehrsanſtalt geſchaffen werden. 

das war auch nicht beabſichtigt geweſen, vielmehr waren für 
die Ausweiſung als Freifläche kommunale Geſichtspunkte maß⸗ 
gebend, nämlich das Beſtreben, gegenüber geſundheitsſchäd⸗ 
lichen Wirkungen des öffentlichen Verkehrs eine Stelle der Er⸗ 
olung und der Wiederherſtellung zerrütteter Nerven zu 
ſchaffen. Auch das KG. nimmt ohne Rechtsverſtoß an, daß 
die Freiflächenausweiſung nicht zum Zwecke der Anlegung 
Öffentlicher Skraßen und Plätze (§ 1 Fluhtl®.), ſondern zu 
dem Zwecke vorgenommen worden ſei, um das Grundſtück des 
Kl. der Allgemeinheit als Erholungsanlage zur Verfügung zu 
kellen. Damit aber überſchritt der Fluchtlinienplan den Rah⸗ 
men, den das FluchtlGG. durch das PrWohnG. erhalten hat. 
Freiflächen, die nicht Straßenteile werden, aber gleichwohl von 
der Bebauung grundſätzlich ausgeſchloſſen ſein ſollen, konnten 
nur geſchaffen werden, ſolange das ZweckverbandsG. für 
Groß⸗Berlin v. 19. Juli 1911 8 1 Nr. 3 und 9 in Kraft war 
— —— 
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(vgl. auch Urt. des OVG. v. 22. Juni 1916: OVG. 71, 341). 
Deſſen Beſt. ſind jedoch durch § 3 des Gef. über die Bildung 
einer neuen Stadtgemeinde Berlin v. 27. April 1920, das 
am 1. Okt. 1920 (8 58) in Kraft getreten iſt, aufgehoben wor⸗ 
den (vgl. auch die obenerwähnte Entſch. des OVG. v. 21. Okt. 
1926). Der mit der Aufſtellung des Fluchtlinienplanes ver⸗ 
folgte Zweck hätte alſo nur im Wege des Enteignungsverfah⸗ 
rens erreicht werden können. Dieſes Verfahren iſt aber von der 
Bekl. nicht beſchritten worden. Daraus folgt, daß der Flucht⸗ 
linienplan und der Beſchluß der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung keine Rechtsgrundlage für die Ablehnung des dritten 
Baugeſuchs abgeben konnten. 

Die Ablehnung der Baugeſuche war alſo objektiv rechts⸗ 
widrig. 

Zur Erſtattung des dem Kl. durch die Verweigerung der 
Baugeſuche erwachſenen Schadens in voller Höhe wäre die 
Bekl. verpflichtet, wenn die Beamten ſchuldhaft gehandelt 
hätten (8 839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 Verf.). Dies be⸗ 
hauptet der Kl. Das KG. hat aber ein ſolches Verſchulden mit 
einwandfreier Begründung verneint. 

Unter dem Geſichtspunkte der Haftung aus $ 75 Einl. z. 
ALR. hat das KG. dagegen wegen der rechtswidrigen, wenn 
auch ohne Verſchulden erfolgten Ablehnung der Baugeſuche 
den Klageanſpruch in der geltend gemachten Höhe für be⸗ 
gründet erachtet. Die Anwendbarkeit dieſer Geſetzesbeſtimmung 
auf den feſtgeſtellten Sachverhalt folgt aus ihrem Wortlaut 
und Zweck. Nach S 75 iſt der Staat zur Entſchädigung deſſen 
verpflichtet, der „ſeine beſonderen Rechte und Vorteile dem 
Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird“. Die 
Beſt. ſchließt an § 74 Einl. z. ALR. an, wonach einzelne 
Rechte und Vorteile der Staatsmitglieder den Rechten und 
Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohles, 
wenn zwiſchen beiden ein wirklicher Widerſpruch eintritt, nach⸗ 
zuſtehen haben. Durch die AK O. v. 4. Dez. 1831 (GS. 255) 
iſt die im § 75 Einl. z. ALR. beſtimmte Entſchädigungspflicht 
für ſolche Fälle eingeſchränkt worden, in denen durch einen 
Akt der Geſetzgebung in das Eigentum eingegriffen wird. In 
ſolchen Fällen iſt dem betr. Geſetz ſelbſt zu entnehmen, ob und 
in welcher Höhe eine Entſchädigung zu leiſten iſt. Hier lag ein 
Geſetz, das die Eingriffe in das Privateigentum des Kl. zu⸗ 
ließ, nicht vor. Sachlich waren ſie ungerechtfertigt, aber die 
Baupolizeibehörde hat ſich zu ihnen ohne Verſchulden für be⸗ 
rechtigt gehalten. Sie hat in Ausübung der ihr anvertrauten 
Gewalt gehandelt, ſo daß eine Haftung für Handlungen, die 
auf privatrechtlichem Gebiete liegen (SS 31, 89 BGB.), nicht 
in Frage kommt. Der Kl. hat jene hoheitsrechtlichen Eingriffe 
der Polizeiverwaltung zunächſt dulden müſſen. Dieſe ſind, 
wie dargelegt, zum Beſten der Bekl. erfolgt. Soweit ſie ihr 
zugute gekommen find, hat fie die im 8 75 vorgeſehene Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten (RG. 82,81; 112,982); 118, 26 5)). Für 
den Entſchädigungsanſpruch aus der erzwungenen Aufopferung 
von Rechten zum Beſten der Allgemeinheit kann es aber nicht 
von entſcheidender Bedeutung ſein, ob die zuſtändige Behörde 
ſich bei ihrem Eingriff von zutreffenden Erwägungen hat 
leiten laſſen oder dabei von einem entſchuldbaren Irrtum über 
die Auslegung und Tragweite geſetzlicher Beſt. oder von 
einem entſchuldbaren tatſächlichen Irrtum beeinflußt geweſen 
iſt. Weſentlich für den Anſpruch aus § 75 Einl. z. ALR. iſt 
nur, daß die Gemeinde in Ausübung der polizeilichen Gewalt 
wegen eines beſtehenden oder vermeintlichen Widerſpruchs des 
gemeinſchaftlichen Wohls und der beſonderen Rechte und Vor⸗ 
teile des Geſchädigten dieſen zu einer Aufopferung mit Er⸗ 
folg genötigt hat. Beruhen die Eingriffe nicht unmittelbar auf 
einer allgemeinen geſetzlichen Norm oder auf beſonderen Akten 
der Geſetzgebung, die unmittelbar in die Rechte vieler oder 
einzelner eingreifen, jo iſt nach der ARD. die Entſchädigung 
des 8 75 Einl. z. ALR. zu gewähren (vgl. u. a. RG. 64, 183; 
Gruch. 27, 438; 26, 935; 33, 1150; 36, 954). Demgemäß 
hat das RGB. auch ſtändig daran feſtgehalten, daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte inſoweit die Geſetzmäßigkeit, Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit einer polizeilichen Anordnung nicht nach⸗ 
zuprüfen haben. Sie haben ſie ſo lange als beſtehend und wirk⸗ 
ſam hinzunehmen, als ſie nicht auf Verwaltungsbeſchwerde 
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oder im Verwaltungsſtreitverfahren aufgehoben ſind. Zwar 
müſſen die Gerichte, die über den Entſchädigungsanſpruch zu 
entſcheiden haben, notwendigerweiſe nachprüfen, ob die poli⸗ 
zeiliche Anordnung der Gemeinde ſolchen Geſetzesvorſchriften 
unterzuordnen iſt, welche eine Entſchädigung verſagen oder 
einſchränken (RG. 43, 198; Gruch. 36, 954). Soweit ſolche 
Vorſchr. nicht in Frage kommen, iſt Eutſchädigung nach 8 75 
zu leiſten. Demgemäß iſt eine ſolche Entſchädigung in einem 
Falle zugebilligt worden, wo der offengelegte Fluchtlinienplan 
nicht der Vorſchr. des § 4 FluchtlG. entſprochen hatte und 
deshalb vom Bezirksausſchuß für unverbindlich erklärt worden 
war (RG.: IW. 1898, 98 100). Allerdings hat 8 75 Einl. z. 
ALR. die Entſchädigungspflicht gerade für ſolche Fälle ein⸗ 
geführt, in denen das Gemeinwohl einen Eingriff in die Rechte 
des einzelnen erfordert, der Eingriff alſo nach dem öffent⸗ 
lichen Recht zuläffig iſt. Aber es würde zu einem wider⸗ 
ſinnigen Ergebnis führen, dem Geſchädigten, der von der 
Obrigkeit zufolge ihrer Machtbefugnis zur Aufopferung von 
Rechten zum Wohle der Allgemeinheit gezwungen worden iſt, 
die im § 75 vorgeſehene Entſchädigung dann zu verſagen, 
wenn die Obrigkeit ſich hinſichtlich ihrer geſetzlichen Befugniſſe 
geirrt hat, die von ihr vorgenommene Handlung aber dem 
Staat oder dem ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Verband den 
erſtrebten Vorteil gebracht hat. Der Staat oder die Gemeinde, 
die ein ſolches Ergebnis herbeigeführt haben, können alſo in⸗ 
ſoweit den Aufopferungsanſpruch nicht durch nachträgliche 
Ber. auf einen tatſächlichen oder rechtlichen Irrtum zu Fall 
bringen. Für ſolche Fälle wird denn auch im Schrifttum 
(vgl. u. a. Jellinek, Verw., 3. Aufl., S. 328 ff., Reiß: 
JurRdſch. 1931, 221) anerkannt, daß der Staat oder der 
ſonſtige öffentlich⸗rechtliche Verband, der auf Grund feiner 
Machtbefugnis ſchuldlos — etwa infolge falſcher Auslegung 
eines Geſetzes — einen rechtswidrigen Eingriff vorgenommen 
hat, dem davon Betroffenen einen vermögenswerten Aus⸗ 
gleich des erlittenen Schadens dann gewähren muß, wenn der 
Eingriff dem öffentlichen Gemeinweſen zum Nutzen gereichen 
ſollte und ihm Vorteil gebracht hat. Jellinek freilich er⸗ 
blickt die Rechtsgrundlage für die in ſolchem Falle zu ge⸗ 
währende öffentlich⸗rechtliche Entſchädigung nicht im 8 75 
Einl. z. AL R., den er nur auf rechtmäßige Eingriffe be⸗ 
ziehen will. Er meint, wenn der Staat oder das Gemeinweſen 
aus ſeinem rechtswidrigen Verhalten einen Vorteil ziehe, ſo 
bedürfe die Entſchädigungspflicht keiner beſonderen geſetzlichen 
Grundlage, wenn die Rechtswidrigkeit gerade darin beſtehe, 
daß ein mit Entſchädigungspflichten belaſtetes Verfahren über⸗ 
gangen worden ſei. Das Gemeinweſen dürfe in ſolchem Falle 
den Vorteil nicht entſchädigungslos behalten. Er führt als 
Beiſpiele den Fall an, daß über ein Grundſtück eine öffentliche 
Straße gebaut worden iſt, und den in RG. 94, 71 mit⸗ 
geteilten Fall, daß die Polizeibehörde ein Baugeſuch ohne 
geſetzliche Grundlage abgelehnt hat, weil dies dem Straßen⸗ 
verkehr zum Vorteil gereichte. Der damit erſtrebte Vorteil 
hätte nur im Enteignungsverfahren herbeigeführt werden 
dürfen. Die Entſch. des NG. beruht jedoch darauf, daß im 
gemeinen Recht der gleiche Grundſatz anerkannt iſt, den für 
das PrA LR. 875 d. Einl. ausgeſprochen hat. Es wird dort 
ausgeſprochen, daß nach gemeinem Recht der Eigenkümer Ent⸗ 
ſchädigung beanſpruchen darf, der durch eine Maßnahme einer 
zuſtändigen Beh. genötigt iſt, im Intereſſe und zum Vorteil 
der Allgemeinheit Opfer an ſeinem wohlerworbenen Rechte 
zu bringen. Es wird ausgeführt, zur Erreichung des erſtrebten 
Zweckes habe die Enteignung der Bauſtelle gewählt werden 
können. Davon habe die Bekl. abgeſehen und durch Ablehnung 
des Baugeſuchs den Kl. in ſeiner grundſätzlich berechtigten 
Baufreiheit beſchränkt. Sie habe damit nicht eine rechtlich 
ſchon beſtehende und für jeden Bau in Betracht kommende 
Eigentumsbeſchränkung baupolizeilichen Charakters zur An⸗ 
wendung gebracht, ſondern durch eine der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt dienende Verwaltungsmaßnahme in die nach der Rechts⸗ 
ordnung wohlbegründete Rechtsſtellung eines einzelnen ein⸗ 
gegriffen. In dieſer rechtlichen Beziehung entſpricht aber der 
vorl. Fall dem damaligen. Es iſt alſo nicht einzuſehen, was 
der Anwendung des § 75 auf ihm entgegenſtehen könnte. 
Übrigens will auch Jellinek trotz ſeiner Hervorhebung, 
daß 8 75 nur den rechtmäßigen Eingriff behandle, dem Ge⸗ 
ſchädigten auch bei rechtswidrigen Eingriffen die Ber. auf 8 75 


geſtatten, wenn er ſich auf den Boden der Tatſachen ſtelle, 
alſo die Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes nicht in Zweifel 
ziehe. Er meint, unter Umſtänden erreiche der Geſchädigte 
damit mehr, als mit der Behauptung eines unrechtmäßigen 
Verwaltungsaktes. Indeſſen kann es inſoweit keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob der Geſchädigte rechtzeitig erkannt hat, daß 
er bei Hinnahme eines unrechtmäßigen Verwaltungsaktes auf 
dem Wege des 8 75 eine entſprechende Entſchädigung erſtreiten 
kann und deshalb von der Anfechtung des Verwaltungsaktes 
abſieht, oder ob er die Rechtmäßigkeit bekämpft und in der 
Annahme, daß ſchuldhaftes Handeln vorliegt, in erſter Linie 
vollen Schadenserſatz aus § 839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 
Verf. begehrt und den Geſichtspunkt des § 75 für den An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung nur hilfsweiſe heranzieht. Dem 
Wortlaut, dem Sinn und Zweck des § 75 Einl. z. ALR. wird 
nur die Auffaſſung gerecht, daß dem rechtmäßigen Eingriff 
in die Rechte des Einzelnen zum allgemeinen Wohle der un⸗ 
rechtmäßige ſo lange gleich zu achten iſt, als er von dem Be⸗ 
troffenen hingenommen werden muß, dieſer alſo gezwungen 
worden iſt, etwas aus ſeinem Vermögen zum Beſten des ge⸗ 
meinen Wohles aufzuopfern. Es iſt hier auf den grundſätz⸗ 
lichen Unterſchied hinzuweiſen, der zwiſchen dem Aufopferungs⸗ 
anſpruch aus § 75 Einl. z. ALR. und dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus Amtspflichtverletzungen beſteht. Bei dieſem bildet 
die vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung einer einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, alſo die ſchuldhaft rechts⸗ 
widrige Handlung die Rechtsgrundlage für den Anſpruch, der 
ohne Rückſicht darauf, ob die Handlung dem Staate oder der 
Gemeinde einen Vorteil gebracht hat, zum vollen Schadens⸗ 
erſatz verpflichtet. Der Aufopferungsanſpruch dagegen findet 
ſeine Rechtsgrundlage darin, daß der Betroffene von der 
Obrigkeit gezwungen worden iſt, zum Beſten des gemeinen 
Weſens — hier der bekl. Gemeinde — Privatrechte aufzugeben 
oder nicht auszuüben; er geht auf Erſatz für das Auf⸗ 
geopferte. Falls dieſe Vorausſetzungen erfüllt ſind, hat Kl. 
Anſpruch auf dieſen Erſatz. 

Für dieſen Aufopferungsanſpruch iſt der Rechtsweg nicht 
durch das PrPolVerwG. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) unzu⸗ 
läſſig geworden. (Wird näher durch Bezugnahme auf RG. 
137,183) und andere Urt. ausgeführt.) Dieſer Aufopferungs⸗ 
anſpruch wird durch die NotVO. v. 5. Juni 1931, Kap. II 
Teil 6 nicht berührt. Dieſer Anſpruch iſt kein Enteignungs⸗ 
anſpruch im eigentlichen Sinne. Er iſt durch Art. 153 RVerf. 
nicht beſeitigt worden, vielmehr gelten die Beſt. der 88 74, 75 
neben Art. 153 weiter (RG. 118, 26 5)). 

Bei Bemeſſung der hiernach zu gewährenden Entſchädi⸗ 
gung nimmt das KG. an, daß der Kl. vollſtändig ſchadlos zu 
halten ſei. Es verweiſt auf die Entſch. in RG. 102, 391, in 
der einem Patentinhaber für die Benutzung ſeiner Erfindung 
durch das Reich in der Kriegszeit als Entſchädigung der ent⸗ 
gangene Gewinn zugeſprochen worden iſt, und wendet ſich 
gegen die Entſch. des erk. Sen. v. 6. Dez. 1929 (RG. 126, 
356 6)), wonach bei Anſprüchen aus § 75 Einl. z. ALR. nicht 
vollſtändiger Schadenserſatz zu leiſten iſt, ſondern nur ein 
angemeſſener Ausgleich für dasjenige, was hat aufgeopfert 
werden müſſen. Es zieht auch die Beſt. des § 31 18 ALR. 
heran, um darzutun, daß der Kl. für den erlittenen Verluſt 
vollſtändig ſchadlos zu halten ſei. Des weiteren ſucht es aus⸗ 
zuführen, daß auch früher das RG. den Standpunkt ein⸗ 
genommen habe, daß vollſtändiger Schadenserſatz zu leiſten ſei. 
Es beruft ſich inſoweit auf die Urt.: RG. 26, 270; 31, 216. 
Demgemäß billigt es dem Kl. den vollen Schadenserſatz ein⸗ 
ſchließlich des entgangenen Gewinnes zu. 

Der Rechtsanſicht des KG. kann nicht beigepflichtet 
werden. Sie verkennt das Weſen und das Ziel des durch 8 75 
Einl. z. ALR. gegebenen Anſpruches und den bereits oben 
hervorgehobenen Unterſchied, der zwiſchen dieſem Aufopfe⸗ 
rungsanſpruch und dem Schadenserſatzanſpruch des 8 839 
BGB. i. Verb. m. Art. 131 RVerf. beſteht. Aus letzteren Beſt. 
folgt, daß grundſätzlich für Fehlgriffe bei der Ausübung von 
Hoheitsrechten nur bei Verſchulden gehaftet wird (RG. 108, 
256 1)). Von dieſem Grundſatz macht u. a. § 75 Einl. z. ALR. 
aus Billigkeitserwägungen eine Ausnahme. Aber dieſer An⸗ 
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ſpruch geht nur auf Ausgleich für das von dem einzelnen bei 
vorhandenen oder vermeintlichen Intereſſenwiderſtreit zum 
Nutzen der Allgemeinheit Aufgeopferte. Es iſt alſo nur Wert⸗ 
erſatz für das zu leiſten, was infolge der obrigkeitlichen An⸗ 
ordnung hat aufgeopfert werden müſſen. Die Anſicht des 
KG., daß der volle Schaden einſchl. des entgangenen Ge⸗ 
winnes zu erſetzen ſei, würde zu dem unhaltbaren Ergebnis 
führen, daß auch ohne Verſchulden in gleicher Weiſe und 
gleicher Höhe Schadenserſatz geleiſtet werden müßte, wie dies 
bei Amtspflichtverletzungen nach 8839 BGB. i. Verb. m. 
Art. 131 RVerf. zutrifft, ja die Erſatzpflicht würde ſogar noch 
weiter gehen, weil bei dem Aufopferungsanſpruch die Ber. auf 
eigenes Mitverſchulden an der Entſtehung des Schadens nicht 
möglich iſt. Die vom KG. angezogenen Entſch. geben keinen 
Anlaß, von der hier in RG. 126, 3618) vertretenen Rechts⸗ 
anſicht abzugehen. (Das wird näher ausgeführt.) 

(U. v. 11. April 1933; III 187/32. — Berlin.) [Sch.] 
= NG. 140, 276.) 


5. 88 155, 244 Pr Allg Berg G. v. 24. Juni 
1865; Franzöſ Berg G. v. 21. April 1810. Zu den in 
§ 155 Allg Berg G. über 8 154 daſ. hinaus geregel- 
ten Schadenserſatzanſprüchen des Bergbautrei⸗ 
benden auf Grund der vor Eintritt des Allg⸗ 
Berg G. beſtehenden Geſetze im Gebiete des rhei⸗ 
niſchen Rechtes. 


LG. und OLG. haben abgewieſen; die Rev. hatte Erfolg. 

Es iſt ſtreitig, ob nach früherem linksrheiniſchen, in den 
Grenzen des § 155 PrallgBBergG. vom 24. Juni 1865 auf- 
rechterhaltenen Bergrecht ein Entſchädigungsanſpruch des 
Bergbautreibenden gegen das jüngere Eiſenbahnunternehmen 
begründet iſt, zu deſſen Gunſten ihm durch bergpolizeiliche 
Anordnung aufgegeben wird, einen Sicherheitspfeiler unab⸗ 
gebaut ſtehen zu laſſen. 

Der Intereſſenwiderſtreit zwiſchen dem Bergbau und 
den öffentlichen Verkehrsanſtalten, im beſonderen den Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen, hat im Allg Berg., jedoch unter Vor⸗ 
behalt der Ausnahme des 5 155, feine Löſung dahin ge⸗ 
funden, daß ein Entſchädigungsanſpruch lediglich dem früher 
berechtigten Bergbautreibenden gegenüber dem Unternehmer 

er jüngeren Verkehrsanſtalt und nur in dem beſchränkten 
Umfang des 8154 Abſ. 1 Satz 2 Allg Berg. zugeſtanden 
wurde. Eine Entſchädigung für den infolge der Anordnung 
eines Sicherheitspfeilers entgehenden Gewinn war hiernach 
ausgeſchloſſen. Man behielt aber im 8 155 den Bergbautrei⸗ 
benden, die vor Eintritt der Geſetzeskraft des Allg BergG. zu 
dem Bergwerksbetriebe berechtigt waren, die weitergehenden 
Entſchädigungsanſprüche nach den „bisherigen Geſetzen“ vor. 
Um Gegenſtand und Maß dieſes Vorbehalts richtig zu be⸗ 
ſtimmen, bedarf es des Zurückgehens auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes, wie ſie deſſen Materialien, vollſtändig 
abgedr. bei Hahn, Allg Berg. 1865, ergeben. 

„Nach dieſer Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes erſcheint 
zunächſt die Hinfälligkeit des Bedenkens unzweifelhaft, welches 
der Ber. nach der Richtung andeutet, ob § 155 Allg Berg. 
nicht etwa nur ſolche Entſchädigungsanſprüche habe in Kraft 
erhalten wollen, die bei ſeinem Inkrafttreten ſchon beſtanden, 
10 daß die künftige Entſtehung ſolcher Anſprüche nach den 
bisherigen Geſetzen für ausgeſchloſſen erachtet werden müßte. 
Einer ausdrücklichen Aufrechterhaltung ſchon erwachſener, 
wohlerworbener Entſchädigungsanſprüche durch eine beſondere 
Seit. hätte es nicht bedurft, wenn ſich nicht etwa das Geſetz 
un übrigen rückwirkende Kraft beigelegt hätte, wovon keine 
Rede iſt. Die in den Berichten der Kommiſſionen beider 
Häuſer des LT. wiedergegebenen Erwägungen laſſen aber 
auch darüber hinaus klar erkennen, daß man den „ſchon 
vorhandenen Bergwerken“ (ſo im Ber. der Kommiſſion des 
e aufs, Hahn S. 299) oder den „ſeitherigen Berg⸗ 
fi Sigentüimern — oder Bergwerksbeſitzern —“ (fo im Ber. 
ihre mommiſſion des Abgeordnetenhauſes, Hahn S. 308) 
5 aten, nen Rechtsſtellung grundſätzlich und allgemein gu 
— ihre Schadenserſatzanſprüche unter denſelben 
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Vorausſetzungen und in demſelben Umfange „ſichern“ wollte, 
als ſie ihnen nach der gegenwärtigen Geſetzgebung zuſtanden, 
mochte man auch bezweifeln, ob die beſtehende Rechtslage tat⸗ 
ſächlich ſolche Anſprüche gewähre. Eine Übergangs Beſt. war 
hiernach der § 155 Allg BergG. nicht. 

Als rechtsirrtümlich erweiſt es ſich ferner, wenn das BG. 
zwiſchen Bergwerken, die nur verliehen, und ſolchen, die bei 
Erlaß des Geſetzes auf Grund der Verleihung ſchon oder noch 
im Betriebe waren, unterſcheiden und nur zugunſten letzterer 
den Vorbehalt des § 155 Allg Berg. wirkſam laſſen werden 
will. Für dieſe Unterſcheidung ergibt ſich weder aus den Vor⸗ 
arbeiten, noch aus dem Geſetze ſelbſt ein Anhalt. In den Ber. 
über die Verh. der beiden Kommiſſionen des LT. iſt ein 
Gegenſatz zwiſchen dem bei Erlaß des Geſetzes im Betriebe 
befindlichen Bergwerk und einem zwar verliehenen Bergwerk, 
deſſen Betrieb aber nicht eröffnet oder wieder ſtillgelegt ſei, 
nirgends erörtert worden. Unterſchieden wurde nur zwiſchen 
ſchon vorhandenen, ſeitherigen „Bergwerken“ und ſolchen, 
die erſt in Zukunft durch Verleihung entſtehen würden. Dieſe 
Unterſcheidung kann aber nur auf die Bergbauberechtigung 
ohne Rückſicht auf ihre augenblickliche Ausübung bezogen wer⸗ 
den. Dem entſpricht denn auch die Faſſung des Geſetzes ſelbſt, 
das im § 155 von den Bergbautreibenden ſpricht, die zu dem 
Bergwerksbetriebe ſchon „berechtigt“ waren. Aus dem Ge⸗ 
brauche des Wortes „Bergbautreibender“ darf kein gegen⸗ 
teiliger Schluß gezogen werden (vgl. dazu auch Achenbach, 
Franzöſ. Bergrecht 1869, 8 99 letzter Abſ. S. 293). Für 
die Anwendbarkeit des 8 155 Allg Berg. kommt es ledig⸗ 
lich darauf an, ob die Bergbau berechtigung am 1. Okt. 
1865 beſtand. 


Auch der weitere Abweiſungsgrund, den der Ber R. den 
Schranken der Verleihung entnehmen will, iſt nicht ſtichhaltig. 
Wenn in der Verleihungsurkunde geſagt war: „In allen 
hier nicht ausdrücklich erwähnten Fällen hat der Konzeſ⸗ 
ſionär ſich den beſtehenden oder zukünftig erſcheinenden 
allgemeinen Geſetzen über die Bergwerke gemäß zu verhal⸗ 
ten“, ſo iſt dem BerR. zwar zuzugeben, daß unter den 
zukünftigen allgemeinen Geſetzen über die Bergwerke das 
Allg BergG. für die preuß. Staaten, indem ſich deſſen Gel⸗ 
tungsbereich auf die ganze Monarchie erſtreckte, mitbegriffen 
werden muß. Nicht aber kann dem BerR. darin gefolgt wer⸗ 
den, daß die hiermit vorbehaltene Unterwerfung des Berg⸗ 
werks unter die geſetzlichen Vorſchr. ſich über den Bereich 
der Art der Betriebsführung hinaus, von der in jenen 
Beſt. der Verleihungsurkunde zunächſt allein die Rede war, 
auf die etwaigen künftigen Vorſchr. über das Verhältnis 
des Bergbautreibenden zu Dritten, insbeſ. zu den öffentlichen 
Verkehrsanſtalten, mit denen er in Intereſſenwiderſtreit trat, 
erſtreckte. Wollte man aber auch dies grundſätzlich annehmen, 
ſo könnte doch von einer ſolchen Erſtreckung nicht die Rede 
ſein gegenüber geſetzlichen Vorſchr., die, wie das Allg Berg. 
durch ſeinen 8 155, bei ihrem Inkrafttreten den bisher ſchon 
beſtehenden Bergbauberechtigungen die Aufrechterhaltung ihrer 
bisherigen Rechtsſtellung ausdrücklich gewährleiſteten und ihre 
Anwendbarkeit damit inſoweit ſelbſt ausſchloſſen. 

Verſagen hiernach ſämtliche Erwägungen, aus denen 
das BG. zur Aberkennung des Klageanſpruchs gelangt iſt, 
ſo erhebt ſich die Frage, ob das i. J. 1824 verliehene 
Bergwerkseigentum des Grubenfeldes C. kraft des zu ſeinen 
Gunſten durch § 155 Allg Berg. aufrechterhaltenen links⸗ 
rheiniſchen Bergrechts den Anſpruch auf Entſchädigung wegen 
des i. J. 1926 angeordneten Sicherheitspfeilers gegen die 
Bekl. begründete. Während die gleiche Frage für das Gebiet 
des PrAL R. und auch des gemeinen Rechts durch höchſt⸗ 
richterl. Entf. verneint worden war (ObTrib. v. 28. März 
1862; ObTrib. 48, 368 — Ztſchr. f. Bergrecht 3, 359 und 
v. 20. März 1863: Strieth Arch. 49, 121 = Ztſchr. f. Berg⸗ 
recht 4, 245; Juſtiz Sen. Ehrenbreitſtein v. 2. Nov. 1864 u. 
Ob Trib. v. 16. Mai 1865: Ztſchr. f. Bergrecht 6, 472 ff.). 
hat ſich eine Entſch. rheiniſcher Gerichte darüber für das 
linksrheiniſche Rechtsgebiet nicht ermitteln laſſen. Die Frage 
muß daher auf Grund der Rechtslage entſchieden werden, 
wie ſie im linksrheiniſchen Preußen bis zum Inkrafttreten 
des Allg Berg. beſtand. Daß ſich hierin mit dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. etwas geändert haben könnte, entbehrt 
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gegenüber Art. 67 EGBGB. aller Begründung. Eben⸗ 
jo hätte abweichende ſpätere franzöſiſche Rechtsentwick⸗ 
lung, wenn ſie feſtſtellbar geweſen wäre, als die Rechtslage 
im linksrheiniſchen Preußen nicht berührend außer Betracht 
bleiben müſſen. 

Unſtreitig iſt nun unter den Parteien, daß die höchſt⸗ 
richterliche franzöſiſche Rſpr. dem Bergwerkskonzeſſionär 
gegenüber dem jüngeren Eiſenbahnunternehmen auf Grund 
des Franzöſ Bergwerks. v. 21. April 1810 (bei Achen⸗ 
bach a. a. O. S. 352 ff.) den Anſpruch auf Entſchädigung zu- 
erkannt hatte, wenn er durch bergpolizeiliche Anordnung ge⸗ 
nötigt worden war, zum Schutze der Eiſenbahn einen Sicher⸗ 
heitspfeiler unabgebaut ſtehen zu laſſen (Pariſer Kaſſations⸗ 
hof v. 18. Juli 1837: Sirey, recueil général 1837, 664; 
von den vereinigten Kammern dieſes höchſten Gerichtshofs 
am 3. April 1841 gegen die Meinung des Generalprokurators 
beſtätigt (Sirey 1841, 259); ferner Kaſſationshof v. 3. Jan. 
1853: Sirey 1853, I, 347; auch franzöſiſcher Conseil 
Etat in zwei Entſch. v. 14. April u. 15. Juni 1864 (vol. 
einen) Abe, IT, Ah, 

Den Entſchädigungsanſpruch des Bergwerkseigentümers 
wegen des ſeinem Abbau entzogenen Sicherheitspfeilers be⸗ 
gründet die Rſpr. der franzöſ. oberſten Gerichtshöfe nicht auf 
eine beſondere, ihn ausdrücklich anerkennende GeſBeſt. Sie 
gewinnt ihren Rechtsſatz vielmehr durch die Auslegung des 
Franzöſ Berg. v. 21. April 1810 i. S. völliger Gleich⸗ 
berechtigung des durch die Verleihung begründeten Berg⸗ 
werkseigentums mit dem dadurch beſchränkten Grundeigen⸗ 
tum. Sie geht davon aus, daß nach Art. 7 des Geſ. vom 
21. April 1810, in Abänderung des Art. 552 Code civil 
(„par dérogation à Part. 552 G. c.“ — Cour de cassation 
v. 3. März 1841) die Verleihung des Bergwerks ein dauerndes 
Eigentum gewähre, welches von da ab der Verfügung des Be⸗ 
rechtigten unterliege und übertragbar ſei, wie alle anderen 
Güter, und deſſen man nur enteignet werden könne in den Fällen 
und nach den Formen, die für anderes Eigentum vorgeſchrieben 
ſeien. Sie kommt für das dem Grundeigentum völlig gleich⸗ 
zuſtellende Bergwerkseigentum zu dem Ergebnis, daß im Falle 
des Widerſtreits zwiſchen dieſem und einem ſich auf das 
Grundeigentum ſtützenden Verkehrsunternehmen der Alters⸗ 
vorrang entſcheide, und daß daher dem älteren und ohne 
Einſchränkung verliehenen Bergwerkseigentum der Genuß und 
die Nutzung auch nur eines Teiles ſeiner Berechtigung nicht 
ohne Entſchädigung entzogen werden dürfe. Die übereinſtim⸗ 
mende Rſpr. der höchſten Gerichte hat auch im Schrifttum 
des franzöſ. Bergrechts überwiegend Zuſtimmung gefunden. 

Neben dem Code civil hat das Franzöſ Berg. vom 
21. April 1810 im linksrheiniſchen Preußen unmittelbare 
Geltung beſeſſen. Es iſt dort erſt mit dem Inkrafttreten des 
Allg BergG. v. 24. Juni 1865 außer Wirkſamkeit getreten 
($ 244 Allg Berg.). Der höchſtrichterl. franzöſ. Rſpr. kommt 
daher auch für das linksrheiniſche Preußen das Gewicht zu, 
welches die oberſte Rſpr. eines benachbarten großen Rechts⸗ 
gebiets für die Auslegung der gemeinſamen Geſetze bean⸗ 
ſpruchen darf, zumal in einem Falle, wo es ſich, wie hier, um 
die höchſten Gerichte des Landes handelt, in dem die in Be⸗ 
tracht kommenden Geſetze ihren Urſprung haben. Wenn jetzt 
vermöge des 8155 Allg Berg. der erk. Sen. des RG. zur 
Entſch. der gleichen Rechtsfrage berufen ift, jo ſchließt er ſich 
der Begr., die der franzöſ. Kaſſationshof und der Conseil 
d'Etat ihrer Entſch. zugunſten des älteren Bergwerkseigen⸗ 
tums gegeben haben, an. 

(U. v. 18. Jan. 1933; V 287/32. — Köln.) [Sch.] 
= RG. 139, 240.) 


II. Verfahren. 

6. 88 62, 66, 117 GVG. Der Zuſtand nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßiger Beſetzung eines Senates iſt 
jedenfalls ſo lange nicht beendet, als nicht eine 
e für die nächſte Zeit wenigſtens beſchloſ⸗ 
ſen iſt. 

Der OLGPräſ. war Vorſitzender des 2. und des 3. Ziv⸗ 
Sen. In der dem angef. Urt. zugrunde liegenden mündlichen 
Verhandlung des 3. Sen. v. 10. Juni 1932 hatte er ſich 


vertreten laſſen. Im vorl. Falle hat der OLGGPräſ. in dem 
erk. 3. ZivSen. — wie näher dargelegt iſt — nur eine 
Tätigkeit ausgeübt, die weder ihrer Art noch ihrem Um⸗ 
fange nach von einiger Bedeutung war. Der Sen. war daher 
in der mündlichen Verhandlung nicht vorſchriftsmäßig beſetzt. 

Daran kann auch der Umſtand nichts ändern, daß der 
OL GPräſ. in Verfolg eines am 15. April 1932 erhaltenen 
Erlaſſes des PrJuſtMin. v. 13. d. M. mit Rückſicht auf die 
Erweiterung der Zuſtändigkeit der AG. und die ſonſtigen 
Reformvorſchr., von denen er eine Entlaſtung des OLG. 
erwartete, eine baldige Anderung jenes Zuſtandes ins Auge 
gefaßt hatte. Denn dadurch allein war bei der Unſicherheit 
des Umfanges und des Zeitpunktes der erwarteten Entlaſtung 
noch keine hinreichende Gewähr für eine dem Geſetz ge⸗ 
nügende Anderung geſchaffen und der damalige, bereits ſeit 
langem beſtehende Zuſtand noch nicht zu einem ſolchen bloß 
vorübergehender Verhinderung des ordentlichen Vorſitzenden 
geworden. Bis zum 10. Juni 1932 war weiter nichts ge⸗ 
ſchehen, als daß der OL GPräſ. auf jene miniſterielle Ver⸗ 
fügung hin, die die rechtliche Bedenklichkeit der damaligen 
Vorſitzregelung im 2. ZivSen. und die Notwendigkeit einer 
Anderung hervorgehoben hatte, „das Fortſchreiten des Rück⸗ 
ganges der erſtinſtanzlichen Sachen der drei LG. zahlen⸗ 
mäßig feſtſtellen“ ließ und „die ſchnelle Erledigung der äl⸗ 
teren Sachen der drei ZivSen. mit Nachdruck betrieb“ und 
im 2. und 3. ZivSen. „bis ins einzelne überwachte“. Irgend⸗ 
ein Beſchluß des Präſidiums darüber, ob, wann und wie 
dem geſetzwidrigen Zuſtande abgeholfen werden ſollte, war 
noch nicht gefaßt, ja nicht einmal vorbereitet worden. Erſt 
am 15. Juni 1932 waren jene Maßnahmen ſo weit vor⸗ 
geſchritten, daß nunmehr der OLGPräſ. die Zuſammenlegung 
des 2. und des 3. ZivSen. zum 15. Juli 1932 für angebracht 
hielt und erſt am 15. Juli 1932 ſelbſt iſt ſie durch das 
Präſidium beſchloſſen worden. Selbſt wenn man daher der 
dem Urt. des 4. ZivSen. des RG. v. 12. e 1 1 
374/32 zugrunde liegenden Rechtsauffaſſung folgt, daß auch 
ein ſeit langer Zeit beſtehender Zuſtand aufhöre, geſetzwidrig 
zu ſein, ſobald ſein Ende mit Sicherheit in aller Kürze zu 
erwarten ſei, verſtieß doch die Beſetzung des 3. ZivSen. 
des BG. in der Sitzung v. 10. Juni 1932 noch gegen das 
Geſetz; denn damals war jene Vorausſetzung keinesfalls ſchon 
gegeben. Die angef. Entſch. des 4. ZivSen. bezieht ſich denn 
auch auf ein Urt. des 3. ZivSen. des OLG. in Kaſſel, das 
auf Grund einer erſt am 24. Juni 1932 durchgeführten 
mündlichen Verhandlung ergangen iſt. 

[9-] 


(u. v. 20. März 1933; VIII 432/32. — Kaſſel.) 


* 7. 8832 3 P O.; 88 135, 136, 823 BG B. 

1. Von der Pfändung einer auf mehrjähri⸗ 
gem Vertrage beruhenden Proviſions forderung 
werden auch die nach der Pfändung fälligen Be- 
träge ergriffen. 

2. Zuwiderhandlungen von Pfandſchuldner 
und Drittſchuldner gegen das Verbot der Pfän⸗ 
dung oder Vorpfändung ſind nur dann zum 
Schadenserſatz verpflichtende unerlaubte Hand⸗ 
lungen, wenn die Zuwiderhandlung tatſächlich 
wirkſam iſt. 

3. Ein Aufrechnungsvertrag, welcher der 
Pfändung der von ihr betroffenen Forderung 
vorhergeht, ſteht der Pfändung entgegen. 

Die Kl. haben nach einer Vorpfändung friſtgerecht mit⸗ 
tels am 1. Febr. 1928 der Bekl. zugeſtellter Beſchlüſſe die 
Anſprüche ihres Koſtenſchuldners, des R. in Detroit in Michi⸗ 
gan, gegen die Bekl. auf Zahlung von Proviſion, Koſten, 
Speſen oder ſonſtigen Entgelts für Abſchlüſſe von Rüben⸗ 
ſamenverkäufen pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen. Die Bekl. hatte R. durch Vertrag v. 8. April 1936 
für die Zeit vom 1. April 1926 bis zum 1. April 1931 als 
alleinigem Vertreter den Verkauf des von ihr erzeugten 
Zuckerrübenſamens in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
in dem Dominium Kanada und in England übertragen und 
ihn für den Bereich dieſer Länder zum „Geſchäftsführer“ be⸗ 
ſtellt. R. ſollte Proviſion bekommen und als Geſchäfts⸗ 
führer das Inkaſſo für die Lieferungen an amerikaniſche und 
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kanadiſche Zuckerfabriken beſorgen mit dem Recht, an den ein- 
genommenen Beträgen ſeine Proviſion und ſonſtige von der 
Bekl. bewilligte Auslagen zu kürzen; Zahlungen von eng⸗ 
liſchen Zuckerfabriken ſollten der Zeiterſparnis wegen direkt 
an die Bekl. geleiſtet werden. Zur Zeit der Vorpfändung be⸗ 
ſtanden Anſprüche auf Proviſion gegen die Bekl. nicht. Nach 
Zuſtellung der Vorpfändung hat R. auch in England die 
Verkäufe derart abgeſchloſſen, daß die Käufer an ihn zu zah⸗ 
len hatten. Die Bekl. hat dagegen keinen Einſpruch erhoben; 
die Kl. behaupten ſogar, ſie habe dem zugeſtimmt. 

Die Kl. meinen, die Pfändung habe ſich auch auf Pro⸗ 
viſionsanſprüche aus der Zeit nach der Pfändung bezogen, 
R. habe ſpäter Proviſionen in der Höhe, wie ſie der Pfäm⸗ 
dungsbeſchluß angebe, verdient. Die Bekl. iſt der Anſicht, 
es ſeien nur ſchon verdiente Proviſionen gepfändet. R. habe 
auch ſpäter keine Proviſionen in der behaupteten Höhe ver⸗ 
dient. Er habe ſie aber auch ſämtlich von den eingegangenen 
Kaufgeldern gekürzt; gegen dieſes dem Vertrag entſprechende 
Verhalten R.s habe fie fi nicht wehren können, die Kl. 
könnten deshalb nichts von ihr verlangen. Auch die Kür⸗ 
zung der Kaufgelder für in England verkauften Rübenſamen 
entſpreche dem von vornherein wirklich Vereinbarten. Die 
Kl. haben den Betrag der gepfändeten Forderung eingeklagt. 


LG. hat dem Betrage nach verurteilt, BG. dem Grunde 
nach, RG. hat aufgehoben. 

M. R. nimmt das BG. an, der Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß umfaſſe nach $ 832 ZPO. auch die ſpäter 
entſtandenen Anſprüche R.s auf Proviſion. Die erſte Vor⸗ 
ausſetzung des § 832 ZPO. iſt alſo gegeben. Weiter fordert 
§ 832 eine Gehaltsforderung oder eine „ähnliche in fort⸗ 
laufenden Bezügen beſtehende Forderung“. Es iſt die Mei⸗ 
nung vertreten, zu der zweiten Gruppe der im 8 832 er⸗ 
wähnten Forderungen, d. h. den einer Gehaltsforderung ähn⸗ 
lichen in fortlaufenden Bezügen beſtehenden Forderungen, 
gehörten alle Forderungen aus einem einheitlichen Schuld⸗ 
grund. Dem ſteht entgegen, daß das Geſetz an anderen Stel⸗ 
len, wo es fortlaufende Forderungen, die aus einem einheit⸗ 
lichen Schuldgrund hervorgehen, zuſammenfaßt, den Aus⸗ 
druck „wiederkehrende Leiſtungen“ gebraucht (88 9, 258 ZPO., 
dazu Stein⸗Jonas, ZPO. 8 258 1 Abſ. 2, 89 Nr. JI). 
Zu der Meinung paßt auch das Wort „Bezüge“ in 8 832 
PO. nicht; Bezüge werden nicht alle Teilforderungen aus 
einem Schuldverhältnis genannt. Wäre die Meinung richtig, 
ſo müßte es auch heißen „andere“ in fortlaufenden Be⸗ 
zügen ſtehende Forderungen, denn das Erfordernis des ein⸗ 
heitlichen Schuldgrundes ergibt ſich ſchon aus den Worten: 
ein fortlaufenden Bezügen beſtehende Forderung“. Der Zu⸗ 
ſatz „ähnliche“, d. h. gehaltsähnliche uſw. Forderungen wäre 
ann auch überflüſſig, ja irreführend, es ſei denn, daß man 
die Worte ſo leſen wollte, als ob dort ſtünde: „ähnliche, d. h. 
in fortlaufenden Bezügen beſtehende Forderungen“. Das 
widerſpräche aber dem Wortlaut. Die Erläuterung mit den 
Worten „d. h.“ wäre auch falſch, denn die Forderungen, die 
aus einem einheitlichen Schuldgrund hervorgehen, haben des⸗ 
halb noch keine Ahnlichkeit mit Gehaltsforderungen. Wenn 
man alſo den einheitlichen Schuldgrund als einziges Begriffs⸗ 
merkmal für die zweite Gruppe von Forderungen, wie ſie 
3 832 erwähnt, aufſtellen wollte, fo bekäme man einen zu 
weiten Begriff. Man darf aber den Begriff auch nicht durch 
Aufſtellung einer zu großen Zahl weiterer Merkmale un⸗ 
gebührlich verengern. Das Wort „Bezüge“ mag aus dem 
Beamtenrecht ſtammen, wie $ 850 Abſ. 1 Nr. 7—9, Abſ. 2 
und 6 ZRO. von Dienſteinkommen, Penſionen und ſonſtigen 
Bezügen von Beamten und deren Angehörigen und 8 4 Nr. 1 
Lohnbeſchlcz. v. 21. Juni 1869 von Gehalt und Dienſtbezügen 
der Beamten ſprechen. Selbſt § 850 Abſ. 2 und 6 3 O. 
verjtehen unter Bezügen alle Forderungen, die § 850 Abſ. 1 
ger. erwähnt, alſo auch die Penſionen invalider Arbeiter. 
Auch 8 3 Satz 2 LohnpfVO. v. 25. Juni 1919 geht über den 
eren des Beamtenrechts hinaus, er bezeichnet ſelbſt die 
gs ung der Handlungsgehilfen für ihre Dienſtleiſtungen 
als Bezüge. Das Erfordernis der Gehaltsähnlichkeit bei der 
50 Gruppe der in § 832 erwähnten Forderungen und 
> Ausdruck „Bezüge“ ergibt, daß es ſich bei dieſen Forde⸗ 
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die Zweckbeſtimmung des Unterhalts und perſönliche Dienſt⸗ 
leiſtungen handeln muß, ohne daß es erforderlich wäre, daß 
der Bezugsberechtigte nur dieſe eine Unterhaltsquelle hätte 
oder daß die ganze Forderung zum Unterhalt beſtimmt wäre; 
dazu muß nach dem Wortlaut noch eine gewiſſe Dauer und 
Stetigkeit kommen. Die Unſelbſtändigkeit des Bezugsberech⸗ 
tigten wird weder vom Wortlaut noch vom Sinn des 8 832 
3PO. gefordert Bei der Forderung Ris liegen die eben ent⸗ 
wickelten Voraus ſetzungen vor. Die Dauer und Stetigkeit der 
Forderungen ergibt ſich aus dem Vertrage. Der Vertrag iſt 
auf fünf Jahre geſchloſſen, er ſollte ſich jedesmal um ein 
Jahr verlängern, wenn er nicht gekündigt würde. 

Der Anſpruch, den das BG. dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt hat, iſt nicht der gepfändete Anſpruch auf 
Proviſion, ſondern ein Anſpruch auf Schadenserſatz aus un⸗ 
erlaubter Handlung wegen Verletzung des durch die Pfändung 
begründeten Pfandrechts an dem Proviſionsanſpruch (§ 823 
BGB.). Der Anſpruch ſetzt alſo einen ſchuldhaften und wider⸗ 
rechtlichen Eingriff der Bekl. in das Pfandrecht an der For⸗ 
derung voraus. 


Das BG. erörtert zwei Rechtshandlungen, die nach ſeiner 
Auffaſſung die Grundlage für einen Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung auf Schadenserſatz bilden könnten. Die Zahlung 
der gepfändeten Forderung und die Aufrechnung. Die Wir⸗ 
kung dieſer Rechtshandlungen iſt, ſelbſt ſoweit es ſich nicht 
um Prozeßrecht handelt, nach deutſchem Recht zu beurteilen, 
da der ganze Vertrag nach dem in $ 12 Abſ. 2 des Ver⸗ 
trages erklärten Willen der Parteien deutſchem Recht unter⸗ 
ſteht. Eine Zahlung ſowohl wie eine einſeitige Aufrechnung 
wären aber entweder rechtsgültig, dann fehlte die zu einer 
unerlaubten Handlung unerläßliche Widerrechtlichkeit, oder 
ungültig, dann läge kein Eingriff in den Beſtand des Pfand⸗ 
rechts vor, der Verſuch eines ſolchen Eingriffs wäre ge⸗ 
ſcheitert, die Kl. hätten alſo einen Nachteil nicht gehabt. 

Beſteht kein Anſpruch aus $ 823 BGB., fo käme als 
Klagegrund die gepfändete Proviſionsforderung ſelbſt in Be⸗ 
tracht. Im Vordergrund ſtände dann das Kürzungsrecht des 
Vertrages. Zur Feſtſtellung ſeiner Bedeutung kann die Aus⸗ 
legung des Vertrages im übrigen von Wichtigkeit ſein. Das 
BG. geht davon aus, daß die Abnehmer R.S bar zahlen ſoll⸗ 
ten und bar bezahlt haben. R. wohnte in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, ſeine Abnehmer ebendort oder in 
Kanada. In beiden erwähnten Staaten iſt das Bank⸗ 
und Geldweſen ſtark entwickelt. Kanada und die Vereinigten 
Staaten haben verſchiedene Währung. Die Verkäufe waren 
Großverkäufe. Dem kaufmänniſchen Denken liegt es in dem 
Falle nahe, anzunehmen, daß, wenn nicht ausſchließlich, ſo 
doch weſentlich bargeldlos bezahlt werde, etwa durch Bank⸗ 
überweiſung, Scheck od. dgl. Durfte R. anders als gegen Bar⸗ 
zahlung verkaufen, ſo war er reiner Geldſchuldner der Bekl. 
S 9 des Vertrages ſagt auch, R. ſolle die nach Abzug feiner 
Proviſion verbleibenden „Beträge“ prompt an die Bekl. ab⸗ 
führen. Bei der Ermittlung der Bedeutung des Kürzungs⸗ 
rechts ſelbſt könnte man daran denken, daß ſchon bei Abſchluß 
des Vertrages eine Aufrechnungsabrede getroffen iſt oder daß, 
was vielleicht näher liegt, ein Aufrechnungsvorvertrag des 
Inhalts geſchloſſen iſt, daß R. die Beſt. der aufgerechneten 
Forderungen vorbehalten blieb, oder daß irgendeine ähnliche 
Vereinbarung getroffen iſt, kraft deren die Bekl. von vorn⸗ 
herein nur einen Anſpruch auf Auskehrung der von R. ver⸗ 
einnahmten Kaufpreiſe abzüglich der von ihm verdienten 
Proviſionen haben ſollte. Weiter wird dann zu prüfen ſein, 
ob R. unter den gegebenen Umſtänden überhaupt Zahlung 
ſeiner Proviſion von der Bekl. fordern konnte. Alles das ſind 
Tatfragen, welche bisher noch nicht erörtert ſind, nunmehr 
aber zu entſcheiden ſein werden. Ein Aufrechnungsvertrag 
oder Aufrechnungsvorvertrag ginge auch der Pfändung vor. 
Zwar hat das RArbch. ausgeſprochen, wenn ein Kraftfahrer 
oder ein Tankſtellenleiter mit ſeinem Dienſtherrn, wenn ein 
Kellner mit dem Gaſtwirt ausgemacht hätten, ſie könnten 
von dem vereinnahmten Gelde ihre Vergütung abziehen und 
brauchten nur den Reſt abzuliefern, wenn alſo ein Aufrech⸗ 
nungsvertrag über die Vergütung und die Einnahmen ge⸗ 
ſchloſſen ſei, ſo könne ſich der Dienſtherr gegenüber einem 
Pfändungspfandgläubiger nicht auf dieſe Abrede berufen 
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(RULEG. 5, 136; 6, 204; Seuff Arch. 86 Nr. 20). Allein dort 
lagen die Fälle anders als hier. Es handelte ſich um den 
Kleinverkehr des täglichen Lebens, der ganze Verkehr wickelte 
ſich in Deutſchland ab. Hier handelt es ſich um den Groß⸗ 
verkehr, der über See geht und die Grenzen der Staaten 
überſchreitet. Falls das OLG. einen Aufrechnungsvertrag 
unter Vorbehalt der Beſtimmung der aufgerechneten Forde⸗ 
rungen durch R. annimmt, würde die Pfändung auch einer 
ſpäteren Beſtimmung der Forderungen nicht entgegenſtehen. 
Sollte das BG. zu dem Ergebnis kommen, daß trotz der ge⸗ 
troffenen Abreden die Bekl. von R. die Abführung der vollen 
vereinnahmten Kaufpreiſe und R. die Zahlung der Provi⸗ 
ſionen von der Bekl. zu verlangen hatte, ſo wird weiter die 
Frage auftauchen, ob die Bekl. neuerdings aufgerechnet oder 
ob ſie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages geltend ge⸗ 
macht hätte, wobei zu erörtern wäre, ob die Kl. ſich dieſe 
Rechtsbehelfe im Falle der Aufrechnung ſogar vielleicht außer⸗ 
halb der Schranken des § 392 BGB. entgegenſetzen laſſen 
müſſen, weil die Gegenforderung, die die Bekl. geltend machte, 
aus demſelben Vertrag herrührte, auf dem auch die gepfän⸗ 
dete Forderung beruht, und die Kl. durch die Pfändung nicht 
mehr Rechte haben erwerben können, als dem Gläubiger der 
gepfändeten Forderung zur Zeit der Pfändung zuſtanden, viel⸗ 
mehr die gepfändete Forderung auch nach der Pfändung alle 
Mängel aufwies, die ſie ohne die Pfändung zur Zeit der 
Pfändung hatte, wenn auch vorläufig noch im Schoße ver⸗ 
borgen (vgl. RG. 86, 3011); ZW. 1911, 92; WarnéErg. 1914 
Nr. 329; HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1207). 

(U. v. 28. Okt. 1932; 141/32 VII. — Naumburg.) [Ku] 
= NG. 138, 252.) 


8. 8 915 ZPO.; 8 839 BGB.; Art. 131 RVerf.; 
§ 254 BGB. Bei Leiſtung des Offenbarungseides 
durch den geſetzlichen Vertreter einer prozeß⸗ 
unfähigen Perſon iſt dieſe ſelbſt, nicht der ge⸗ 
ſetzliche Vertreter in das Verzeichnis aufzuneh⸗ 
men. Die Eintragung des letzteren iſt Amts⸗ 
pflichtverletzung, die dem Beamten, nicht nur 
dem Vertreter, ſondern auch jedem Dritten 
gegenüber obliegt, der mit jenem in Geſchäfts⸗ 
verbindung tritt. Aber nach Lage des Falles 
darf der Dritte ſich nicht einfach auf die Ein⸗ 
tragung verlaſſen, ſondern muß die ihm ſich bie⸗ 
tende Möglichkeit der Aufklärung benutzen. 7) 

Der Bücherreviſor P. wurde i. J. 1926 in das Schuld- 
nerverzeichnis des dortigen AG. eingetragen, trotzdem er den 
Offenbarungseid nur als Liquidator zweier Gmbh. geleiſtet 
hatte. Der Kl. behauptet, wegen dieſer Eintragung i. J. 1929 
von der Eingehung eines Geſellſchaftsvertrages mit P. Ab⸗ 
ſtand genommen zu haben und verlangt den Erſatz des Ge⸗ 
winnes, der ihm angeblich als Geſellſchafter des P. hinaus er⸗ 
wachſen wäre. 

Die Vorinſtanzen haben den bekl. preuß. Staat ver⸗ 
urteilt. Das RG. hob das BU. wegen des mitwirkenden eige⸗ 
nen Verſchuldens des Kl. auf. 

Nach 8 915 ZPO. hat das VollſtrGer. ein Verzeichnis 
der Perſonen zu führen, die vor ihm den im 8807 ZPO. er- 
wähnten Offenbarungseid geleiſtet haben oder gegen welche wegen 
Verweigerung des Eides die Haft angeordnet worden iſt. Den 
Geſetzesworten nach gehören in das Verzeichnis diejenigen, 
welche das Unvermögen ſelbſt mit ihrem Eide bekräftigt oder 
zu bekräftigen haben. Aber auf den Fall der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung des prozeßunfähigen Schuldners kann die Vorſchr. 


) JW. 1915, 505. 


Zu 8. Der obigen Entſch. laſſen ſich drei wichtige Sätze 
entnehmen: 
„ . Hat für einen geſchäftsunfähigen Schuldner der geſetz⸗ 
liche Verkreter den Offenbarungseid geleiftet, jo wird der Vorſchr. 
des 8915 ZPO. nicht dadurch genügt, daß in das vom Vollſträger. 
zu führende Manifeſtantenverzeichnis lediglich der Name des geſetz⸗ 
lichen Vertreters aufgenommen wird. Mindeſtens muß dieſer 
Name einen das Stellvertretungsverhältnis erkennbar machenden 
Zuſatz erhalten. 

2. Hat das VollſtrGer. dieſer Vorſchr. zuwider im Verzeichnis 
lediglich den Namen des geſetzlichen Vertreters aufgeführt, ſo hat 
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ebenſowenig wörtlich angewandt werden, wie die anderen Belt. 
des 4. Abſchn., welche von der Verpflichtung des Schuldners 
zur Eidesleiſtung und ſeiner Verhaftung zwecks Erfüllung der 
Pflicht reden. Die Einrichtung würde ihren Zweck, im Inter⸗ 
eſſe des redlichen Geſchäftsverkehrs die Feſtſtellung der Schuld⸗ 
ner ohne zugriffsfähiges Vermögen zu erleichtern, verfehlen, 
wenn ſie bei prozeßunfähigen Schuldnern an deren Stelle nur 
den ſchwurpflichtigen geſetzlichen Vertreter berückſichtigen wollte. 
In den Schriften zur Erläuterung des Geſetzes wird denn auch 
übereinſtimmend betont, daß es notwendig ſei, den Schuldner 
ſelbſt in das Verzeichnis aufzunehmen, auch wenn die Eides⸗ 
leiſtung ſeinem geſetzlichen Vertreter obliegt. Vereinzelt hat 
man es für richtig erklärt, daneben den geſetzlichen Vertreter 
zu nennen, ſei es allgemein (Voß, Vollſtreckungstätigkeit des 
Amtsrichters S. 142) oder für den Fall, daß nur einer von 
mehreren Vertretern den Eid geleiſtet hat (Bondi: 33P. 
32, 235). Ob dem beizutreten wäre, kann. indeſſen auf ſich be⸗ 
ruhen. Hier genügt die Feſtſtellung, daß es dem Geſetze nicht 
entſpricht, den geſetzlichen Vertreter an Stelle des Schuldners 
und ohne Darlegung des Vertretungsverhältniſſes in das Ver⸗ 
zeichnis aufzunehmen. Bei der zweifelsfreien, aus dem Schrift⸗ 
tum klar erkennbaren Rechtslage trifft es auch zu, daß die 
Eintragung, wie ſie hier erfolgt iſt, eine fahrläſſige Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht des Beamten bedeutete, dem die Füh⸗ 
rung des Verzeichniſſes obgelegen hat, und daß ſie mit deſſen 
angeblich zu geringer Vorbildung nicht entſchuldigt wer⸗ 
den kann. 

Die Frage, ob der Beamte, wie es das Geſetz vorausſetzt, 
eine Amtspflicht verletzt hat, die ihm dem Kl. gegenüber oblag, 
iſt ebenfalls zu bejahen. Bei der Entſch. darüber kommt es 
auf die Natur, insbeſ. den Zweck des einzelnen Dienſtgeſchäfts 
an, nämlich ob es dazu beſtimmt iſt, die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit, die vermögensrechtlichen und andere allgemeine 
Intereſſen des Gemeinweſens zu erhalten, oder ob er auf den 
Schutz oder die Förderung der Belange einzelner Perſonen 
gerichtet iſt. Die Führung des Schuldnerverzeichniſſes iſt zu 
den Dienſtgeſchäften der zweiten Art zu rechnen. Wer ſich vor 
geſchäftlichen Maßnahmen über die Vertrauenswürdigkeit 
ſeines Gegners unterrichten will, ſoll Gelegenheit erhalten, zu 
erfahren, ob dieſer in den letzten fünf Jahren aus Mangel an 
greifbaren Mitteln einer Verpflichtung nicht nachgekommen 
und deshalb zur Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet 
geweſen iſt. Die Einrichtung bezweckt, die Perſonen, welche von 
ihr Gebrauch machen, vor Schaden zu bewahren, der eintreten 
könnte, wenn ſie mit ſolchen Schuldnern ohne die nötigen 
Vorkehrungen abſchließen. Daraus folgt, daß die Pflicht zur 
gehörigen Führung des Verzeichniſſes dem mit dieſer Auf⸗ 
gabe betrauten Beamten gegenüber allen obliegt, die es zu 
dem angegebenen Zwecke benutzen. Nun macht der Kl. aller⸗ 
dings nicht den Schaden geltend, zu deſſen Abwendung das 
Verzeichnis, wie dargelegt, beitragen ſoll. Er hat nach ſeiner 
Darſtellung im Vertrauen auf den Inhalt der Liſte nicht etwa 
mit einem unvermögenden Schuldner abgeſchloſſen und da⸗ 
durch einen Verluſt erlitten, ſondern ſich von einem Geſchäft 
mit einer vertrauenswürdigen Perſon zurückhalten und da⸗ 
durch einen Gewinn entgehen laſſen. Aber der Schaden iſt doch 
in dem Rechtskreiſe eingetreten, den die Führung des Ver⸗ 
zeichnifjes ſchützen ſoll, und feine Eigenart iſt durch die des 
Fehlers beſtimmt worden, deſſen ſich der Beamte bei der 
Eintragung ſchuldig gemacht hat. Seiner Natur nach fällt 
der Schaden mithin nicht aus dem Rahmen der Amtshaftung. 

Mit Recht wendet ſich die Rev. aber gegen die Vernei⸗ 


es eine ihm gegenüber dritten Perſonen obliegende Amtspflicht 
verletzt, und es iſt infolgedeſſen nach §839 BGB. eine Haftung 
des Beamten bzw. nach Maßgabe des Art. 131 RVerf. i. Verb. m. 
den einſchlägigen Landesgeſetzen eine Haftung des Landesfiskus 
entſtanden. 

3. Zufolge dieſer Haftung kann einen Erſatzanſpruch nicht 
nur derjenige geltend machen, der mit dem nicht eingetragenen 
kreditunwürdigen Schuldner kontrahiert hat und dadurch zu Scha⸗ 
den gekommen iſt, ſondern auch derjenige, dem ein Gewinn da⸗ 
durch entgangen iſt, daß er einen Vertragsſchluß mit dem ein⸗ 
getragenen, aber kreditwürdigen Stellvertreter abgelehnt hat. 

In allen drei Punkten iſt der Rechtsanſicht des RG. bei⸗ 


zutreten. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


62. Jahrg. 1933 Heft 36) 
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nung eines Mitverſchuldens des Kl. Wie das BG. feſtſtellt, 
hat er ſich damit begnügt, dem P. durch den Fernſprecher ab⸗ 
zuſagen, weil er erfahren habe, P. habe den Offenbarungseid 
geleiſtet. Der Kl. hat der Antwort des P. keine Bedeutung 
beigelegt und daraus keine Veranlaſſung genommen, der Sache 
weiter nachzugehen. Dieſes Verhalten war zweckwidrig und 
entſprach nicht der im Verkehr gebotenen Sorgfalt. Das 
Schuldnerverzeichnis hat nicht die Bedeutung des Grundbuchs 
und der ſonſtigen bei den Gerichten geführten Regiſter, deren 
Eintragungen mehr oder minder öffentlichen Glauben genießen 
und ohne gründliche Prüfung der Rechtslage nicht wohl denk⸗ 
bar ſind. Es iſt nur eine Sammlung von tatſächlichen Ver⸗ 
merken aus den Akten, und zwar in einer Großſtadt wie Ber⸗ 
lin aus einer gewaltigen Anzahl von Akten. Die Eintragungen 
nähern ſich ſchon ſtatiſtiſchen Nachweiſen und rühren ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht von der Hand des Richters her. Daß in 
einem ſolchen Verzeichnis Irrtümer unterlaufen können, hat 
ſich der Kl., der viele Jahre in großen Bankbetrieben als 
Buchhalter tätig, auch mit Reviſionsarbeiten befaßt geweſen 
war und nun als ſelbſtändiger Bücherreviſor arbeiten wollte, 
bei ausreichender Überlegung ſagen müſſen. Nun war P., wie 
der Kl. wußte, ein Bücherreviſor mit großer Kundſchaft, von 
der Handelskammer öffentlich beeidigt und beim LFin A. zu⸗ 
gelaſſen, mithin eine Perſönlichkeit, die im Geſchäftsleben und 
bei Behörden viel Vertrauen genoß. Daß er erſt drei Jahre 
vorher den Offenbarungseid geleiſtet haben ſollte, war da⸗ 
nach recht unwahrſcheinlich. Die Wichtigkeit des Abſchluſſes, 
um den es ſich handelte, mußte den Kl. aber zu großer Sorg⸗ 
falt veranlaſſen. Ihm bot ſich eine beſonders günſtige Ge⸗ 
legenheit zur Erlangung einer ſelbſtändigen, wirtſchaftlich ge⸗ 
ſicherten Stellung. Nach alledem durfte ſich der Kl. nicht dar⸗ 
auf beſchränken, dem P. abzuſagen. Er mußte ſich mit ihm 
ausſprechen und auf ſeine Erklärungen eingehen. Dann wäre 
der Irrtum ſchon damals aufgeklärt worden und der Vertrag 
nicht geſcheitert. 
(U. v. 22. März 1933; V 433/32. — Berlin.) 

= NG. 140, 152.0 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


9. 8243 StGB. Die Feſtſtellung, der Angekl. 
lei über eine Mauer geſtiegen, um zum Wein⸗ 
keller zu gelangen, rechtfertigt noch nicht die 
Annahme des ſchweren Diebſtahls. 

Es fehlt eine ausreichende Begr. der Verurteilung aus 
8243 StGB. Das LG. ſtellt nur feſt, daß die Angekl. „über 
eine Mauer geſtiegen“ ſind, um an die Tür des Weinkellers 
zu gelangen, und läßt dahingeſtellt, ob dieſe Tür offen war 
oder mit einem Dietrich oder Nachſchlüſſel geöffnet worden iſt. 
Aus den Urteilsgründen kann daher nicht entnommen werden, 
ob die Mauer das Haus umſchloß und wie überhaupt die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe beſchaffen waren. Sollte die Mauer etwa 
nur eine Grenzmauer auf der Rückſeite eines von vorn frei 
zugänglichen Hausgrundſtücks geweſen ſein und ſollten die 

ngekl. den Weg über die hintere Grenzmauer nur genommen 
aber, um nicht von der Straße aus gejehen werden zu 

nnen, fo würde nur ein Überfteigen einer Mauer, nicht da⸗ 
Men ein „Einſteigen“ in einen „umſchloſſenen Raum“ als 
Mittel des Diebſtahls vorliegen. 

. Sen. v. 17. Juni 1933; 1 D 456/33.) W.] 


10. 8266 StGB.; 8 1494 RVO. gilt nur für 
2 Verhältnis zwiſchen dem Arbeitgeber und 
‚rem Angeſtellten. § 266 Nr. 2 StGB. erfor- 
dert nur ein tatſächlich beſtehendes Vertrauens⸗ 
derhältnis. f) 


ei 1428, 1429 RVO. hat der Arbeitgeber, 
Sta u 10. 1. Die Entſch. ift auf Grund des 8266 Abſ. 1 Ziff. 2 


G. 7 2 x = 
went F. ergangen; 3266 StGB. n. F. konnte noch keine An⸗ 
endung ſinden, da das Geſetz v. 26. Mai 1933 (I 295) erſt am 
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das iſt der, für deſſen Rechnung der Arbeitslohn bezahlt 
wird, durch Kleben der Verſicherungsmarken in die Quit⸗ 
tungskarte die Beiträge zu entrichten. Er wird von dieſer 
Pflicht und der auf § 1492 RVO. beruhenden ſtrafrechtlichen 
Verantwortlichkeit auch nicht dadurch befreit, daß er einem 
Dritten das Einkleben der Marken überläßt und dieſem den 
entſprechenden Geldbetrag zur Anſchaffung der Marken über⸗ 
gibt. Verantwortlich für die Beitragsentrichtung der einzelnen 
Gaſtwirtsangeſtellten waren hiernach im vorl. Falle grund⸗ 
ſätzlich die einzelnen Gaſtwirte, die dem Innungsverband an⸗ 
geſchloſſen waren. Allerdings kann nach § 1494 RVO. der 
Arbeitgeber die ihm obliegenden Pflichten einem An⸗ 
geſtellten ſeines Betriebes übertragen. Der Angekl. 
war aber als Geſchäftsführer der Innung nicht auch An⸗ 
geſtellter der einzelnen Gaſtwirte, die der Innung als Mit⸗ 
glieder angehörten; er war in keinem der einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe, für die er die Beiträge einzog und die Marken 
zu verwenden hatte, „angeſtellt“; weder hatte er Weiſungen, 
wie ſie einem Angeſtellten vom Arbeitgeber erteilt werden 
können, von den einzelnen Gaſtwirten entgegenzunehmen, noch 
hatten dieſe eine Einwirkung auf die Auswahl und die Über- 
wachung des von der Innung als ſolcher angeſtellten Ge⸗ 
ſchäftsführers. § 1494 RVO. gilt nur für das Verhältnis 
zwiſchen dem Arbeitgeber und ſeinem Angeſtellten (vgl. 
RGSt. 45, 3981. Arbeitgeber des Angekl. war lediglich die 
Innung als ſolche; dieſe aber konnte ihm nur die ihr aus 
der Verſicherung ihrer eigenen Arbeitnehmer obliegenden 
Pflichten übertragen, nicht aber auch die den einzelnen 
Innungsmitgliedern aus deren Gaſtwirtſchaftsbetrieb ob⸗ 
liegenden Pflichten. 

Die Str. hat aber zu prüfen unterlaſſen, ob nicht der 
Angekl. Bevollmächtigter der einzelnen zur Innung 
gehörigen Gaſtwirte i. S. des § 266 Nr. 2 StGB. geweſen 
iſt. Dieſer Begriff erfordert kein Rechtsverhältnis i. S. des 
bürgerlichen Rechts, ſondern nur ein tatſächlich beſtehendes 
Vertrauensverhältnis. Ein ſolches kann hier durch ſtill⸗ 
ſchweigende Vereinbarung aller Innungsmitglieder mit dem 
Angekl. oder auch durch die ſtändige Übung begründet ge⸗ 
weſen ſein. Beſtand aber ein ſolches Vertrauensverhältnis, 
ſo war der Angekl. auch auf Grund dieſes Verhältniſſes ver⸗ 
pflichtet, die Beiträge, die er von den einzelnen Gaſtwirten 
allmonatlich für die Invalidenverſicherung einzog, ſofort nach 
Empfang bei der Poſt in Invalidenverſicherungsmarken um⸗ 
zuſetzen und die Marken ordnungsmäßig durch Einkleben in 
die Quittungskarten der Verſicherten zu verwenden. Das 
aber hat der Angekl. zu einem ganz erheblichen Teil unter⸗ 


1. Juni 1933, ohne rückwirkende Kraft zu haben, in Kraft ge⸗ 
treten iſt. 

2. Die Entſch. iſt ein Schulbeiſpiel einer kurzen, aber doch 
erſchöpfenden, prägnanten Darlegung der einzelnen Tatbeſtands⸗ 
merkmale einer materiellen Strafvorſchr. an der Hand der ge⸗ 
gebenen Sachlage. = 

Was zunächſt den Begriff des „Bevollmächtigten“ anbelangt, 
ſo entſprechen die Ausführungen der Entſch., der Begriff des Be⸗ 
vollmächtigten erfordere kein Rechtsverhältnis i. S. des BGB. und 
das von ihm erforderte Vertrauensverhältnis könne auch durch 
ſtillſchweigende Vereinbarung oder ſtändige Übung begründet ſein, 
durchaus der bisherigen Rſpr. (ſo u. a. RG. 61, 1, 229; 63, 406; 
JW. 1930, 1404). Wenn aber die Entſch. weiter ausführt, der 
Begriff des „Bevollmächtigten“ erfordere „nur“ ein tatſächlich be⸗ 
ſtehendes Vertrauensverhältnis, auf Grund deſſen der Angekl. ver⸗ 
pflichtet war, die von ihm eingezogenen Beträge ſofort ordnungs⸗ 
mäßig zu verwenden, ſo geht ſie m. E. inſoweit, jedenfalls für den 
vorl. Fall, über die bisherige Rſpr. des RG. hinaus. „Bevoll⸗ 
mächtigter iſt nur, wer von einem Auftraggeber zu einem rechts⸗ 
geſchäftlichen Handeln einem Dritten gegenüber beſtellt iſt“ (RG. 
63, 334; JW. 1930, 1403), „dem eine Stellvertretung im Willen 
auf rechtsgeſchäftlichem Gebiete zuſteht“ (RG. 50, 314). Das Voll⸗ 
machtverhältnis jhließt nach außen eine Machtſtellung in ſich, 
die es dem Bevollmächtigten ermöglicht, tatſächlich und rechtlich 
über Vermögensſtücke des Auftraggebers zu verfügen. Nach innen 
muß dieſe Machtſtellung auf dem Vertrauen des Auftraggebers 
beruhen, dem eine entſprechende Treupflicht auf fetten des Bevoll⸗ 
mächtigten gegenüberſteht. Dieſe findet ihren Ausdruck darin, daß 
der Bevollmächtigte über die ihm anvertrauten Sachen nicht ſchran⸗ 
kungslos, ſondern nur im Intereſſe des Auftraggebers verfügen 
darf, wozu er aber auch im Stande ſein muß (RG. 61, 1, 229; 65, 
402; 66, 371). Zur Ausführung des ihm gegebenen Auftrages muß 
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laſſen. Das LG. nimmt allerdings nicht an, daß der Angekl. 
dieſe Fehlbeträge unterſchlagen habe, ſtellt aber andererſeits 
feſt, daß er ſie „auf die unkontrollierte Invalidenverſicherung 
abſchob, um dadurch alle Unſtimmigkeiten zu vertuſchen“. 
5 dies der Angekl. getan in dem Bewußtſein, daß ſeine 
uftraggeber, alſo die einzelnen Gaſtwirte, zum Erſatz durch 
Nachkleben der Verſicherungsmarken verpflichtet waren, ſo 
kann er dadurch den ihm gegenüber beſtehenden Individual⸗ 
anſpruch der Wirte auf Verwendung gerade dieſer ihm zu 
dem beſtimmten Zweck übergebenen Geldbeträge abſichtlich — 
das iſt i. S. des 8266 Nr. 2 StGB. vorſätzlich — vereitelt 
und ſich dadurch einer Untreue i. S. des § 266 Nr. 2 StGB. 
ſchuldig gemacht haben. Ebenſo kann Untreue darin liegen, 
daß der Angekl. mit der Entſtehung immer wieder neuer 
Fehlbeträge gerechnet und gleichwohl unterlaſſen hat, die 
Unſtimmigkeiten ſeinen Auftraggebern mitzuteilen, und dieſen 
fo eine überwachung und damit die Verhinderung weiterer 
Fehlbeträge unmöglich gemacht hat. 
(1. Sen. v. 28. April 1933; 1D 1301/32.) [On.] 
11. Eine widerrechtliche Nötigung i. S. des 
8339 StGB. liegt vor, wenn ein Verhalten durch 
ein Mittel erzwungen wird, das zu dieſem Zweck 
unerlaubt iſt. Ob das, was erzwungen werden 
ſoll, widerrechtlich iſt, kommt nicht in Betracht. 
Die Rechtswidrigkeit des Mittels iſt, wie auch 


im Falle der Nötigung des 8 240 StGB., das 
Entſcheidende (vgl. RG St. 60, 3, 4). Für den 


er aber im Rahmen ſeines Machtbereiches berechtigt und in der 
Lage fein, ſelbſtändige Entſchließungen faſſen zu dürfen, ohne der⸗ 
art an den Willen des Auftraggebers gebunden zu ſein, daß ihm 
die Freiheit zur rechtsgeſchäftlichen Entſchließung, die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Selbſtändigkeit, fehlt (RG. 50, 314; JW. 1930, 3005; |. auch 
Frank, StGB., 1931, S. 664 und wie weiter dort angegeben). 

Nach der vorl. Sachlage hatte nun der Angekl. weiter nichts 
zu tun, als die von ihm eingezogenen Beträge nach Empfang bei 
der Poſt in Invalidenverſicherungsmarken umzuſetzen und die 
Marken ordnungsmäßig durch Einkleben in die Quittungskarten 
zu verwenden. In der Ausführung dieſes Auftrages wird zwar 
ein rechtsgeſchäftliches Handeln einem Dritten, der Verſicherungs⸗ 
anſtalt gegenüber zu erblicken ſein; es mangelt aber hierbei an 
jeglicher ſelbſtändigen Entſchließungsberechtigung des zur Ausfüh⸗ 
rung des Auftrages IR an den Willen des Auftraggebers gebun⸗ 
denen Angekl. Unzweifelhaft liegt ein Vertrauensverhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Auftraggeber, den Gaſtwirten und dem Angekl. und da⸗ 
mit die eine Vorausſetzung des Vollmachtverhältniſſes i. S. des 
8266 Abſ. 1 Ziff. 2 vor; es fehlt aber die andere Vorausſetzung, 
die mit rechtsgeſchäftlicher Selbſtändigkeit verbundene Machtbefug⸗ 
nis. Damit entfällt m. E. wenigſtens nach der bisherigen Rſpr. 
des RG., der Begriff eines Bevollmächtigten i. S. obiger Geſetzes⸗ 
beſt. Der Fall würde an ſich genau ſo liegen, wenn der A. den B. 
beauftragt, auf der Sparkaſſe für ihn einen Betrag von ſeinem 
Guthaben abzuheben und damit ſeine, des A., monatliche Bei⸗ 
tragszahlung zu ſeiner Krankenverſicherung zu leiſten. Auch hier 
würde ein rechtsgeſchäftliches Handeln des B. inſoweit angenommen 
werden können, als B. durch die Zahlung die Krankenkaſſe ver⸗ 
pflichtet, dem A. im Falle der Erkrankung die ſatzungsmäßigen 
Leiſtungen zu gewähren. Die Tätigkeit des B. und auch im vorl. 
Falle die des Angekl. iſt im Grunde genommen die gleiche; bild⸗ 
lich geſprochen iſt ſie mehr oder minder eine ſolche mechaniſcher 
Art; jeder einzelne Handgriff iſt feſtgelegt; wohl iſt, wie bei jeder, 
auch groben Arbeit, eine gewiſſe 7 anigier erforderlich; eine 
rechtsgeſchäftliche Selbſtändigkeit fehlt ihr aber (RG. 42, 211; 50, 
314). Die Sachlage hebt ſich klarer heraus bei einer Gegenüberſtel⸗ 
lung mit einem ganz einfachen, aber typiſchen Fall eines Voll⸗ 
machtverhältniſſes i. S. des § 266 Abf. 1 Ziff. 2 StGB. a. J. A. 
wird von ſeinem Gläubiger zur Zahlung gedrängt; er iſt hierzu 
aber nicht imſtande und beauftragt deshalb den B., für ihn einen 
Gegenſtand, den er ihm zu dieſem Zwecke anvertraut, zu verwerten 
und mit dem Gegenwerte die Schuld zu decken. An ſich iſt dem B. 
ſeine Tätigkeit auch vorgeſchrieben; er hat auch die Macht und die 
Befugnis, über den Gegenſtand zu verfügen. Wie er aber den Auf⸗ 
trag ausführt, iſt ſeiner ſelbſtändigen Entſchließungsberechtigung 
überlaſſen, indes mit der, aus dem auch hier beſtehenden Ver⸗ 
trauensverhältniſſe ſich ergebenden Einſchränkung, daß ſeine Ent⸗ 
ſchließungen ſtets das wirtſchaftliche Intereſſe des Auftraggebers 
zum Ziele haben müſſen. Von einem derartigen ſelbſtändigen Ent⸗ 
ſchließungsrecht kann aber bei der vorliegenden, der Entſch. zu⸗ 
grunde liegenden Sachlage nicht die Rede ſein. 

Wenn nun das RG. im vorl. Falle den Begriff des Voll⸗ 


inneren Tatbeſtand wird inſoweit lediglich das 
Bewußtſein des Beamten erfordert, ſeine Hand⸗ 
lung enthalte einen Mißbrauch ſeiner Amts⸗ 
gewalt (RGSt. 8, 302, 307; 46, 401, 402). 

(3. Sen. v. 29. Mai 1933; 3 D 390/33.) [Hn.] 


12. 58 358, 367, 374 (jetzt 395, 402, 410) R Abg O. 
Steuergefährdung i. S. des § 402 R Abg O. Irr⸗ 
tum darüber, von welchem Betrag ab das Ver⸗ 
mögen der Steuer unterworfen iſt, ſteht der Ver⸗ 
urteilung wegen vorſätzlicher Vermögenſteuer⸗ 
hinterziehung nach 859 Abſ. 1 StGB. entgegen) 

Rechtlich bedenkenfrei iſt im angefochtenen Urt. nach⸗ 
gewieſen, daß der Angekl. die Einkommenſteuer vorſätzlich 
hinterzogen und auch eine Verkürzung der Vermögenſteuer be⸗ 
wirkt hat. Das LG. ſieht hier als nicht widerlegt an, daß der 
Angekl. zwar das Beſtehen der Vermögenſteuer gekannt, aber 
irrtümlich angenommen habe, Steuererklärungen über das 
Vermögen ſeien nur auf beſondere Aufforderung des ein⸗ 
zelnen abzugeben, und Vermögen in der Höhe des ihm ge⸗ 
hörigen ſeien noch nicht ſteuerpflichtig. Dieſen Irrtum wür⸗ 
digt das LG. ausdrücklich nur aus § 358 (jetzt 395) RAbgO. 
Deſſen Anwendung kommt jedoch erſt in Frage, wenn im 
Einzelfall nicht ſchon nach 859 StGB. die Schuld aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Der Irrtum darüber, von welchem Betrag ab 
das Vermögen der Steuer unterworfen iſt, iſt ein Irrtum 
über einen nicht dem Strafrecht angehörenden Rechtsſatz, alſo 
nach ſtändiger Rſpr. des RG. dem Tatſachenirrtum i. S. des 


machtverhältniſſes trotzdem als gegeben anſieht, ſo bedeutet dies eine 
erhebliche Ausdehnung dieſes Begriffes gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtande. Es würde dies aber doch im Zuge der bisherigen 
reichsgerichtlichen Rſpr. liegen, die ſtets beſtrebt war, die Schwie⸗ 
rigkeiten, die mit der unglücklichen Faſſung des § 266 Abf. 1 Ziff. 2 
im Zuſammenhange ſtanden, tunlichſt zu beheben, und dadurch 
dieſe Beſt. nun auch wirklich zu einem Schutze der Vermögens⸗ 
ſphäre des Auftraggebers zu machen, wozu fie beſtimmt war (RG. 
62, 58). Der nunmehrige Standpunkt des RG. nähert ſich ſehr 
der zweiten Alternative des durch das Geſet v. 26. Mai 1933 ge⸗ 
ſchaffenen § 266 n. F. „Wer die ihm kraft. eines Treuverhält⸗ 
niſſes obliegende Pflicht fremde Vermögensintereſſen wahrzuneh⸗ 
men verletzt und dadurch dem, deſſen Vermögensintereſſen er zu 
betreuen hat, Nachteil zufügt.. .“, die ſomit, wie auch die erſte 
Alternative den Begriff eines Bevollmächtigten für die Arsen des 
Täters in ihre Faſſung nicht mit aufgenommen hat. Die weiteren 
Darlegungen der Entſch. zu den einzelnen Tatbeſtandsmerkmalen 
des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. a. F. ſowohl nach der objektiven 
wie nach der ſubjektiven Seite hin entſprechen der bisherigen Rſpr. 
des RG. (vgl. hinſichtlich des inneren Tatbeſtandes u. a. RG. 53, 
194; 62, 31; 66, 261). Dies gilt insbeſ. auch hinſichtlich der Aus⸗ 
führungen über das Tatbeſtandsmerkmal eines „Vermögensſtückes 
des Auftraggebers“ unter Heranziehung des Begriffes eines „In⸗ 
dividualanſpruches“, der in dem rechtlichen Anſpruche der Gaſt⸗ 
wirte gegen den Angekl. auf Verwendung gerade der ihm zu dem 
beſtimmten Zwecke übergebenen Geldbeträge erblickt wird (ogl. 
hierzu RG. 62, 58; 63, 406; 64, 86; 65, 277; RG. v. 25. April 
1933, I D 186/33). Es gilt dies ferner auch hinſichtlich der Aus⸗ 
führungen über das Tatbeſtandsmerkmal eines „Verfügen zum 
Nachteile des Auftraggebers“. Dies wird in erſter Linie darin er⸗ 
blickt, daß der Angekl. durch Pier Wh Verwendung der Geld⸗ 
betrage ſich zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen außerſtande 
ſetzte und dadurch den vorſtehend erwähnten Individualanſpruch 
der Gaſtwirte vereitelte. Es wird dies aber auch darin geſehen, 
daß der Angekl., obwohl er mit der Entſtehung immer neuer 
Fehlbeträge gerechnet, gleichwohl es unterlaſſen hat, die Unſtim⸗ 
migkeiten ſeinen Auftraggebern mitzuteilen, und damit ihnen die 
Verhinderung weiterer Fehlbeträge unmöglich gemacht hat. Den 
erſteren Gedankengang hat das AG. bereits in ſeinen Entſch. 61, 
229; 63, 406; 65, 277 und den letzteren in der Entſch. 39, 337 
zum Ausdruck gebracht. Das RG. hat ſodann in ſtändiger Rſpr. 
den bereits erfolgten Eintritt des Nachteils, einen inneren Zu⸗ 
ſammenhang der Verfügung mit der tatſächlich anvertrauten Macht 
und einen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem eingetretenen 
Nachteile und der benachteiligenden Verfügung für erforderlich; es 
aber nicht für erforderlich erklärt, daß der Angekl. darauf aus⸗ 
gegangen ſei, ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen (vgl. u. a. 
50 27, 39; 38, 366; 53, 194; 61, 229; 62, 58; JW. 1930, 
1973). 
Gent A. i. R. Dr. Schneider⸗Neuenburg, Düſſeldorf. 


Zu 12. Das Urt. beſtätigt den bereits in der bisherigen 
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859 StGB. gleichzuſetzen (RGSt. 64, 25). Daß hier aber 
859 StGB. dem Angekl. nicht zur Seite ſteht, geht aus den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des LG. hervor. Zwar ſtand der 
Irrtum der Verurteilung wegen vorſätzlicher Vermögenſteuer⸗ 
hinterziehung nach 859 Abſ. 1 entgegen. Das LG. weiſt aber 
ohne Rechtsirrtum nach, daß die Unkenntnis des Angekl. von 
der Steuergrenze und von der Verpflichtung zur Steuer⸗ 
erklärung durch Fahrläſſigkeit verſchuldet iſt (8 59 Abſ. 2 
StGB.). Wenn es dabei dem Angekl. bei deſſen Bildungs⸗ 
grad und bei der Kenntnis vom Beſtehen der Vermögenſteuer 
und im allgemeinen von der Einrichtung der Steuererklärun⸗ 
gen als Pflichtwidrigkeit vorwirft, daß er ſich nicht darum 
kümmerte, von welchem Betrage an Vermögen zu verſteuern 
ſei, und daß er es darauf ankommen ließ, ob die Steuer⸗ 
behörde ihn perſönlich zur Steuererklärung auffordern würde, 
ſo liegt darin keine Verkennung und keine Überſpannung des 
Begriffs des fahrläſſigen Verſchuldens. — Noch weniger war 
nach den Feſtſtellungen der Stra., wie es 8358 (395) 
RAbgO. vorausſetzt, der Nachweis dafür erbracht, daß der 
Angekl. in unverſchuldetem Irrtum über die Anwendbarkeit 
des VermStG. auf feine Vermögensverhältniſſe fein Tun und 
Laſſen für erlaubt gehalten habe. Es war alſo hinſichtlich 
der Vermögenſteuer Steuergefährdung i. S. des $ 367 (jetzt 
402) RAbgO. dargetan. 

Das BG. hat die Einkommenſteuerhinterziehungen der 
Jahre 1925—1929 als fortgeſetzte Handlung und die in die⸗ 
ſelbe Zeit fallende Vermögenſteuergefährdung als fahrläſſiges 
Dauervergehen (RGSt. 59, 281 (2871) angeſehen. Das iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden. In beiden Fällen begann der 
Lauf der Verjährung erſt, ſobald die einheitlichen Handlungen 
zum Abſchluß gekommen waren, bei der durch Unterlaſſung 
begangenen Steuergefährdung alſo erſt, ſobald der Angekl. 
das Verſäumte nachgeholt hatte (RGSt. 62, 212 [214]). 

Das Fin A. hatte durch eine Nachricht des GBA. von 
größeren Baranzahlungen des Angekl. bei einem Grundſtücks⸗ 
kaufe erfahren und deshalb ſchriftlich beim Angekl. nach der 
Herkunft der dazu erforderlichen Mittel angefragt. Daraufhin 
hat der Angekl. dem Fin A. ſeine Vermögens⸗ und Einkom⸗ 
mensverhältniſſe für die Jahre 1925—1929 reſtlos offenbart 
und die ihm hiernach nachträglich auferlegten Steuern un⸗ 
verzüglich bezahlt. Die Anwendung des 8374 (410) Abſ. 1 
RAbgoO. hat das LG. jedoch mit der Erwägung abgelehnt, das 
Fin A. ſei durch jene Grundbuchnachricht darauf hingewieſen 
worden, daß der Angekl. in den vergangenen Jahren mög⸗ 


Rſpr. (vgl. RG. v. 15. März 1927, 1D 859/26 und v. 10. Mai 
1927, 1 D 174/27; StW. 27 Nr. 209 und 210) aufgeſtellten und 
auch in der Verwaltungspraxis geltenden Grundſatz, daß jemand 
ſich gegenüber dem Vorwurfe ſchuldhafter Steuerverkürzung dann 
nicht darauf berufen kann, er habe ſich im Irrtum oder in Un⸗ 
kenntnis über ſeine ſteuerlichen Pflichten befunden und ſei daher 
nach § 395 RADIO. ſtraffrei, wenn er es pflichtwidrig unterlaffen 
gat (durch Nachleſen der ſteuerrechtlichen Beſt. oder Erkundigung 
an zuſtändiger Stelle) ſich über ſeine ſteuerlichen Pflichten zu ver⸗ 
gewiſſern. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen, daß darin keine Überſpan⸗ 
kung des Begriffs des Verſchuldens zu fehen iſt. Es läßt ſich m. E. 
ſogar darüber ſtreiten, ob im Falle pflichtwidriger Unterlaſſung 
der Vergewiſſerung über beſtehende Steuerpflichten nur fahrläſſige 
Steuerverkürzung (Steuergefährdung i. S. des § 402 RAbgO.) in 
rage kommt oder u. U. gar dolus eventualis anzunehmen iſt. 
Angeſichts der bisher in Steuerangelegenheiten üblichen bekann⸗ 
zen pfychologiſchen Einſtellung weiter Kreiſe von StPfl. liegt in 
den ällen, in denen eine Erkundigung über Steuerpflichten 
pflichtwidrig unterlaſſen ift, der Verdacht des dolus eventualis 
On vornherein ſehr nahe. Das Urt. läßt eine Prüfung dieſer 
Frage vermiſſen, trozdem m. E. nach dem Tatbeſtande Anlaß 
Ant gegeben geweſen wäre. — Jedenfalls werden künftig die 
nforderungen an die Erkundigungs⸗ und Sorgfaltspflicht in 
Steuerangelegenheiten und die aus pflichtwidriger Verletzung der⸗ 
eben zu ziehenden ſtrafrechtlichen Folgen eher eine Verſchär⸗ 
Ming als eine Milderung erfahren muſſen, da es ſich bei ſchuld⸗ 
hafter Steuerverkürzung regelmäßig um eine aus Eigennutz be⸗ 
Rene Tat handelt, die zu der Auffaſſung von den Pflichten im 
euen Staat in Widerſpruch ſteht. 

G40 er ſtrengen Auslegung des Begriffs der tätigen Reue 
01 nt bgO,) im Urt. iſt m. E. zuzuſtimmen. Die Rechtswohl⸗ 
Nane 8 410 verdient nur der wirklich reuige Steuerſünder. 
at aber nur, wer freiwillig — ohne durch die Gefahr der 
eckung dazu veranlaßt zu ſein — ſein Unrecht wiedergutmacht. 
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licherweiſe Kapitalvermögen beſeſſen habe; es ſei beſtimmt zu 
erwarten geweſen, daß das Fin A. daraufhin pflichtgemäß Er⸗ 
örterungen über verheimlichtes Vermögen und Einkommen 
anſtellen werde, und daß die Erörterungen zu deren Auf⸗ 
deckung mit Notwendigkeit führen würden. Hiernach durfte 
das LG. eine unmittelbare Gefahr der Entdeckung als gegeben 
und die berichtigenden Angaben des Angekl. nicht als frei⸗ 
willige, ſondern als durch jene Gefahr veranlaßte anſehen und 
demgemäß Straffreiheit nach 3 374 (410) RAbgO. verneinen. 
Aus der von der Rev. angezogenen Entſch. (RGSt. 56, 385) 
iſt nichts Gegenteiliges herzuleiten. Ob eine ſolche Gefahr 
beſtand und die Berichtigung veranlaßte, iſt nach den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen des einzelnen Falles zu entſcheiden. 
Jenes Urt. betraf aber ſchon inſofern ganz andere Verhält⸗ 
niſſe, als dort, wie in 8205 RAbgO. beſonders vorgeſehen, 
dem Steuerpflichtigen Gelegenheit gegeben worden war, ſeine 
Steuererklärung, bevor ſie der Veranlagung zugrunde gelegt 
wurde, klarzuſtellen und zu vervollſtändigen. 
On. 


(2. Sen. v. 1. Juni 1933; 2 D 89/32.) 


II. Verfahren. 


13. 88 140 Ab ſ. 3 u. 4, 338 Ziff. 5 StPO. 8 338 
Ziff. 5 StPO. ift verletzt, wenn bei Unterſuchung 
einer Tat, die nicht nur wegen Rückfalls ein 
Verbrechen iſt, der Wahlverteidiger bei Nieder⸗ 
legung feiner Vollmacht beantragt, dem Angekl. 
nach S141 StPO. einen Verteidiger beizuordnen 
und das Gericht einen neuen Verteidiger nicht 
beſtellt. 


Der wegen Sprengſtoffverbrechens angeklagte BeſchwF. 
hatte zur Zeit der Zuſtellung der Anklage einen Wahlver⸗ 
teidiger. Dieſer zeigte nach Ablauf der Erklärungsfriſt des 
8140 Abf. 4 Satz 2 StPO. und nachdem er am 17. März 
1933 zu der auf den 23. März 1933 anberaumten Hauptver⸗ 
handlung geladen worden war, am 18. u. 19. März 1933 
dem Gericht an, daß er den Angekl. nicht mehr vertrete, und 
beantragte gleichzeitig, dem Angekl. auf Grund des 8141 
StPO. einen Verteidiger beizuordnen. Das LG. lehnte den 
Antrag ab, weil jene Erklärungsfriſt abgelaufen ſei und auch 
im übrigen keine Veranlaſſung zur Beſtellung eines Ver⸗ 
teidigers beſtehe. Der Angekl. erhielt das am Tage vor der 


Von einer freiwilligen Wiedergutmachung in dieſem Sinne iſt 
aber nicht die Rede, wenn der Steuerbehörde bereits Tatſachen 
bekannt geworden find oder nach dem normalen Verlauf der 
Dinge demnächſt bekannt werden müſſen, auf Grund deren damit 
zu rechnen iſt, daß die Steuerbehörde bei weiterer Nachforſchung 
die Steuerverkürzung aufdecken wird, auch wenn 91 das bisherige 
Material noch zu keinem ausreichenden Verdacht einer Steuer⸗ 
verkürzung verdichtet hat. Mit dieſer Auslegung des Begriffs der 
tätigen Reue i. S. des § 410 nimmt das Urt. gegenüber der bis⸗ 
herigen Rſpr. einen weſentlich ſchärſeren Standpunkt ein. Die 
bisherige Rſpr. (vgl. RG. v. 11. Mai 1922, III 142/22, RGSt. 
56, 385 und v. 4. Jan. 1927, ID 612/26; StW. 27 Nr. 221) 
zeigte das Beſtreben, den Begriff der unmittelbaren Gefahr der 
Entdeckung möglichſt eng auszulegen und den Steuerſündern die 
Rechtswohltat des 8 410 großzügig zugute kommen zu laſſen, 
auch wenn — wie in dem Fall des Urt. RSSt. 56, 385, wo 
der Täter erſt, nachdem er zur Vernehmung vorgeladen und ihm 
Vorhaltungen gemacht waren, ſeine falſchen Angaben in der 
Steuererklärung berichtigte — von einer freiwilligen Wiedergut⸗ 
machung aus Reue ſchlechterdings nicht die Rede ſein kann. Die 
weitherzige Auslegung des 8 410 in der bisherigen Rſpr. hatte 
zur Folge, daß, abgeſehen von den Fällen, in denen die unmit⸗ 
telbare Gefahr der Entdeckung geradezu mit Händen zu greifen 
war (z. B. der Täter während einer B.⸗ und B.⸗Prüfung unter 
der Wucht der bereits vom Prüfer feſtgeſtellten Tatſachen ein Ge⸗ 
ſtändnis ablegte), die Rechtswohltat eigentlich nur verſagt wer⸗ 
den konnte, wenn bereits eine Anzeige über die Steuerverkürzung 
vorlag oder auf Grund des feſtgeſtellten Tatſachenmaterials der 
Verdacht einer ſtrafbaren Steuerverkürzung ſich bereits ſo weit 
verdichtet hatte, daß die Steuerbehörde zur Einleitung des Straf⸗ 
verfahrens ſchritt. Die ſtrengere Auslegung des Begriffs der täti⸗ 
gen Reue im Urt. weiſt ſowohl der Rſpr. als der Verwaltungs⸗ 
praxis für die Anwendung des § 410 neue Wege. 
Reg. Dr. Frieſecke, Rudolſtadt. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hauptverhandlung bekanntgemacht und war in dieſer ohne 
Verteidiger. Seine hiergegen gerichtete Rev. iſt begründet. 


Das in der Art der Tat durch § 140 Abſ. 3 StPO. be⸗ 
gründete Recht auf Beſtellung eines Verteidigers geht nicht 
dadurch unter, daß der Angekl., ſolange ihm ein Wahlver⸗ 
teidiger zur Seite ſtand, keine Veranlaſſung hatte, ſich vom 
Gericht einen Verteidiger beiordnen zu laſſen. Stellt in 
einem ſolchen Falle der Angekl., ſobald der Wahlverteidiger 
nachträglich die Vertretung niederlegt, ohne ſchuldhafte Ver⸗ 
zögerung den Antrag auf Beſtellung eines Pflichtverteidigers, 
fo find die Vorausſetzungen des 8 140 Abſ. 3, 4 Satz 2 St PD. 
als gegeben zu erachten. Die Beſtellung eines Verteidigers 
iſt dann grundſätzlich notwendig, und es liegt der zwingende 
Aufhebungsgrund des 8338 Ziff. 5 StPO. vor, wenn ſolchen⸗ 
falls die Hauptverhandlung in Abweſenheit eines Verteidigers 
ſtattfindet. Das hat das RG.: RGSSt. 67, 3 näher dargelegt. 


Daß hier nicht der Angekl. ſelbſt, ſondern der bisherige 
Wahlverteidiger bei Niederlegung der Verteidigung den An⸗ 
trag geſtellt und dieſen auf §S 141 StPO. geſtützt hat, ſteht 
der Annahme nicht entgegen, daß auch hier ein Fall der not⸗ 
wendigen Verteidigung vorlag. Für einen Mißbrauch des 
Rechts des Angekl. beſteht kein Anhalt. 

W. 


(2. Sen. v. 19. Juni 1933; 2 D 621/33.) 

14. 88 141, 138 Ziff. 5 StPO. Hat fi der An⸗ 
gekl. ſchon vor dem SchöffG. damit einverſtanden 
erklärt, daß ohne ſeinen Verteidiger verhandelt 
werde, und hat er in der Berufungsverhand⸗ 
lung trotz Fehlens feines — tatſächlich nicht ge⸗ 
ladenen — Verteidigers keinen Vertagungs⸗ 
antrag geſtellt, ſo kann hierin kein Verzicht auf 
Zuziehung des Verteidigers erblickt werden. 5) 


Durch Beſchl. des AG. iſt dem Angekl. auf ſeinen An⸗ 
trag ein Verteidiger beſtellt worden. Dieſem iſt die Ladung 
zu der auf den 20. Dez. 1930 anberaumten Hauptverhandlung 
vor dem Schöff®. erſt am 20. Dez. zugeſtellt worden. Bei 
Aufruf der Sache iſt nur der Angekl. erſchienen; er hat ſich 


Zu 14. Der Entf. iſt zuzuſtimmen. 

Die Beſtellung des Verteidigers ſeitens des AG. auf Antrag 
des Angekl. gem. § 141 StPO. war nicht zurückgenommen, alſo 
wirkſam geblieben. Selbſt Zurücknahme des Antrags würde an dieſer 
fortdauernden Wirkſamkeit nichts ändern. Denn wie die Beſtellung 
auch von Amts wegen möglich iſt, ſo kann ſie trotz Rücknahme des 
Antrags von Amts wegen feſtgehalten werden, und in der Nicht⸗ 
rücknahme ſeitens des Gerichts liegt ihre Aufrechterhaltung. Demnach 
durfte im Termin v. 20. Dez. 1930 ohne Anweſenheit des Verteidigers 
nicht verhandelt werden (8 145 StPO.). 

Es fragt ſich nun, ob in der Erklärung des Angekl. in dieſem 
Termin vor Eintritt in die Verhandlung, er ſei damit einverſtanden, 
daß ohne ſeinen Verteidiger verhandelt werde, ein wirkſamer Ver⸗ 
zicht auf die Rüge des an fich gegebenen Prozeßverſtoßes (8 338 
Ziff. 5 StPO.) zu finden war. Auch die ſog abſoluten Reviſionsgründe 
des § 338 bedürfen in der Rev Inſt. der Rüge ſeitens des Beſchw§., 
ſind daher nicht ſchlechthin unverzichtbar. Es iſt anzunehmen, daß ein 
in der erſten oder in der Ber Inſt. erklärter Verzicht des Angekt. 
auf Anweſenheit des nach 8 141 beſtellten Verteidigers, wenn die Be⸗ 
ſtellung auf Antrag des Angekl. hin erfolgt war, die Beachtung des 
Mangels in der nachfolgenden RevInſt. ausſchließt, die Urteilsvoraus⸗ 
ſetzung des 8338 Ziff. 5 alſo inſofern dispoſitiv ift, während gegen⸗ 
über einer Beſtellung von Amts wegen eine ſolche Dispoſition nicht 
Raum hätte, die Beſtellung alſo, wenn nicht zurückgenommen, auch 
im Hinblick auf das Rügerecht in der Rev Inſt. ihre volle Kraft be⸗ 
hielte. In dieſem Sinne auch NG.: Goltd Arch. 51, 52, eine Entſch., 
deren Begr. freilich nur zum Teil gebilligt werden kann. 

In der BerInſt. iſt gegenüber gleichem Verſtoße in der erſten 
Inſtanz die Rechtslage inſofern eine andere, als die Ber. zwar auf 
beſtimmte Beſchwerdepunkte i. S. von Urteilsbeſtandteilen, aber nicht 
auf beſtimmte Beſchwerdegründe beſchränkbar iſt (8 318 StpoO.). 
Es geht jedoch viel zu weit, vom BG. zu verlangen, daß es ſtets die 
Legalität des ganzen erſtinſtanzlichen Verfahrens von Amts wegen 
nachprüfe (Löwe⸗Roſenberg zu 8328 Bem. 5), es hat vielmehr 
nur ſolche prozeſſuale Mängel zu beachten, auf die entweder der 
VeſchwF. ſich berufen hat oder die im Verkennen des Fehlens oder 
des Vorhandenſeins einer Prozeß⸗ oder Urteilsvorausſetzung gründen. 
Und auch inſofern ergibt ſich noch eine weitere Beſchränkung dahin, 
daß eine Urteilsvorausſetzung für das erſtinſtanzliche Verfahren vom 
Bert. nicht nachzuprüfen ift, ſoweit fie dispoſitiven Charakter hat, 
wenn der BeſchwF. in der erſten Inſtanz auf die Beachtung des 


ausweislich der Verhandlungsniederſchrift vor Eintritt in die 
Verhandlung „damit einverſtanden erklärt, daß ohne ſeinen 
Verteidiger verhandelt wird“. Der Verteidiger iſt erſt nach 
der Vernehmung des Angekl. erſchienen. Der von der Rev. 
gerügte Mangel des ſchöffengerichtlichen Verfahrens, daß we⸗ 
ſentliche Prozeßhandlungen in Abweſenheit des gem. 8141 
StPO. beſtellten Verteidigers ſtattgefunden haben, iſt im 
Berufungsverfahren nicht erörtert. Deshalb kann er in der 
RevInſt. nicht mehr gerügt werden (RGSt. 59, 299). 

Zur Hauptverhandlung vor dem BG. iſt der Verteidiger 
weder geladen noch erſchienen. Die Rev. muß Erfolg haben, 
ſoweit fie ſich auf Verletzung des 8 338 Ziff. 5 StPO. 
ſtützt. Die im erſten Rechtszuge gem. § 141 StPO. ohne Ein- 
ſchränkung (RGSt. 62, 22) erfolgte Beſtellung des Ver⸗ 
teidigers iſt nicht zurückgenommen (8143 StPO.), alſo bis 
zum Erlaß eines rechtskräftigen Urt. in Kraft geblieben 
(RGSt. 40, 61). Weder darin, daß der Angekl. vor dem 
SchöffGG. ſich damit einverſtanden erklärt Hatte, daß ohne 
ſeinen Verteidiger verhandelt wurde, noch darin, daß der 
Angekl. vor dem BG. trotz der Abweſenheit ſeines Verteidigers 
keinen Vertagungsantrag geſtellt hat, kann ein wirkſamer 
Verzicht auf Zuziehung des Verteidigers für die Verhandlung 
vor dem BG. geſehen werden. Die Verhandlung ohne An⸗ 
weſenheit des gem. 8 141 StPO. beſtellten Verteidigers bildet 
einen unbedingten Rev Grund i. S. des 8 338 Ziff. 5 StPO., 
der zur Aufhebung des Urt. führen muß. 

(2. Sen. v. 22. Juni 1933; 2 D 473/33.) W.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 5 40 GBO. Ausnahme von $ 40 Abſ. 1 G0. zu⸗ 
gunſten des Eigentümerhypothekars. 7) 

Wie das KG. in ſtändiger Rſpr. (vgl. Kc J. 45, A 282) ange⸗ 
nommen hat, iſt zwar, wenn durch eine Eintragung das Recht des 
Eigentümerhypothekars betroffen wird, dem § 40 Abſ. 1 G80. da⸗ 
durch genügt, daß der Gläubiger als Eigentümer im Grundbuche ein⸗ 
getragen iſt. Handelt es ſich dagegen, wie hier, um eine Umwandlung 


Mangels verzichtet hatte. Sonach würde im gegebenen Falle der Berg. 
nicht in der Lage geweſen ſein, den Mangel der Anweſenheit des 
Verteidigers in der erſtinſtanzlichen Verhandlung gem. 8 328 Abf. 2 
SPD. zu beachten. 

In der Hauptverhandlung vor dem BG. war der beſtellte Ver⸗ 
teidiger wiederum nicht erſchienen. Aus dieſem Grunde hat mit vollem 
Rechte das RG. das BU. aufgehoben. Die Verzichtserklärung vor 
dem Shöff®. wirkte nicht für die Ber Inſt., die ein judicium novum 
ergab, und die bloße Nichtſtellung eines Vertagungsantrags ſeitens 
des Angekl. in der Berufungsverhandlung wirkte nicht als Verzicht. 


Prof. Dr. Dr. Friedrich Oetker, Würzburg. 


Zu 1. Das KG. hat wiederholt (zuletzt Ic. 1, 487) aus⸗ 
geſprochen, daß die Eintragung des Eigentümers nach $ 40 G80. 
nicht erforderlich iſt, wenn er über eine ihm als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld zugefallene Eigentümerhyp. verfügen will. Ihm folgen Hoe⸗ 
niger⸗Weißler, Anm. 14 zu 5 40 und mit anderer Begr. 
Güthe⸗Triebel, Aum. 14 zu 8 40 GBO. Die vorſtehende Entſch. 
zeigt aber ebenſo wie KJ. 45, A 285, daß das KG. die Eintragung 
des Eigentümers als Inhaber des zur Eigentümergrundſchuld ge⸗ 
wordenen Fremdrechts unter Umſtänden doch wieder für erforderlich 
hält, wenn der Eigentümer über ſein Recht unter Umwandlung ver⸗ 
fügt. Inſofern macht es zu dem zunächſt ausgeſprochenen Grundſatz 
eine Einſchränkung, die im Schrifttum bisher zu wenig beachtet worden 
iſt. So nehmen vor allem Brand⸗ Schnitzler, 5. Aufl., S. 269 
offenbar an, daß die Eintragung des Eigentümers in den gedachten 
Fällen ſtets unterbleiben könne. 

Andererſeits ergibt die Begr. des vorſtehenden Beſchl. ebenſo 
wie KON. 45, A 285, daß die vorherige Eintragung des Eigen⸗ 
tümers nur in gewiſſen Fällen der Umwandlung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld für erforderlich gehalten wird. Wenn das KG. die vor⸗ 
herige Eintragung des Eigentümers deswegen für notwendig hält, 
weil es eine Umwandlung einer Hyp. in eine Hyp. gleicher Art 
nicht gebe, ſo iſt daraus zu entnehmen, daß die vorherige Ein⸗ 
tragung des Eigentümers nach 8 40 GBO. nur dann erforderlich 
fein ſoll, wenn die durch die Umwandlung entſtehende neue Fremdhyp. 
in ihrer Art wieder der vor dem Entſtehen der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld vorhandenen Fremdhyp. entſpricht, z. B. der Eigentümer er⸗ 
wirbt durch Befriedigung des Gläubigers eine Darlehenshyp. als 
Eigentümergrundſchuld und tritt dieſe unter Umwandlung in eine 
Darlehenshyp. ab, oder er erwirbt eine Höchſtbetragshyp. als Eigen⸗ 
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der zur Grundſchuld gewordenen Eigentümerhyp. verbunden mit der 
Abtretung des dinglichen Rechts, ſo genügt nicht der Umwandlungs⸗ 
und Abtretungsvermerk, ſondern es muß auch gebucht werden, daß 
die Hyp. als Grundſchuld auf den Eigentümer übergegangen war. 
Denn andernfalls wäre der Vermerk der Abtretung unter Umwand⸗ 
lung in eine Höchſtbetragshyp. unverſtändlich, da es eine Umwand⸗ 
lung einer Hyp. in eine Hyp. gleicher Art nicht gibt (vgl. auch 
KGJ. 40, A 268; 39, A 240). 
(KG., Beſchl. v. 4. Nov. 1932, 12 X 1236/32.) 
* 


tümergrundſchuld und tritt dieſe unter Umwandlung in eine Höchſt⸗ 
betragshyp. ab. 

Von der Grundeinſtellung des KG. ausgehend beſteht auch nur 
in Fällen der ebenerwähnten Art ein Bedürfnis, den Eigentämer als 
vorübergehenden Inhaber des Eigentümerrechts einzutragen. Zur 
beſſeren Überſicht mögen folgende Fälle dienen: 

1. Darlehenshyp. — Eigentümergrundſchuld — Sicherungshyp.; 
2. Darlehenshyp. — Eigentümergrundſchuld — Darlehens hyp. 

Verfügt der Eigentümer über die ihm zugefallene Eigentümer⸗ 
grundſchuld unter Umwandlung wie im Falle 1, fo lautet der Ein⸗ 
trag lediglich: „umgewandelt in eine Sicherungshyp. und abge⸗ 
treten ... Diefe Eintragung iſt ohne weiteres verſtändlich, es kann 
angenommen werden, daß der frühere Gläubiger die Darlehenshyp. 
unter Umwandlung in eine Hyp. anderer Art (§ 1186 BGB.) an den 
neuen Gläubiger abgetreten hat. Würde auch im Falle 2 nur ein⸗ 
getragen: „umgewandelt in eine Darlehenshyp. und abgetreten ..“, 
ſo müßte der Eintrag hier im Gegenſatz zu dem zunächſt behandelten 
Falle unverſtändlich bleiben. Aus dem Eintrag würde ſich ergeben, 
daß eine Darlehenshyp. in eine Darlehenshyp. umgewandelt worden 
iſt, was der Laie für wirtſchaftlich unſinnig, der Rechtskundige im 
Hinblick auf § 1186 BGB. für falſch halten müßte. Hier muß im 
Gegenſatz zu dem zunächſt behandelten Falle aus dem Eintrag er⸗ 
ſichklich fein, daß nicht die urſprüngliche Darlehenshyp., ſondern die 
daraus entſtandene Eigentümergrundſchuld wiederum in eine Dar⸗ 
lehenshyp. umgewandelt worden iſt. Das geſchieht durch die Ein⸗ 
tragung des Eigentümers als Zwiſchenberechtigtem. 

Es läßt ſich mithin aus der Rſpr. des KG. folgender Grundſatz 
ableiten: Der Eigentümer braucht bei der Verfügung über eine ihm 
als Grundſchuld zufallende Eigentümerhyp. nur dann gem. 8 40 
GBO. als Zwiſchenberechtigter eingetragen zu werden, wenn er über 
die Eigentümergrundſchuld verfügt unter Umwandlung in eine 
Hyp., die in ihrer Art dem urſprünglich e ingetrage⸗ 
nen Fremdrecht entſpricht. 

Hat der Eigentümer eine echte Eigentümerhyp. erworben, über 
die er unter Umwandlung verfügen will, ſo iſt ſeine Eintragung 
allerdings ſtets entbehrlich. In dem erſten der angef. Fälle würde, 
wenn an der Stelle der Eigentümergrundſchuld eine echte Eigen⸗ 
tümerhyp. entſtanden iſt, wieder angenommen werden können, der 
frühere Fremdgläubiger habe ſein Recht unter Umwandlung in eint 
Hyp. anderer Art an den neuen Gläubiger abgetreten. Im zweiten 
Falle wäre bei Entſtehen einer echten Eigentümergrundſchuld über⸗ 
haupt nur die Abtretung einzutragen. Einer Umwandlung bedarf 
es hier nicht, damit entfällt das Bedenken, das ſich oben aus der 
Eintragung der Umwandlung ohne gleichzeitige Eintragung des 
zwiſchenberechtigten Eigentümers ergeben mußte. 

Amts⸗ u. Land R. Dr. Beyer, Halle a. d. S. 


beſchluſſe nicht als beſtehenbleibend aufgefü i ien fie, ſo⸗ 
chluſſe ı geführt ſeien, ſeien ſie, ſo⸗ 
ar Nie die (verſteigerten) %/s Anteile des C. belaſteten, eben. 
ea den 8 der Witwe J. ſeien ſie beſtehen geblieben. Grund⸗ 
tränſtbarkeiten ſeien aber Gebrauchs⸗ und Benutzungsrechte und 
mäfen daher das Grundſtück unmittelbar. Gegenſtand einer Grund⸗ 
enfebarteit könne mithin nur ein Grundſtück, nicht dagegen der 
tige eines Grundſtücks fein. Die Natur der Grunddienſtbar⸗ 
mache es unmöglich, daß diefes Recht an einem Bruchteile be⸗ 
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2. Grunddienſtbarkeiten, die bei einer Bruchteils⸗ 
zwangsverſteigerung auf den nicht mitverſteigerten Bruch- 
teilen beſtehen bleiben, find i. ©. des § 54 Abſ. 1 Satz 2 
GVO. nach ihrem Inhalte unzuläſſig, jo daß fie der Amts⸗ 
löſchung unterliegen. f) 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Nov. 1932, 1 X 724/32.) 

Abgedr. JW. 1933, 626. 


* 


ſtehe. Die Grunddienſtbarkeiten, wie ſie nach dem Erlöſchen und 
Löſchen auf dem „ Anteile des C. beſtehen geblieben ſeien (seil. 
auf den der Witwe J.), erwieſen ſich hiernach i. S. des § 54 
Abſ. 1 S. 2 GBO. als nach ihrem Inhalte unzuläſſig und damit 
rechtlich wirkungslos, ſo daß ſie der Amtslöſchung unterlägen. 

Iſt der erſte Satz dieſer Begr. richtig? 

Der Entw. J zum BGB. enthielt in § 968 folgende Beit.: 
„Eine Grunddienſtbarkeit kann nach Bruchteilen weder begründet 
noch aufgehoben werden.“ 

Die Motive zu § 968 (Bd. 3, 482, bei Mugdan III, 269) 
bemerken dazu: „Der Entwurf glaubt zwar, das Prinzip der 
Unteilbarkeit nicht unmittelbar ..., aber doch eine wichtige Kon⸗ 
ſequenz derſelben ausſprechen zu ſollen, welche einen Rückſchluß 
auf das Prinzip geſtattet. Daß eine Grunddienſtbarkeit nicht an 
einem Bruchteile beſtellt werden kann, ergibt ſich aus dem 
Inhalte derſelben.“ In der zweiten Kommiſſion war beantragt 
(Prot. S. 3900/01, bei Mugdan III, 733): 

1. den § 968 zu ſtreichen, 

2. ihn ſo zu faſſen: 

An dem Bruchteile von einem Grundſtücke oder zu⸗ 
gunſten des Bruchteils von einem Grundſtücke kann eine 
Grunddienſtbarkeit weder begründet noch aufge- 
hoben werden. 

Die Kommiſſion beſchloß, den § 968 zu ſtreichen. Aus der 
Begr. geht hervor, daß ſie nicht nur den § 968, ſondern auch deſſen 
beantragte neue Faſſung für richtig, das Aufnehmen einer ſolchen 
Belt. in das Geſetz aber für unnötig gehalten hat. Denn fie jagt: 
daß eine Grunddienſtbarkeit nach Bruchteilen (gemeint iſt hier 
erſichtlich ſowohl ſubjektiv zugunſten eines Grundſtücks, wie ob⸗ 
jektiv an einem Grundſtücke) weder begründet noch auf⸗ 
gehoben werden könne, folge ſchon aus dem Begriffe der Ser⸗ 
vitut, welche ſtets das Grundſtück als ſolches ergreife. 

Hiernach wird man vielleicht doch vielmehr ſagen dürfen: 
Grunddienſtbarkeiten erlöſchen durch den Zuſchlag bloß eines 
Anteils an einem Grundſtücke nicht, weil an einem Bruchteile 
fie wie nicht aufgehoben werden, jo auch nicht erlöſchen konnen. 
Und die §s 52, 91 Abſ. 1 ZwVerſtG. ſeien deshalb zu verſtehen 
von dem Erlöfhen nur folder Rechte, deren Erlöſchen nach 
ihrer rechtlichen Natur überhaupt möglich und nicht viel⸗ 
niehr — wie hier bei der Verſteigerung eines Bruchteils am 
Grundſtücke — wegen ihrer Unteilbarkeit unmöglich ſei. 

Das KG. hat eine ſolche Erwägung: ob nicht der Vollſtrek⸗ 
kungsrichter das Beſtehenbleiben der Grunddienſtbarkeiten 
als Verſteigerungsbedingung hätte feſtſetzen müſſen, auch ſchon 
in den Kreis ſeiner Erörterungen gezogen. Es ſtößt ſich jedoch 
daran, daß der Zuſchlagsbeſchluß ſie nicht als beſtehenbleibende 
aufführe. Eine ſolche Aufnahme in die Verſteigerungsbedingungen 
wäre — mangels Vereinbarung der Beteiligten — aber nur 
denkbar als geſetzliche Verſteigerungsbedingung, wenn der 
Vollſtreckungsrichter das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit am 
Bruchteile für unmöglich anſieht, und ſie wäre unnötig, wenn 
auch ſehr empfehlenswert, falls der § 91 Abſ. 1 ZwBerft®. fo ver⸗ 
ſtanden wird, wie es hier geſchehen iſt. Einer Aufnahme in den 
Zuſchlagsbeſchluß bedürfen die geſetzlichen Verſteigerungs⸗ 
bedingungen trotz § 82 a. a. O. nicht (Jaeckel⸗Güthe“, S. 338 
Anm. 5 zu § 82). Nach alledem hätte das GBA. alſo wohl doch 
richtiger die Löſchung auf dem nicht verſteigerten Anteile ab⸗ 
lehnen ſollen, weil inſoweit dem Verſteigerungsrichter die Zu⸗ 
ſtändigkeit zu dem Löſchungserſuchen fehlte. Und das Erſuchen, die 
Grundgerechtigkeiten auf dem verſteigerten Anteile zu 
löſchen, hätte es mit der Begr. ablehnen ſollen, daß Grunddienſt⸗ 
barkeiten unteilbar ſeien, aljo auf einem Grundſtücks anteile 
nicht erlöſchen, mithin auf ihm allein auch nicht gelöſcht werden 
könnten. Dann wäre folgerecht auch der vom LG. angeordnete 
Widerſpruch zu Recht eingetragen. 

Wägt man ſchließlich die Nachteile gegeneinander ab, die in 
dem einen und dem andern Falle für den betreibenden Gläubiger, 
für den Erſteher und für die Grunddienſtbarkeitsberechtigten er⸗ 
wachſen können, ſo ſieht man folgendes: der betreibende Gläubiger 
würde durch die hier vertretene Anſicht nicht unbillig benachteiligt. 
Zwar eine Verſteigerung, die damit ſchlöſſe, daß ſie die ſeinem 
Rechte im Range nachſtehende Grundgerechtigkeit beſtehen ließe, 
würde wahrſcheinlich einen geringeren Erlos ergeben als eine Ver⸗ 
ſteigerung, bei der die Grunddienſtbarkeit wegfiele. Er hätte dieſen 
Nachteil aber — falls ſein Recht auf dem ganzen Grundſtücke 
laſtete — dadurch vermeiden können, daß er das ganze Grundſtück 
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3. 859 Aufl®ebO. v. 22. Dez. 1930 (G S. 299); 8 7 
A bſ. 1 Ziff. 1 PrGͤKG. Eintragungen, die auf Grund der 
preußiſchen Auflöſungsgeſetzgebung nach dem Inkraft⸗ 
treten der AuflGebO. auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde 
im Grundbuch erfolgen, ſind ausſchließlich dann gebühren⸗ 
frei, wenn fie einen der in 8 59 Abſ. 3 Aufl Geb. bezeich⸗ 
neten Gegenſtände betreffen. 

Der BeſchwF. macht in erſter Linie Gebührenfreiheit der 
betr. Eintragungen aus 87 Abf. 1 Ziff. 1 Pr. geltend. Er 
meint, daß alle mit der Bildung des Waldgutes zuſammenhängen⸗ 
den ſachenrechtlichen Vorgänge eine untrennbare Einheit darſtell⸗ 
ten, daher koſtenrechtlich nicht verſchieden behandelt werden könn⸗ 
ten, ſondern ebenſo wie die in § 59 Abſ. 3 Ziff. 2 Auflcßeb O. nur 
beiſpielsweiſe genannte Eintragung des Waldgutes auf Erſuchen 
der Auflöſungsbehörde gebührenfrei im Grundbuch einzutragen 
ſeien. Allerdings hat der Sen. früher einen ähnlichen Standpunkt 
eingenommen. Zunächſt hat er in dem Beſchl. v. 16. Jan. 1925 
(IFG. EraBd. 3, 210) die auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde 
vermerkte Löſchung des Fideikommißvermerks und die Eintragung 
des Schutzforſtvermerks unter Anwendung von 87 Abſ. 1 Ziff. 1 
PIORG. für gebührenfrei erklärt. In Ausdehnung der dort 
entwickelten Grundſätze hat er ſodann in dem Beſchl. v. 17. Okt. 
1930 (JFG. ErgBd. 11, 200) entſchieden, daß für die auf Erſuchen 
der Auflöſungsbehörde erfolgte Eintragung der kurheſſiſchen Haus⸗ 
ſtiftung als Eigentümerin früher zum Hausvermögen gehöriger 
Grundſtücke Gebühren nach der genannten Vorſchr. nicht zu er⸗ 
heben ſeien, weil dieſe Stiftung, wenn auch nicht ausſchließlich, 
ſo doch zu einem erheblichen Teile öffentliche Intereſſen verfolge. 
Schließlich hat er in dem Beſchl. v. 3. Febr. 1931 (la X 308/31) 
auch die mit der Auflöſung eines Familienfideikommiſſes zuſam⸗ 
menhängenden Eintragungen des Fideikommißfolgers als freien 
Eigentümers und der zur Sicherſtellung der verſorgungsberech⸗ 
tigten Familienmitglieder dienenden Laſten aus denſelben recht⸗ 
lichen Erwägungen für gebührenfrei erklärt. Alle dieſe Entſch. 
aber betrafen Eintragungen, die vor dem Inkrafttreten der Aufl- 
GebO. v. 22. Dez. 1930 (GS. 299) erfolgt find. 

Durch die genannte VO. hat ſich nämlich die Rechtslage 
grundlegend geändert. § 59 Abſ. 1 daſelbſt verweiſt zwar für 
Verrichtungen, die die Auflöſungsgeſetze den Gerichten übertragen, 
auf die geltenden Gerichtskoſtengeſetze. § 59 Abſ. 3 daſelbſt aber 
regelt die Fälle der Gebührenfreiheit für die Auflöſungsgeſetz⸗ 
gebung abſchließend. Alle anderen dort nicht genannten Eintra⸗ 
gungen ſind alſo grundſätzlich gebührenpflichtig, ſelbſt wenn ſie 
auf Erſuchen der Auflöſungsbehörde erfolgen. Dafür ſpricht auch 
der § 216 Abſ. 3 ZwAuflG., der ausdrücklich beſtimmt, daß die 
Koſten der nach dieſem Geſetz erforderlichen Sicherſtellung eines 
Gläubigers (5 133 daſelbſt), insbeſ. eines Angeſtellten (8 116 


zur Verſteigerung brachte. Haftet ſein Recht aber nur auf dem ver⸗ 
ſteigerten Bruchteile, dann muß er auch den Nachteil in Kauf 
nehmen, den die Verſteigerung eines Bruchteils eben geſetzlich mit 
ſich bringt. Gewichtiger ſchon wäre die Benachteiligung des Er⸗ 
ſtehers, der durch den Wortlaut des 8 52 ſich hätte verleiten laſſen, 
mit dem Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit auf dem erſtandenen 
Bruchteile zu rechnen. Aber er leidet den Schaden, wie jeder ihn 
leiden muß, der ſich über die Tragweite einer geſetzlichen Beſt. 
geirrt hat in einem Sonderfalle, für den ſie nicht ohne weiteres 
erkennbar war. Alle dieſe denkbaren Benachteiligungen wären 
gering gegen den Schaden, den bei anderer Beurteilung der Sach⸗ 
lage die ihre Rechte ganz verlierenden Grunddienſtbarkeitsberech⸗ 
tigten erleiden würden. 

Gewiß, eine ausdrückliche Vorſchr., daß bei einer Bruch⸗ 
teilsverſteigerung eine beim Geringſtgebot nicht berückſichtigte 
Grunddienſtbarkeit beſtehen bleibe, enthält bas Geſetz nicht. Aber 
ebenſowenig enthält es eine Vorſchr., wonach bei einer ſolchen Ver⸗ 
ſteigerung die Grunddienſtbarkeit nicht bloß auf dem verſteigerten 
Bruchteile erlöſchen ſolle, ſondern auf dem ganzen Grundſtücke. Es 
muß alſo eine Löſung gefunden werden, die den geſetzgeberiſchen 
Gedanken gerecht wird, die den zu gleicher Zeit in Kraft getretenen 
Geſetzen, dem BGB. und dem ZmBerjt®., zugrunde liegen. 

Mit der hier vertretenen Auffaſſung würde ſich auch der 
Zweifel erledigen, ob denn eine von vornherein nach ihrem In⸗ 
halte zuläſſige Eintragung (wie hier die Grunddienſtbarkeit) 
durch eine ſpätere Eintragung (hier die Löſchung auf dem / 
Bruchteile) zu einer unzuläſſigen i. S. des 854 GBO. zu werden 
bermöge. Ob man nicht vielmehr ſagen müßte, hier ſei die Lö⸗ 
chung auf dem / Bruchteile die „nach ihrem Inhalte unzuläſ⸗ 
ſige feigen und daher gerade dieſe Löſchungseintragung 
zu beſeitigen. 

Es darf ſchließlich auf Art. 6 Ausf®, z. ZwVerſtG. hinge⸗ 
wieſen werden. Handelte es ſich um alte Grunddienſtbarkeiten 
aus der Zeit vor dem 1. Jan. 1900, dann würden ſie — auch wenn 
Nichtberückſichtigung bei Feſtſtellung des Geringſtgebots (Faek⸗ 
kel⸗Güthe« S. 734 Anm. 8). 

Geh. IR. Brachvogel, Schweinitz a. d. Elſter. 
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Abf. 2 daſelbſt), eines Abfindungs⸗ oder Verſorgungsberechtigten 
(88 72 Abf. 1, 93 Abf. 2 daſelbſt) dem Vermögen zur Laſt fallen, 
alſo von dem Beſitzer einzufordern ſind (ebenſo Bart cher⸗ 
Drinnenberg⸗Wenz, 7. Aufl., 87 Anm. 24e 0 h)h 
Die Vorinſtanzen haben daher die Eintragung der Fideikommiß⸗ 
folger als freie Eigentümer, ſowie die Eintragungen des Nieß⸗ 
brauchs der bisherigen Fideikommißbeſitzer und der Witwenrenten 
mit Recht für gebührenpflichtig erachtet. 

(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 9. Juni 1933, 1a X 303— 309/33.) 

Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Kechtsentſcheide in pachtſchutzſachen. 
Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. 5 7 Satz 2 PrPachtſchoO., wonach die Vereinbarung 
ſchieds richterlicher Entſch. zuläſſig iſt, gilt auch für den 
Pächterſchutz nach dem Ref. v. 22. April 1933, 

Kap. 3 NotVO. über landwirtſchaftliches Vermittlungsver⸗ 
fahren, Vollſtreckungsſchutz und Pächterſchutz v. 27. Sept. 1932 iſt 
mit ſofortiger Wirkung durch das Geſ. über Pächterſchutz v. 
22. April 1933 erſetzt worden. Daher iſt bei der Beantwortung 
der Rechtsfrage von dieſem Geſetz auszugehen. Nach §7 des Ge⸗ 
ſetzes beſtimmen ſich Zuſtändigkeit und Verfahren vor den PER. 
als den Pächterſchutzſtellen nach den Vorſchr. für Pachtſchutzſachen. 
Das LG. meint, die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. fei 
unbeachtlich, weil im Geſetze nur von dem PEN, die Rede ſei und 
die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. nicht die Zuſtändig⸗ 
keit berühre, ſondern ein Prozeßhindernis ſchaffe, deſſen Zulaſſung 
durch die im Geſetz enthaltene Ermächtigung, über Zuſtändigkeit 
und Verfahren Beſt. zu treffen, nicht gedeckt ſei. Dieje Bedenken 
greifen nicht durch. 5 

Zunächſt enthält §7 Pachtſch c keine Ermächtigung an die 
Länder, Zuſtändigkeit und Verfahren zu regeln, ſondern übernimmt 
die für die Pachtſchutzſachen in dieſer Hinſicht getroffene Regelung, 
und zwar, da die RPachtſchO. nicht unmittelbar gilt, in der auf 
Grund der RPachtſchO. im einzelnen Lande durch die LPachtſchO. 
geſchaffenen Geſtalt. Im übrigen iſt die Vorſchr. des § 7 Satz 2 
PrpachtſchO., wonach die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. 
zuläſſig iſt, nicht von der oberſten Landesbehörde Preußens neu 
geſchaffen, ſondern gibt nur die zwingende Beſt. des §4 Satz 2 
RPachtſchO. wieder. 

Die Anwendbarkeit des 87 Satz 2 PrpachtſchO. im Pächter⸗ 
ſchutzverfahren hängt daher allein davon ab, ob § 7 Satz 2 eine 
Vorſchr. über die Zuſtändigkeit oder das Verfahren enthält. Wenn 
die Vereinbarung d iedsrichterlicher Entſch. zugelaſſen wird, fo 
gibt dies die Möglichkeit der prozeßhindernden Einrede des Schieds⸗ 
vertrages. Mit dieſer Einrede wird nicht die Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges, ſondern die Zuſtändigkeit einer anderen Stelle als 
der ſonſt zuſtändigen geltend gemacht, nämlich des durch Verein⸗ 
barung der Vertragsteile geſchaffenen Schiedsgerichts an Stelle 
des PEA. §7 Satz 2 PrpachtſchO. enthält alſo eine Vorſchr. über 
die Zuständigkeit und iſt, da in keiner Weiſe erſichtlich iſt, daß 87 
Pachtſchc. die Anwendbarkeiten der Vorſchr. über die Zuſtändig⸗ 
keit auf die Vorſchr. über die örtliche Zuſtändigkeit beſchränkt, 
auch in Pächterſchutzverfahren anwendbar. Dem ſteht nicht ent⸗ 
gegen, daß §7 Satz 2 PrpachtſchO. nicht im Abſchnitte über das 
Verfahren, jondern in dem über das Pachtſchutzrecht ſteht. Denn 
87 PrpachtſchO. enthält im weſentlichen materiellrechtliche 
Vorſchr., nämlich die Beſt., daß die Beteiligten auf die Rechte 
aus der PachtſchO. nicht verzichten und an die Ausübung der 
Rechte nicht Nachteile knüpfen können, und läßt hierbei die ver⸗ 
fahrensrechtliche Ausnahme zu, daß die Vertragsteile an die Stelle 
des BEN. ein Schiedsgericht ſetzen können. Daher wären, ſelbſt 
weun man nach §7 Pachtſchcz. nur die Beſt. der PachtſchO. über 
örtliche Zuſtändigkeit für anwendbar hielte, die Vorſchr. der Zu⸗ 
laſſung der Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. doch als ver⸗ 
fahrensrechtliche Regelung auch im Pächterſchutzverfahren anwend⸗ 
bar. Schließlich unterſcheiden ſich Pächterſchutzſachen von Pacht⸗ 
e der Wichtigkeit und Eilbedürftigkeit nicht 
grundſätzlich. ’ 

87 Satz 2 PrpachtſchO., wonach die Vereinbarung ſchieds⸗ 
richterlicher Entſch. zuläſſig iſt, gilt daher auch für den Pächter⸗ 
ſchutz nach dem Reichsgeſ. v. 22. April 1933 (ebenſo für Kap. 3 
der NotVO. v. 27. Sept. 1932 Lippmann, Verpächter 1933, 
23 und für das Pachtſchc. v. 22. April 1933 Zimmerle, 
Landw. Pachtbetr. 1933, 38). 

Eine andere Frage iſt es, ob die im Pachtvertrage enthal⸗ 
tene Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. ſich auch auf das 
Pächterſchutzverfahren oder nur auf andere Streitigkeiten aus dem 
Pachtvertrage, insbeſ. auf den Streit über die Höhe der Leiſtungen 
des Pächters bezieht. Dies iſt eine hier nicht zu entſcheidende Aus⸗ 
legungsfrage des Einzelfalls. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 29. Mai 1933, 17 Y 19/33.) 
* 
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2. 8 7 Prpachtſcho. Eine Zwiſchenentſch., durch die 
das PA. die Einrede der Vereinbarung ſchiedsrichter⸗ 
licher Entſch. verwirft, iſt unverbindlich und nicht mit 
einem Rechtsmittel anfechtbar. 

Nach § 28 PrpachtſchO. iſt § 146 ZPO. über die Beſchrän⸗ 
kung der Verhandlung auf einzelne Angriffs⸗ und Verteidigungs⸗ 
mittel, alſo auch auf eine prozeßhindernde Einrede, entſprechend 
anzuwenden. § 275 3PO., der die Anfechtung der Entſch. zuläßt, 
durch die eine prozeßhindernde Einrede verworfen wird, iſt aber 
in der PachtſchO. nicht für entſprechend anwendbar erklärt. Der 
Verpächterin iſt zwar darin beizupflichten, daß die Nichtzulaſſung 
einer Anfechtung der Entſch., durch die eine prozeßhindernde Ein⸗ 
rede für unbegründet erklärt wird, u. UI. zu Zeitperluſt und un⸗ 
nötigen Koſten führen kann, da die Möglichkeit beſteht, daß das 
PEN. ein umfangreiches und koſtſpieliges Verfahren durchführt, 
obwohl dies überflüſſig wird, wenn ſpäter die Berechtigung der 
Einrede anerkannt wird. Dieſer Geſichtspunkt allein kann aber 
nicht zur entſprechenden Anwendung des 5275 ZPO. im Pacht⸗ 
ſchutzverfahren führen. Das wäre nur dann begründet, wenn $ 275 
einen allgemeinen verfahrensrechtlichen Grundſatz enthielte, der 
infolge feiner allgemeinen Bedeutung einer Erwähnung in $ 28 
PrpPachtſchO. nicht bedurft hätte. Dies iſt aber entgegen der An⸗ 
Sr der Verpächterin nicht der Fall. Vielmehr ſteht die beſtimmte 

affung des §29 PrpachtſchO., der ein Rechtsmittel nur gegen 
Endentſch. des PEA. zuläßt, dem entgegen, den §S 275 ZPO. im 
Pachtſchutzverfahren entſprechend anzuwenden. Da Zwiſchenentſch. 
der hier vorl. Art durch die PachtſchO nicht zugelaſſen find, 
kommt einer ſolchen Entſch. auch keine Verbindlichkeit zu. Das 
Pachtſchutzgericht kann vielmehr eine von der Zwiſchenentſch. ab⸗ 
weichende Anſicht ohne weiteres ſeiner Entſch. zugrunde legen. 
Eine Zwiſchenentſch., durch die das PEN. die Einrede der Ver⸗ 
einbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. § 7 Satz 2 Prpachtſch O.) 
verwirft, iſt alſo unverbindlich und nicht mit einem Rechtsmittel 
anfechtbar. . j 

Bemerkt ſei ſchließlich, daß die Frage, ob über das Vor⸗ 
liegen der Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. das BEA. zu 
entſcheiden hat oder ob es dieſe Frage nach § 25 PrpachtſchDO. 
zur Entſch. des ordentlichen Gerichts ſtellen muß, mit Wage⸗ 
mann⸗ Marwitz, PachtſchO. 52, 53 (Vorbem. 1 b und c vor 
88 2—7), 189 (Bem. 1a zu § 25) dahin zu beantworten fein dürfte, 
daß das PGA. nach § 25 PrpPachtſchO. zu verfahren hat, da der 
Streit über die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſch. eine Strei⸗ 
tigkeit über den Inhalt des Vertrages darſtellt. 


(Kl., 17. ZivSen., RE. v. 29. Mai 1933, 17 Y 22/33.) 


* 

3. 825 PrPachtſchd. Iſt in einem Pachtſchutzver⸗ 
fahren ſtreitig, ob ein Beteiligter Pächter iſt, ſo hat das 
PE A. nach 8 25 PrPachtſchoO. zu verfahren. 

Das PEN. hat, abgeſehen von der beſonderen, für Heuer⸗ 
lingsverträge vorgeſehenen Ermächtigung, nur zwei Aufgaben, den 
wirtſchaftlichen und den geſellſchaftlichen Pachtſchutz, und zur Er⸗ 
reichung dieſer Aufgaben die Befugnis, die Leiſtungen aus dem 
Pachtvertrage anderweit feſtzuſetzen und die Dauer des Pachtver⸗ 
hältniſſes abzuändern. Nur den Streit der Beteiligten innerhalb 
dieſes Aufgabenkreiſes hat das PGA. zu entſcheiden. Beſteht dar⸗ 
über hinaus zwiſchen den Beteiligten auch Streit darüber, ob 
der Vertrag beſteht, deſſen Abänderung durch das BEA. begehrt 
wird, oder welchen Inhalt der Vertrag hat, ſo iſt dies ein Streit 
über den Grund des Anſpruchs i. S. des § 25 PrpachtſchO. Denn 
den Grund des Anſpruchs i. S. dieſer Vorſchr. betreffen alle die⸗ 
jenigen Streitigkeiten, die nicht zum eigentlichen Aufgabengebiet 
des BEN, gehören. Darunter fällt insbeſ. ein Streit darüber, wer 
Vertragsteil des Pachtverhältniſſes iſt, deſſen Vertragsbeſt. vom 
Ber. geändert werden ſollen (vgl. Wagemann⸗ Marwitz, 
PachtſchO., Bem. 1 zu § 25 S. 185 ff.). Denn die Entſch. des 
EA. hat zur Folge, daß fie nach § 56 PrpachtſchO. unter den 
arteien als Vertragsinhalt gilt. Der Antragſteller kann daher 
auf Grund der von ihm erwirkten Entſch. des BEN. nur dann 
dürgerlich⸗ rechtliche Folgen erzwingen, wenn das ordentliche Ge⸗ 
dicht demnächſt im bürgerlichen Rechtsſtreit anerkennt, daß die 
Veiſch. des BEN. zwiſchen den Vertragsteilen ergangen und, daher 
Vertragsinhalt geworden iſt. Es beſteht daher auch für das Pacht⸗ 
Ichutzverfahren die Vorausſetzung, daß ein Streit zwiſchen dem zur 
ache Berechtigten und dem zur Sache Verpflichteten vorliegt. 
rar andert es auch nichts, daß die Entſch. des PEA. nach 
Naar PrPachtſch O. nach billigem Ermeſſen zu erfolgen hat. Denn 
. für billiges Ermeſſen beſteht nur im Rahmen des Auf⸗ 
15 nkreiſes des PA., nicht aber hinſichtlich der bürgerlich⸗recht⸗ 
— Vorausſetzungen des Verfahrens, und zwar gilt dies ſowohl 
> ein Verfahren auf anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen aus 
And Pachtvertrage (§ 2 PrPachtſch O.) als auch für Verfahren auf 
5 Enie der Vertragsdauer (§ 3 ebenda). Der BeſchwF. glaubt 
Anſicht ach des LG. Lüneburg v. 31. Dez. 1923 eine abweichende 
t entnehmen zu können. Dies trifft aber nicht zu. Denn in 


dieſem Falle war der Antragſteller unſtreitig nicht Pächter, ſon⸗ 
dern Sohn des Pächters; das LG. hat aber durch ſeine Entſch. die 
Abtretung der Rechte aus dem Pachtvertrage an den Sohn ge⸗ 
nehmigt und dieſes nunmehr auf den Sohn übergegangene Pacht⸗ 
verhältnis verlängert. Aber auch wenn dieſer Entſch. die Meinung 
zu entnehmen ſein ſollte, daß im Pachtſchutzverfahren die Sach⸗ 
ſtandſchaft der Beteiligten nicht nach bürgerlichem Recht, ſondern 
nach billigem Ermeſſen zu beurteilen ſei, kann dieſe Auffaſſung 
nach dem Ausgeführten nicht gebilligt werden, da die Frage der 
Sachſtandſchaft eine bürgerlich⸗rechtliche Vorfrage iſt, hinſichtlich 
deren § 25 PrpPachtſchO. zur Anwendung kommt. Das PEN. muß 
daher bei einem derartigen Streit nach § 25 verfahren. 

Für den Fall der Leiſtungsänderung nach § 2 PrpachtſchO. 
wird das gefundene Ergebnis noch durch die vom LG. angeſtellte 
Erwägung beſtätigt, daß die Leiſtungsänderung ſo weit gehen ſoll, 
als ſie der Billigkeit entſpricht, daß das BEA, aber dieſen erfor⸗ 
derlichen billigen Ausgleich zwiſchen den Belangen des Pächters 
und Verpächters gar nicht herbeiführen kann, wenn es nicht die 
Verhältniſſe der Beteiligten berückſichtigt und zu dieſem Zwecke 
zunächſt gem. § 25 feſtſtellt, wer als Vertragsteil beteiligt iſt. 

Daher hat das PA. bei einem Streit darüber, ob der An⸗ 
tragſteller oder Antragsgegner Pächter iſt, nach 825 PrPachtſchO. 
zu verfahren. Es hat alſo den Beteiligten — nicht nur aber dem 
Antragſteller oder dem Antragsgegner — eine Friſt zu ſetzen, in 
der das ordentliche Gericht zur Entſch. des Streites anzurufen iſt, 
und bei fruchtloſem Ablauf der Friſt von dem Sachvortrag des 
Antragſtellers auszugehen. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 5. Juli 1933, 17 Y 25/33.) 
* 


4. Der in 8 36 Abſ. 2 (§ 45) PrPachtſchO. vorge⸗ 
ſchriebene Nachweis der Vollmacht eines RA. wird nicht 
dadurch erſetzt, daß der RA. vor dem PEN. in Gegenwart 
der Partei verhandelt hat und die Partei damit einver- 
ſtanden geweſen iſt. f) 


Nach § 36 i. Verb. m. § 45 PrPachtſchO. hat der RA. der Ver⸗ 
pächterin ſeine Vollmacht für das Berufungsverfahren bis zum 
Ablauf der Berufungsfriſt zu den Akten nachzuweiſen. Daß gegen 
die Rechtswirkſamkeit diefer Vorſchr. keine Bedenken beſtehen, daß 
insbeſ. reichsrechtliche Vorſchr. ihr nicht entgegenſtehen, hat der 
Senat bereits in ſeinem RE. 17 Y 54/31 v. 27. Nov. 1931 (JFG. 
Erg. 11, 190; Bl. f. Rechtspflege im KGBezirk 1932, 58; Land⸗ 
wirtſchaftlicher Pachtbetrieb 1932, 53; Verpächter 1932, 28) aus⸗ 
geſprochen. In jenem RE. iſt weiterhin ausgeführt worden, daß 
der Nachweis der Vollmacht, da er „zu den Akten“ geſchehen muß, 
durch Urk. zu geſchehen hat, und daß an ſich auch ein Protokoll des 
PEN. eine ſolche den Nachweis enthaltende Urk. fein kann. Hierbei 
iſt zu verbleiben. 

Auch die weitere Frage, ob das durch das Protokoll feſt⸗ 
geſtellte Auftreten und Verhandeln eines Dritten für eine Partei und 
unter ihrer Billigung als Nachweis einer Vollmacht anzuſehen iſt, 
iſt in dem erwähnten RE. für den Fall der Vertretung durch eine 
Berufsorganiſation bereits erörtert worden. Der Senat hat da⸗ 
mals ausgeführt, daß der Wille, eine Prozeßvollmacht zu erteilen, 
noch nicht daraus erſichtlich ſei, daß eine von der Berufsorgani⸗ 
ſation in den Termin geſandte Perſönlichkeit mündlich im Ein⸗ 
verſtändnis der Partei für ſie verhandele. Dieſer Vorgang könne 
zwar bedeuten, daß die Partei den Verhandelnden als Prozeß⸗ 
bevollmächtigten gelten laſſe, er erkläre ſich aber ebenſogut daraus, 
daß die Partei dieſe Perſönlichkeit zwar nicht als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, wohl aber als Terminsvertreter gewähren laſſe. Dieſe 
Gründe treffen auch auf den vorl. Fall zu. 

Dem LG. kann auch nicht zugegeben werden, daß der vorl. 
Sachverhalt weſentlich anders iſt als der vom RG. (JW. 1900, 
529; Gruch Beitr. 44, 1170 ff.) entſchiedene. Dort hatte das RG. 
in einem Fall, in dem der Anwalt laut Sitzungsprotokoll neben 
der Partei aufgetreten war und verhandelt hatte, einen Nachweis 
i. S. des § 80 ZPO. als nicht geführt angeſehen und hatte berück⸗ 
ſichtigt, daß das Prozeßgericht der Partei den Anwalt nur als 
rechtsverſtändigen Beirat beigeordnet hatte. Hier fehlt es zwar an 
einem Beiordnungsbeſchluß, aber die Möglichkeit, daß die Verpäch⸗ 


Zu 4. Dem vorſtehenden Entſcheid iſt zuzuſtimmen. Die Ver⸗ 
tretung durch Bevollmächtigte iſt nach der PrPachtſchO. nicht un⸗ 
erheblich erſchwert (gl. SS 16, 19, 32). Auch nach der ZPO. wird 
der Schriftform der Vollmacht nicht dadurch genügt, daß der RA. 
vor dem betreffenden Gericht in Gegenwart der Partei verhandelt 
und die Partei damit einverſtanden iſt. Genügen würde aber die 
Erteilung der Vollmacht im Laufe einer mündlichen Verhandlung 
durch eine im Sitzungsprotokoll feſtgeſtellte Erklärung der Partei 
(Stein⸗Jonas, 3PO., § 80 IV Nr. 3). Das Gleiche dürfte 
auch für die Verhandlungen im Rahmen der PrpachtſchO. zu 


gelten haben. 2 
RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 
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terin ſelbſt den Anwalt zum Termin nur als ihren rechtsverſtän⸗ 
digen Beirat mitgebracht hat, beſteht gleichwohl. 

Eine andere Beurteilung wäre auch dann nicht am Platze, 
wenn das Protokoll unter dem Ausdruck „die Antragsgegner“ den 
Anwalt mitverſtanden haben ſollte. Der weitere Satz des Proto⸗ 
kolls: „mit dem Erſchienenen wurde der Sachverhalt durchgeſpro⸗ 
ee it ganz ohne Bedeutung für den Nachweis der Voll⸗ 
macht. 

Der Wille der Partei, eine Verfahrensvollmacht zu erteilen, 
iſt alſo durch das Protokoll ebenſowenig wie in dem früher vom 
Senat entſchiedenen Falle nachgewieſen. Ein Nachweis der Voll⸗ 
macht gem. § 36 Abſ. 2 PrpachtſchO. blieb alſo weiterhin er⸗ 
forderlich. 

(KG., 17. Ziv Sen., RE. v. 29. Mai 1933, 17 Y 16/33.) 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Braunſchweig. I. Materielles Recht. 


1. 81121 BGB. Die in Vollſtreckung einer Einſtw⸗ 
Verf. erfolgte Fortſchaffung vom Grundſtück iſt feine Ent⸗ 
fernung i. S. des $ 1121 BGB. 

Es iſt fraglich, ob die Vollſtreckhung einer EinſtwVerf. als eine 
Entfernung i. S. von § 1121 BGB. anzuſehen ift. Dieſe Frage iſt 
zu verneinen. Von einem Entfernen i. S. dieſer Vorſchr. läßt ſich 
nur dann ſprechen, wenn man es mit einer dauernden Fortſchaffung 
zu tun hat. Hiervon kann aber nicht die Rede fein, wenn es fick 
um die Vollſtreckung einer EinſtwVerf. handelt, da eine ſolche, was 
ja in ihrem Weſen liegt, nur eine vorübergehende und nicht eine 
dauernde Regelung anſtrebt. Zweck der EinſtwVerf. war, die Schaf⸗ 
herde zugunſten der Bekl. ſicherzuſtellen, was u. U. auch geſchehen 
konnte, ohne daß eine räumliche Trennung vor ſich ging. Somit 
macht das Wegſchaffen vom Grundſtück im vorl. Falle nicht das 
Weſen der EinſtwVerf. aus. Es wäre denkbar, daß man den Be 
langen der Bekl. auch in anderer Weiſe hätte Rechnung tragen 
können. War ſomit die Schafherde im Augenblick der Einleitung der 
Zwangsverſteigerung von dem Grundſtück noch nicht im Rechtsſinne 
entfernt, ſo unterlag ſie der Beſchlagnahme und der Haftung gemäß 
§ 1121 BGB. zugunſten der Kl. 

(OLG. Braunſchweig, 2. ZivSen., Urt. v. 28. Febr. 1933, 2 V 158/32.) 
Ber. von LGR. Dr. Fricke. Wolfenbüttel. 
* 
Hamm. 


2. 1. Erbbegräbnisſtätten nach ALR. find dingliche 
Nutzungsrechte. Rechtsweg zuläſſig. 

2. Anlegung eines Kinderſpielplatzes auf dem Fried⸗ 
hof verletzt die Rechte der Inhaber einer Erbbegräbnisſtätte. 

I. Der Anſicht des LG., daß der ordentliche Rechtsweg ge⸗ 
geben ſei, iſt zuzuſtimmen. Die Kl. gründen ihren Anſpruch dar⸗ 
auf, daß ſie bzw. ihre Rechtsvorgänger in den Jahren 1888 bis 
1890 durch Vertrag, nämlich durch Kauf, von der Bekl. Erb⸗ 
begräbniſſe erworben haben. In Eſſen galt damals das durch 
Patent v. 9. Sept. 1814 wieder eingeführte PrAL R. (PrGS. 1814, 
89; v. Kamptz, Jahrbücher für die preuß. Geſetzgebung, 19, 
103, 93, 34). Daß nach preuß. Recht über den Erwerb von Erb⸗ 
begräbnisſtätten rechtswirkſame Vertrage geſchloſſen werden konn⸗ 
ten, iſt allgemein anerkannt (RG.: Gruch. 26, 1022, Entſch. d. Ob⸗ 
Trib. 61, 223). Durch Einräumung des Erbbegräbniſſes wurde ein 
Privatrecht (RG.: RGGWarn. 1913 Nr. 303; Schön, Ev. Kirchen⸗ 
recht Bd. 2 S. 538; Philipsborn: JW. 1931, 677; Joſef: 
PrVerwBl. 44, 486; Brunner daſelbſt 46, 53), und zwar wie 
unten zu II noch näher dargelegt iſt, ein dingliches Nutzungs⸗ 
recht zugunſten der Familie des Erwerbers begründet (RGBl. 8, 
202; 12, 280; RG.: Gruch. 57, 1046; Soergel, BGB., 4. Aufl., 
Anm. 1 zu Art. 133; OLG. 8, 125; Koch: ALR. 4, 438; Tur ⸗ 
nau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht, 3. Aufl., Bd. 1 S. 523; 
Enneccerus, Lehrb., 30.—34. Aufl., Bd. 1 1 S. 318). Da 
das BGB. an dieſer Rechtsnatur des Erbbegräbniſſes nach preuß. 
Recht nichts geändert hat (Art. 133 EGBGHL.), iſt für den von den 
Kl. verfolgten Anſpruch die privatrechtliche Grundlage nicht in 
Zweifel zu ziehen. 
/ Die Anſicht der Bekl., daß der Rechtsweg in der vorl. Sache 
jedenfalls aus dem Grunde ausgeſchloſſen ſei, weil die in § 13 
GVG. beſtimmte Ausnahme zutreffe, daß die Zuſtändigkeit von 
Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ſei, iſt 
nicht zutreffend. Nach § 18 Abſ. 1 Nr. 1 Zuft®. v. 1. Aug. 1883 
unterliegen zwar Beſchw. und Einſprüche, betr. das Recht der Mit⸗ 
benutzung der öffentlichen Gemeindeanſtalten, der Beſchlußfaſſung 
des Gemeindevorſtandes mit nachfolgender Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren, und zwar nach der ſtändigen Rſpr. des OVG. auch 
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dann, wenn es ſich um Bedingungen oder Modalitäten der Be⸗ 
nutzung handelt (OVG. 38, 58; OVG.: JW. 1931, 676 u. 1742 10). 
Es beſteht auch kein Zweifel, daß der hier fragliche Segerothfried⸗ 
hof II ein dem öffentlichen Gebrauche gewidmeter, unſtreitig im 
Eigentum der beklagten Stadtgemeinde ſtehender Friedhof und ſo⸗ 
mit eine öffentliche Gemeindeanſtalt i. S. des § 18 fd iſt 
(Brauchitſch, preuß. Verwaltungsgeſetze, 24. Aufl., Bd. 1 
Anm. 3 zu § 18; OVG. 21, 126; Joſef: PrVerwBl. 44, 485). 
Die Vorſchr. des § 18 Zuft®. kann aber vorliegend deshalb keine 
Anwendung finden, weil ſie nur ſolche Anſprüche auf Mitbenutzung 
öffentlicher Gemeindeanſtalten betrifft, die aus dem Gemeinderecht 
und der Gemeindezugehörigkeit hergeleitet werden (RG.: Gruch. 
57, 1047; und neueſt. RG. IV 8/31 v. 28. Sept. 1931, OVG. : 
JW. 1927, 1285 und OVG. 80, 49; Friedrichs, Komm. z. 
Zuft®. v. 1. Aug. 1883, Anm. 11 ff. zu § 18). Derartige Rechte 
ſtehen hier jedoch nicht in Frage. Denn die Kl. gründen ihre 
Anſprüche nicht auf allgemeine, aus der Gemeindemitgliedſchaft 
folgende Rechte, ſondern ausſchließlich auf die beſonderen 
Nutzungsrechte, die ſie durch privatrechtlichen Erbbegräbnis⸗ 
vertrag erworben haben und die ihnen auch zuſtehen würden, 
wenn ſie nicht Mitglied der beklagten Gemeinde wären. Für eine 
Verfolgung dieſer Rechte iſt der Rechtsweg nicht beſchränkt (RE.: 
Gruch. 57, 1048; Philipsborn a. a. O. S. 677; Fried⸗ 
rich s a. a. O. S. 33; OVG. 80, 50 und OVG.: JW. 1927, 1285; 
Fleiſcher: JW. 1931, 1742), 

57 Auch in fachlicher Hinſicht iſt die Ber. der Bekl. unbe⸗ 
gründet. 

Die Kl. haben an den ihnen bzw. ihren Rechtsvorgängern 
unſtreitig auf Grund der unſtreitigen privatſchriftlichen beſonderen 
Verträge, die mit der Bekl. in den Jahren 1888 und 1890 ge⸗ 
ſchloſſen ſind, übergebenen und daraufhin in Beſitz genommenen, 
genau abgegrenzten Familienbegräbnisſtellen, ein dingliches, 
nach Art. 133 und 184 EGBGB., mit dem ſich aus den bisherigen 
Geſetzen (Pr ALR.) ergebenden Inhalte beſtehen gebliebenes 
Nutzungsrecht erworben. Dies ergibt ſich aus der für den Inhalt 
des Rechts maßgeblichen und zum Beſtandteile der Verträge ge⸗ 
machten Friedhof O. von 1860, die ausdrücklich in 84 beſagt, daß 
„durch die käufliche Erwerbung eines Familienbegräbniſſes dasſelbe 
ein erbliches Eigentum des Ankäufers wird“, der darüber 
„frei verfügen“ kann. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich dieſes 
durch die privatſchriftlichen Verträge nach § 135 I 5 ALR. 
rechtsgültig beſtellte dingliche Recht der Kl. zur Benutzung dieſer 
Familienbegräbnisſtätten rechtlich als ein beſchränktes Gebrauchs⸗ 
recht i. S. § 1 ff. 1 21 ALR. (fo beſonders Förſter⸗Ec⸗ 
cius, Preuß. Privatrecht, 6 B 3 8 185 S. 351 und Fußnoten 26 
und 29) oder als Grundgerechtigkeit i. S. § 12 1 22 ALR. 
oder als ein dem Erbbaurecht (Superfizies) ähnliches Recht (ſo 
z. B. Dernburg, Preuß. Privarecht, Bd. 1, §S 289 Ar und 
Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. 3 § 7; KG.: Os GRſpr. 8, 125; 
PrVerwBl. 1905, 181; OLG. Hamm 1 U 304/21, Urt. v. 20. Dez. 
1922) darſtellt (ſiehe auch Alff, Zur Lehre der heutigen, im land⸗ 
rechtlichen Teil Preußens geltenden Privatrechte der res sacrae 
unter beſonderer Berückſichtigung der Grabſtätten und Kirchſtühle, 
Münſterſche Diſſertation 1909 au S. 18 unter Ba). Denn zur 
Wirkſamkeit dieſes dinglichen Erbbegräbnisrechts gegenüber der 
Bekl. als urſprünglichen Vertragspartei, die nicht Dritter i. S. 
§ 12 PréEœc. 5/572 iſt, bedurfte es der Eintragung dieſes Rechts 
im Grundbuche nach § 12 Pré. nicht. Zur Beſtimmung des 
Umfangs, in dem das Nutzungsrecht der Kl. zur Entſtehung ge⸗ 
langt iſt, find zunächſt die Beſt. der Begräbnis O. von 1860, in 
Ergänzung derſelben aber auch die Natur und der Zweck des 
Rechts heranzuziehen, wie ſie ſich aus der allgemeinen Rechts⸗ 
anſchauung und Sitte ſowie aus dem Religionsgebrauch und Her⸗ 
kommen ergeben (RG. 8, 203; Brunner: PrVerwBl. 46, 53). 
Danach beſchränkt ſich aber das Recht der Kl. nicht, wie die Bekl. 
meint, lediglich auf den Gebrauch der abgegrenzten Familien⸗ 
begräbnisplätze, ſondern es ſteht ihnen auch ein Anſpruch darauf 
zu, daß der ganze Friedhof in ſeiner äußeren Ausgeſtaltung den 
Charakter einer würdigen Ruheſtätte der Toten und einer Stätte 
ſtiller Andacht für die Hinterbliebenen erhält und ſelbſt dann bei⸗ 
behält, wenn Beerdigungen auf dem Friedhof nicht mehr ſtatt⸗ 
finden, Denn es iſt nicht die Handlung des Eingrabens von Lei⸗ 
chen, die den Friedhof über die Bedeutung beliebiger anderer 
Plätze heraushebt, ſondern die „Ehrfurcht, die der Ruheſtätte der 
Abgeſchiedenen“ gezollt wird, und dieſe iſt nicht mit der Zudeckung 
des letzten Grabes erloſchen (ſiehe R.: Gruch. 33, 109). Und zwar 
iſt durch dieſen öffentlichen Friedhofszweck, ſoweit es dieſe Zweck⸗ 
beſtimmung erfordert, das private Eigentumsrecht der Bekl. am 
Friedhof beſchränkt (vgl. RG. 100, 213 und Haferland, 
Grenzen der Eigentumsbefugniſſe an Friedhöfen: DIZ. 1931 
Sp. 1379/1380). Aus dieſen Geſichtspunkten heraus ſind das 
Behüten mit Vieh und das Bleichen und Trocknen von Wäſche auf 
Friedhöfen verboten ſowie durch Königliche Kabinettsorder v. 
8. Jan. 1830 die Staatsaufſichtsbehörden angewieſen worden, 
Friedhofseigentümern in der Regel nicht vor Ablauf von 40 Jah⸗ 
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ren ſeit erfolgter Schließung eine Benutzung der geſchloſſenen Be⸗ 
gräbnisplätze zu anderen Zwecken als zur Grasnutzung, Baum⸗ 
pflanzung und zu dergleichen un anſtößigen Benutzungsarten zu 
geſtatten (Schön a. a. O. S. 533; v. Kamptz, Anm. Bd. 14 
S. 183; Lehmann, R.⸗ u. PrVerwBl. 50, 601; PrObrrib.: 
Rehbein: Entſch. ObTrib. Bd. III Erk. e /S 102 ff. Nr. 300 b 
auf S. 1024 im Text der Entſch.). 

Mit dieſer Zweckbeſtimmung eines Familienerbbegräbniſſes und 
des Friedhofes, wie ſie vorſtehend erörtert worden iſt, iſt aber die 
Anlage eines Kinderſpielplatzes unvereinbar (Schön a. a. O. 
S. 533, Anm. 1) und enthält eine Beeinträchtigung des Rechtes 
der Kl. i. S. § 1004 BGB. Denn, wenn auf einem verhältnis⸗ 
mäßig engbegrenzten Raume 100 und noch mehr Kinder ſpielen 
und ſich an den verſchiedenſten Gerätſchaften und in Planſchbecken 
vergnügen, ſo bedeutet dies für die Beſucher der in unmittelbarer 
Nähe liegenden Gräber eine unerträgliche Störung und Ab⸗ 
lenkung. 

(DG. Hamm, 8. ZivSen., Urt. v. 14. Nov. 1931, 8 U 60/31.) 

Ber. von RA. Dr. Dr. Gu ſtav W. Heinemann, Eſſen. 
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3. 5894, 912ff., 951, 812 BGB. Der Teil der Grenz⸗ 
mauer, der auf der dem Grundſtück des Errichtenden be⸗ 
nachbarten Beſitzung ſteht, iſt Eigentum des Eigentümers 
des Nachbargrundſtücks. 

Der Kl. hat auf ſeiner Beſitzung ein Wohnhaus errichtet. Dabei 
iſt die Giebelmauer in der Weiſe auf die Grenze geſetzt, daß ſie zur 
Hälfte auf der Nachbarbeſitzung der Frau K. ſteht. Eigentümerin der 
Nachbarbeſitzung war damals Frau Prof. K. Der Kl. und Frau K. 
haben damals vereinbart, daß Frau K. im Falle eines Anbaues an 
die Giebelmauer eine Entſchädigung zu zahlen habe. Der Bekl. hat 
die Nachbarbeſitzung von Frau K. erworben und hat auf dieſer Be⸗ 
ſitzung unter teilweiſer Benutzung der Giebelmauer ein Wohnhaus 
errichtet. 

Der Kl. fordert von dem Bekl. Erſtattung der Hälfte des 
Wertes des vom Berl. benutzten Giebelmauerteiles. 

LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. 

Der Kl. beruft ſich zunächſt auf $ 951 BGB. Dieſe KlageBegr. 
entbehrt aber ſchon der Schlüſſigkeit, weil der Kl. ſich bei dem An⸗ 
bau des Bekl. an die Giebelmauer auf die Verbindung zweier un⸗ 
beweglicher Sachen beruft, der $ 951 BGB. jedoch eine Verbin⸗ 
dung zweier unbeweglicher Sachen gar nicht behandelt. In jedem 
Falle kann die Berufung auf 8 951 BGB. das Klagebegehren nicht 
rechtfertigen, weil die Ausführungen des Kl. über ſein Eigentum an 
dem übergebauten Mauerteil und über den Verluſt dieſes Eigentums 
durch den Anbau des Bell. als richtig nicht anerkannt werden kön⸗ 
nen, und weil alſo ein Rechtsverluſt durch Verbindung oder Verarbei⸗ 
tung i. S. des 8 951 BGB. nicht vorliegt. Der Kl. iſt niemals Eigen⸗ 
tümer des auf der Beſitzung des Bekl. ſtehenden Teiles der Giebel⸗ 
mauer geweſen. Die Frage, wer dann, wenn bei Errichtung eines 
Hauſes die Giebelmauer teilweiſe auf ein Nachbargrundſtück geſetzt 
wird, Eigentümer des übergebauten Teiles wird, iſt von dem erk. Sen. 
in Übereinſtimmung mit RG. 65, 363 u. 70, 201 in ſtändiger Praxis 
nach der zwingenden Vorſchr. der 88 946 und 94 BGB., daß das 
Eigentum an einem Grundſtücke die mit dem Grund und Boden feſt 
verbundenen Sachen mit erfaßt, dahin beantwortet worden, daß der 
übergebaute Teil der Mauer in das Eigentum des Nachbarn fällt. 
An dieſer Praxis ift feſtzuhalten. Daraus folgt für den vorl. Fall, 
daß bei Errichtung der Mauer der auf das Grundstück der Frau K. 
geſetzte Teil ihr Eigentum geworden iſt. Daß zwiſchen dem Kl. und 
Frau K. Einverſtändnis über den Überbau beſtanden hat, ändert daran 
nichts. Frau K. hat mit der Auflaſſung ihres Grundſtückes auch das 
Eigentum an dem übergebauten Mauerteile auf den Bekl. übertragen. 
Der Rechtsſtandpunkt des Kl., daß er Eigentümer des übergebauten 
auerteiles geweſen ſei und dieſes Eigentum durch den Anbau des 
Bekl. verloren habe, iſt alſo unzutreffend. 

Aus dem über das Eigentum an dem übergebauten Mauerteil 
Geſagten ergibt ſich weiter, daß ſich das Klagebegehren auch nicht mit 
$ 812 BCB. rechtfertigen läßt. Ein Anſpruch des Kl. wegen unge⸗ 
rechtfertigter Bereicherung würde erfordern, daß der Bekl. das Eigen⸗ 
tum an dem übergebauten Mauerteile ohne Rechtsgrund erworben 
ger, und daß dieſer Erwerb auf Koſten des Kl. erfolgt wäre. An 

eiben Vorausſetzungen fehlt es aber. Der Bekl. hat das Eigentum 
85 dem übergebauten Mauerteile durch die Auflaſſung der Beſitzung 
175 Frau K. an ihn erlangt. Sein Erwerb iſt alſo nicht ohne recht⸗ 
ichen Grund erfolgt. Das würde ſelbſt dann gelten, wenn bei der 
emeſſung des von ihm für die Beſitzung gezahlten Preiſes der 
Beusteeil nicht berückſichtigt wäre. Auf der anderen Seite iſt die 
- ereicherung, die der Bekl. mit dem Eigentum an dem Mauerteile 
gt hat, auch nicht auf Koſten des Kl. erfolgt; denn der Kl. hat 
demale ein Recht an dieſem Mauerteile beſeſſen. 
e geſetzlicher Auſpruch des Kl. an den Bekl. wegen der 
Aust mauer beſteht danach nicht. Darauf, daß auch ein vertraglicher 
pruch nicht dargetan iſt, braucht nicht eingegangen zu werden, da 


der Kl. ausdrücklich erklärt hat, auf Vertrag ſeine Klage nicht ſtützen 
zu wollen. 
(OLG. Hamm, 2. Ziv Sen., Urt. v. 7. April 1933, 2 U 37/3.) 
Ber. von RA. Ziegler, Dortmund. 
* 

4. 88 7, 19, 29 Lufto®.; 88 29, 82, 106 LuftvO.; 8 278 
BOB. Haftung der Veranſtalter einer Flugveranſtaktung 
für Beſchädigung der Zuſchauer durch beteiligte Flugzeuge. 
Erfüllungsgehilfen? Haftpflicht des Fiskus für Verſchul⸗ 
den der örtlichen Luftpolizeibeamten durch Genehmigung 
von Flügen mit Sachabwurf. Folgen des Fehlens der Ver- 
ſicherung des Flugzeuges gegen Haftpflicht. 5) 

Die Bekl. veranſtalteten auf dem Flugplatz einen Flugtag. 
Der Kl. befand ſich als Zuſchauer auf dem Flugplatz. 

Kurz nach Beginn der Flugveranſtaltung erſchien auf dem 
Flugplatze ein ſeitens der Schokoladenfabrik T. gemietetes Re⸗ 
klameflugzeug. Es wurde von dem Flugzeugführer K. geſteuert. 
In der Teilnehmerliſte des Programmheftes waren Flugzeug 
und Flieger nicht aufgeführt. K. ſollte im Auftrage der Firma T. 
während der Veranſtaltung Reklameflüge ausführen und Scho⸗ 
kolade für das Publikum abwerfen. Kl. flog mit abgedroſſeltem 
Motor und in nur geringer Höhe. Plötzlich ſackte das Flugzeug 
ab und ſetzte mitten in der Zuſchauermenge auf. Dabei wurde der 
damals zwölfjährige Kl. am Kopfe verletzt. 

Als Grundlage für die gegen die Bekl. gerichteten Klage⸗ 
anſprüche kommt in erſter Linie ein gegenſeitiger Vertrag in Be⸗ 
tracht. Der Kl. hat den Flugplatz nach Bezahlung eines Ein⸗ 
trittsgeldes betreten. Damit iſt zwiſchen ihm und den beiden 
Bekl. als den Veranſtaltern ein auf Darbietung des angekündig⸗ 
ten Schaufliegens und nicht etwa nur auf entgeltliche Überlaſ⸗ 
ſung des Platzes gerichteter Vertrag zuſtande gekommen, deſſen 
Wirkſamkeit nach § 110 BGB., ſonſt infolge Einwilligung bzw. in 
der Klageſchrift enthaltener Genehmigung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters zweifellos gegeben, von den Bekl. auch nicht beſtritten iſt. 
Als Nebenverpflichtung aus den mit dem eintrittzahlenden Pu⸗ 
blikum geſchloſſenen Verträgen erwuchs den beiden Bekl. auch 
die Aufgabe, die für die Sicherheit des Publikums erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. Nach § 278 BGB. haben ſie ein Ver⸗ 
ſchulden der Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung ihrer Ver⸗ 
bindlichkeit aus dem Vertrage bedienten, in gleichem Umfange 
zu vertreten wie eigenes Verſchulden. Es kommt alſo in erſter 
Linie darauf an: ob das Fliegen des Reklameflugzeugs in den 
Rahmen der vertraglichen Verpflichtungen der Bekl. fiel und 
dieſe ſich bei Erfüllung der Verpflichtung des Flugzeugführers 
K. als ihres Gehilfen bediente, ſowie, ob K. ein Verſchulden an 
dem Unfall trifft. Die Fragen ſind zu verneinen. 

Weder der Flugzeugführer K. oder das fragliche Flugzeug 
noch ein von der Firma T. zu veranſtaltendes Reklamefliegen 
waren in das Programmheft aufgenommen. Eine Verpflichtung 
der beiden Bekl., dem eintrittzahlenden Publikum eine entſpre⸗ 
chende Darbietung zu geben, beſtand hiernach nicht. Nun läßt 
ſich allerdings nicht ſagen, daß ſich eine vertragliche Leiſtung des 
Veranſtalters notwendig auf die in dem gedruckten Programm 
aufgeführten Einzelveranſtaltungen erſtrecken müſſe und anderer⸗ 
ſeits auch beſchränke. Bei ſolchen Vorführungen muß im allge⸗ 
meinen angenommen werden, daß Anderungen des Programms 
in gewiſſem Rahmen geſtattet ſind, und daß die Abwicklung des 


Zu 4. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen, auch wenn man, wie das 
von anderen rechtskräftigen Urt. derſelben Gerichte in gleicher 
Sache geſchehen iſt, ein mit dem Unfall urſächliches Verſchulden 
des Flugzeugführers K. annehmen wollte. 

Die Haftung der Flugveranſtalter für die Folgen eines Ver⸗ 
ſchuldens des K. aus § 278 BGB. gegenüber den zahlenden Zu⸗ 
ſchauern hätte zur Vorausſetzung gehabt, daß K. von den bekl. 
Vereinen zur Teilnahme an der Flugveranſtaltung veranlaßt 
wäre. Dann wäre K. ihr Erfüllungsgehilfe bei dem mit den Zu⸗ 
ſchauern abgeſchloſſenen Werkvertrage, deſſen Gegenſtand die Vor⸗ 
führung der Schauflüge war, geweſen, gleichgültig, ob K. 
mit ſeinen Flügen eine Verpflichtung den Ver⸗ 
anſtaltern gegenüber erfüllte und wie dieſe ge⸗ 
ftaltet war (vgl. Rö. 127, 313 = JW. 1930, 2925; 108, 221; 
118, 41 = JW. 1927, 2904). 

Die tatſächliche Feſtſtellung, daß K. mit dem Reklameflug⸗ 
zeug auf eigenen Kopf ohne Zuſammenhang mit der Veranſtal⸗ 
tung der Bekl. die Flüge ausgeführt hat, ſchloß die Annahme 
einer Erfüllungsgehilfenſchaft aus. Eine Haftung der bekl. Ver⸗ 
eine aus vertraglichem oder außervertraglichem Verſchulden des 
K. wegen der ihnen von den Kl. vorgeworfenen Unterlaſſung 
des Einſchreitens gegen Flug und Flugart des Luftfahrers K. 
mußte ſcheitern an der aus 835 LVO. folgenden Widmung des 
öffentlichen Flugplatzes für den Gemeingebrauch aller 
Luftfahrer. 

Der bekl. Fiskus wäre aus § 839 i. Verb. m. § 131 RVerf. 
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geänderten Programms dann als Vertragserfüllung gilt. So 
konnen auch Darbietungen als Zuſatznummern gegeben werden. 
Vorausſetzung dafür, daß eine im Programm nicht aufgeführte, 
tatſächlich durch einen Dritten erfolgte Darbietung als vertrag⸗ 
liche Zuſatzleiſtung zu gelten hat, iſt aber immer, daß ſie mit 
dem Willen des Veranſtalters als ſolche vertragliche Leiſtung 
gegeben wird. Ein ſolcher Wille iſt aber hier nicht anzunehmen. 

Da den Bekl. kein ausſchließliches Benutzungsrecht an dem 
Platze zuſtand, dieſer vielmehr auch während des Flugtages für 
den öffentlichen Flugverkehr frei war, waren mangels beſtimm⸗ 
ter vertraglicher Bindungen die Veranſtalter gar nicht in der 
Lage, auf K. einzuwirken, insbeſ., ihnen den Flug zu unter⸗ 
ſagen oder ihnen bindende Weiſungen zu erteilen. Angeſichts deſ⸗ 
ſen iſt dann aber der letzte Teil des zugeſchobenen Eides dahin, 
daß die Vorſtandsmitglieder jedenfalls das Flugzeug zugelaf- 
ſen hätten, unerheblich, denn eine Zulafjung käme begrifflich 
nur dann in Betracht, wenn auch die Möglichkeit der Nichtzulaſ⸗ 
ſung beſtanden hätte. 

Hatten nach allem die Bekl. keine vertraglichen — ſei es in⸗ 
direkt über die Firma T., ſei es direkt zu K. — noch ſonſt be⸗ 
gründete Einwirkungsmöglichkeiten auf das Verhalten K.s, ſo 
kann nicht angenommen werden, daß ſie mit dem tatſächlichen 
Stattfinden der Reklameflugzeuge eine entſprechende vertragliche 
Zuſatzleiſtung ihren Zuſchauern gegenüber übernehmen und er⸗ 
füllen wollten. Dies um ſo weniger, als K. im privaten Re⸗ 
klameintereſſe der Firma T. flog und dieſe ihn aus dem gleichen 
Grunde mit dem Fliegen und Schokoladenabwurf beauftragt 
hatte, er alſo gar nicht an der eigentlichen Flugveranſtaltung, die 
nach dem Zwecke der bekl. Vereine, dem Publikum den Stand 
und die Leiſtung der Fliegerei vor Augen zu führen und ſein 
Intereſſe dafür zu wecken, teilnahm, als ferner die Luftpolizei 
den Abwurf von Schokolade nur außerhalb des Flugplatzes ge⸗ 
ſtattet hatte, die Bekl. mit ſolchem Abwurf der Schokolade aber 
ihrem eintrittzahlenden Publikum nichts bieten konnten. An⸗ 
geſichts der dargelegten Umſtände würde ſelbſt dann in den Re⸗ 
klameflügen die Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung der 
Bekl. gegenüber ihrem Publikum kaum geſehen werden können, 
wenn ihnen die Firma T. das Reklamefliegen zugeſagt und ſie 
entſprechend dem tatſächlichen ſpäteren Geſchehen eine Ankündi⸗ 
gung in das Programmheft aufgenommen hätten dahin, daß 
während der Veranſtaltung die Firma T. außerhalb des Flug⸗ 
platzes Reklameflüge verbunden mit Abwurf von Schokolade aus⸗ 
führen laſſen werde. 

ſen iſt ſomit auch nicht Vertragserfüllungsgehilfe der Bekl. 
geweſen. 

Eine Haftung der Bekl. gem. § 278 BGB. ſcheitert aber 
auch an dem mangelnden Nachweis eines Verſchuldens Kl.s. Es 
kann wohl angenommen werden, daß ein Fliegen über Men⸗ 
ſchenanſammlungen in 5m Höhe objektiv unzuläſſig war. Im 
vorl. Falle beſteht jedoch die Möglichkeit, daß die niedrige Flug⸗ 
höhe dem Flugzeugführer infolge entſchuldbaren Schätzungs⸗ 
irrtums nicht bewußt geworden iſt. Die Ausſage K.s, er ſei der 
Anſicht geweſen, auch beim zweiten Fluge in etwa 30 m Höhe 


und §1 Staatshaftungsgeſetzes dann zu verurteilen geweſen, wenn 
die örtliche Luftpolizei bei Genehmigung des Schokoladenabwur⸗ 
fes, der eine Flugtiefe bis zu 30 m bedingte, die Gefährdung des 
Publikums häkte vorausſehen müſſen. Die Verneinung dieſer Vor⸗ 
ausſehbarkeit liegt angeſichts des damaligen anf reichsgeſetz⸗ 
licher und landesgeſetzlicher einſchlägiger Vorſchr. auf tatſächlichem 
Gebiete. Eine nachträgliche Anerkennung der Gefahr eines Flug⸗ 
abwurfes der vom Kl. beanſtandeten Art und der dadurch be⸗ 
dingten niedrigen Höhe kann man allerdings entnehmen aus der 
Belt. der ſpäter in Kraft getretenen LuftvO., die das Überfliegen 
von Menſchenverſammlungen in geringerer Höhe als 200 m und 
das Abwerfen von Gegenſtänden aus Flugzeugen von beſonderer 
Erlaubnis der Landesbehörde abhängig macht. Die vom 
Geſetz beabſichtigte Sicherung für Haftpflichtanſprüche gegen den 
Flugzeughalter (§ 29 ff. Lufto®.) hat im vorl. Falle verſagt, weil 
die von dem urſprünglichen Halter bei der Zulaſſung des Flug⸗ 
zeuges nachgewieſene Verſicherung infolge Wechſels des Halters 
auf den neuen zahlungsunfähigen Halter nicht übergegangen war. 
Dieſer Tatbeſtand hat zu der nunmehr durch § 106 LuftvO. ver⸗ 
ſuchten „Verdinglichung“ der Verſicherung geführt, wonach der 
Haftpflichtverſicherungsvertrag des Flugzeughalters fo abzuschließen 
iſt, daß bei einem Wechſel des Halters während der Verſicherungs⸗ 
dauer auch die Haftpflicht des neuen Halters gedeckt iſt. 
Unerörtert konnte in dem Urt., das nur über die Verant⸗ 
wortlichkeit des preußiſchen Fiskus zu befinden hatte, die Frage 
bleiben, ob nicht das Reich für die Folgen der Belaſſung des 
Flugzeuges im Verkehr verantwortlich zu machen war, nachdem 
infolge des Wechſels des Halters die Vorausſetzungen ſeiner Zu⸗ 
laſſung, ſoweit fie in Haftpflichtverſicherungspflicht begründet find, 


fortgefallen waren. 
IR. Dr. Victor Niemeyer, Eſſen. 
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geflogen zu ſein, erſcheint nicht widerlegt. Darum konnte K., wenn 
er ſein Augenmerk nach rechts richtete, tatſächlich annehmen, daß 
er ſich noch in einer Höhe von etwa 30 m befände, während er in 
Wirklichkeit ſchon auf 5 m heruntergekommen war. Ferner kommt 
nach den Feſtſtellungen im Strafverfahren hinzu, daß K. gegen 
ſeinen Willen durch zwei weitere Umſtände tiefer herabgekommen 
iſt, als er offenbar wollte. Einmal verurſachten die verſchiedenen 
Bodenvertiefungen weſtlich des Flugplatzes als ſolche ein Her⸗ 
abſacken des Flugzeugs. Zum andern wurde das Flugzeug durch 
die mit den Bodenverhältniſſen in Verbindung ſtehenden eigen⸗ 
artigen Windverhältniſſe auf die Erde gedrückt. Es läßt ſich nicht 
ſagen, daß ein Schätzungsirrtum K.s und das Nichterkennen der 
gefährlichen Windſituation ihm zum Verſchulden anzurechnen 
wäre. Es iſt vielmehr der Str. und den von ihr vernommenen 
Sachverſtändigen in der Auffaſſung zu folgen, daß der Unfall auf 
der Verkettung einer Reihe unglücklicher Umſtände beruht und 
jedenfalls ein Verſchulden K.s nicht nachgewieſen ift. 
(OLG. Hamm, 5. ZivSen., Urt. v. 26. Nov. 1932, 5 U 504/31.) 
Ber. von JR. Niemeyer, Eſſen. 
* 
Karlsruhe. 


5. Zur Not VO. d. RPräſ. v. 8. Dez. 1931, Teil? 
Kap. III (RG Bl. 708). Ausſchluß der außerordentlichen 
Kündigung von Mietverträgen nach 82 Ziff. 2. In dem 
Verhalten des Mieters nach der Kündigung, insbeſ. in 
dem Wohnenbleiben über den 31. März 1932 hinaus, kann 
u. U. ein Verzicht oder eine Verwirkung des Rechts auf 
außerordentliche Kündigung geſehen werden. f) 


Durch Mietvertrag v. 27. Juni 1930 hat der Kl. von der 
Bekl. eine Wohnung ab 1. Aug. 1930 unkündbar auf drei Jahre 
bis 1. Aug. 1933 zu 2500 2A jährlich gemietet. Vor dem Ein⸗ 
zug ließ er die Wohnung auf ſeine Koſten mit einem Aufwand 
von 6534 Rn inftand ſetzen, wovon die Bekl. den runden Be⸗ 
trag von 2500 Fa übernahm. Nach dem Inkrafttreten der Not⸗ 
VD. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 machte der Kl. von dem in 81 
Teil 2 Kap. III (RGBl. I, 708) dem Mieter eingeräumten außer⸗ 
ordentlichen Kündigungsrecht Gebrauch und kündigte er mit Schrei⸗ 
ben v. 5. Jan. 1932 den Mietvertrag auf den 31. März 1932. Die 
Bekl. wies ſofort mit Schreiben v. 6. Jan. 1932 dieſe Kündigung 
als unzuläſſig zurück, weil der von der Bekl. auf Wunſch des Kl. 
übernommene Betrag von 2500 e einen außergewöhnlichen 
Koſtenaufwand i. S. von § 2 Ziff. 2 der genannten Not VO. dar- 
ſtelle, der das außerordentliche Kündigungsrecht des Mieters aus- 
ſchließe. Darauf erwirkte der Kl. bei dem MEN. unterm 24. Febr. 
1932 eine Senkung der vereinbarten Miete um jährlich 200 RA 
und blieb er nach einer erfolgloſen Verhandlung mit L. am 1. April 
1932 weiter in der Wohnung wohnen. Erſt unterm 18. Mai 1932 
erhob er die vorwürfige Klage mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß 
ſeine Kündigung v. 5. Jan. 1932 auf den 1. April 1932 rechts⸗ 
wirkſam ſei. LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. 

Nachdem die Kündigung des Kl. v. 5. Jan. 1932 ſofort am 
folgenden Tag von der Bekl. als unzuläſſig zurückgewieſen worden 


Zu 5. Die Frage, was Rechtens iſt, wenn der kündigende 
Mieter nach Ablauf der Kündigungsfriſt nicht auszieht, iſt je nach 
Lage der Sache verſchieden zu beurteilen. 

Liegt nichts Weiteres vor, als daß der Mieter die Benutzung 
tatſächlich fortſetzt, ſo müßte an und für ſich ein Fortbeſtand des 
Mietvertrages verneint werden. Denn die Kündigung bewirkt von 
Rechts wegen ſeine Beendigung und ein etwa entgegenſtehender 
Widerſpruch des Vermieters ändert daran nichts (RG.: Recht 1917 
Nr. 972, Motive 2 S. 414). 

Das BGB. hat deswegen durch § 568 die Fiktion geſchaffen, 
daß der beendete Mietvertrag im Fall der Fortſetzung des Ge⸗ 
brauchs als auf unbeſtimmte Zeit fortgeſetzt gilt, wenn nicht eine 
der Parteien binnen einer Friſt von zwei Wochen dem anderen 
Teile ihren entgegenſtehenden Willen erklärt. Dieſe Beſt. gilt ſo⸗ 
wohl für die Beendigung des Vertrages durch Zeitablauf wie durch 
die ordentliche Kündigung. 

Zweifelhaft ift es aber, ob man § 568 BGB. auch anwenden 
kann, wenn der Mieter von einem außerordentlichen Kün⸗ 
digungsrecht Gebrauch gemacht hat. Denn die Tatſachen, die zur 
Ausübung einer außerordentlichen Kündigung führen, ſind regel⸗ 
mäßig derart, daß ſie einen Schluß nicht zulaſſen, der Mieter wolle 
durch ſein einſtweiliges Wohnenbleiben den Willen zur Fortſetzung 
des Vertrages erklären (Staudinger zu 8568 BGB.; Mit⸗ 
telſtein S. 461/62). 

Setzt aber der Mieter den Gebrauch längere Zeit hindurch 
fort, fo kann hierin eine ſtillſchweigende Rücknahme der Kündigung 
gefunden werden mit der Folge, daß das Mietsverhältnis ſich nicht 
auf unbeſtimmte Zeit, wie nach $ 568 BGB., ſondern gemäß feiner. 
urſprünglich vereinbarten Dauer fortſetzt. 

Dieſen Grundſatz hat auch die vorl. Eutſch. angewendet. Aller⸗ 
dings würde die Tatſache allein, daß der Mieter nicht ſofort nach 
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war, mußte der Kl. die Streitfrage der Zuläſſigkeit ſeiner Kün⸗ 
digung unverzüglich und ohne ſchuldhaftes Zögern, wenn nötig 
gerichtlich, zum Austrag bringen, was bis zum Kündigungstermin 
v. 31. März 1932 längſt geſchehen ſein konnte. Der Kl. blieb jedoch, 
ohne die Streitfrage zum Austrag gebracht zu haben, am 31. März 
1932 weiter wohnen unter ich eidg. Aufrechterhaltung ſeiner 
Kündigung zu eben dieſem Termin. Das war ein Widerſpruch in 
ſich ſelbſt, und deshalb unmöglich. Denn die Unterlaſſung der Räu⸗ 
mung am 31. März 1932 enthielt in ſchlüſſiger Handlung die Fort⸗ 
ſetzung des beſtehenden Mietverhältniſſes und war deshalb unver⸗ 
einbar mit der Erklärung einer gegen den Willen der Vermieterin 
aufrechterhaltenen Kündigung zu dieſem Termin. Durch die Unter⸗ 
laſſung der Räumung am 31. März 1932 war daher das außer⸗ 
ordentliche Kündigungsrecht des Kl. aus der Not O. v. 8. Dez. 
1931, das nur eine einmalige, ſpäteſtens am 5. Jan. 1932 auf den 
31. März 1932 zu erklärende Kündigung des Mieters zuließ, end⸗ 
gültig erloſchen und damit das urſprüngliche Mietverhältnis weiter 
in Kraft. Die Behauptung des Kl., daß er aus Furcht vor Geltend⸗ 
machung des Vermieterpfandrechts wohnen geblieben ſei, iſt hin⸗ 
fällig, da die Bekl. damit nicht gedroht hatte und einer ſolchen 
Drohung, wenn nötig, gerichtlich mittels einer EinſtwVerf. zu 
begegnen war. Daß der Kl. im Falle der Räumung der Wohnung 
auf 31. März 1932 das Riſiko doppelter Mietzinszahlung zu tragen 
gehabt hätte, mag zutreffend ſein, war aber durch rechtzeitige Klag⸗ 
erhebung von ihm zu vermeiden. Die Klage iſt daher ſchon nach 
der erſten Einrede der Bekl. unbegründet, die das LG. zu Unrecht 
verworfen hat. Es bedurfte unter dieſen Umſtänden nicht mehr 
eines Eingehens auf die zweite, auf § 2 Ziff. 2 Not VO. geſtützte 
Einrede derſelben, für die übrigens im Hinblick darauf, daß die 
Bekl. nicht beſtimmte Herſtellungen, ſondern einen runden Teil⸗ 
betrag von dem Geſamtkoſtenaufwand des Kl. übernommen hat 
und der urſprüngliche Zuſtand der Wohnung nicht mehr eindeutig 
feſtgeſtellt werden kann, eine ſchlüſſige Aufklärung in tatſächlicher 
Beziehung kaum zu führen war. 
(OG. Karlsruhe, Urt. v. 14. Juni 1933, 2 ZBR 258/32.) 
Ber. von Sen Präſ. Hottinger, Karlsruhe. 
* 

Kiel. 

6. 88 901, 903 Ziff. 1 5G B.; 8 209 Ziff. 5 BGB. An⸗ 
meldung in der Zwangs verſteigerung unterbricht die Ver- 
jährung. 

Die Kl. war eingetragene Schiffspfandgläubigerin. Sie iſt in 
der Zwangsverſteigerung ausgefallen, und zwar u. a., weil der Bekl. 
mit einer Forderung aus dem Heuervertrage vor ihr berückſichtigt iſt. 
Infolge des Widerſpruchs der Kl. war der dem Bekl. zugeſprochene 
Betrag hinterlegt. Um dieſen wird jetzt geſtritten. Die Kl. hat Ver⸗ 
jährung geltend gemacht. Das OLG. erklärt dieſe Einrede für un⸗ 
begründet aus folgenden Erwägungen: Die Anſprüche des Bekl. ver⸗ 
jähren in einem Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem das Dienſt⸗ 
oder Heuerverhältnis endet (88 901, 903 Ziff. 1 HGB.). Unſtreitig 
hat der Bekl. ſeine Anſprüche in dem Zwangsverſteigerungsverfahren 
inerhalb der Verjährungsfriſt angemeldet. Hierdurch iſt aber die Ver⸗ 
jährung gem. 8209 Ziff. 5 BGB. unterbrochen worden. Die An⸗ 
meldung einer Forderung eines am Zwangsverſteigerungsverfahren Be⸗ 
teiligten — ein ſolcher iſt der Bekl. auf Grund ſeines Schiffsgläubiger⸗ 
rechts — führt im regelmäßigen Verlauf des Verfahrens dadurch zur 
Befriedigung des Anmeldenden, daß der Vollſtreckungsrichter die an⸗ 
gemeldete Forderung in den Teilungsplan aufnimmt und aus dem 
Verſteigerungserlös den ihr zukommenden Betrag zuteilt. Die An⸗ 
meldung enthält alfo die an das AG. gerichtete Willenserklärung, die 
Befriedigung des Anmeldenden durch die angegebenen Amtshandlungen 
des Vollſtreckungsrichters herbeizuführen, und ſtellt mithin einen An⸗ 
trag auf Zwangsvollſtreckung i. S. des § 209 BGB. dar. Hiermit 
jchließt ſich der Senat der von dem OLG. Stettin: Lg. 1911, 954/55, 
Planck (4. Aufl., Anm. 2c a. E. zu 8209) und Soergel (3. Aufl., 
Anm. Ze zu 8 209) vertretenen Meinung an. Dieſer Anſicht ſteht auch 
nicht RO.: Gruch. 50, 1200 entgegen, da in dem dort entſchiedenen 
Fall es ſich um einen Anſpruch handelt, der im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren nicht zu berückſichtigen war (vgl. a. a. O. S. 1202), ſo daß 
deshalb die Anmeldung die Verjährung gar nicht unterbrechen konnte. 

(OG. Kiel, 1. ZivSen., Urt. v. 20. April 1933, 1 U 28/33.) 
Ber. von RA. Dr. Schäfer, Kiel. 


* 


— 

Ablauf des 31. März 1932 ausgezogen iſt, nicht als Rücknahme 
einer Kündigung aufgefaßt werden können, zumal er noch un⸗ 
mittelbar vor Ablauf der Kündigungsfriſt die Aufrechterhaltung 
der Kündigung ausgeſprochen hat. Da er jedoch volle ſechs Wochen 
MB der Erhebung der Feſtſtellungsklage gewartet hat, fo iſt wohl 
15 . gegen ihn der Satz angewendet worden, daß ein wört⸗ 
25 Widerspruch nicht beachtet werden kann, wenn mit ihm das 
tſächliche Verhalten des Widerſprechenden unvereinbar iſt. 

RA. Oelze II, Eſſen. 


Köln. 


7. 88 93, 94, 95, 912 BGB. Eigentumsverhältniſſe 
an der Giebelmauer. Steht letztere halbſcheidig auf der 
Grenze und gehörten bei ihrer Errichtung die Nachbar- 
grundſtücke demſelben Eigentümer, fo braucht der An⸗ 
bauende den Nachbarn für die Benutzung der Giebelmauer 
nicht zu entſchädigen. 

Wird auf einem Grundſtück ein Gebäude errichtet, deſſen Gie⸗ 
belmauer auf das Nachbargrundſtück hinübergreift, ſo ſind nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. (RG. 65, 361), 130, 2642); 137, 44°) 
DR. Rſpr. 1932 Nr. 635; Warneyer 1910 Nr. 335) und des erk. 
Senats die Sigentumsverhältniſſe an der Giebel⸗ 
mauer verſchieden zu beurteilen, je nachdem, ob 
die Vorausſetzungen des 8912 BGB. vorliegen 
oder nicht. Liegen ſie vor, d. h. gehören die beiden Grundſtücke 
im Zeitpunkt der Bauerrichtung verſchiedenen Eigentümern, fällt 
dem Bauenden weder Vorjah noch grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt 
und widerſpricht der Nachbar nicht ſofort, ſo hat der Nachbar gem. 
§ 912 Abſ. 1 den Überbau zu dulden. Der Bauende hat dann alſo 
an dem fremden Nachbargrundſtück ein Recht auf Duldung des 
Überbaus, In Ausübung dieſes Rechtes verbindet er den über⸗ 
ane Teil ſeines Gebäudes mit dem ihm nicht gehörenden Nach⸗ 

argrundſtück. Gem. § 95 Abſ. 1 Satz 2, der eine Ausnahme von 
der Regel des § 94 Abs. 1 Satz 1 BGB. enthält, wird folglich der 
übergebaute Teil des Gebäudes nicht weſentlicher Beſtandteil 
des Nachbargrundſtücks, auf dem er ſteht. Er fällt mithin nicht 
in das Eigentum des Nachbars, ſondern er gehört als weſentlicher 
Beſtandteil des ganzen Gebäudes dem Eigentümer des letzteren 
(S8 93, 94 Abſ. 2 BGB.). Anders, wenn eine der drei Voraus⸗ 
1 des § 912 Abſ. 1 BGB. fehlt, wenn insbeſ. im Zeitpunkt 
er Bauerrichtung beide Grundſtücke demſelben Eigentümer ge⸗ 
hören, jo daß ein Überbau i. S. des 8 912 nicht vorliegt. Dann 
ſcheidet 895 Abſ. 1 Satz 2 BGB. als unanwendbar aus. Es bleibt 
bei der Regel des § 94 Abſ. 1 Satz 1 BGB.: jeder Teil des Ge⸗ 
bäudes, mag er groß oder klein fein, wird weſentlicher Beſtandteil 
des Grundſtücks, auf dem er errichtet iſt. Wird ſpäter das eine 
der beiden Grundſtücke veräußert, ſo erlangt der Erwerber notwen⸗ 
digerweiſe (§S93 BGB.) Eigentum an denjenigen Teilen des Ge⸗ 
bäudes, die auf ſeinem Grundſtück ſtehen. Die Eigentumsgrenze 
geht dann alſo entre: über der Grundſtücksgrenze durch das Ge⸗ 
bäude, ohne daß hieran durch Parteivereinbarungen etwas ge⸗ 
ändert werden kann. 

(OLG. Köln, 8. Ziv Sen., Urt. v. 16. März 1933, 8 U 364/31.) 
Ber. v. LGR. Dr. Schmit, Aachen, Hilfsricht. a. OLG. Köln. 
* 

Naumburg. 

S. 8633 BGB. Malerarbeiten an einem Haufe, auch 
völliger Neuanſtrich, find nur dann als „Bauwerk“ anzu» 
ſehen, wenn ſie bei einem Neubau vorgenommen werden; 
handelt es ſich dagegen um Erneuerungsarbeiten an einem 
fertigen Gebäude, ſo ſind ſie „Arbeiten an einem Grund⸗ 
ſtück“ und werden von der einjährigen Verjährung be⸗ 
troffen. f) 

Nach Anſicht des Sen, iſt die Vorſchn (§ 638 BGB.) dahin 
auszulegen, daß das Werk, um deſſen Mangelhaftigkeit geſtritten 
wird, ſelbſt ein Bauwerk ſein oder doch der Herſtellung eines ſolchen 
dienen muß. Hierfür ſpricht zunächſt der Wortlaut Denn die Faſſung 
„bei einem Bauwerk“ ergibt ſchon rein ſprachlich das Erfordernis, 
daß es ſich bei dem Arbeitsvorgang um die Herſtellung eines 
Bauwerks handeln muß. Hätten bloße Ausbeſſerungsarbeiten an 
einem fertigen Bauwerk mit getroffen werden ſollen, ſo hätte es 
nahegelegen, die Vorſchr. etwa jo zu faſſen: „... bei Bauwerken 
oder bei Arbeiten an einem ſolchen.“ NG. 57, 379, wonach auch 
unſelbſtändige Bauteile als „Bauwerk“ i. S. des 8 638 BGB. gelten 
können, ſteht mit der vorſtehenden Auslegung nicht in Widerſpruch. 
Sie beſagt, daß unter den „Arbeiten an einem Grundſtück bei einem 
Bauwerke“ ebenſowohl die Aufführung des Gebäudes als Ganzen wie 
die Herſtellung der einzelnen Bauteile und Bauglieder zu verſtehen 
ſei. Damit lehnt es indeſſen nur die Auffaſſung ab, daß das Werk 
als Ganzes verdungen ſein müſſe, um hinſichklich der Einzelheiten 
den Begriff des Bauwerkes zu erfüllen. Es gelangt jo in der gleichen 
Entſch. (S. 380) allerdings zur Billigung der vom KG. (KG Bl. 14, 
97) vertretenen Auffaſſung, daß die zu einem Neubau geleiſteten 
Malerarbeiten „Arbeiten an einem Grundſtücke bei einem Bau⸗ 
werk“ ſeien. 

Damit iſt jedoch die Frage für den vorl. Fall, in dem die 
Malerarbeiten nicht für einen Neubau geleiftet find, ſondern lediglich 
zur Erneuerung des alten Anſtriches dienten, noch nicht entſchieden. 


) JW. 1907, 300. 2) JW. 1931, 514. 3) J. 1933, 694. 


Zu 8. Vgl. OLG. Hamburg: OLG. 43, 76 und RG.: JW. 
1913, 133 10. 
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Zwar erfordert der Begriff des Bauwerks an ſich nicht, daß es ſich 
um einen Neubau handelt. Auch Arbeiten zur Umänderung oder Er⸗ 
neuerung von Bauwerken und Bauwerkteilen können jenen Begriff 
erfüllen (RG. a. a. O. S. 380). Immer aber iſt erforderlich, daß 
die Arbeiten entweder ſelbſt ein Bauwerk entſtehen laſſen oder bei 
der Herſtellung, Umänderung, Erneuerung eines ſolchen geleiſtet 
werden. Arbeiten an einem fertigen Gebäude oder Gebäudeteil ent⸗ 
ſprechen dieſem Erfordernis nur, wenn die Werkleiſtung für die Kon⸗ 
ſtruktion, den Beſtand, die Erhaltung des Gebäudes von weſentlicher 
Bedeutung it (RGRKomm. 8 638 A. 2: Staudinger A. 5b; 
WarnͤKomm. A. III). Nur dann kann von einem „Bauwerk“, der 
Zuſammenfügung von Bauſtoffen zu einem ſelbſtändigen Ganzen oder 
einem Bauglied, das für den Beſtand des Gebäudes ſelbſtändige Be⸗ 
deutung hat, geſprochen werden. 

Legt man dieſe Auffaſſung zugrunde, ſo können Anſprüche aus 
Arbeiten gleicher Art in einem oder in fünf Jahren verjähren, je 
nachdem ſie zur Herſtellung eines Gebäudes oder nur zur Aus⸗ 
beſſerung vorgenommen ſind. Sind ſie zur Herſtellung eines Ge⸗ 
bäudes, alſo bei einem Neubau, vorgenommen, jo gilt die fünfjährige 
Verjährung ohne Rückſicht darauf, ob das Teilwerk, für ſich allein 
betrachtet, für die Konſtruktion, den Beſtand, die Erhaltung des Ge⸗ 
bäudes von Bedeutung find. Denn die Einzelleiſtungen, die zu der 
Geſamtarbeitsleiſtung der Gebäudeherſtellung erforderlich ſind, ge⸗ 
hören in jedem Fall zu den „bei einem Bauwerke“ geleiſteten 
Arbeiten (RG. 57, 379). Sind die Arbeiten dagegen nur zur Aus⸗ 
beſſerung an einem fertigen Gebäude vorgenommen, ohne eine als 
Teilbau ſich darſtellende konſtruktionelle Veränderung zu ſchaffen, 
ſo ſind ſie nicht „bei einem Bauwerk“ geleiſtet, und es greift die 
einjährige Verjährung Platz. Die von Planck 1928, 8638 A. 3e; 
Staudinger A. 5 B86; Oertmann A. 3 vertretene Meinung, 
daß Ausbeſſerungsarbeiten, die einen Bauteil erneuern, unter Ar⸗ 
beiten „bei einem Bauwerk“ zu rechnen ſeien, ſteht hiermit durchaus 
im Einklange. 

Die Anwendung auf den vorl. Tatbeſtand ergibt, daß es ſich 
um einen Fall der einjährigen Verjährungsfriſt handelt. Der Neu⸗ 
anſtrich iſt an einem fertigen Gebäude hergeſtellt. Mag er auch für 
den Schutz der Außenflächen vor Witterungseinflüſſen von gewiſſer 
Bedeutung ſein, jo ſtellt er doch keine konſtruktionelle Veränderung, 
keine Erneuerung eines Baugliedes, keine Umänderung eines für den 
Beſtand des Gebäudes in Ronftruktioneflem Sinne weſentlichen Bau⸗ 
teiles dar, ſondern die Erneuerung eines unſelbſtändigen Bauteiles. 
Er bildet demnach weder ſelbſt ein Bauwerk, noch iſt er „bei einem 
Bauwerk“ vorgenommen. 


(OLG. Naumburg, Urt. v. 7. April 1933, 4 U 93,32.) 
Ver. von RA. Vieregge, Naumburg a. S. 


* 
Stuttgart. 

9. 88 1018, 906, 907 BB. Da kein Recht auf Luft 
und Licht beſteht, kann es auch nicht durch eine Dienſt⸗ 
barkeit ausgeſchloſſen werden. 

A. errichtete einen Bau mit ſechs Fenſtern nach der Grenze 
gegen B. B. iſt einverſtanden. Weil er aber ſpäter ebenfalls auf der 
Grenze bauen will, befürchtet er auf die Fenſter des A. Rüchkſicht 
nehmen zu müſſen und vereinbarte eine Grunddienſtbarkeit dahin, 
daß dem A. kein Recht auf Lichteinfall zuſtehe. Die Eintragung 
wurde in allen Rechtszügen verſagt. Sie ſetzt voraus, daß dem A. 
ein Recht auf Licht und Luft zuſtehe. Das hat das BGB. aber nicht 
vorgeſehen, ſonſt hätte der zuerſt Bauende den Vorteil, dem Nachbar 
die Entziehung von Luft und Licht unterſagen zu dürfen. Eine ſolche 
Unterſagung iſt auch nicht in 88 906 und 997 BGB. zugeſtanden 
(RG. 98, 16) noch auch im Landesrecht auf Grund von Art. 124 
EGBGB. Fehlt es demnach an einem Recht des A., jo kann es 
nicht nach § 1018, 3. Fall BGB. ausgeſchloſſen werden. Es genügt 
auch nicht die Erwägung des Beſchwß§., daß eine ſpätere Rechts⸗ 
auffaſſung in ſolchem Fall ein Recht auf Lichteinfall zubilligen könnte. 

(OLG. Stuttgart, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 25. März 1933, FG 29/33.) 


Berlin. II. Verfahren. 


10. 8 13 Ziff. 3 RA Geb.; SA Arm AnwG. Für Er⸗ 
ſtattungsanſpruch des Armenanwalts der Staatskaſſe 
gegenüber iſt der Streitwert der Armenrechtsbewilligung 
maßgebend. Bei Vergleich über höhere Anſprüche Armen- 
anwaltsgebühren nur nach Maßgabe der Beiordnung. 

Maßgebend für den Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts 
der Staatskaſſe gegenüber iſt grundſätzlich nur derjenige Streitwert, 
bezüglich deſſen die Bewilligung des Armenrechts und die Beiordnung 
als Armenanwalt erfolgt iſt. Das ergibt ſich daraus, daß die Grund⸗ 
lage des Erſtattungsanſpruchs gegen die Staatskaſſe einzig und allein 
ſtets nur die Beiordnung iſt (vgl. grundſätzliche Entſch., 20 W 
5719/31 v. 8. Juni 1931, Kartei zu 8 1 Arm Anw.). Ebenſo wie 
für den Umfang des Erſtattungsanſpruchs der Zeitpunkt der 


Beiordnung ausſchließlich maßgebend iſt (grundſätzliche Entſch., 20 W 
8967/29 v. 15. Okt. 1929, Kartei zu § 1 Arm Anw.), iſt für die 
Erſtattung der Armenanwaltskoſten aus der Staatskaſſe auch aus⸗ 
ſchließlich der Anſpruch in derjenigen Höhe ausſchlaggebend, in der 
die Bewilligung des Armenrechts erfolgt iſt. 

Andernfalls hätte es die arme Partei bzw. der ihr beigeordnete 
Anwalt in der Hand, eigenmächtig durch Einbeziehung weiterer, nicht 
vom Armenrecht erfaßter Anſprüche tatſächlich die Wirkungen der 
Armenrechtsbewilligung und damit die Haftung der Staatskaſſe zu 
erweitern, damit alſo der nach dem Geſetz allein maßgebenden gericht⸗ 
lichen Entſch. vorzugreifen. Das iſt nicht angängig. 

Zwar hat der Sen. in feiner grundſätzlichen Entſch, 20 W 
1194/31, v. 7. Dez. 1931 (Kartei zu 813 Ziff. 3 RAGEO.) aus⸗ 
geſprochen, daß durch die Einbeziehung weitergehender, nicht rechts⸗ 
hängig gewordener Anſprüche in einen Vergleich die Vergleichsgebühr 
der mitwirkenden Anwälte ſich nach der Geſamtheit der verglichenen, 
alſo auch der nicht rechtshängig gewordenen Anſprüche berechnet 
und demgemäß im Feſtſetzungsverfahren von der obſiegenden Partei 
geltend gemacht werden kann. Dieſe Entſch bezieht ſich jedoch nur auf 
das Verhältnis der Parteien zu ihren Prozeßbevollmächtigten 
und der Parteien untereinander. Sie gilt dagegen nicht für das 
Verhältnis des Armenanwalts zur Staats kaſſe. 


(RG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 3. Mai 1933, 20 Wa 135/33.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


II. 55 104, 276 ZPO. Die durch Anrufen des unzuftän- 
digen Gerichts entſtandenen Koften find gegen den ob- 
ſiegenden Kl. nur dann feſtzuſetzen, wenn ſie ihm im Urt. 
ausdrücklich auferlegt ſind. 

Zur Entſch. ſteht die Frage, ob beim Fehlen einer beſonderen 
Koſtenentſch. über die durch die Anrufung eines unzuſtändigen 
Gerichts entſtandenen Koſten im Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine Kor⸗ 
rektur der Koſtenentſch. zuläſſig iſt und ob eine Abſetzung der durch 
die Anrufung des unzuſtändigen Gerichts entſtandenen Mehrkoſten 
als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht notwendig er⸗ 
folgen kann. Der Sen. hat bereits in feiner grundſätzlichen Entſch., 
20 W 4493/28 v. 10. Mai 1928 (Kartei zu § 103 ZRO.), aus⸗ 
geſprochen, daß beim Fehlen einer Entſch. über die beſonderen, beim 
unzuſtändigen Gericht zunächſt entſtandenen Koſten im Falle des 
8 276 ZPO. die Entſch. im Koſtenpunkt auch auf dem Umwege über 
die Nachprüfung der Notwendigkeit einzelner Koſtenanſätze nicht ge⸗ 
ändert werden kann. Es iſt im Koſtenfeſtſetzungsverfahren nicht 
nachprüfbar, ob etwa einzelne Teile des Verfahrens zur zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren, ſofern nicht die 
Koſtenentſch. ſelbſt dieſe Teile von der übrigen Entſch. beſonders 
ausnimmt. Ein derartiges Verfahren würde nichts anderes als eine 
nach dem Geſetz nicht mehr zuläſſige Anderung der Urteentſch. 
des Gerichts erſt im Koſtenfeſtſetzungsverfahren bedeuten. In gleicher 
Weiſe könnte der Urkundsbeamte ſpäter eine vom ProzGer. an⸗ 
geordnete Beweisaufnahme als zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung nicht notwendig und die dadurch entſtandenen Koſten als nicht 
erſtattungsfähig bezeichnen. Die Koſtenentſch. fo, wie fie lautet, iſt 
vielmehr für die Parteien und insbeſ. gerade für die Koſtenfeſtſetzung 
ſchlechthin bindend. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 29. April 1933, 20 W. 4182/33.) 
Ber. von LOR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


12. 88 717 Abſ. 2, 788 Ab ſ. 2 ZPO. Verhältnis beider 
Geſetzesbeſtimmungen zueinander. Unter 8788 Abſ. 2 3 PO. 
fallen auch die Koſten eines früheren Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes. Sie ſind in dem neuen Feſtfetzungsbeſchluß 
gegen den Gläubiger feſtſetzbar. 

Auf Grund des vollſtreckbaren Urt. des LG. v. 19. Juni 1931 
iſt der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 10. Dez. 1931 zugunſten der 
Bekl. ergangen. Durch dieſen Beſchluß ſind Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
gebühr und Zwangsvollſtreckungskoſten entſtanden. Durch Urt. des 
KG. v. 17. Mai 1932 iſt das Urt. des LG. abgeändert und zu⸗ 
ungunſten der Bekl. hinſichtlich der Koſten erkannt worden. Dem⸗ 
gemäß hat der Urkundsbeamte durch den jetzt angefochtenen Ko⸗ 
ſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 21. Sept. 1932 die Koſtenfeſtſetzung vor⸗ 
genommen und dabei zugunſten des Bekl. als ihr entſtan⸗ 
dene Koſten auch die Koſtenfeſtſetzungsgebühr des früheren Be⸗ 
ſchluſſes ſowie die Zwangsvollſtreckungskoſten aus dieſem Beſchluß 
gegen die Nebenintervenientin eingeſetzt. Dieſe Gebühr kann jedoch 
die Bekl. von der Kl. nicht erſtatket verlangen. 

Zwar ſtützt ſich die BeſchwF. zu Unrecht auf 8 717 Abſ. 2 
ZPO. Auch das LG. hat fälſchlich nur unter dieſem Geſichtspunkt 
die Streitfrage betrachtet und iſt ſo zu einem unzutreffenden Er⸗ 
gebnis gelangt, indem es die BeſchwF. auf einen im Wege be⸗ 
ſonderen Prozeſſes zu verfolgenden Schadenserſatzanſpruch ver⸗ 
weiſt. Die in Frage ſtehenden Koſten ſind vielmehr ſchon deshalb 
nicht erſtattungsfähig, weil ſie nicht unter die UrtEntſch. des KG. 
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fallen, wie die Bekl. annimmt, ſondern nach § 788 ZPO. zu be⸗ 
handeln find. Danach können nur diejenigen Zwangsvollſtrek⸗ 
kungskoſten vom Schuldner beigetrieben, mithin bei einer be⸗ 
ſonderen Feſtſetzung der Zwangsvollſtreckungskoſten gegen den 
Schuldner feſtgeſetzt werden, die zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig waren. Daß das aber bei der Vollſtreckung 
auf Grund eines nur vorläufig vollſtreckbaren und ſpäter dann 
aufgehobenen Schuldtitels nicht anerkannt werden kann, bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Im übrigen aber regelt ſich der vorl. 
Fall bereits nach der poſitiven Beſt. des 8 788 Abſ. 2 ZPO.: „Die 
Koſten der Zwangsvollſtreckung ſind dem Schuldner zu erſtatten, 
wenn das Urt., aus welchem dieſelbe erfolgt iſt, aufgehoben wird.“ 
Hierbei handelt es ſich um eine Spezialbeſtimmung für 
die Vollſtreckungskoſten, die eine Anwendbarkeit des 8717 Abſ. 2 
ZPO. nicht nur entbehrlich macht, ſondern geradezu ausſchließt. 

Zu dieſen unter § 788 Abſ. 2 fallenden Koſten gehoren auch 
die Koſten eines aufgehobenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes (zu vgl. 
JW. 1889, 2362), d. h. alſo auch Anwalts⸗ und Gerichtskoſten 
für die Erwirkung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes, die an ſich nur 
Vorbereitungskoſten für die Zwangsvollſtreckung darſtellen. Denn 
was für die Koften der Durchführung der Vollſtreckung vorge⸗ 
ſchrieben iſt, muß erſt recht und ſchon deswegen auch gem. 8 91 
ZPO. für die Feſtſetzungskoſten gelten, weil infolge der Auf⸗ 
hebung des urſprünglichen Titels ohne weiteres feſtſteht, daß dieſe 
Koſten nicht notwendig zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
waren. 

Koſten, die danach der Nebenintervenientin von der Bekl. zu 
erſtatten ſind, können ſelbſtverſtändlich nicht als Koſten der Bekl. 
in der Koſtenfeſtſetzung zu deren Gunſten zur Ausgleichung ge⸗ 
bracht werden. Vielmehr iſt die Beſt. des § 788 Abſ. 2 ZPO. 
dahin auszulegen, daß bereits das aufhebende Urt. zugleich den 
Titel zur Feſtſetzung der ſchon beigetriebenen Zwangsvollſtreckungs⸗ 
koſten gegen den Gläubiger bildet. Der Gläubiger kann ſich mit⸗ 
hin nicht mehr auf den früheren Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß be⸗ 
rufen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 7. Jan. 1933, 20 W 5/339) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
5 f 


13. 5 4 GKG. Einwand der Zahlung und Aufrechnung 


kann nicht mit der Erinnerung geltend gemacht werden. 

Es handelt ſich um Einwendungen, die mit der Erinnerung gem. 
$4 GG. nicht verfolgt werden können. Mit dieſer Erinnerung kann 
nur die Verletzung der Vorſchriften des Koſtenrechts irgendwelcher 
Art, d. h. Verletzung der Gerichtskoſtengeſetze oder der in ihnen oder 
in den Prozeßordnungen als Beſtandteil des Gerichtskoſtenrechts be⸗ 
zeichneten ſonſtigen Vorſchriften gerügt werden, gegen die bei Aufſtellung 
der Gerichtskoſtenrechnung, ſei es im Anſatz überhaupt, ſei es in der 
Höhe der Koſtenberechnung, verſtoßen worden iſt (RG. 16, 291; 97, 
175; Friedlaender, GRG., 1928, Anm. 13 zu 8 4). Unzuläſſig 
dagegen ſind alle nicht dem Koſtenrecht entnommenen Einwendungen. 
Die Erinnerung kann ſich demgemäß zwar gegen die Verpflichtung zur 
Zahlung überhaupt richten, nicht aber den Einwand geltend machen, 
daß die Koſtenſchuld gezahlt ſei. Dies iſt ein nicht dem Koſtenrecht 
oder denjenigen Beſtimmungen, auf welche die Koſtengeſetze Bezug 
nehmen, entnommener Einwand, der nur nach Landesrecht zu be⸗ 
urteilen ft (Baumbach, RKoſtG. 33, Anm. B zu 85 DERS.; 
Friedlaender a. a. O.). Das gleiche gilt für die Aufrechnung, 
da auch mit dieſer Einrede nur die Tilgung — rechtmäßig ent⸗ 
ſtandener — Koſtenſchuld behauptet werden ſoll. Infolgedeſſen konnte 
ſchon aus dieſem Grunde auf die Aufrechnungseinrede des Bekl. nicht 
eingegangen werden. 
Soweit ſchließlich der Bekl. beanſtandet, daß die Staatskaſſe ihm 
überhaupt Koſten in Rechnung ſtelle, da er einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Fiskus habe und die in dieſer Sache erforderten Koſten ſich 
als Teil ſeines Schadens darſtellten, ſo liegt auch hierin kein etwa 
mit der Erinnerung des 84 GRG. verfolgbarer zuläſſiger Einwand. 
Denn auch er läuft letzten Endes nur darauf hinaus, materiellrechtliche 
Einwendungen, ſei es im Wege der Aufrechnung, ſei es im Wege einer 
Einrede nach Art der exceptio doli generalis gegenüber dem Koſten⸗ 
anſpruch des Staates geltend zu machen. 

(KG., Beſchl. v. 11. März 1933, 20 Wa 79/3.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


_ 14. 523 GKG. Ein Vergleich bringt die bereits ent⸗ 
ſtandene Beweisgebühr dann nicht in Fortfall, wenn ſeine 
Wirkſamkeit angefochten und der Rechtsſtreit weitergeführt 
wird, mag auch der Vergleich durch das dann ergehende 
Urt. für wirkſam erklärt werden. 

Die gerichtliche Beweisgebühr, die vor Abſchluß des Vergleichs 
im zweiten Rechtszuge bereits entſtanden war, iſt durch den Ver⸗ 
gleichsabſchluß nicht in Fortfall gekommen. 8 23 DKG. ſetzt vor⸗ 
aus, daß durch den Vergleich der Rechtsſtreit tatſächlich beendet wird. 
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Das iſt hier nicht der Fall, da der Kl. den Vergleich angefochten und 
den Rechtsſtreit weitergeführt hat, ſo daß der Rechtsſtreit erſt durch 
gerichtliches Urt. ſeine Beendigung erfahren hat. Der Sen. vertritt 
die Auffaſſung, daß in einem derartigen Falle die zunächſt in Weg⸗ 
fall gekommene Beweisgebühr mit Rückſicht auf den tatſächlichen Ver⸗ 
lauf des Rechtsſtreits wieder auflebt und nachträglich zu erheben 
iſt. Der gegenteiligen Auffaſſung von Friedlaender, DGKG., 
Anm. 16 zu § 23 vermag der Sen. nicht beizutreten. Friedlaender 
geht davon aus, daß, ſofern der Vergleich angefochten und durch das 
dann ergehende Urt. tatſächlich auch für unwirkſam erklärt wird, in 
dieſem Falle allerdings die Beweisgebühr nicht in Fortfall komme, 
daß jedoch ſich koſtenrechtlich an dem Wegfall der Beweisgebühr dann 
nichts ändert, wenn die Anfechtung des Vergleichs zu ſeiner An⸗ 
erkennung durch das ſpäter ergehende Urt. führt. Dieſer Auffaſſung 
ſteht entgegen, daß §S 23 DGG. nur denjenigen Vergleich begünſtigen 
will, der — ohne daß der Prozeß durch gerichtlichen Entſcheid ſein 
Ende findet — zur Beendigung des Rechtsſtreits führt. 

Es iſt infolgedeſſen unerheblich, daß im vorl. Fall das Gericht 
den Vergleich für gültig erklärt hat. Durch ſeine Anfechtung und die 
Weiterführung des Rechtsſtreits iſt der Gebührenfortfall aus 8 23 
DKG. wieder aufgehoben worden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 6. Mai 1933, 20 W 4475/33.) 
Ber. von LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 
Kiel. 


15. 8 878 ZPO. Im Verteilungs verfahren kann ein 
beteiligter Gläubiger nicht einwenden, daß eine rechts- 
kräftig feſtgeſtellte Forderung eines anderen Gläubigers 
tatſächlich nicht beſtehe. Einwendungen ſind nur inſoweit 
zuläſſig, als auch dem Schuldner aus § 767 Abſ. 2 oder 
§ 796 Abſ. 2 3PO. oder nach den Grundſätzen der Nichtig⸗ 
keits⸗ und Reſtitutionsklage Einwendungen zuſtehen. 
(Vgl. Stein⸗Jonas 8 878 III, Seuffert⸗Walsmann 8 878 10, OLG. 
13, 215; 33, 124 u. a.; a. M. Kann § 878 4a, bb; Reinhard⸗Müller, 
ZwVerſtG. 1931, S. 665 u. a.) 

Gegenüber der Verurteilung des Reeders zur Zahlung an den 
Bekl. kann die Kl. mit ihrem Einwand, daß eine Forderung des 
Bekl. tatſächlich nicht beſtehe, nicht gehört werden. Allerdings iſt die 
Frage, ob bei einem Verteilungsverfahren gem. § 878 ZBD. einer 
der beteiligten Gläubiger einwenden könne, daß die Forderung eines 
anderen Gläubigers trotz des von dieſem erwirkten Titels nicht be⸗ 
ſtehe, lebhaft umſtritten. Förſter⸗Kann (8 878 ZPO. Anm. da bb) 
meint, daß der Widerſprechende auch dann geltendmachen könne, daß 
die Forderung, für welche das Pfand hafte, tatſächlich nicht beſtehe, 
wenn für die Forderung ein rechtskräftiges Urteil vorliege; denn 
die Rechtskraftwirkung beſtehe grundſätzlich nur im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen dem betreibenden Gläubiger und dem Schuldner; den übrigen 
Pfändungsgläubigern ſtehe ſie nicht entgegen; der rechtskräftige Pro⸗ 
zeß könne alſo nochmals vollſtändig aufgerollt werden. Derſelben 
Meinung find v. Tuhr (Allgem. Teil des bürgerlichen Rechts Bd. I 
©. 176 Anm. 20), ferner Hein (Identität der Parteien Bd. II S. 96 
Anm. 38) und Oertmann (S. 401), Reinhard⸗Müller (Zw⸗ 
Verſt. 1931, S. 665) und Schaps⸗Sebba (Seerecht § 776 
Anm. 2). Anderer Meinung ſind Hageneſter (Rhein. 6, 511); 
Krückmann (ZB. 47, 98), Ebbecke (33 P. 48, 173), Hellwig 
(Anſpruch⸗ und Klagerecht S. 504), Stein- Jonas (3PO. 8 878 
II I), Seuffert⸗Walsmann (ZPO. $ 878 Anm. Le), das 
OLG. Dresden (Rſpr. OLG. 13, 215) und das OLG. Celle (Rſpr. 
DG. 33, 124). Dieſe meinen, daß der Widerſprechende als Dritter 
gegen das Urteil nur inſoweit Einwendungen erheben könne, als auch 
dem Schuldner ſolche Einwendungen aus $ 767 Abſ. 2 oder § 796 
Abſ. 2 ZPO. oder nach den Grundſätzen der Nichtigkeits⸗ oder 
Reſtitutionsklage zuſtünden. Der letzten Anſicht iſt beizutreten. 

Nach der materiellrechtlichen Theorie über die materielle Rechts⸗ 
kraft des Urteils bildet auch ein unrichtiges Urteil eine causa für 
den im Urteil zugeſprochenen Anſpruch. Die rechtsbegründende Wir⸗ 
kung des rechtskräftigen Urteils gilt gegen Dritte nur dann nicht, 
wenn dieſe Wirkung geſetzlich ausgeſchloſſen iſt, oder wenn das Urteil 
ohne kontradiktoriſche Verhandlung ergangen iſt (vgl. RG. 16, 433; 
46, 78; 46,336; 52, 218; 56, 77; 78, 395 ); 80, 322 2); Gruch. 53, 
908). Tatſächlich handelt es ſich hier aber, wie Seuffert⸗Wals⸗ 
mann a. a. O. richtig ausführt, gar nicht um die Frage der Rechts⸗ 
kraft, da ja auch ein bloß vollſtreckhbarer Titel am Verteilungs⸗ 
verfahren teilnimmt. Vor allem aber würde bei Zugrundelegung der 
gegenteiligen Anſicht das Recht des Gläubigers, auf Grund eines 
vollſtreckbaren Titels in das Vermögen des Schuldners vollſtrecken zu 
dürfen, immer dann beſeitigt werden können, wenn mehrere Gläubiger 
gegen den Schuldner in einen Gegenſtand vollſtrecken, und wenn 
die widerſprechenden Gläubiger alsdann den materiellen Anſpruch des 
Widerſpruchsgegners beſtreiten könnten. Damit würde tatſächlich der 
Hauptgrundſatz des Vollſtreckungsrechts, nämlich der Vollſtreckbarkeit 


1) JW. 1912, 537. 2) 3%. 1913, 138. 
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eines einmal erwirkten Titels in das Vermögen des Schuldners durch⸗ 
brochen fein. 
(OLG. Kiel, 1. Ziv Sen., Urt. v. 2. März 1933, 1 U 292/32.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


* 
Naumburg. 

16. 8 42 Abſ. 2 3PO. Die Beſorgnis der Befangen⸗ 
heit iſt begründet, wenn ein Richter die Schriftſätze einer 
Partei mit z. T. unſachlichen Randbemerkungen verſieht. 

Aus der dienſtlichen Außerung des abgelehnten Richters er⸗ 
gibt ſich allerdings, daß der Richter ſich in keiner Weiſe für be⸗ 
fangen erachtet, und auch ſonſt liegt kein Anhaltspunkt dafür vor, 
daß der abgelehnte Richter in dem Rechtsſtreit der Parteten o b- 
jektiv befangen iſt. Allein eine Partei iſt ſchon dann zur Ab⸗ 
lehnung eines Richters berechtigt, wenn vom Standpunkt der 
Partei aus genügende objektive Gründe vorliegen, die in den 
Augen eines vernünftigen Menſchen geeignet ſind, Mißtrauen 

egen die Unparteilichkeit des Richters zu erregen (vgl. Stein⸗ 

onas, ZPO., § 42 Anm. II und Sydow ⸗Buſch, Inhalt 
§ 42 Anm. 2). Solche Gründe find hier gegeben. Aus dem Inhalt 
der Akten, insbeſ. den von der Bekl. eingereichten Schriftſätzen, 
ergibt ſich, daß der abgelehnte Richter in einer größeren Reihe 
von Fällen ſcharfe, dem Inhalt nach teilweiſe unfachliche Rand⸗ 
bemerkungen zu den Ausführungen der Bekl. gemacht hat. Dieſe 
Randbemerkungen wenden ſich, wie aus dem Inhalt der Akten 
weiter erhellt, ausſchließlich und einſeitig gegen die Bekl., zum 
mindeſten inſoweit es ſich um ſolche unſachlicher Art und beſon⸗ 
ders ſcharfer Form handelt. Eine ſolche einſeitige, ſich nicht immer 
völlig ſachlich haltende Stellungnahme gegen eine der Parteien 
des Rechtsſtreits iſt, vom Standpunkte der betroffenen Partei ge⸗ 
ſehen, geeignet, Mißtrauen gegen die völlige Unparteilichkeit des 
Richters zu rechtfertigen, zumal wenn ſie in ſo erheblicher Zahl 
von Bemerkungen wie hier erfolgt. Der abgelehnte Richter kann 
dieſe Randbemerkungen auch nicht damit entſchuldigen, daß ſie 
ihm zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung gedient hat- 
ten, damit er in dieſer ſich leichter durch den umfangreichen Tat⸗ 
ſachenſtoff hindurchfinde. Denn die von der Bekl. hervorgehobenen 
Randbemerkungen des Richters waren, zum mindeſten ſoweit ſie 
unſachlichen Inhaltes ſind, objektiv nicht geeignet, die mündliche 
Verhandlung vorzubereiten und etwa ein Votum zu erſetzen; ſolche 
Randbemerkungen lagen vielmehr außerhalb des Verhandlungs⸗ 
ſtoffs. Schließlich iſt es gleichgültig, ob dieſe Randbemerkungen, 
wie der abgelehnte Richter angibt, an ſich nicht für die Parteien 
beſtimmt waren und ihre Entfernung aus den Akten vor Ein⸗ 
ſichtnahme der Bekl. in dieſe nur verſehentlich unterblieben iſt. 
Dem Richter war bekannt, daß die Parteien jederzeit Einſicht in 
die Prozeßakten nehmen dürfen. Er mußte daher mit der Mög⸗ 
lichkeit, daß die Randbemerkungen zur Kenntnis der Bekl. kamen, 
jederzeit rechnen, und dies um ſo mehr, als ihm bei der Fülle 
der Randbemerkungen klar ſein mußte, daß eine Beſeitigung die⸗ 
ſer Bemerkungen aus den Akten techniſch ſchwierig und zeitrau⸗ 
bend, wenn nicht gar unmöglich war. 

Eine andere Beurteilung der Rechtslage rechtfertigt ſich auch 
nicht deshalb, weil, wie der abgelehnte Richter glaubhaft verſichert 
hat, ihm eine Beeinfluſſung der Handelsrichter in ihrer ſachlichen 
Stellungnahme zu den Fragen des Rechtsſtreits völlig ferngelegen 
hat. Denn es kommt lediglich, wie bereits hervorgehoben, für die 
Entſch. darauf an, ob vom Standpunkt der betrof⸗ 
fenen Partei aus objektive Gründe gegeben ſind, Mißtrauen 
gegen die Unparteilichkeit des Richters zu rechtfertigen. 

(Och. Naumburg, 5. ZivSen., Beſchl. v. 11. Mai 1933, 5 W 115/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. H. Voß, Berlin. 
* 
Stuttgart. 

17. 5 890 3PO. Die Zuwiderhandlung unterliegt 
nicht der Verjährung des § 67 StGB., da dies mit dem 
Vollſtreckungszweck nicht vereinbar wäre (vgl. Baumbach 
§ 890 Anm. 2 Be; a. M. Stein § 890 1 Abſ. 3, III Nr. 3). 


(OLG. Stuttgart, 2. ZivSen, Beſchl. v. 24. Mai 1933, W 433/33.) 


Dresden. III. Zwangsverſteigerungsgeſetz. 


18. 8 93 Zw VerſtG.; 88 771, 91 ZPO. Der Pächter, der 
gegenüber der Zwangsvollſtreckung aus dem Zuſchlagsbe⸗ 
ſchluß die Wiederſpruchsklage erhoben hat, ſtellt ſich ſelbſt 
klaglos und hat die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, 
wenn er im Laufe des Verfahrens — ſei es auch in Er⸗ 
wartung gerichtlicher Maßnahmen des Erſtehers — das 
Grundſtück räumt und ſodann die Hauptſache für erledigt 
erklärt. 

Der im ZwVerſtVerf. ergangene Zuſchlagsbeſchluß wirkte, ſoweit 
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er die Räumung des Grundſtücks betraf, nur gegen den früheren Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks, den Gaſtwirt K. und ſeine Familie als ſolche. 
Wofern aber die kl. Ehefrau die Gaſtwirtſchaft gepachtet haben ſollte, 
brauchte ſie den Gaſthof nicht zu räumen; denn ihr ſtand dann ein die 
Veräußerung hinderndes Recht, der Beſitz am Grundſtück zu. Sie 
konnte es alſo darauf ankommen laſſen, daß der Erſteher des 
Grundſtückes gegen ſie Klage auf Räumung erhob. Doch ſtand ihr 
auch die — vorliegend erhobene — Klage auf Grund ihres Beſitz⸗ 
rechtes nach Maßgabe des 8 771 ZRO. zu (RG. 34, 422). Wenn 
die Kl. trotzdem im Laufe des BerVerf. die Gaſtwirtſchaft geräumt 
und ſodann die Hauptſache für erledigt erklärt hat, ſo hat ſie ſich 
ſelbſt klaglos geſtellt. Das gilt ſelbſt dann, wenn ſie die Grundſtücke 
in Erwartung einer gerichtlichen Maßnahme des Erſtehers räumte, 
denn auch in dieſem Falle iſt die Erledigung des Rechtsſtreites durch 
das eigene willkürliche Verhalten der Kl. ſelbſt herbeigeführt worden. 
Das hat zur Folge, daß die Kl. die Koſten des Rechtsſtreites zu 
tragen hat (8 91 ZPO.; OLG Rſpr. 27, 73), ohne daß es auf eine 
Nachprüfung der Gründe des LGUrt. und der Parteiausführungen in 
der Ber Inſt. noch ankam. 


(OLG. Dresden, 5. ZivSen., Urt. v. 6. April 1933, 5 0 161/32.) 
Ber. von RA. Dr. Tittes, Dresden. 


* 
Zweibrücken. 

19. 5 10 ZwVerſt.; 822 AufwG. Die Belaſtung mit 
Gleichrangigkeit wird durch das Aufw®. nicht berührt. 
Verteilung des Verſteigerungserlöſes, wenn bei Gleich⸗ 
rang zweier Poſten eine dritte Poſt Vorrang nur vor 
einer Gleichrangspoſt hat (reflexiver Gleichrang). f) 

Die Eheleute W. und M. H. hatten auf ihrem Wohnhauſe, an 
dem ihnen je zur Hälfte das Miteigentum zuftand, zwei Grund⸗ 
ſchulden zugunſten des W. H. beſtellt im Betrage von 20 000 GM. 
und 10 000 GM., welche untereinander gleichen Rang hatten und 
am 6. Febr. 1925 eingetragen wurden. Von dieſen Grundſchulden 
wurde diejenige zu 20 000 GM. mit Urk. v. 13. März 1925 an die 
Nheiniſchl Kreditbank in Ludwigshafen abgetreten, unter Übergabe 
des Grundſchuldbriefes. Die Grundſchuld zu 10 000 GM. wurde 
laut Urk. v. 27. Okt. 1928 an die gleiche Bank abgetreten. Eine 
Eintragung der Abtretung in das Grundbuch erfolgte nicht. Auf 
dem Wohnhauſe waren ein Annuitätendarlehen der Bekl. zu 1 und 
ein Darlehen der Bekl. zu 2 eingetragen, welche jedoch wieder ge⸗ 
löſcht waren. Auf Grund des Aufmb. wurden von dieſen Hypo⸗ 
theken wieder eingetragen 2358,29 GM. Aufwhyp. der Bekl. zu 1 
und 2500 GM. Rangvorbehalt der Eigentümer auf Grund des 87 
Aufw®. Die Eintragung erfolgte am 15. April 1926 mit dem Zu⸗ 
Tag, daß die AufwHyp. Rang vor den beiden Grundſchulden zu 
20 000 und 10 000 GM. hat, und daß der vorbehaltene Rang der 
Eigentümer den Rang nach den 2358,29 GM. und Rang vor den 
20 000 GM. genießt. 

Auf Antrag des Fin A. Ludwigshafen wurde zugunſten rück⸗ 
ſtändiger Steuern durch Beſchl. v. 31. März 1930 die Zwangs⸗ 
verſteigerung der beiden Hälfteanteile angeordnet, und zwar jeden 
Hälfteanteils geſondert. Mit Schreiben v. 22. Sept. 1930 beantragte 
die Kl., welche durch Fuſton Rechtsnachfolgerin der Rheiniſchen 
Kreditbank iſt, zugunsten ihrer Forderung von 30 000 GM. ab den 
Beitritt zu der auf den 10. Okt. 1930 feſtgeſetzten Zwangsverſtei⸗ 
gerung. Mit Beſchl. v. 24. Sept. 1930 wurde der Beitritt der Kl. 
zugelaſſen. 

m Verſteigerungstermin wurde das Anweſen von W. B. 
um das Meiſtgebot von insgeſamt 23 100 , eingefteigert und 
ihm durch rechtskräftigen Beſchl. v. 10. Okt. 1930 der Zufchlag 
erteilt. Im Verteilungstermin v. 28. Nov. 1930 hatte der Ver⸗ 


Zu 19. War der Aufwertungsanſpruch der 
Bekl. zu 2tatſächlich angemeldet, ſo war er auch 
mit dem Range der gelöſchten Hypothek zu be⸗ 
rückſichtigen, ohne daß hierfür die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs Vorausſetzung war, vorbehaltlich allerdings der Rangver⸗ 
ſchiebung, die der öffentliche Glaube des Grundbuchs mit ſich bringt 
(vgl. Reinhard, Der Einfluß der neuen Geſetzgebung auf die 
Zwangsverſteigerung uſw., 3. Aufl., 1927 S. 222). 

Da das aufgewertete Recht der Bekl. zu 2 im 
Grundbuche gelöſcht war, ſo hätte nach 8 20 A b ſ. 1 
Aufw G. feine Wiedereintragung mit dem ur- 
ſprünglichen Range nur dann ſtattfinden kön⸗ 
nen, ſoweit nicht die Vorſchr. über den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs entgegenſtan⸗ 
den. Als die Rechtsvorgängerin der Kl. ihre Grundſchuld von 
20 000 GM. am 13. März 1925, alſo vor Inkrafttreten des AuſwG. 
(15. Juli 1925) erwarb, war das Grundſtück frei von den Hypo⸗ 
theken der Bekl. Sie durfte deshalb damit rechnen, daß dieſe zwei 
Hypotheken nicht mehr beſtanden, falls ſie nicht die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs kannte. Das letztere ſcheidet begrifflich aus, da ja 
zur Zeit des Erwerbs der Grundſchuld von 20 000 GM. durch die 
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ſteigerungsbeamte den Verteilungsplan dahin aufgeſtellt, daß nach 
Wegfertigung der Forderungen der dritten Klaſſe die Anſprüche 
der vierten Klaſſe in der Weiſe zum Zuge kommen ſollten, daß zu⸗ 
nächſt die AufwHyp. der Bekl. zu 1, dann der der Kl. abge⸗ 
tretene Rangvorbehalt der Eigentümer, dann die Aufwertungs⸗ 
forderung der Bekl. zu 2 im Betrage von 290 GM. ſamt Zinſen, 
endlich die der Kl. aus den beiden Grundſchulden zuſtehenden An⸗ 
ſprüche mit Teilbeträgen zum Zuge kommen ſollten. Gegen den 
Verteilungsplan wurde vom Vertreter der Kl. Widerſpruch er⸗ 
hoben, mit der Begr., daß die Kl. die Grundſchuld zu 20 000 GM. 
bereits vor dem 1. Juni 1925 erworben hat, die Grundſchuld daher 
gem. § 892 BGB., § 22 Abſ. 1 AufwG. der erſt i. J. 1926 wieder 
eingetragenen Hypothek der Bekl. zu 1, ebenſo der jetzt noch nicht 
wieder eingetragenen Hypothek der Bekl. zu 2 im Range vorgehe. 
Der Vertreter der Bekl. zu 1 vertrat demgegenüber den 
Standpunkt, daß zwar die Kl. den Vorrang der Grundſchuld zu 
20 000 GM. vor der AufwHyp. der Bekl. zu 1 beanſpruchen könne, 
daß aber wegen des Gleichranges dieſer Grundſchuld mit der 
zweiten Grundſchuld zu 10 000 GM. die erſte Grundſchuld nur zu 
/ vor der Hypothek Befriedigung beanſpruchen könne; nur in⸗ 
ſoweit anerkannte er den Widerſpruch der Kl. Daraufhin wurden 
vom Verſteigerungsbeamten zwei bedingte Zuteilungen vorgenom⸗ 
men, die eine für den Fall, daß der Widerſpruch der Kl. in vollem 
Umfang für begründet erklärt werde, die andere für den Fall, daß 
der Widerſpruch nur inſoweit als begründet erklärt werde, als ſie 
mit ⅝ der Grundſchuld zu 20 000 GM. den AufwHyp. vorgehe. 
Kl. erhob gegen die beiden Bekl. Widerſpruchsklage. Da dieſe 
Klage jedoch erſt am 30. Dez. 1930, alſo nicht innerhalb der Friſt 
des § 115 ZwVerſtch. und § 878 38. zugeſtellt war, wurde 
unterm 16. Jan. 1931 der Verteilungsplan in urſprünglicher Ge⸗ 
ſtaltung ausgeführt und der Kl. insgeſamt 18 178,69 , der 
Bekl. zu 1 2364,40 KN und der Bekl. zu 2 332,50 % zuge⸗ 
wieſen und dieſe Forderungen gegenüber dem Erſteher auf ſie über⸗ 
tragen; die Forderungen wurden in das Grundbuch eingetragen. 
Nunmehr ging die Kl. mit Schriftſatz v. 21. Febr. 1931 zur Be⸗ 
reicherungsklage über und ſtellte den Antrag, wie er in dem Ur⸗ 
teilsſatz des angefochtenen Urt. überging. Die Bekl. führten aus, 
daß durch die Wiedereintragung der AufwHyp. der Gleichrang der 
beiden Grundſchulden nicht aufgehoben worden ſei. 
Das LG. verurteilte die Bekl. zur Abtretung der ihnen bei 
der Verteilung des Erlöſes übertragenen Forderungen an die Kl. 
Das LG. nahm an, daß durch die auf Grund des § 22 AufwG. 
erfolgte Wiedereintragung der Hypotheken der Bekl. im Range 


Rechtsvorgängerin der Kl. das Grundbuch nicht unrichtig war, dieſe 
Unrichtigkeit iſt vielmehr erſt mit dem Inkrafttreten des Aufw., 
welches die Aufwertung kraft Rückwirkung einführte, zuſtande ge⸗ 
tommen. Deshalb kann nicht bezweifelt werden, 
daß die Bekl. überhaupt nicht den Rang vor den 
20000 G M. der Kl. in Anſpruch nehmen durfte, 
und mithin im geringſten Gebot vor der Poſt von 
20 000 G M. nicht zu berückſichtigen waren. 

Für die Bekl. zu ergibt ſich weiter das Fol⸗ 
gende: War ihre Hypotheknicht angemeldet oder 
deren Löſchungnicht miteinem Widerſpruch ver⸗ 
leben, ſo war der Widerſpruch der Kl. ihr gegen⸗ 
über nicht nur bezüglich der 20 000 G M., ſondern 
auch der 10 000 EM. begründet undder Klage hätte 
der Bekl. zu 2 gegenüber ſtattgegeben werden 
müſſen. 

6 Es iſt mit dem OLG. nicht einzuſehen, inwiefern eine auf 
m ud, bes $22 Aufm®. erfolgte Wiedereintragung von Hypo⸗ 
aheken im Range zwiſchen zwei anderen dinglichen Rechten, unter 
denen Gleichrangigkeit beſteht, dieſe Gleichrangigkeit beſeitigen 
ſollte. Der § 22 AufwG. will ja doch nichts weiteres, als Aufwer⸗ 
„gsgläubiger, die nicht mehr im Grundbuch ſtehen und deren 
Beit auf Grund des Aufw®. wieder einzutragen find, vor einer 
enachteiligung durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
Kügen (RG, v. 14. Juni 1930: AuftoNfpr. 30, 488; R. 30 
8 *. 2024). Es geht alſo fehl, wenn man annimmt, 
N die Eintragung von AufwHyp. könnten 
din gberhältniffe, die zwiſchen ganz anderen 
ode glichen Rechten beſtehen, einfach beſeitigt 
er aufgehoben werden. 5 

kat Aufderanderen Seiteverdientaberdie Auf⸗ 
\siTung des OG., wonach der „Gleichrang“ als 
re Belaſtung aufgefaßt wird, nicht Gefolg⸗ 
Grabe Es handelt ſich in gar keiner Weiſe um eine Belaſtung der 
ee uld von 20 000 GM. in dem Sinne, daß irgendein Dritter, 
Re ke ‚Aber die dazwiſchen getretenen Aufwertungshypothekare 
Seat ſicch daraus herleiten könnten. Berechtigt durch die 
10 Och rangbelaſtung ift lediglich der Inhaber der Grundschuld von 
Pier or Der ja aber im vorl. Falle mit demjenigen der 
fi 3 von 20000 GM. identiſch it. Die beiden Bekl. müſſen 
jedem Falle 20 000 GM. vorgehen laſſen und nicht nur 
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zwiſchen den beiden Grundſchulden die Gleichrangigkeit dieſer 
Grundſchulden durch die veränderte Rechtslage kraft geſetzlicher 
Vorſchr. aufgehoben worden iſt. Dieſe Rechtsanſchauung iſt jedoch 
irrig. Es lag den Abſichten der Geſetzgeber ferne, in die Rechte 
Dritter einzugreifen, ſoweit es nicht zum Schutze der Aufwertungs⸗ 
gläubiger notwendig war, insbeſ. wurden die Beſt. des § 880 
BGB. in keiner Weiſe geändert. Die Rechtslage iſt alſo die, daß 
die beiden Grundſchulden zu 20 000 und 10 000 GM. unter ſich 
gleichen Rang haben, daß aber der Grundſchuld zu 10 000 GM. 
die beiden Hypotheken der Bekl., ſowie der unbeſtrittene und an 
die Kl. abgetretene Rangvorbehalt der Eigentümer im Range vor⸗ 
gehen. Nachdem der Verteilungsplan ohne Berückſichtigung des 
Widerſpruches der Kl. wegen verſpäteter Klagezuſtellung und Friſt⸗ 
verſäumung ausgeführt wurde, wozu der Notar berechtigt war, 
ſteht der Kl. die Bereicherungsklage zu und ſie konnte nunmehr 
von der Widerſpruchsklage zur Bereicherungsklage übergehen. 

Unbeſtritten betrug die Verteilungsſumme nach Wegfertigung 
der Forderungen der Klaſſe 3 (ſolche der Klaſſe 1 und 2 waren 
nicht vorhanden) noch 20 875,59 N, welche Summe zur Befrie⸗ 
digung der beiden Grundſchulden der Kl., des Rangvorbehaltes der 
Eigentümer zu 2500 GM., der beiden Hypotheken der Bekl., end⸗ 
lich einer hier nicht weiter in Betracht kommenden Höchſtbetrags⸗ 
hypothek einer Pianofortefabrik zu 5400 RA, eingetragen auf 
den Hälfteanteil des Ehemannes H., zur Verfügung ſtand. Da die 
Grundſchuld zu 20 000 GM. den erſten Rang hat, iſt ſie an erſter 
Stelle zu berückſichtigen, ſie kann jedoch nicht mit dem ganzen 
Nennbetrage zum Zuge kommen, weil ſie nicht eine gewöhnliche 
Grundſchuld iſt, ſondern eine Grundſchuld belaſtet mit einem 
Gleichrang zu 10 000 GM. Da nach 8 10 ZwvVerſtcG. Rechte bei 
gleichem Range nach Verhältnis ihrer Beträge zu befriedigen ſind, 
kann die Grundſchuld zu 20 000 GM. nur im Verhältnis zur 
Grundſchuld zu 10 000 GM., alſo nur im Verhältnis von ¼ zu ½ 
aus dem Verſteigerungserlös befriedigt werden, inſofern der Erlös 
nicht zur Deckung ſämtlicher Gläubiger mit Einſchluß des Gläu⸗ 
bigers der zweiten Grundſchuld zu 10 000 GM. ausreicht. Kl. hat 
nur Anſpruch auf 7 des idee das ift auf 13 917,06 , denn 
die ihr nachgehenden Gläubiger brauchen ſich nur die mit dem 
Gleichrange belaſtete Grundſchuld vorgehen laſſen, nicht den ganzen 
Nennbetrag zu 20 000 GM. Es bedeutet alſo eine Beeinträchtigung 
ihrer Rechte, wolle man die Grundſchuld von 20 000 GM. mit 
ihrem vollen Betrage befriedigen. 

Die mit ihr gleichrangige Grundſchuld zu 10 000 GM. hat 
Anſpruch auf Befriedigung aus ½ des Erlöſes, fie muß ſich jedoch 


etwa ¼ é von dieſem Betrage. Etwas anderes wäre es, wenn z. B. 
während des Zwangsverſteigerungsverfahrens die Kl. ihre Rechte 
aus der Grundſchuld von 10 000 GM. an einen Dritten abgetreten 
hätte; dann könnte daran gedacht werden, der Kl. nur 2/s des auf 
die Bolt von 20 000 GM. entfallenden Erlöſes und / davon der 
Poſt von 10 000 GM. zuzuteilen, für die Bekl. müßte jedoch das 
Ergebnis immer dasſelbe bleiben. Das OLG. irrt, wenn es davon 
ausgeht, die Bekl. brauchten ſich nur die mit dem Gleichrange be⸗ 
laſtete Grundſchuld vorgehen zu laſſen und nicht den ganzen Nenn⸗ 
betrag von 20 000 GM.; es durfte nicht / von 20 000, ſondern 
von 20 000 + 10 000 = 30 000 zugrunde legen. 

Nun iſt aber die Eintragung der AufwHyp. der Bekl. zu 1 
mit 2358,29 GM. am 15. April 1926 mit dem ausdrücklichen Zu⸗ 
ſatze erfolgt, daß die AufwHyp. der Pfälziſchen Hypothekenbank 
Rang vor den beiden Grundſchulden zu 20 000 und 10 000 GM. 
hat und daß der vorbehaltene Rang der Eigentümer den Rang 
nach den 2358,29 2A und Rang vor den 20 000 GM. genießt. 
Es taucht danach die Frage auf, ob die Kl. ſtatt Widerſpruch gegen 
den Verteilungsplan zu erheben, rechtzeitig die Grundbuchberich⸗ 
tigung bzgl. des Rangverhältniſſes der Bekl. zu 1 hätte herbei⸗ 
führen müſſen. ‘FM 

Aus dem früher Dargelegten ergibt ſich, daß der hier vom 
GB A. gemachte Rangvermerk tatſächlich un⸗ 
richtig iſt. Es fragt ſich weiter, ob und wie der Zwangsverſtei⸗ 
gerungsrichter dieſe Unrichtigkeit zu beachten hatte. 

Während das RG. früher (v. 14. Juni 1930: AufwRſpr. 
1930, 488) in Übereinſtimmung mit dem KG. (JW. 1926, 2380; 
AufwRſpr. 1927, 297 [302]) ausgeſprochen hatte, daß das gelöſcht 
geweſene, aber bereits wieder eingetragene Recht den Schutz des 
öffentlichen Glaubens für dieſe Wiedereintragung nach den allge⸗ 
meinen Grundſätzen genieße, hat es bei einer Nachprüfung den 
Satz aufgeſtellt, daß durch 8 22 Abſ. 2 AufwG. die Aufwertung gegen 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs und gegen die Rang⸗ 
beſtimmung des 8 21 Abſ. 2 Aufm®. nicht nur bis zu einer 
Wiedereintragung im Grundbuch überhaupt, ſondern bis zur ſach⸗ 
lich richtigen Wiedereintragung, namentlich auch mit richtigem 
Range, geſichert werde (RG. 133, 357 ff. = IW. 1932, 728). Diefe 
letztere Auffaſſung iſt m. E. abzulehnen. Sie untergräbt die Volks⸗ 
tümlichkeit des Grundbuchs völlig, das ohnehin ſchon für jeden ein⸗ 
fachen Volksgenoſſen, der es arg⸗ und harmlos lieſt, ſchwer ver⸗ 
ſtändlich und voller ungeahnter Fallſtricke iſt. Dieſe Anſicht ſteht 
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die Rechte der auf Grund des Aufm®. ihr vorgetretenen Aufwer⸗ 
tungsgläubiger, der Rangfolge des Grundbuchs entſprechend, vor⸗ 
gehen laſſen. Es ſind deshalb aus dem Reſte des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes zu 6958,53 , zunächſt die drei der Grundſchuld zu 
10 000 GM. vorgehenden Poſten der Bekl. zu 1 zu 2364,40 AM, 
des an die Kl. abgetretenen Rangvorbehaltes ſamt Zinſen zu 
2619,50 , und der Bekl. zu 2 zu 332,50 , zuſammen 
5316,40 . %, zu befriedigen. Der Reſt von 1642,13 N entfällt 
dann noch auf die Grundſchuld der Kl. zu 10 000 GM. 
Aus dieſen Darlegungen geht hervor, daß die Bekl. die ihnen 
im Verteilungsplan zugewieſenen Beträge in Übereinſtimmung mit 
den geſetzlichen Vorſchr. erhielten; das Verlangen der Kl. auf Ab⸗ 
tretung der ihr gegen den Erſteher übertragenen Forderungen iſt 
völlig unbegründet. 
(OLG. Zweibrücken, 1. ZivSen., Urt. v. 25. April 1933, L 214/32.) 


Eingeſ. von Notar Dr. W. Beyer, Bad Dürkheim. 


Berlin. b) Strafſachen. 


20. 88 14, 29 Ziff. 7 Gaſtſtätt G. v. 28. April 1930 
(RG Bl. I, 146). Ein Gaſt verweilt auch dann über die 
Polizeiſtunde hinaus in den Schankräumen, wenn er die 
ſchon geſchloſſene Schankwirtſchaft erſt nach dem Beginn 
der Polizeiſtunde vor ihrem Ende aufgeſucht hat. 

Der Geſetzgeber mag zunächſt die Gäſte im Auge gehabt 
haben, die ſich ſchon vor Eintritt der Polizeiſtunde in den Gaſt⸗ 
räumen befanden und nach ihrem Eintritt dort weiter verblieben. 
Trotzdem iſt § 29 Ziff. 7 auch auf Gäſte anwendbar, die die Wirt⸗ 
ſchaft erſt nach dem Beginn der Polizeiſtunde aufſuchten. Der 
Wille des Geſetzgebers iſt, daß während der Polizeiſtunde jeder 
Gaſtwirtſchaftsbetrieb ruhen ſoll. Er würde vereitelt, wenn noch 
Gäſte bewirtet würden, die das Lokal erſt nach dem Beginn der 
Polizeiſtunde betreten haben. Eine dem entgegengeſetzte Auffaſſung 
würde eine Umgehung der ſchankpolizeilichen Vorſchr. zulaſſen und 
eine Völlerei ermöglichen, die das Geſetz durch die Feſtſetzung der 
Polizeiſtunde gerade verhindern will. Ein Wirt, der ſein ſchon ge⸗ 
ſchloſſenes Lokal nach dem Eintritt der Polizeiſtunde zur Aufnahme 
von Gäſten wieder öffnet, macht zur Herbeiführung des geſetzes⸗ 
widrigen Zuſtandes erheblichere Anſtrengungen, als ein Wirt, der 
nur duldet, daß ſchon vor der Polizeiſtunde anweſende Gäſte über 
ſie hinaus noch in den Schankräumen verweilen. Es würde mithin 
dem Sinne des Geſetzes widerſprechen, wollte man den Wirt in 
dieſem Falle beſtrafen, in jenem Falle ſtraffrei laſſen (ebenſo Urt. 


aber auch in Widerſpruch mit der wiſſenſchaftlich ſtets anerkannten 
und hochgehaltenen Formenſtrenge des Grundbuchrechtes. 

Iſt alſo das aufgewertete Recht bereits mit einem beſtimmten 
Rang eingetragen, ſo ſteht dieſe Rangeintragung unter dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs. Für die Berichtigung dieſes 
Ranges iſt mithin der öffentliche Glauben durch § 22 Abſ. 2 
AufwG. nicht ausgeſchaltet, vielmehr genießt der Aufwertungs⸗ 
grundbucheintrag den Schutz des öffentlichen Glaubens nach den 
allgemeinen Grundſätzen (vgl. KG. v. 16. Mai 1928: HöchſtRRſpr. 
28 Nr. 1834; R. 28 Nr. 2293; Roſtock v. 30. April 1929: Aufw⸗ 
Rſpr. 29, 588). 

An ſich würde ich alſo bei dem gegebenen — allerdings un⸗ 
richtigen — Grundbuchinhalt bzgl. der AufwHyp. von 2358,29 RA 
davon ausgehen, daß der Verteilungsplan ſeitens des 
Rechnungsbeamten richtig aufgeſtellt war. Die 
Beteiligten konnten naturgemäß eine Abweichung 
von der Rangfolge des § 10 ZwVerſt G., wie ſie 
hier geſchehen iſt, vereinbaren (val. Fraeb, Hand⸗ 
ausgabe § 10 J). Auffallen muß ja in jedem Falle, daß die 
Klägerin ſich nicht früher gegen den falſchen im Grundbuch 
für die Bekl. zu 1 gemachten Rangvermerk durch rechtzeitige Her⸗ 
beiführung eines Widerſpruchs im Grundbuch 
gewehrt hat. Wäre ein ſolcher Widerſpruch gegen den Rang der 
Hypothek von 2358,29 GM. eingetragen geweſen, ſo wäre er nach 
88 114, 119, 120 bei der Aufſtellung des Teilungsplanes und bei 
der Verteilung von Amts wegen zu berückſichtigen geweſen (vgl. 
KGJ. 50 A 171; Reinhard⸗Müller, § 114 I 2), Welche 
Rechtsfolgen dieſe Unterlaſſung der Kl. — insbef. ob fie ſolche etwa 
hinſichtlich der Koſtentragung — hat, braucht hier nicht unter⸗ 
ſucht zu werden. Durch die Verſäumung der Friſt für die Erhebung 
der Widerſpruchsklage iſt die Kl. keinesfalls an der klageweiſe 
Geltendmachung der unrichtigen Rangeintragung für die Hypothek 
von 2358,29 GM. gehindert, weil ſie ohne unzuläſſige Klageände⸗ 
rung von der Widerſpruchsklage zur Bereicherungsklage übergehen 
konnte (Fraeb, Handausgabe, § 115 II 2 e u. d). 

Mit der rechtzeitigen Widerſpruchsklage 
hätte m. E. eine klagegemäße Anderung des Tei⸗ 
lungsplanes erzielt werden müſſen. 

LGR. Dr. Fraeb, Hanau. 
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des KG. v. 13. Okt. 1926, 1 8 835/26, und Michels, Komm 
3. Gaſtſtätt. 1930 VII a zu § 29 S. 243). 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 20. Juni 1933, 2 8 232/33.) 
Ber. v. KGR. Körner, Berlin. 
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21. 858 11, 22, 6 Maß. Zum Begriff des „Bereit- 
haltens“ ungeeichter Metzgeräte; auch bei einem Landwirt, 
der nicht nur zur Selbſtverſorgung produziert, müſſen 
Waage und Gewichte geeicht ſein. f) 


Der in § 11 Maß O. v. 30. Mai 1908 (RGGBl. 349) aufgeſtellte 
Zwang zur Nacheichung beſteht nicht, wie es nach Abſ. 1 Satz 1 
ſcheinen könnte, in der poſitiven Verpflichtung, Meßgeräte, die der 
Eichpflicht gemäß geeicht ſind, binnen der beſtimmten Friſten der 
Behörde zur Nacheichung vorzulegen, ſondern die nach § 22 dieſes 
Geſetzes unter Strafe geſtellte Zuwiderhandlung beſteht, wie die 
Worte „dem eichpflichtigen Verkehr dienenden“ ergeben, darin, 
ſolche Geräte nach Ablauf der Nacheichfriſt, ſolange ſie nicht 
nachgeeicht ſind, i. S. des § 6 des Geſetzes „anzuwenden“ oder „be⸗ 
reit zu halten“. Die Straftat beſteht alſo nicht ſchon im Unter⸗ 
laſſen der Nacheichung; hierauf allein kann die Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes i. S. des § 22 nicht gegründet werden. Ein „Bereit⸗ 
halten“ i. S. dieſer Vorſchr., das „in Ausübung des Gewerbes“ 
(§ 22 Abf. 1) gegeben fein muß, liegt nicht ſchon in dem bloßen 
Beſitze ungeeichter Meßgeräte, ſondern in der bewußten oder auch 
nur fahrläſſigen Schaffung derartiger örtlicher oder räumlicher 
Verhältniſſe, die nur als eine Verwahrung der Meßgeräte zum 
Zwecke der Verwendung zum Meſſen oder Wiegen im öffent⸗ 
lichen Verkehr zwecks Beſt. des Leiſtungsumfanges erfah⸗ 
rungsgemäß gedeutet werden können oder eine ſolche wahrſcheinlich 
machen. Daß dabei unter Gewerbe auch die einzelne Landwirtſchaft 
einbegriffen iſt, bei der der Landwirt nicht nur zum Zwecke der 
Selbſtverſorgung arbeitet, ſondern auch zu dem Zwecke, aus dem 
regelmäßigen Verkauf ſeiner Erzeugniſſe fortgeſetzt Gewinn zu er⸗ 
zielen, iſt rechtlich unbedenklich. Solche landwirtſchaftlichen Betriebe 
dürften ungeeichte Meßgeräte daher nur dann führen, wenn dieſe 
ausſchließlich zur Kontrolle inner wirtſchaftlicher Vor⸗ 
gänge (z. B. Feſtſtellung von Ernteerträgniſſen, Fütterungs⸗ 
mengen, Viehgewicht bei Eigenſchlachtungen) benutzt werden und 
die Umſtände dies einwandfrei ergeben. Iſt das aber nicht der 
Fall, und machen es die Umſtände wahrſcheinlich, daß die Meß⸗ 
geräte darüber hinaus, nach der Lebenserfahrung, auch für den 
Wirtſchaftsbetrieb nach außen, insbeſ. für Verkauf, Tauſch uſw. 
zur Verfügung ſtehen, ſo dürfen nur geeichte Meßgeräte vorhanden 
ſein. Dies muß auch dann gelten, wenn der Landwirt den Käufer, 
Abnehmer uſw. auffordert, oder ihm anheimgibt, auf eigener 
Waage auch noch ſelbſt nachzuwiegen. Denn tut der letztere das 
z. B. nicht, ſo bleibt die von dem Landwirt mit ungeeichtem Meß⸗ 
Be vorgenommene Wiegung maßgebend, und das will das Geſetz 
verhüten. 

Geht man aber von dieſen Rechtsgrundſätzen aus, ſo tragen 
die von dem Vorderrichter getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen 
die von ihm auf Grund der SS 11, 22 Maß O. ausgeſprochene Ver⸗ 
urteilung. Er hat ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Angekl., der 


Zu 21. Die Ausführungen des KG. zu den 88 6, 11, 22 
Maß. find in dreifacher Hinſicht bedeutungsvoll. 

a) Der § 11 Abſ. 1 Maß O. über die Nacheichpflicht 
innerhalb beſtimmter Friſten iſt, ſoweit mir die Rſpr. bekannt, fo 
deutlich noch nicht von Gerichtsſeite ausgelegt worden, und zwar 
in dem Sinne, daß die Nacheichung nur dann vom Geſetze ver⸗ 
langt wird, wenn die betreffenden Meßgeräte über den Ablauf der 
Gültigkeit einer Eichung hinaus weiter im öffentlichen Verkehr 
zur Beſt. eines Umfangs von Leiſtungen bereitgehalten oder auch 
ſogar angewendet werden. 

b) Die im Anſchluß daran gebotene Auslegung des früher 
recht umſtrittenen wichtigen Begriffs Bereithalten dahin, 
daß dasſelbe „nicht ſchon in dem bloßen Beſitze von Meßgeräten 
liegt, ſondern in der bewußten oder auch nur fahrläſſigen 1 
fung derartiger örtlicher oder räumlicher Verhältniſſe, die nur als 
eine Verwahrung der Meßgeräte zum Zwecke der Verwendung 
zum Meſſen oder Wiegen im öffentlichen Verkehr zwecks Beſt. des 
Leiſtungsumfangs erfahrungsgemäß gedeutet werden können oder 
eine ſolche wahrſcheinlich machen“, iſt m. W. die bisher umfaſſendſte 
und eine doch zugleich präziſe Formulierung und daher allen an⸗ 
deren voranzuſtellen. Das KG. hat dieſe Auffaſſung ſchon länger 
und ſtändig vertreten (vgl. z. B. Entſch. des KG. v. 24. Juni 
929 JW 192 29608 

c) Schließlich iſt die Abgrenzung der Begriffe „öffent- 
licher Verkehr“ und innerer Betrieb“, im beſonderen 
auf die Landwirtſchaft als Gewerbe i. S. des § 22 Maß. bezogen, 
ſcheher nach der praktiſchen Seite in wünſchenswerter Klarheit ge⸗ 

ehen. 

Der Entſch. iſt in allen Teilen beizupflichten. 

RegR. Dr. Drewitz, Berlin. 
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Landwirt iſt, eine ungeeichte Waage und ungeeichte Gewichte zum 
Abwiegen von Kartoffeln für den Bäckermſtr. N. benutzt hat. 
Wenn der Vorderrichter hierin ein Bereithalten und Gebrauch⸗ 
machen von ungeeichten Meßgeräten im öffentlichen Verkehr und 
im landwirtſchaftlichen Gewerbebetriebe des Angekl. i. S. der 
obigen Rechtsausführungen inhaltlich erblickt hat, ſo läßt dieſe 
Auffaſſung keinerlei Rechtsirrtum erkennen. Insbeſ. iſt es gleich⸗ 
gültig, wie oben dargelegt iſt, ob der Angekl. den Käufer der 
Kartoffeln darauf hingewieſen hat, daß ſeine Waage alt ſei und 
daß der Käufer die Kartoffeln auf ſeiner eigenen Waage nach⸗ 
wiegen möge. 
(RS., 2. StrSen., Urt. v. 6. Juli 1933, 2 8 258/33.) 
Ber. von KGR. Dr. Stienen, Berlin. 


Landgerichte. 
Berlin. Zivilſachen. 


1. 5 31 Zw VerſtG.; § 268 BGB. Die Ablöſung von 
nach 8 10 Ziff. 3 bevorrechtigten Steuerforderungen be⸗ 
rechtigt nicht zur Stellung des Fortſetzungsantrages. 

Daß durch die Ablöſung nach § 268 Abſ. 3 i. Verb. m. den 
88 401, 412 BGB. die abgelöſten Steuerforderungen mit den mit 
ihnen für den Fall der Zwangsvollſtreckung verbundenen Vor⸗ 
zugsrechten auf die BeſchwF. übergegangen find, kann im Hinblick 
auf die ſtändige Rſpr. des RG. (vgl. RG. 67, 214; 116, 368 1); 
135, 27 ff.2)) nicht mehr zweifelhaft fein (vgl. auch JW. 1933, 
1106). Im vorl. Fall handelt es ſich jedoch um die weitere Frage, 
ob die BeſchwF. als Rechtsnachfolgerin der Stadt B. in der Weiſe 
an deren Stelle getreten iſt, daß ſie auch berechtigt war, den An⸗ 
trag auf Fortſetzung des Verfahrens zu ſtellen, ob ſie alſo hinſicht⸗ 
lich der abgelöſten Forderungen als betreibende Gläubigerin an⸗ 
zuſehen iſt. Das iſt zu verneinen. Der 12. ZivSen. des KG. hat 
zwar (JW. 1931, 546) der Anſicht Ausdruck gegeben, daß der⸗ 
jenige, der einen betreibenden Gläubiger nach § 268 BGB. ab⸗ 
gefunden habe, zur Rücknahme des Verſteigerungsantrages 
nach § 29 ZwVerſtG. berechtigt ſei. Damit iſt aber noch nicht ge⸗ 
ſagt, daß der Abfindende auch zur Stellung des Antrags auf Fort⸗ 
ſetzung, alſo zum aktiven Betreiben des Verfahrens, berechtigt 
wäre. Dem ſteht entgegen, daß nur ein betr. Gläubiger in der 
Lage iſt, Anträge auf Fortgang des Verfahrens zu ſtellen, wie 
ſich aus § 34 ZwBerft®. ergibt. Der Rechtsnachfolger wird aber 
durch den Forderungsübergang nicht ohne weiteres zum betr. 
Gläubiger. Er tritt zwar materiellrechtlich an deſſen Stelle, in 
das Verfahren jedoch kann er erſt dadurch eintreten, daß er die 
Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel auf ſich vornehmen läßt 
(ogl. Jaeckel⸗Güthe, Anm. 1, II. Abſ. zu § 27). Den Titel 
im Verwaltungszwangsverfahren wegen Steuerforderungen bildet 
die von der Vollſtreckungsbehörde getroffene Feſtſtellung, daß die 
Forderung vollſtreckbar ſei (autz⸗Riewald, S. 50, RG. 84, 
272). Ob die Umſchreibung eines ſolchen Titels auf einen Priva⸗ 
ten möglich iſt, kann dahingeſtellt bleiben, da eine ſolche Umſchrei⸗ 
bung hier nicht erfolgt iſt. 

(EG. Berlin, 3. Fer K., Beſchl. v. 2. Aug. 1933, 258 J 10209 /33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 


2. 8 536 BGB. Der Mieter, dem wegen des Abzuges 
der für Schönheitsreparaturen feſtgeſetzten Prozente von 
955 geſetzlichen Miete die Inſtandhaltungspflicht obliegt, 
draucht nur die Arbeiten vornehmen zu laſſen, die bei 
Ieinem Weiterwohnen erforderlich geweſen wären. Was 
er ſeinem Auszuge erſt durch den Mieterwechſel erforder⸗ 

ich wird, fällt nicht unter feine Reparaturverpflichtung. 
die Die Vereinbarung, daß der Mieter die geſetzliche Miete um 
2 € Prozente für die Schönheitsreparaturen gekürzt entrichtet, hat 
usſchließlich den Übergang der Reparaturlaſt von dem Vermieter, 

em fie nach § 536 BGB. obliegt, auf den Mieter zur Folge; die 

Rerein barung berührt aber nicht den Umfang der geſchuldeten 
10 paraturen. Inſofern verbleibt es bei der Regelung des allge⸗ 
i einen bürgerlichen Rechts, daß die Mietſache während der Miet- 
tant einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch geeigneten Zu⸗ 
repa zu erhalten iſt. Das bedeutet mit anderen Worten, daß die 
15 raturpflichtige Partei einerſeits alle, anderſeits nur diejenigen 

8536 a Ausführen zu laſſen braucht, die unter der Geltung des 
85 * der Vermieter würde liefern müſſen. Daraus folgt, 
ſötzlich umſtrittene Frage der Schönheitsreparaturen ſich grund⸗ 
19 nicht nach allgemeinen Erwägungen, ſondern nach den 


tatſächlich 3 3 1 8 
Endor Mängeln der Mieträume in jedem Einzelfall be⸗ 


—— 


) JW. 1927, 1751. 2) JW. 1932, 1461. 


Für die Rechtsfrage iſt insbeſ. die Ber. des Mieters auf die 
Befolgung eines ſog. Wirtſchaftsplanes bzw. die ſtändige Aus⸗ 
gabe der einbehaltenen 4% für Reparaturen unerheblich. Hat er 
die Wohnung regelmäßig renovieren laſſen, ſo werden bei ſeinem 
Auszuge deshalb praktiſch oft keine Reparaturen erforderlich ſein. 
Der Nachweis der vorgenommenen Arbeiten beſitzt aber für ſich 
allein nicht die Kraft, den Mieter unbedingt von weiteren Lei⸗ 
ſtungen zu befreien. Umgekehrt beſtünden ja auch keine Verpflich⸗ 
tungen bloß deshalb, weil jahrelang nichts gemacht wurde, ſind 
nur die Räume z. Z. in brauchbarem Zuſtande. Entſprechend ver⸗ 
bleibt es für objektiv renovierbedürftige Räume bei der Repara⸗ 
turpflicht, auch ſoweit ſie erſt vor kurzem ſollten gemacht worden 
ſein. In anderen Räumen geleiſtete Arbeiten fallen, gewiſſer⸗ 
maßen für einen Ausgleich niemals ins Gewicht. Die vorſtehen⸗ 
den Ausführungen ſchließen aber nicht aus, den Wirtſchaftsplan 
des Mieters hinſichtlich der Schönheitsreparaturen bei der oft 
zweifelhaften Beweiswürdigung zu berückſichtigen. Es werden ver⸗ 
mutungsweiſe gewiſſe Folgen daraus herzuleiten ſein, wann 
Wohnräume das letzte Mal renoviert worden ſind, namentlich, 
wenn das Gericht im übrigen über den Zuſtand der Räume vor 
der Vornahme der ſtreitigen Arbeiten auf unbeſtimmte Zeugen⸗ 
ausſagen angewieſen iſt. 

Eine grundſätzlich unbegründete Anſicht iſt es ferner, wenn 
der Mieter meint, er brauche die Wohnung nicht in beſſerem Zu⸗ 
ſtande zurückzugeben, als ſie ihm überlaſſen worden iſt, und geltend 
macht, die Räume befänden ſich trotz etwaiger Mängel jedenfalls 
in keinem ſchlechteren Zuſtande als bei ſeinem Einzuge, bzw. bei 
der Übernahme der Reparaturpflicht. Dieſe auch von Gerichten 
vielfach gebilligte Auffaſſung findet keine Stütze im Geſetz. Wer 
die Reparaturlaſt einmal übernimmt, hat hinfort die jeweils 
fälligen Arbeiten machen zu laſſen. Der Mieter mochte ſich die 
Vereinbarung über den Abzug der 4% überlegen. Entlaſtete er 
den Vermieter trotz mangelhaften Zuſtandes der Räume von der 
ihm nach dem Geſetz obliegenden Inſtandſetzungspflicht, ſo darf er 
das darin liegende ſchlechte Geſchäft nicht nachträglich durch Ver⸗ 
weigerung objektiv fälliger Reparaturen auszugleichen ſuchen. In 
den häufigen Fällen, wo der Mieter die Reparaturlaſt i. J. 1924 
übernommen hat, kommt hinzu, daß der damalige Zuſtand der 
Räume für die heutige Verpflichtung des Mieters nicht mehr 
kauſal fein kann. Auch wenn der Vermieter ſie damals völlig 
hergerichtet überlaſſen hätte, wären ſie in den ſeitdem verfloſſenen 
ſieben bis acht Jahren wieder im weſentlichen abgenützt worden, 
jo daß fie der verpflichtete Mieter machen laſſen muß ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob der Vermieter ſeiner bis zu dem damaligen Zeit⸗ 
punkt ihm oblieg. Reparaturpflicht nachgekommen war oder nicht. 


Zugunſten des Mieters greifen aber auf tatſächlichem Ge⸗ 
biet oft folgende allgemeine Geſichtspunkte ein. Es wurde davon 
ausgegangen, daß der Mieter machen laſſen muß, was unter der 
Geltung des § 536 BGB. dem Vermieter zu tun obliegt. Der 
Vermieter braucht die Räume nun nur in einem ſolchen Zuſtand 
zu erhalten, daß ſie der Mieter in der ihm zuſtehenden Weiſe 
weiterbenutzen kann. Daraus folgt, daß der Mieter alle diejenigen 
Arbeiten nicht vornehmen zu laſſen braucht, die bei ſeinem Aus⸗ 
zuge erſt nur durch den Mieterwechſel erforderlich werden, ſei es, 
daß der Nachfolger bei dem Wirt beſondere Wünſche durchſetzt oder 
Renovierungen z. B. deshalb notwendig werden, weil die Möbel 
des Nachfolgers an anderen Stellen ſtehen und dadurch hervortritt, 
daß die Tapeten ungleichmäßig abgenutzt ſind. Für ein Weiter⸗ 
wohnen des alten Mieters hätte die Tapete noch gereicht; inſoweit 
trifft ihn daher keine Reparaturverpflichtung. Die Frage lautet 
immer, ob es für den alten Mieter noch eine Zeitlang ohne Reno⸗ 
vierung gegangen wäre, wobei nicht unberückſichtigt bleiben darf, 
daß die Hauswirte ihrerſeits früher in der Regel ſehr ſparſam 
mit Reparaturen waren, ſoweit es ſich nicht um eine Neuver⸗ 
mietung handelte. Nur dann pflegte anſtandslos renoviert zu wer⸗ 
den. Der Mieter iſt ſomit befreit, ſoweit die Räume bei ſeinem 
Auszuge noch nicht unbedingt renovierungsreif ſind, mögen die 
Arbeiten ſelbſt in abſehbarer Zeit fällig erſcheinen. 

(26. I Berlin, 25. K., Urt. v. 25. Nov. 1932, 225 8 5398/32.) 
* 


3. 818 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Keine An- 
wendung der Vorſchrift bei Beſtehen von Vermieterpfand⸗ 
rechten für die Vollſtreckungsforderungen. 

Es iſt aufzuklären, ob an den Pfandſtücken etwa auch ein 
Vermieterpfandrecht für den Gläubiger beſteht. Denn in dieſem 
Falle erſcheint für die Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes aus 

18 VollſtrMaßn VO. kein Raum. In der Beſt. iſt die Schutz⸗ 
gewährung zwar gegenüber allen Pfändungen ſchlechthin vorge⸗ 
ſchrieben und eine Ausnahme für Sachen, an denen für den Gläu⸗ 
biger ſchon ein anderes Pfandrecht haftet, wie ſie beiſpielsweiſe 
entſprechend für den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz in § 10 
LandwVollſtrSchAusfVO. I v. 14. Febr. 1933 gemacht iſt, nicht be⸗ 
ſonders vorgeſehen. Der Schutz des § 18 gilt jedoch nur gegenüber 
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der Vollſtreckung in die darin bezeichneten Sachen wegen Geld⸗ 
forderungen. Das Vermieterpfandrecht bleibt durch die Vorſchr., 
wie die Kammer dies in dem Beſchl. 266 T 1030/3 vom heutigen 
Tage näher begründet hat, unberührt. Zweck und Sinn des § 18 iſt 
es, dem unverſchuldet in Not geratenen Schuldner die Pfandſtücke 
vorläufig noch zu erhalten und ihm durch die vorübergehende Be⸗ 
ſchränkung der Vollſtreckung und dadurch gewonnene Friſt die 
Möglichkeit eines ſpäteren Ausgleichs der Forderung und damit die 
endgültige Erhaltung der Sachen zu ſichern. In den Fällen des 
Beſtehens von Vermieterpfandrechten aber läßt ſich dieſes Ziel, da 
der Gläubiger ja auf Grund des e jederzeit die ſo⸗ 
fortige Herausgabe der Sachen zum Zwecke ihrer Verwertung zur 
Befriedigung wegen feiner Forderung verlangen kann (vgl, Mit⸗ 
telſtein, Die Miete, S. 592) doch überhaupt nicht erreichen. Die 
Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes gem. § 18 VollſtrMaßn VO. 
würde hier lediglich zur Folge haben, daß der zu einer gütlichen 
Regelung nicht bereite Gläubiger feinen Herausgabeanſpruch, evtl. 
im Prozeßwege, geltend machen würde. Die Bewilligung des 
Schutzes aus § 18 würde nur neue Streitigkeiten und Koſten für 
die Parteien zur Folge haben. Das aber kann nicht der Sinn des 
Geſetzes fein. § 18 VollſtrMaßn O. erſcheint deshalb in dieſen 
Fällen wegen Unerreichbarkeit des mit der Vorſchr. erſtrebten ge- 
ſetzgeberiſchen Zieles unanwendbar. 


(SGB. Berlin, 2. Fer K., Beſchl. v. 31. Juli 1933, 257 T 10031 /33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


4. Ss 18 ff. VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai. 1933 Kein 
Vollſtreckungsſchutz gegenüber der Vollſtreckung von Her⸗ 
ausgabeanſprüchen. 


Der Vollſtreckungsſchutz des VollſtrMaßncg. ſowie der Vollſtr⸗ 
Maßn VO. v. 26. Mat 1933 iſt nur für beſtimmte Pfändungen 
wegen Geldforderungen ſowie für das Offenbarungseidsverfahren 
vorgeſehen. Er gilt jedoch nicht für die Vollſtreckung von Heraus⸗ 
gabeanſprüchen. Ein ſolcher Schutz auch für dieſe Vollſtreckungen 
iſt dem neuen Recht insbeſ. auch nicht etwa mittelbar zu ent⸗ 
nehmen. Die Schutzvorſchr. ſind als einſchneidende Ausnahme⸗ 
beſtimmungen einer ſo weitgehenden entſprechenden Anwendung 
grundſätzlich nicht fähig. 

(EG. I Berlin, 9. 3K., Beſchl. v. 5. Juli 1933, 209 T 4541/33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


5. 5 18 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. 
ſtreckungsſchutz und Sicherungsübereignung. 

Den Ausführungen des AG., daß für die Gewährung des 
Vollſtreckungsſchutzes aus § 18 VollſtrMaßn VO. mit Rückſicht 
auf die Sicherungsübereignung der Pfandſachen an den Gläubiger 
kein Raum ſei, iſt lediglich beizutreten. Der gegenteilige Vortrag 
des Schuldners gibt zu einer anderen Beurteilung der Rechtslage 
keinen Anlaß. Richtig iſt, daß in § 18 die Bewilligung des Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzes gegenüber allen Pfändungen ſchlechthin vorge⸗ 
ſchrieben und eine Ausnahme für Sachen, die dem Gläubiger ſchon 
zur Sicherheit übereignet ſind, wie ſie beiſpielsweiſe für den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz in § 10 LandwVollſtrSchAusf⸗ 
VO. I v. 14. Febr. 1933 gemacht iſt, nicht beſonders vorgeſehen iſt. 
Dennoch rechtfertigt ſich auch hier eine entſprechende einſchränkende 
Auslegung. Die Sicherungsübereignungen bleiben durch 8 18 Vollſtr⸗ 
Maßn VO. unberührt. Eine Beſchränkung der Gläubigerrechte aus 
ihnen iſt insbeſ. auch nicht etwa in entſprechender Anwendung der 
der Vorſchr. zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Erwägungen an⸗ 
zunehmen. Denn die Beſt. iſt als einſchneidende Ausnahmevorſchr. 
einer ſo weitgehenden Analogie nicht fähig. Zweck und Sinn des 
§ 18 VollſtrMaßn O. iſt es, dem unverſchuldet in Not geratenen 
Schuldner die Pfandſtücke vorläufig noch zu erhalten und ihm 
durch die vorübergehende Beſchränkung der Vollſtreckung und da⸗ 
durch gewonnene Friſt die Möglichkeit eines ſpäteren Ausgleichs 
der Forderung und damit der endgültigen Erhaltung der Sachen 
zu ſichern. In den Fällen des Beſtehens von Sicherungsübereig⸗ 
nungen aber läßt ſich dieſes Ziel, da der Gläubiger ja auf Grund 
der Übereignung jederzeit die Me Verwertung der Sachen 
zur Befriedigung ſeiner fälligen Forderung verlangen kann, doch 
überhaupt nicht erreichen. Die Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes 
gem. § 18 VollſtrMaßn VO. würde hier lediglich zur Folge haben, 
daß der zu einer gütlichen Regelung nicht bereite Gläubiger den 
ihm auf Grund der Übereignung zuſtehenden Anſpruch auf ſo⸗ 
fortige Verwertung, eventuell im Prozeßwege, geltend machen 
würde. Die Bewilligung des Schutzes würde nur neue Streitig⸗ 
keiten und Koſten für die Parteien zur Folge haben. Das aber 
kann nicht der Sinn des Geſetzes fein. § 18 VollſtrMaßn VO. er- 
ſcheint deshalb in dieſen Fällen wegen Unerreichbarkeit des mit 
der Vorſchr. erſtrebten geſetzgeberiſchen Zieles unanwendbar. 

(SG. Berlin, 2. Fer gg., Beſchl v. 31. Juli 1933, 266 T 10. 466/33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


Voll- 


6. 818 VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933. Vermieter⸗ 
pfandrechte bleiben durch die Beſtimmung unberührt. 
§ 18 VollſtrMaßn VO. gewährt einen Schutz nach feinem 
klaren Wortlaut nur gegenüber der Zwangsvollſtreckung in die in 
der Vorſchr. bezeichneten Sachen wegen Geldforderungen. Wo die 
Vorausſetzungen für die Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes vor⸗ 
liegen, iſt die Pfändung wirkſam und nur, und zwar auch nur 
zeitlich beſchränkt bis zum 31. März 1934, für aufhebbar und nicht 
für unzuläſſig erklärt. Die Sachen bleiben ſomit „der Pfändung 
unterworfen“ i. S. des § 559 BGB., und der Kreis der dem 
Vermieterpfandrecht unterliegenden Sachen iſt deshalb durch 818 
VollſtrMaßn oO. nicht eingeſchränkt (ebenſo Jonas, Anm. 2 zu 
18 in Zwangsvollſtreckungsnotrecht, Erſter Teil, Nachtrag). Die 
Schutzvorſchr. auch auf das Vermieterpfandrecht entſprechend anzu⸗ 
wenden erſcheint nicht angängig. Als Ausnahmebeſtimmung iſt ſie 
einer ſo weitgehenden Analogie grundſätzlich nicht fähig. 
(LO. Berlin, 2. Fer K., Beſchl. v. 31. Juli 1933, 266 T 10 302/33.) 
Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


7. Art. 7 Abſ. 3 Vollſtr Maßn G. v. 26. Mai 1933. Die 
Offenbarungseidsleiſtung kann auch noch nach der Ver⸗ 
haftung durch eine ſofort bei der Vorführung vor dem 
Vollſtreckungsrichter erfolgende Abgabe einer Vermögens- 
verſicherung i. S. des § 18 Vollſtr Maßn VO. v. 26. Mai 1933 
abgewendet werden. f) 


Mangels einer dahingehenden Beſchränkung in Art. 7 Abſ. 3 
VollſtrMaßnch. iſt im Gegenſatz zur Auffaſſung des AG. nach 
Anſicht der Kammer allerdings anzunehmen, daß die Vergünſti⸗ 
gung dieſer Vorſchr. grundſätzlich auch dann Platz greift, wenn 
der Schuldner verhaftet und dem Vollſtreckungsrichter vorgeführt 
iſt. Eine vergleichende Heranziehung der Beſt. des Art. 6 Vollſtr⸗ 
MaßnöG. führt jedoch hier zu der vom AG. richtig hervorgehobenen 
Einſchränkung, daß eine Aufhebung des Haftbeſchluſſes und ih 
entlaſſung des Schuldners nur in Frage kommt, wenn der Schuld⸗ 
ner ſich ſofort zur genauen Angabe ſeines Vermögens i. S. des 
$ 807 3PO. und zur Abgabe der Verſicherung der Richtigkeit dieſer 
Angaben bereit erklärt. 

(26. I Berlin, Beſchl. v. 3. Juli 1933, 209 T 4592/3.) 


Ber. von Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


8. Art. 7 Gef. v. 26. Mai 1933. Rechtskraft des Zu⸗ 
ſchlages wirb durch unzuläſſige weitere Beſchwerde nicht 
gehemmt. 

Art. 7 Gef. v. 26. Mai 1933 ſetzt voraus, daß der Zuſchlag 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſ. v. 26. Mai 1933 bereits 
erteilt, aber noch nicht rechtskräftig war. Vorliegend war der Zu⸗ 
ſchlag bereits rechtskräftig, als das Geſ. v. 26. Mai 1933 in Kraft 
trat. Das KG. hat in einem gleichliegenden Falle (12 W 5051/33) 
auf Stein⸗Jonas II 2 zu 8705 ZPO. verwieſen. 

Die weitere Beſchw. der Schuldnerin iſt als unzuläſſig ver⸗ 
worfen worden. Damit ſtand feſt, daß durch die Einlegung der 
weiteren Beſchw. eine Hemmung der Rechtskraft nicht eingetreten 
war. Die Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes trat vielmehr — un⸗ 
geachtet der unzuläſſigen weiteren Beſchw. — mit Ablauf von zwei 
Wochen nach Zuſtellung des die Zuſchlagsbeſchw. zurückweiſenden 
Beſchluſſes, alſo am 29. Mai 1933, ein (Stein⸗Jonas 
d. a. O.). Bei Inkrafttreten des Geſ. v. 26. Mai 1933 (30. Mai 
1933; vgl. Jonas, Anm. 1 zu Art. 7; Art. 3 des Geſ. v. 
24. März 1933) war der Zuſchlagsbeſchluß alſo bereits rechtskräftig. 
Den anderen Beteiligten gegenüber, die den Zuſchlagsbeſchluß nicht 
angefochten haben, war der Zuſchlag bereits durch Ablauf der 
Beſchwerdefriſt des § 577 Abi. 3 ZPO, rechtskräftig geworden 
Gonas Anm. 2b zu Art. 7; Stein⸗Jonas, III zu 8577 
ZPO). Für die Anwendbarkeit des Art. 7 Abſ. 2 Satz 2 Gef. war 
ſonach kein Raum. 

(SG. Berlin, 3. Fer K., Beſchl. v. 29. Juli 1933, 201 T 100 22/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 


Zu 7. Neuerdings hat ſich auch das LG. Berlin in einem 
Beſchl. der 2. Fer ZK. v. 11. Aug. 1933, 257 T 11775/33 auf 
dieſen Standpunkt geſtellt. In der Entſch. iſt, was ergänzend be⸗ 
merkt ſei, gegenüber dem allgemeinen Einwand, der Schuldner 
müſſe in dieſen Fällen von ſich aus die Anberaumung eines Ter⸗ 
mins zur Entgegennahme der Verniögensverſicherung und damit 
Abwendung der Haftvollſtreckung beantragen, mit Recht darauf 
hingewieſen worden, daß der Schuldner vielfach von der Haft⸗ 
anordnung keine Kenntnis hat, da dieſe ja nach der Praxis vieler 
Gerichte dem Schuldner nicht mitgeteilt wird. 


Landrichter Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
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9. 88 154, 156 ZwVerſtG. Der Zwangs verwalter ift 
auch nach Beendigung der Zwangsverwaltung noch berech— 
tigt, aus feinem Beſtand die vor Beendigung der Zwangs- 
verwaltung fällig gewordenen öffentlichen Abgaben zu 
begleichen. 
> Mit der Aufhebung der Zwangsverwaltung iſt der Verwalter 
in der Regel verpflichtet, den geſamten Beſtand, ſoweit er nicht zu 
ordnungsmäßiger Beſtreitung von Ausgaben verwendet worden 
iſt, an den Eigentümer oder den ſonſtigen Berechtigten des bisher 
zwangsverwalteten Grundſtücks herauszugeben. Das Amt des 
Verwalters iſt nach ordnungsmäßiger Schlußrechnung beendet. 
Dieſer Grundfag erleidet jedoch mannigfache Ausnahmen. Es 
liegt in der Natur des öffentlichen Amts eines Zwangsverwalters, 
Konkursverwalters uſw., daß es inſoweit noch als fortbeſtehend 
gilt, als ſchwebende Verwaltungsgeſchäfte abzuwickeln ſind, als 
3. B. Prozeſſe, die von oder gegen den Verwalter angeftrengt wor⸗ 
den ſind, bei Aufhebung der Verwaltung noch nicht ihre Erledi⸗ 
gung gefunden haben. Der Verwalter iſt daher befugt, derartige 
Rechtsſtreitigkeiten bis zu ihrer Beendigung fortzuführen, um die 
durch den Wechſel der Perſon etwa entſtehenden Schwierigkeiten 
zweckentſprechend zu vermeiden. Des weiteren iſt der Verwalter 
berechtigt, auch noch nach en der Verwaltung die durch 
die Verwaltung entſtandenen Koſten und Ausgaben zu begleichen. 
Hierüber beſteht in Lehre und Rſpr. Einhelligkeit. Streitig iſt 
lediglich, ob der Verwalter auch befugt iſt, die laufenden öffent⸗ 
lichen Laſten zu decken. 

Die Begleichung der laufenden öffentlichen Abgaben liegt im 
Gegenſatz zur Bezahlung aller anderen Schulden, die auf dem 
Grundſtück laſten, im vorwiegend öffentlichen Intereſſe; denn bei 
der Deckung einer privaten auf dem Grundſtück ruhenden Zins⸗ 
ſchuld wird nur der einzelne Gläubiger, bei der Begleichung einer 
Steuer aber wird der Staat, alſo die Geſamtheit befriedigt. Es 
würde dem wahren Sinn einer einmal angeordneten Zwangs⸗ 
verwaltung widerſprechen, wenn die während der Verwaltung ver⸗ 
einnahmten Gelder ſofort bei der Beendigung an den Berechtigten 
herausgezahlt werden müßten, obwohl dem Verwalter bekannt iſt, 
daß fällige öffentliche Laſten uſw. auf dem Grundſtück ruhen. 
Aus dem Gegenſatz, der zwiſchen öffentlichen Laſten und allen 
anderen Schulden beſteht, ergibt ſich vielmehr, daß die erſteren 
auch eine beſondere Behandlung erfahren müſſen. Während alle 
übrigen Laſten durch Parteivereinbarung abänderbar ſind, regelt 
ich die Leiſtung öffentlicher Abgaben lediglich durch das Gefetz; 
denn dieſe Regelung ſoll der Erhaltung des Staatsganzen dienen. 
Die bevorzugte Stellung der öffentlichen Laſten iſt daher vom 
Geſetzgeber auch mannigfach zum Ausdruck gebracht worden, ſo 
3. B. bei der Aufſtellung der Rangordnung in § 10 ZwVerſtG. 
und in 861 KO. Eine ähnliche Beſt. enthält § 156 Abſ. 1 
ZwVerſtG. 

„. „„Die laufenden Beträge der öffentlichen Laſten find von dem 
Verwalter ohne weiteres Verfahren zu berichtigen“, d. h. während 
es zur Begleichung aller anderen Schulden eines beſonderen Tei⸗ 
lungsverfahrens bedarf, erübrigt ſich ein ſolches für die Berich⸗ 
ligung der öffentlichen Laſten. Hieraus iſt dem Sinn des Geſetzes 
entſprechend folgerichtig zu ſchließen, daß auch nach der formellen 

ufhebung einer Verwaltung der Verwalter nur inſoweit ver⸗ 
einnahmte Beträge an den Eigentümer oder ſonſtigen Berechtigten 
abzuführen hat, als fie nicht zur Berichtigung von Abgaben 
„enen, die jederzeit ohne jegliches Verfahren, ohne gerichtliche 
Anordnung beglichen werden können, alſo zur Berichtigung der 
often des Verfahrens und der laufenden öffentlichen Laſten (fo 
Sen Jaeckel⸗Güthe, Komm. z. ZwVerſtG., Anm. 11 zu 
3 öl). Dieſe Berichtigung gehört daher zur ordnungsmäßigen Ab⸗ 
wicklung ſchwebender Verwaltungsgeſchäfte. Die Rechtsanſicht 
des Kl. geht daher fehl; der Bekl. war ſowohl zur Berichtigung 
der Koſten des Verfahrens als auch zur Begleichung der laufenden 
Itentlichen Laſten, wie Steuern und Abgaben für Entwäſſerung, 

allszinsſteuer uſw., befugt. 

(SG. II Berlin, Urt. v. 19. Mai 1933, 8 0 163/33.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Peter von Krauſe, Berlin. 


* 
Hamburg. 
Rn: 77 Auf Grund des 8 18 Gef. über weitere Maßnahmen 
' m 


onn di SR der VU; aut v. 26. Mai 1933 
un die Zw n 1 118 
geſtellt den re in ein Seeſchiff nicht ein 
beweglick „daß ein Schiff i. S. des bürgerlichen Rechts ein 
ea Gegenſtand iſt. Bereits im BGB. finden ſich jedoch 

iffen Vorſchr. über die Beſtellung von Pfandrechten an 
88 10 ebenſo iſt die Zwangsvollſtreckung in Schiffe in den 
von ver! SmVerft®. beſonders geregelt. Es erſcheint deshalb 
vollſtratus reit unwahrſcheinlich, daß ein Geſetz über die Zwangs⸗ 
wendung =. das bewegliche Vermögen auch auf Schiffe An⸗ 


Dieſe Vermutung, daß 8 18 Geſ. v. 26. Mai 1933 nicht auf 


Seeſchiffe Anwendung findet, wird dadurch beſtätigt, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber für das Gebiet der Zwangsvollſtreckung in Binnenſchiffe 
durch das Geſ. v. 24. Mai 1933 eine beſondere Regelung getroffen 
hat. Für Seeſchiffe dagegen hat der Geſetzgeber von einer Ein⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung in Seeſchiffe bewußt Abſtand 
genommen, wie ſich aus der Beſprechung des Binn SchG. v. 
24. Mai 1933 durch MinR. Dr. Vogel: JW. 1933, 1294 ergibt. 
Dies wird damit begründet, daß ſich bei der internationalen Ver⸗ 
flechtung des Seeverkehrs ein Vollſtreckungsſchutz nicht durch⸗ 
führen läßt. 
(LG. Hamburg, Beſchl. v. 29. Juni 1933, Zw Bs 256/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Hans Storke, Altona. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 1 Ref. über die Schutzpolizei der Länder v. 
17. Juli 1922 (RGBl. I, 597). Offentlich⸗ rechtliches Dienſt⸗ 
verhältnis der Polizeibeamten. 

Nach der klaren Vorſchr. des Geſetzes ſteht der Polizeibeamte 
zum Staate in einem öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhältnis und 
iſt er öffentlicher Beamter. Das Beamtenverhältnis entſteht zwar 
regelmäßig nur mit Einverſtändnis des Beamten, aber niemals 
durch einen privatrechtlichen Vertrag, ſondern nach jetzt feſtſtehen⸗ 
der Rſpr. !) durch einen einſeitigen Staatsakt, die ſog. Anſtellung. 
Wird ausnahmsweiſe zu ſeiner Begr. im Geſetz ein Vertrag aus⸗ 
drücklich erfordert, jo handelt es ſich um einen öffentlich⸗ rechtlichen 
Vertrag. Dabei ſtehen ſich Staat und Beamter nicht als gleich⸗ 
berechtigte Perſonen gegenüber, ſondern in dem Verhältnis der 
Überordnung und Unterordnung. Der Staat übt im Dienſtver⸗ 
hältnis die Dienſtgewalt über den Beamten aus und dieſer iſt 
ihm zu Treue und Gehorſam verpflichtet. Zwiſchen beiden be⸗ 
ſtehen keine vertraglichen Verpflichtungen, ſondern öffentlich⸗ 
rechtliche. 

(RArbG., Urt. v. 12. Juli 1933, RAG 130/33. — Güſtrow.) 
* 


2. 5 626 BGB.; Teil 4 Kap. I PrSparNotBD. vom 
12. Sept. 1931. Die Vorſchrift des $ 626 BGB. iſt zwingen⸗ 
den Rechts; auch wenn die Parteien vereinbart haben, daß 
gewiſſe Gründe zur Kündigung nicht berechtigen oder 
daß nur gewiſſe Gründe zu ihr berechtigen ſollen, ſo kann 
trotzdem bei beſonderen Verhältniſſen des Einzelfalls 
ein wichtiger Grund i. S von 8 626 für vorliegend erachtet 
werden. — Die Kündigungsermächtigung nach Teil 4 Kap. I 
81 PrSpar Not VO. iſt nur gegeben, wenn durch die Kün⸗ 
digung eine ſofort ſpürbare Entlaſtung des Gemeinde- 
haushalts erzielt wird. }) 


Die Parteien ſtreiten darum, ob ein zwiſchen dem Kl. und der 
Gemeinde A. abgeſchloſſener Dienſtvertrag, deſſen Aushaltung nach 
der Eingemeindung A.s auf die bekl. Stadtgemeinde übergegangen 
iſt, noch weiter gilt, oder ob er durch die Kündigung der Bekl. 


1) Vgl. zuletzt RG. 138, 316 = JW. 1933, 841 mit Anm. 
Wagner. 


Zu 2. Die Entſch. verdient in allen Punkten Zuſtimmung. 

1. Es entſpricht herrſchender, wenn auch keineswegs unbeſtrittener 
Lehre, daß die Vorſchr. über die friſtloſe Kündigung, insbeſ. 8 626 
BGB., inſofern zwingend ſind, als nicht von vornherein auf das 
Kündigungsrecht verzichtet oder dieſes beſchränkt werden kann, wäh⸗ 
rend eine Erweiterung des Rechts zur friſtloſen Kündigung grund⸗ 
ſätzlich zuläſſig iſt (vgl. Hueck⸗Nipperdey, Lehrb., 3.—5. Aufl., 
Bd. 1 S. 329 mit weiteren Angaben). Daraus folgt, daß es nicht 
möglich iſt, beſtimmten Tatſachen, die an ſich einen wichtigen Kün⸗ 
digungsgrund darſtellen würden, den Charakter als Kündigungsgrund 
völlig zu nehmen oder, was praktiſch eine ähnliche Wirkung haben 
würde, zu beſtimmen, daß nur aus beſtimmten Gründen gekündigt 
werden könne, denn dadurch würden alle andern Tatſachen als wich⸗ 
tige Kündigungsgründe ausgeſchloſſen. Vielmehr haben derartige Ab⸗ 
machungen nur eine tatſächliche Bedeutung für die Frage, ob im 
Einzelfall für den betreffenden Vertrag eine beſtimmte Tatſache als 
wichtiger Kündigungsgrund anzuſehen iſt. Denn die Beantwortung 
dieſer Frage hängt ſtets von der Berückſichtigung aller Umſtände des 
konkreten Falles ab. Unter dieſen Umſtänden kommt nun u. a. au 
in Betracht, daß die Parteien, indem ſie für dieſen Fall das Kün⸗ 
digungsrecht ausſchloſſen, zu erkennen gaben, daß ſie ihrerſeits bei 
Vertragsabſchluß ein derartiges Ereignis nicht als wichtigen Kün⸗ 
digungsgrund betrachteten. Dieſe Stellungnahme der Parteien bei 
Vertragsabſchluß kann für die Frage der Zumutbarkeit der jetzigen 
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v. 30. März 1932 aufgehoben worden iſt. Urſprünglich hat ſich die 
Bekl. auf die PrSpar VO. v. 12. Sept. 1931 geſtützt, ſpäterhin hat 
fie die Auflöſung des Vertrags auf Grund von $ 626 BGB. zu recht⸗ 
fertigen geſucht. Das LALbG. hält beide Begründungen für durch⸗ 
ſchlagend. 

Bei der Begründung der Vertragsauflöſung aus 8626 BGB. 
geht das LArbGG. zutreffend von der Rechtsanſicht aus, daß dieſe 
Geſetzesvorſchrift zwingender Natur iſt. Auch wenn die Parteien im 
Dienſtvertrage ausbedungen haben, daß gewiſſe Gründe zur Aufhebung 
nicht berechtigen oder nur gewiſſe Gründe zu ihr berechtigen ſollen, 
kann dieſe Vertragsgeſtaltung nicht ausſchließen, daß bei beſonderen 
Verhältniſſen des Einzelfalles doch ein wichtiger Grund i. S. von 
§ 626 BGB. für vorliegend erachtet wird, der einer Partei die Auf⸗ 
löſung des Vertrages geſtattet (vgl. RG. 69, 365 1); 75, 238 2); 
RArbch. 11, 2133); RAG 130/31 v. 10. Okt. 1931: BenshSamml. 
13, 308 4). 

Die Frage, ob nach den Umſtänden des Falles ein ſolcher wich⸗ 
tiger Grund gegeben war, iſt im allgemeinen tatſächlicher Art, und 
es darf in der RevInſt. nur nachgeprüft werden, ob eine beſtimmte 
Tatſache an ſich einen wichtigen Grund zur ſofortigen Auflöſung des 
Dienſtverhältniſſes bilden kann (R ArbG. 1, 108 8); 3, 283 % „ e 
Es iſt aber im vorl. Falle die Frage, ob die Begründung des BU. 
im RerVerfahren nachprüfbar iſt, zu bejahen. Sie erſcheint in ſich 
widerſpruchsvoll und läßt nicht klar erkennen, worin für die Bekt. 
der ſchwere Nachteil beſteht, wenn ſie gezwungen würde, den Dienſt⸗ 
vertrag mit dem Kl. fortzuſetzen. Der wichtige Grund wird offenbar 
darin erblickt, daß der Kl. nach ſeinem Vertrage zeitlebens angeſtellt 
ſei, es ſei denn, daß in ſeiner Perſon ein wichtiger Grund zu feiner 
Enklaſſung feſtgeſtellt würde, während der größte Teil aller An⸗ 
geſtellten der Bekl. wegen eines Grundes entlaſſen werden könnte, 
der nach der Berückſichtigung der Verhältniſſe beider Parteien 
wichtig erſcheint. Im BU. iſt auch ausgeführt, daß die Bekl. dem 
Kl. unmittelbar mit der Kündigung die Fortſetzung des Dienſtvertrages 
angeboten hat unter Bedingungen, die finanziell für die Bekl. die 
gleiche Belaſtung bedeutet hätten, ſie aber von der Beſtimmung, daß 
nur ein in der Perſon des Kl. liegender Grund eine Kündigung 
rechtfertigen könnte, befreit haben würden. Hiernach iſt der eigent⸗ 
liche Kündigungsgrund für die Bekl., daß der Kl. und eine kleine 
Anzahl ſeiner Kollegen günſtigere Entlaſſungsgründe in ihren Ver⸗ 


Vertragsfortſetzung allerdings ins Gewicht fallen. Und da nun ein 
wichtiger Kündigungsgrund nur dann vorliegt, wenn der in Betracht 
kommenden Partei die Fortſetzung des Vertrages nach Treu und 
Glauben nicht mehr zugemutet werden kann, ſo ergibt ſich daraus 
die Bedeutung, die eine ſolche Vereinbarung im konkreten Fall haben 
kann. Zu beachten iſt aber, daß dieſe Anſchauung der Parteien bei 
Vertragsabſchluß für die jetzige Beurteilung keineswegs unbedingt 
maßgebend iſt, zumal wenn Umſtände hinzukommen, die ſich bei Ver⸗ 
tragsſchluß nicht vorausſehen ließen, oder wenn es ſich um ſo ſchwere 
Vertragsverletzungen handelt, daß bei objektiver Betrachtung der Lage 
dem Vertragsgegner trotz jener früheren Vereinbarung nach Treu und 
Glauben die Fortſetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden 
kann. So hat das RArbG. in einer neueren Entſch. (v. 5. Juli 1933, 
RAG 97/33) es für unzuläſſig erklärt, ganz allgemein die friſtloſe 
Kündigung wegen groben Verſtoßes gegen die Vertragsbedingungen 
oder wegen Veruntreuung auszuſchließen. 

2. Daß in der Rev Inſt. die Frage, ob ein beſtimmter Tatbeſtand 
einen wichtigen Kündigungsgrund enthält, nur in beſchränktem Um⸗ 
fang nachgeprüft werden kann, entſpricht ftändiger Rſpr. des RArbch. 
Das Revch. hat nur zu prüfen, ob ein Umſtand an und für ſich, 
alſo losgelöſt von der ſonſtigen Veſchaffenheit des Falles, einen wich⸗ 
tigen Kündigungsgrund abzugeben geeignet iſt, es hat aber nicht zu 
prüfen, ob auch unter Berückſichtigung der konkreten Umſtände des 
einzelnen Falles ein wichtiger Kündigungsgrund vorliegt. Dem RArbch. 
iſt aber auch darin zuzuſtimmen, daß der Tatbeſtand, auf den das 
LArbGG. im vorl. Fall die Zuläſſigkeit der Kündigung ſtützt, grund⸗ 
ſätzlich nicht geeignet iſt, eine friſtloſe Kündigung zu rechtfertigen. 
Hat der Arbeitgeber oder ſein Rechtsvorgänger freiwillig einem An⸗ 
geſtellten günſtigere Entlaſſungsbedingungen gewährt als andern An⸗ 
geſtellten, ſo kann er ſpäter nicht lediglich aus dieſem Grunde die 
Fortſetzung des Vertrages für unzumutbar erklären. 

3. Endlich verdient auch die Auslegung der PrSpar Rot O. 
v. 12. Sept. 1931 Beifall. Das RArbch. hat ſich mit dieſer VO. ſchon 
in einer Reihe von Entf. beſchäftigen müſſen. Es hat einerſeits die 
Rechtsgültigkeit der VO. anerkannt (vgl. namentlich BenshSamml. 
16, 84 u. 209; 18, 107); es hat andererſeits aber ausgeſprochen, daß 
die Länderregierungen ſich nicht über Reichsrecht und folglich auch 
nicht über die reichsrechtlichen Kündigungsbeſchränkungen hinwegſetzen 
dürfen (vgl. BenshSamml. 15, 102 u. 106; 16, 77). Die vorl. 
Entſch. enthält eine weitere, aus dem Zweck der VO. hergeleitete 
Einſchräukung der Kündigungsbefugnis. 

Prof. Dr. Hueck, Jena. 


2) JW. 1911, 408. 2) JW. 1932, 3484. 
5) JW. 1928, 2930. 5) IWW. 1929, 2174. 


1) JW. 1908, 714. 
) JW. 1932, 2925. 


trägen zugebilligt erhalten haben als die übrigen Angeſtellten. Dieſe 
Sondergeſtaltung des Kündigungsrechtes kann keinen wichtigen Ent⸗ 
laſſungsgrund abgeben. Namenklich da auch künftig der Bekl. der 
Entlaſſungsgrund aus $ 626 BGB. jederzeit zur Verfügung fteht, ift 
nicht erſichtlich, weshalb es für ſie untragbar ſein ſollte, den Ver⸗ 
trag mit dem Kl. fortzuſetzen. 

Nicht haltbar iſt auch die Begründung, die das LArbG. in 
zweiter Linie für die Entlaſſung gegeben hat. Es ſtützt ſich dabei auf 
die PrSpar VO. v. 12. Sept. 1931 Teil 4 Kap. 1 81 Abf. 2. Schon 
der Wortlaut der angezogenen Vorſchr. ergibt, daß eine Kündigung 
beſtehender Verträge nur zuläſſig iſt, wenn ſie der Durchführung von 
Sparmaßnahmen entgegenſtehen, wenn es zur Entlaſtung des Etats 
einer Gemeinde notwendig erſcheint. Das iſt im vorl. Falle nicht 
dargetan. Im Gegenteil iſt unbeſtritten, daß die Bekl. den Kl. zu 
denſelben Sätzen weiterbeſchäftigen wollte, wie nach dem jetzigen Ver⸗ 
trage. Die bisher zu der Spar NotVO. ergangenen Entſch. des RArbcg. 
v. 18. Juni 1932 (148/32), vom gleichen Tage (RATbG. 11, 2133), 
v. 9. Nov. 1932 (247/32) ) und v. 18. Jan. 1933 (438/32) haben 
alle zur Vorausſetzung ihrer Anwendbarkeit eine ſofort ſpürbare 
finanzielle Entlaſtung der Gemeinde, ſei es durch Einſparung der 
Stelle, ſei es durch Herabſetzung des Gehalts. Im vorl. Falle kommt 
aber eine ſolche finanzielle Entlaftung für die Bekl. nicht in Frage. 


(RArbGG., Urt. v. 8. April 1933, RAG 406/32. — Duisburg⸗ 
Hamborn.) 
* 
3. 81 Tar VO. Die Vereinbarung einer Ausſchluß⸗ 


friſt für die Geltendmachung von Anſprüchen gegen den 
Arbeitgeber, deren Ablauf den Verluſt des Anſpruchs zur 
Folge hat, verletzt den Grundſatz der Unabdingbarkeit 
nicht. 

Das LArbch. iſt von der Geltung des Tar Vertr. für die kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten Königsbergs für das Arbeitsverhältnis des 
Kl. ausgegangen und hat angenommen, daß die von der Firma O. 
mit dem Kl. vereinbarte Gehalts⸗ und Proviſionsregelung eine Ab⸗ 
änderung der tarifvertraglichen Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zu⸗ 
ungunſten des Kl. bedeute und daß dem Kl. infolgedeſſen Anſpruch 
auf Tarifgehalt zuſtehe. Geht man von der vollen Geltung des Tur- 
Vertr. für das Arbeitsverhältnis des Kl. aus, ſo läßt dieſe Auffaſ⸗ 
ſung einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Dagegen iſt die weitere An⸗ 
nahme des LArbcg., die im § 6 Anſtell Vertr. getroffene Vereinbarung 
einer Ausſchlußfriſt ſei mit $ 1 Abſ. 1 Tard. nicht vereinbar und 
daher rechtsunwirkſam, nicht frei von Rechtsirrtum. Die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Vereinbarung im Tar Vertr. ſelbſt iſt vom RArbG. wie⸗ 
derholt anerkannt worden (RArbch. 6, 126 [128]; 9, 64 [67]). Aber 
auch ihre Vereinbarung im Einzelarbeitsvertr. muß dann, wenn im 
TarVertr. dem entgegenſtehende ausdrückliche Beſt. nicht enthalten 
ſind, als zuläſſig und rechtswirkſam angeſehen werden. Es kann ſich 
nur fragen, ob die Vereinbarung gegen den Grundſatz der Unabding⸗ 
barkeit der im TarVertr. getroffenen Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
verſtößt. Das iſt im Gegenſatz zur Auffaſſung des LATE. zu ver⸗ 
neinen. Der Grundſatz der Unabdingbarkeit hat im 8 1 Abſ. 1 Satz 1 
Tar VO. dadurch feine Regelung gefunden, daß die Arbeitsvertr. inſo⸗ 
weit für unwirkſam erklärt ſind, als ſie von der tariflichen Regelung 
abweichen; er ſoll dem Arbeitnehmer den Lohnanſpruch fo ſichern, 
wie er ihm nach den Beſt. des TarVertr. zuſteht. Eine Unwirkſam⸗ 
keit einzelvertraglicher Abreden kann daher nur inſoweit in Betracht 
kommen, als im TarVertr. bzgl. des Gegenſtandes der einzel vertrag⸗ 
lichen Abrede eine Regelung getroffen iſt, jet es, daß der Tar Vertr. 
eine poſitive Veit. enthält, die eine abweichende Regelung trifft, ſei 
es, daß er in negativer Form die im Einzelvertr. getroffene Regelung 
verbietet. Beides trifft auf die Vereinbarung einer Ausſchlußfriſt nicht 
zu, wenn, wie hier zu unterſtellen iſt, im Tar Vertr. lediglich die Feſt⸗ 
ſetzung des Tarifgehaltes erfolgt iſt. Die Vereinbarung einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt berührt weder den Inhalt des tarifvertraglich feſtgeſetzten 
Auſpruchs, noch auch ſteht ſie der Durchführung und Geltendmachung 
des Anſpruchs hindernd entgegen, ſie betrifft vielmehr lediglich die 
Dauer der Geltendmachung des Anſpruchs. Es kann insbes. nicht aus 
der Tatſache, daß überhaupt eine Feſtſetzung des Gehalts im Tar⸗ 
Vertr. erfolgt iſt, gefolgert werden, daß damit jede Vereinbarung 
auch hinſichtlich der Dauer der Geltendmachung habe ausgeſchloſſen 
werden follen. Die Annahme, jede tarifliche Feſtſetzung des Gehaltes 
oder Lohnes ſchließe das Verbot der einzelvertraglichen Vereinbarung 
einer jeden Ausſchlußfriſt für die Geltendmachung des Anſpruches in 
ſich, würde zu einer Überſpannung des Grundſatzes der Unabdingbar⸗ 
keit führen. Ebenſowenig kann die Vereinbarung der Ausſchlußfriſt 
einem rechtsunwirkſamen Verzicht auf die Tariflohnforderung gleich 
erachtet werden, da fie nur die Dauer der nachträglichen Geltend- 
machung des tariflichen Anſpruches einſchränkt, nicht aber die Aus⸗ 
übung des tarifvertraglichen Rechts an ſich hindert. 


(RArbcGh., Urt. v. 19. Nov. 1932, RAG 258/32. — Königsberg Pr.) 
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4. 8 97 Betr.; § 92 BetrR Vo. Für die Erſatz⸗ 
zuſtimmung des ArbG. zur Kündigung von Betriebsrats⸗ 
mitgliedern iſt der Sachverhalt zur Zeit der Entſcheidung 
maßgebend, nicht der zur Zeit der Kündigung. 

(RArbG., Beſchl. v. 1. März 1933, RAG RB 91/32.) 


Hamburg. Landesarbeitsgerichte. 


1. Der Lehrling iſt nicht verpflichtet, die durch Be⸗ 
rufsſchulbeſuch verſäumte Arbeitszeit durch eine über den 
achtſtündigen Arbeitstag hinausgehende Mehrarbeit an 
anderen Tagen auszugleichen. 

Der Kl. begehrt die Feſtſtellung, daß der Bekl. (ſein Lehrling 
ſeit 2. April 1929) verpflichtet ſei, die durch Berufsſchulbeſuch au 
einem Wochentage verſäumte Zeit auf Verlangen des Lehrherrn (des 
Kl.) an anderen Tagen nachzuarbeiten. Der vier Folio⸗Druckſeiten um⸗ 
faſſende Lehrvertr. der Parteien ſagt von einer derartigen Verpflich⸗ 
tung des Lehrlings nichts, obwohl er die Verpflichtung des Lehrlings 
zum Berufsſchulbeſuch und die Verpflichtung des Kl., dem Bekl. die 
dazu erforderliche Zeit zu gewähren, in feinem 8 9 regelt. Auch iſt 
der Kl. unſtreitig in den erſten 3 bzw. 3½ Jahren des Lehrverhält⸗ 
niſſes mit ſolchem Verlangen nicht hervorgetreten. Als er es dann 
geltend machte, hat der Bekl. es abgelehnt. 

Das ArbG. Hamburg hat die Klage abgewieſen, das LArbG. 
die Berufung zurückgewieſen. 

1. Wenn das Verlangen des Kl. nach der Arb VO. berechtigt 
wäre, — daß auch das nicht der Fall iſt, iſt unten auszuführen —, 
ſo würde daraus nur folgen, daß der Kl. öffentlich⸗rechtlich 
(alſo insbeſ. ohne ſich ſtrafbar zu machen) den Bekl. feinem Verlangen 
gemäß beſchäftigen dürfte. Ob aber der Bekl. privatrechtlich ver⸗ 
pflichtet iſt, dieſem Verlangen zu entſprechen, beſtimmt ſich ausſchließ⸗ 
lich nach Tarif⸗ oder Einzelarbeitsvertr. 

Ebenſo RALbG.: BenshSamml. IV, 133 und 381, V, 492, 
VI, 258, VIII, 332 und die herrſchende Lehre insbeſ. Hueck⸗Nip⸗ 
perdey J 831 VI S. 156 Anm. (3./5. Aufl.). 

Solche Vereinbarung kann allerdings auch ſtillſchweigend er⸗ 

folgen. Wann das zutrifft, iſt Tatfrage des Einzelfalles (ebenſo 
Hueck⸗Nipperdey I S. 157 Zeile 3). 
z Im vorl. Fall fehlt nun aber für ſolche Vereinbarung nicht nur 
leder Anhalt, ſondern die Umſtände ſprechen ſogar gegen ſolche Ver⸗ 
einbarung. Daß ein Tar Vertr. vorläge, der über die Frage etwas 
ergäbe, behauptet der Kl. nicht. Der Lehrvertr. aber ſpricht kraft 
Schlußfolgerung aus dem Gegenteil gerade dafür, daß ſolche Verein⸗ 
varung nicht getroffen werden ſollte. Denn er regelt in feinem 8 9 
die Verpflichtung des Bekl. zum Berufsſchulbeſuch und die Verpflich⸗ 
tung des Kl., dem Bekl. die dazu erforderliche Zeit zu gewähren, jagt 
aner kein Wort davon, daß der Bekl. die dadurch verſäumte Arbeits⸗ 
zeit nacharbeiten müſſe. Auch ſpricht der Umſtand, daß der Kl. minde⸗ 
ſtens 3½ Jahre lang ein entſprechendes Verlangen gar nicht geſtellt 
hat, dafür, daß ſolches Verlangen auch ſeiner (des Kl.) eigener Auf⸗ 
laſſung beim Vertragsſchluſſe nicht entſprach. Auch wird man unbe⸗ 
denklich ſagen können, daß es durch dieſe 3 jährige Übung Vertrags⸗ 
beſtandteil geworden ift, daß ſolches Verlangen nicht geſtellt wer⸗ 
den könne. 

2. Aber das Verlangen des Kl. iſt nicht einmal öffentlich⸗rechtlich 
nach der Arb VO. berechtigt, woraus ſich zugleich ergibt, daß eine 
einem Verlangen entſprechende privatrechtliche Vereinbarung, wenn 
Ne getroffen wäre, nichtig fein würde. Denn 8 1 letzter Satz der 
obe 380. geſtattet nur für den Fall, daß in einem ganzen Betriebe 
der einer Betriebsabteilung an einem Tage ein Arbeitsausfall ein⸗ 
tritt, dies durch Mehrarbeit an anderen Tagen auszugleichen. Auf 
en Fall, daß bei einem einzelnen Arbeitnehmer ein Arbeitsausfall 
eintritt, bezieht ſich das überhaupt nicht. 

N Ebenſo insbeſ. RArbc J.: BenshSamml. IV, 134 und Hueck⸗ 
epperdey 18 79 Anm. 15 S. 451 (vgl. ferner die vom ArbSer. 
Ngeführten). 

(ArbG. Hamburg, Urt. v. 22. Dez. 1932, LA Bf 473/32.) 

Ber. von LG Dir. Dr. Krönig, Hamburg. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſtnanzhof. 
Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
0 2 Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


irisch, 8 Ziff. 7 GrErwStcg. Der Begriff der „land- 
ſchaftlichen Ausnützung“ von Grundſtücken in Gemen⸗ 


gelage i. S. 8 8 Ziff. 7 GrErw StG. ſchließt auch die „forſt⸗ 
wirtſchaftliche Ausnützung“ von Grundſtücken in ſich ein. 

Da es ſich hier um den Austauſch von größeren Forſtgrund⸗ 
ſtücken handelt, ſo iſt in erſter Linie die Frage zu entſcheiden, ob 
der Begriff der beſſeren landwirtſchaftlichen Ausnützung der 
88 Ziff. 7 die beſſere for ſt wirtſchaftliche Ausnüzung von Grund⸗ 
ſtücken in Gemengelage mit umfaßt. Für dieſe Frage bietet die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 87 Ziff. 7 RZuwStG. v. 14. Febr. 1911 in⸗ 
ſofern einen gewiſſen Anhalt, als die jetzige Faſſung des 8 8 Ziff. 7 
GrErwStG. der entſprechenden Vorſchrift der Steuerordnung für den 
Kreis B. ähnelt, die bei der Abfaſſung des ZuwStG. von Bedeutung 
war (RF. 13, 174). Hier iſt ausdrücklich von beſſerer Bewirt⸗ 
ſchaftung von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken die Rede. 
Auch die preuß. UmlegungsO. v. 23. Sept. 1920 ſpricht in 8 1 von 
„beſſerer Bewirtſchaftung“, ſchließt alſo auch die forſtmäßige Bewirt⸗ 
ſchaftung ein. Warum im Gegenſatz hierzu 8 8 Ziff. 7 GrErw Stb. 
nur von landwirtſchaftlicher Ausnützung ſpricht, iſt aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und der Begründung des Geſetzes nicht zu erklären. 
Es iſt aber nicht zu verkennen, daß ein Bedürfnis beſteht, die Be⸗ 
freiungsvorſchrift, die den Zweck hat, Maßnahmen, die für die 
Förderung der landwirtſchaftlichen Erzeugung geeignet ſind, ſteuerlich 
zu begünſtigen, auch auf die forſtwirtſchaftliche Erzeugung aus⸗ 
zudehnen. So iſt dem Senat bekannt, daß in Oberbayern forſtlicher 
Streubeſitz nichts Seltenes iſt. Der Senat legt deshalb den $8 Ziff. 7 
GrErwStG. dahin aus, daß der Begriff der „landwirtſchaftlichen 
Ausnützung von Grundſtücken“ auch die forſtwirtſchaftliche Aus⸗ 
nützung von Grundſtücken in ſich ſchließt. 

(Rh., 2. Sen., Urt. v. 10. Mai 1933, I A 646/31.) 
* 


2. S$ 11, 12 n. F. GrErwStG. Auch bei Tauſchver⸗ 
trägen iſt die Anwendbarkeit des § 12 durch die Not VO. 
v. 1. Dez. 1930 trotz der Erſetzung des gemeinen Wertes 
durch den Einheitswert nicht ausgeſchloſſen worden. 

Streitig ift die Berechnung der GrErwSt. für einen Tauſch⸗ 
vertrag, der am 20. Nov. 1930 in notariſcher Form zwiſchen dem 
Beſchwerdegegner und dem Landwirt E. abgeſchloſſen worden iſt, 
wobei der Beſchwerdegegner neben dem von ihm in Tauſch gegebenen 
Grundſtück ſich noch zu einer Zuzahlung von 450 RM verpflichtete. 

Die Steuerſtelle hat in jedem der beiden Steuerfälle den von 
ihr als Preis des einen Grundſtücks angeſehenen gemeinen Wert 
des anderen Grundſtücks (in einem Falle neben der Zuzahlung von 
450 RM) nach § 12 dem Steueranſatz zugrunde gelegt. Demgegen⸗ 
über hat das Finder. ohne Rückſicht auf die vom Beſchwerde⸗ 
gegner für das erworbene Grundſtück zu leiſtende Zuzahlung und 
ohne Rückſicht auf die Übernahme der GrErwSt., die für beide 
Fälle geſchuldete Steuer lediglich von den auf 704,56 AM und 
391,50 K.“ angenommenen beiden Einheitswerten der ausgetauſchten 
Grundſtücke berechnet. 

Der Rechtsbeſchwerde der Steuerſtelle war ſtattzugeben, obwohl 
auch ihre eigene Steuerberechnung nicht den geſetzlichen Vorſchr. ent⸗ 
ſpricht. Nach § 11 i. d. Faſſ. der NotVO. v. 1. Dez. 1930 iſt der 
gemeine Grundſtückswert auch inſoweit durch den Einheitswert er⸗ 
ſetzt, als es ſich darum handelt, für ein eingetauſchtes Grundſtück 
den vereinbarten, ganz oder zum Teil in dem Werte des in Tauſch 
gegebenen Grundſtücks beſtehenden Veräußerungspreis zu ermitteln 
und dieſen Preis nach 8 12 mit dem Einheitswert des eingetauſchten 
Grundſtücks zu vergleichen. Das hat der RH. in dem zur amtlichen 
Veröffentlichung beſtimmten Urt. II A 378/32 v. 26. April 1933 
näher dargelegt. Rechtsirrig iſt hiernach aber auch die Auffaſſung des 
FinGer., daß ſeit der Neufaſſung der 88 11 und 12 bei einem Grund⸗ 
ſtücks tauſch für jedes der ausgetauſchten Grundſtücke lediglich deſſen 
Einheitswert nach § 11, nicht aber auch der in dem Werte des an⸗ 
deren Grundſtücks beſtehende Preis nach 8 12 als Steuerbemeſſungs⸗ 
grundlage in Betracht komme; denn die Anwendbarkeit des 8 12 
iſt auch bei Tauſchverträgen durch die Not VO. v. 1. Dez. 1930 nicht 
ausgeſchloſſen worden. 

(R ö., 2. Sen., Urt. v. 26. April 1933, II A 563/32.) 
* 


3. 8813, 12 Abſ. 2 Satz 3 GrErwStG. Iſt bei der 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks eine in das ge⸗ 
ringſte Gebot aufgenommene gekündigte ſog. Pfandbrief⸗ 
hypothek vom Erwerber zu übernehmen, ſo iſt es bei Feſt⸗ 
ſtellung des „Preiſes“ nicht ausgeſchloſſen, den Wert der 
Übernahme, wenn die Hypothek durch Pfandbriefe abzu⸗ 
löſen iſt, niedriger zu bemeſſen, als dem Nennwert der 
Hypothek entſpricht. 

Der Rechtsbeſchwerde des Herangezogenen konnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden, weil die Hypothek von 80 100 AM vom Erſteher 
nicht zu übernehmen, ſondern bar zu zahlen war. Selbſt wenn 
der Schuldner berechtigt war, dieſe Hypothek in Pfandbriefen zu 
tilgen, ſo würde einer Herabſetzung ihres Nennbetrages doch der Um⸗ 
ſtand entgegenſtehen, daß in den Verſteigerungsbedingungen und im 
Zuſchlagbeſchluß von einer Tilgung in Pfandbriefen nicht die Rede 
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it. Nach der Rſpr. des RH. iſt aber der Zuſchlagbeſchluß maß⸗ 
gebend, weil durch dieſen das Entgelt feſtgeſetzt wird, das der Er⸗ 
ſteher für das Grundſtück zu entrichten hat. Als Veräußerer i. S. 
des § 12 iſt der Vollſtreckungsſchuldner anzuſehen. Alles, was dieſem 
durch die Hand des Gerichts zugute kommt, iſt einem „Preiſe“ 
gleichzuachten. Das war aber auch der Betrag, den der Erſteher 
über den Wert der Pfandbriefe hinaus bar zu zahlen hatte. Das 
vom Herangezogenen zur Erhärtung ſeiner abweichenden Anſicht auf⸗ 
geſtellte Beiſpiel paßt nicht. Denn ihm liegt ein Vertrag zwiſchen 
dem Veräußerer und dem Erwerber zugrunde, während es ſich 
im Streitfalle um einen Vertrag zwiſchen Realgläubiger und 
Erwerber handelt. Hätte die Bank im Termin zur Verteilung des 
Verſteigerungserlöſes nur den Kurswert der Pfandbriefe in Rechnung 
geſtellt, ſo wäre der Erſteher von der Zahlung des Mehrbetrages nicht 
befreit geweſen. Dieſer Mehrbetrag wäre vielmehr den Realgläubigern 
und ſchließlich dem Schuldner zugefloſſen. 

Dagegen war der Rechtsbeſchwerde der Steuerſtelle ſtattzugeben. 

Es kann zugegeben werden, daß die Übernahme einer Hypothek, 
d. h. der der Hypothek zugrunde liegenden perſönlichen Schuld, einen 
geringeren Wert haben kann, als dem Nennwert entſpricht, wenn 
der Übernehmer berechtigt iſt, die Hypothek durch Sachleiſtungen ge⸗ 
ringeren Wertes abzulöſen, und wenn das zur Zeit der Übernahme 
(hier des Zuſchlagbeſchluſſes) feſtſteht. Jedoch muß hier § 12 Abſ. 2 
Satz 3 beachtet werden. Nach dieſer Vorſchr. iſt, wenn einem der 
Beteiligten ein Wahlrecht eingeräumt iſt, der höchſtmögliche Betrag 
der Gegenleiſtung maßgebend. Das Recht, zwiſchen Barzahlung und 
Hingabe von Pfandbriefen zu wählen, iſt ein derartiges Wahlrecht, 
und es ſteht keineswegs im Falle der Kündigung ſchon immer feſt, 
welche Wahl für die Schuldner vorteilhafter iſt, wenn z. B. wie 
hier die regelmäßige Kündigungsfriſt ſechs Monate beträgt. Es mag 
indeſſen zugegeben werden, daß die wirtſchaftliche Lage im vorliegen⸗ 
den Falle die Wahl nicht zweifelhaft ſein ließ. Jedenfalls unter⸗ 
ſcheidet ſich eine Aufwertungsſchuld von einer Schuld der in Rede 
ſtehenden Art weſentlich dadurch, daß dem Aufwertungsberechtigten 
kein Wahlrecht zuſteht. 

Hiernach war die angefochtene Entſch. wegen Rechtsirrtums 
aufzuheben. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Zunächſt muß der feſtgeſtellte 
Einheitswert ermittelt werden. Dann bedarf der zwiſchen der Bank 
und dem Schuldner geſchloſſene Darlehnsvertrag der Auslegung. Eine 
Kündigung ſcheint nur von der Bank ausgegangen zu ſein, und zwar 
auf Grund der Vereinbarung, daß die Bank bei Einleitung der 
Zwangsverſteigerung die ſofortige Rückzahlung „ohne Kündigung“ 
verlangen kann. Es bleibt feſtzuſtellen, ob auch in einem ſolchen 
Falle dem Schuldner das Wahlrecht zuſteht, und ob er es ausgeübt 
hat. Die Annahme des Finger., daß der Schuldner das Wahlrecht 
nur ausüben kann, wenn er ſelbſt kündigt, iſt nicht zweifellos; ſie 
bleibt nötigenfalls nachzuprüfen. Deshalb geht die Sache zur weiteren 
Erörterung an das FinGer. zurück. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 4. Mai 1933, II A 534/32.) 
* 


x 4. 816 GrErwStG. Der Grundſatz, daß beim Tauſch 
der Preis des einen Grundſtücks (A) dem Werte des anderen 
(B) entſpricht, gilt auch nach der Neufaſſung des Geſetzes 
auf Grund der Not VO v. 1. Dez. 1930. Nur tritt an die 
Stelle des gemeinen Wertes der Einheitswert von B. Im 
übrigen iſt an der früheren Rechtslage nichts geändert. 


Am 4. Dez. 1928 wurde zwiſchen der preuß. Forſtverwaltung 
und der BeſchwF. ein Vertrag vor dem zuſtändigen Urkundsbeamten 
geſchloſſen, nach dem ſich die BeſchwF. verpflichtete, auf „ihrem“, 
näher bezeichneten, Grundſtück ein Oberförſterei⸗Dienſtgebäude zu er⸗ 
richten und es nach Herſtellung des Gebäudes der Staatsforſtverwal⸗ 
tung zu übergeben und zu übereignen. Die Staatsforſtverwaltung da⸗ 
gegen verpflichtete ſich, ſofort nach Erfüllung dieſer Verpflichtung 
das alte Oberförſterdienſtgebäude zu übergeben und zu übereignen. 
Zu ergänzen ift hier: „der Firma D. & Co.“, da ein Kauf⸗ oder 
Tauſchvertrag mit beſtimmten Perſonen geſchloſſen ſein muß. Der 
Vertrag v. 4. Dez. 1928 hatte die gleiche Wirkung wie ein nach 
§ 313 BGB. vor einem Richter oder Notar beurkundeter (Art. 142 
EG BGB., Art. 12 82 AGG BGB.). Sachenrechtlich wurde der Ver⸗ 
trag dadurch erfüllt, daß das neue Oberförſtereidienſtgebäude mit zu⸗ 
gehörigem Grundſtück am 7. Nov. 1930 zu einem Teil von dem 
Kaufmann D. und ſeiner Ehefrau, zum andern Teil vom Kauf⸗ 
mann N., einem Schwager von D., an den preuß. Staat aufgelaſſen 
wurde, während der preuß. Staat das andere Grundſtück der Grund⸗ 
ſtückscömbch., ebenfalls am 7. Nov. 1930, aufließ. Die Umſchrei⸗ 
bungen im Grundbuch fanden am 9. Dez. 1930 ſtatt. 

Die Steuerſtelle nahm an, daß hinſichtlich des Vertrags über 
die Übereignung des alten Dienſtgebäudes mit Grundſtück an die 
Bein. die Vorausſetzungen des $5 Abſ. 1, 3 GrErwStG. gegeben 
feien, und zog die BeſchwF. zur Steuer in Höhe von 4635,89 Rt 
heran. Sie berechnete den Veräußerungspreis einſchließlich halber 


Steuer auf 92 717,94 RM und die Hauptſteuer (3/100) auf 
2781,53 RM, die Zuſchläge (2/00) auf 1854,36 RM. 
Der Einſpruch wurde als unbegründet zurückgewieſen. Die Be⸗ 


‚ tufung dagegen hatte zur Folge, daß die Steuer auf 4223,94 AM 


(2534,36 AM Hauptſteuer, 1689,58 RM Zuſchläge) herabgeſetzt wurde. 

Über die Höhe der Steuer legte das FinGer. folgendes dar: Da 
die einjährige Friſt des 8 5 Abſ. 1 erſt mit der Übereignung der 
neuen Oberförſterei begonnen habe, ſei die Steuerpflicht erſt nach 
dem 30. Sept. 1930 eingetreten, nämlich am 9. Dez. 1930. Deshalb 
bilde an und für ſich der Einheitswert für den 1. Jan. 1928 die 
Steuerbemeſſungsgrundlage. Der Preis ſei aber höher; er ſei gleich 
dem Werte der für das Grundſtück vereinbarten Gegenleiſtung. Dieſe 
beſtehe in der Übereignung des mit neuem Dienſtgebäude verſehenen 
anderen Grundſtücks. Der Wert des Grund und Bodens betrage 
8500 KN, der des Gebäudes 73 867 AM, zufammen 82 367 RM. 
Dazu komme die halbe Steuer. 

Hiergegen richtet ſich die Rechtsbeſchwerde. 

Den Ausführungen des Fincher. über die Höhe der Steuer 
kann nicht beigetreten werden. Zutreffend nimmt das Fincher. zwar 
an, daß als Preis für die Übereignung der alten Oberförſterei das 
mit den neuen Oberförſtereigebäuden beſetzte andere Grundſtück gelte. 
Rechtsirrig iſt aber die Auffaſſung, daß der gemeine Wert dieſes 
Grundſtücks den Preis bilde. Maßgebend iſt vielmehr der Einheits⸗ 
wert für den 1. Jan. 1928, da der Streitfall, wie auch das Fincher. 
annimmt, nach den 88 11, 12 i. d. Faſſ. der NotVO. v. 1. Dez. 
1930 zu beurteilen iſt. Der Gedanke, der der Neufaſſung des Geſetzes 
zugrunde gelegen hat, iſt der, daß überall der gemeine Wert durch 
den Einheitswert erſetzt werden ſoll. Der gemeine Wert ſoll aus dem 
GrErwStc. überhaupt ausſcheiden. Daß dem wirklich fo iſt, laſſen 
Einzelvorſchriften erkennen. 

§ 11 Abſ. 1 Satz 2 behandelt die Fälle, daß in dem Einheits⸗ 
wert der Wert von Gegenſtänden enthalten iſt, die der GrErwSt. 
nicht unterliegen, z. B. bewegliche Gegenſtände, Maſchinen, die 
weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks ſind. Der Wert dieſer Gegen⸗ 
ſtände iſt bei Ermittlung des der Steuer zugrunde zu legenden Ein⸗ 
heitswertes auszuſcheiden. Auch hier ſoll nach 8 11 Abf. 1 Satz 4 
nach den Grundſätzen des RBewG. verfahren werden. Nicht etwa 
ſoll der Einheitswert einfach über den gemeinen Wert der nicht 
grunderwerbſteuerpflichtigen Gegenſtände gekürzt werden, obwohl für 
ſie kein Einheitswert feſtgeſetzt iſt. 

Ebenſo ſoll verfahren werden (58 11 Abſ. 1 Satz 3), wenn nur 
ein Teil eines Grundſtücks den Gegenſtand der Übertragung bildet. 
Auch dann iſt das Verhältnis des veräußerten Teiles zum Ganzen 
nicht ſchlechthin nach den gemeinen Werten dieſer Gegenſtände, ſon⸗ 
dern nach den Grundſätzen des RBewG. zu ermitteln. 

Entſprechend muß beim Tauſch verfahren werden, obwohl es 
hier an einer beſonderen Vorſchrift fehlt. Preis des Grundſtückes, 
deſſen Erwerb beſteuert werden ſoll, iſt der Wert des anderen Grund⸗ 
ſtücks. Das kann nach der Grundrichtung der neuen Geſetzesfaſſung 
nur der Einheitswert ſein, einmal, weil andernfalls dem Einheits⸗ 
wert des einen Grundſtücks ein anders feſtgeſtellter Wert des an⸗ 
deren Grundſtücks gegenübergeſtellt werden würde, und dann, weil 
das Geſetz jetzt unterſtellt, daß der Einheitswert regelmäßig auch den 
Preis darſtelle. 

(REP-, 2. Sen., Urt. v. 26. April 1933, II A 378/32.) 


* 


5. § 9 Abſ. 1 Nr. 7 KörpStG. Zur Frage der Ge- 
meinnützigkeit von Milchverſorgungsgeſellſchaften. 

Gegenſtand des Unternehmens der Beſchwß. iſt die Ver⸗ 
ſorgung der Stadt mit Milch und Milchproduktion und deren 
zweckmäßiger Vertrieb. Nach § 12 des Geſellſchaftsvertrages ver⸗ 
schaf ſie ausſchließlich gemeinnützige Zwecke, jedoch nach wirt⸗ 
chaftlichen Geſichtspunkten. An dem Stammkapital find beteiligt 
mit 45% die Stadt, mit 50% Milchlieferanten und mit 5% 
Milchhändler. Die Beſchwß. beansprucht Freiſtellung von der 
KöcpSt. wegen ausſchließlicher Gemeinnützigkeit. Sie begründet 
dies damit, daß ſie ſich die Aufgabe geſtellt habe, hochwertige 
Milch zu möglichſt billigen Preiſen der Bevölkerung zuzuführen, 
Säuglingsheime, Fabriken und Schulen mit verbilligter bzw. mit⸗ 
unter koſtenloſer Milch und Milchproduktion zu beliefern und aus 
den jährlichen Überſchüſſen bare Zuwendungen an ſtädtiſche Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen zu machen. Im Durchſchnitt ſeien die Milch⸗ 
preiſe der Stadt 2—3 Pfg. billiger als anderswo. Die Handels⸗ 
ſpanne liege um 2—3 Pfg. unter der normalen Handelsipanne 
in anderen Städten. Der Betrieb ſei lediglich auf Lieferung mög⸗ 
lichſt guter Ware ohne Rückſicht auf eine etwaige Verdienſtmög⸗ 
lichkeit eingeſtellt. 

Die RBeſchw. iſt unbegründet. Die auf die Urt. des RES. 
v. 27. Sept. 1927, I A 317/27: RS. 22, 89 und v. 11. Febr. 


1930, I A 331/29 geſtützte Rechtsauffaſſung des FinGer., daß ſchon 


die Satzung die Freiſtellung der BeſchwF. nicht rechtfertigen konne, 
iſt nicht zu beanſtanden. Die Anerkennung der ausſchließlichen 
Gemeinnützigkeit iſt der Beſchw§. auch noch aus einem weiteren 
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Grunde zu verſagen. Wenn die BeſchwF. bemüht iſt, hochwertige 
Milch zu verbilligtem Preiſe zu liefern, 5 fördert ſie hierdurch 
auch die geſchäftlichen Belange der zu den Geſellſchaftern gehörigen 
1 inſofern, als die durch ihre Betätigung erzielte Um⸗ 
ſatzſteigerung eine entſprechende Lieferung größerer Milchmengen 
zur Folge hat. Wie in der Entſch. v. 15. Sept. 1931, 1 A 882/29: 
RStBl. 1932, 391 ausgeführt iſt, tut nach allgemeiner Erfahrung 
der im Wirtſchaftsleben Stehende das, was er in ſeinem Berufe 
unternimmt, um des Erwerbes willen. Es würde etwas ganz Un⸗ 
gewöhnliches und daher beſonders zu Beweiſendes ſein, wenn ein 
Geſchäftsmann geſchäftliche Maßnahmen ausſchließlich aus 
Gründen des öffentlichen Wohles ergreift (RF. 28, 352). Eine 
Geſellſchaft empfängt Ziel und Richtung ihres Wirkens durch den 

illen ihrer Geſellſchafter. Sie kann, wenn nicht ganz beſondere 
Umſtände vorliegen, keinen von dem Willen der Geſellſchafter⸗ 
mehrheit abweichenden Willen beſitzen. Da ſich 5 %% des Stamm⸗ 
kapitals in den Händen von Milchhändlern und 50 %% in den 
Händen der Milchlieferanten befinden, die an einem umfang⸗ 
reichen Abſatz von Milch und Milchproduktion und an einer dieſem 
Abſatz entſprechenden Lieferung von Milch ein geſchäftliches Inter⸗ 
eſſe haben, fo muß hieraus gefolgert werden, daß die Beſchwß. 
dieſen Mitgliedern privatwirtſchaftliche Vorteile zuwenden will. 
Was die BeſchwF. zum Beweiſe der Selbſtloſigkeit ihres Handelns 
vorgebracht hat, iſt nicht geeignet, dieſe Schlußfolgerung zu ent⸗ 
595 Insbeſ. können nach den vorſtehenden Ausführungen die 
Be ieferung von Schulen und Wohlfahrtseinrichtungen der Stadt 
mit verbilligter Milch ſowie Leiſtung von Barzahlungen für 
ſtädtiſche Wohlfahrtszwecke eine andere Rechtsauffaſſung nicht be⸗ 
gründen. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 21. Juni 1983, I A 44/1.) 


* 


6. 55 1 Nr. 1, 2 Nr. 4 Umſ StG. Ein Wieſenbeſitzer, 
der das Vieh Dritter auf feinen Wieſen mit feinem eigenen 
Vieh zuſammenlaufen läßt, ohne dieſen Pacht an den 
Flächen einzuräumen, hat keinen Anſpruch auf UmſSt⸗ 
Befreiung. 

(RFH., 5. Sen., Urt v. 23. Juni 1933, VA 389/33.) 
* 


x 7. 8 1242 VgollG.; 8 305 RWBgD. 
az) Gegen BeſchweEntſch. der LFin A. über Anordnungen 
der HZoll A. aus 8 124 A bſ. 1 Saß 2 und Abſ. 2 Voll. 
iſt die RBeſchw. an den RFH. zuläſſig. 

bz) Das Verlangen des Grundbeſitzers (Grundſtücks⸗ 
Eigentümers), daß eine aus $ 1242 Abſ. 2 VZoll G. zu 
treffende Anordnung nur unter gleichzeitiger Zubilligung 
einer Ent ſchädigung getroffen werden dürfe, iſt nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Denn ſachlich gerechtfertigte Anordnungen 
es HZ oll A. aus der angeführten Vorſchrift begründen 
keine Entſchädigungspflicht des Reichs an den Grundſtücks⸗ 
de ſitzer (Grundſtückseigentümer), und zwar auch nicht für 
Wertminderung des Grundſtücks. f) 

I. Dem BeſchwF. iſt als Beſitzer (Eigentümer) einer an der 
bolniſchen Grenze belegenen Ackerparzelle auf Grund des 8 124 a 
1 Jollch. vom HZoll A. aufgegeben worden, einen an der Grenze ent⸗ 
ung führenden, etwa 0,40 m breiten Geländeſtreifen von jeder Feld⸗ 
beſtellung freizulaſſen. 


Der Eigentümer erkennt im Rechtsbeſchwerdeverfahren die Be⸗ 
dechtigung der Anordnung an, wendet ſich aber dagegen, daß ihm die 
don ihm beanſpruchte jährlich zu zahlende Entſchädigung nicht zu⸗ 
geſprochen ſei. 
2 Durch den Abſ. 3 des § 124 Vgollg. iſt klargeſtellt, daß 
oe die Verfügungen des H Zoll A. auf Grund der Abſ. 1 und 2 die 
eſchw. nach 88 237, 303 R Abg. gegeben ift. Die Beſchw. der 
Erd. iſt danach ſowohl gegen die Verſagung der Zuſtimmung zur 
ee von Baulichkeiten wie auch gegen Anordnungen des 
Bi: ale. mit denen ein Tun oder Laſſen oder Dulden verlangt wird, 
Nach z uber die Beſchw. entſcheidet das LFin A. (8 304 RAbg O.). 
O87 304 Abs. 4 Halb. 1 RUSGD. iſt gegen Beſchweentſch. der 
Von l. eine Beſchw. nicht zuläſſig, nach Halbſ. 2 bleibt aber die 
ſchr. des 8 305 RAbgO. unberührt. 8 305 Abſ. 1 Satz 1 gibt 
Beſchweentſch. der Linde. über Anordnungen, die nach den 
än 0 § 202 für anwendbar erklären, erzwungen werden 
nen, die RBeſchw. an den RH. Der Abſ. 4 des $ 124 a Vgollch. 
—ů 


Zu 7. Durch die VO. des Npräf. v. 18. März 1933 (RG Bl 
A Rap. II Art 1 Biff.2 iſt im g 124a Abſ. 3 BEoU®. als 
Ab. 1 . folgende Vorſchr. eingefügt worden: „In den Fällen des 
ſchon Bau = eine Entſchädigung nicht gewährt.“ Da das obige Urt. 


bisherigen Faſſung zu demſelben Ergebnis gekomm 

iſt, 1 9 3 9 = 

ft, kommt der Einfügung nur deklaratoriſche Bedeutung zu. 
Arlt. 
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beſtimmt, daß das HZoll A. Anordnungen, die es auf Grund der 
Abſ. 1 und 2 des 8 1244 VZollG. getroffen hat, gem. 8 202 
RAID. erzwingen kann. Danach iſt gegen dieſe Anordnungen des 
Holl A. die RBeſchw. an den Ri. gegeben. Der Umſtand, daß der 
Abſ. 3 des § 124 a Voll. die RBeſchw. des $ 305 nicht erwähnt, 
erklärt ſich daraus, daß er den Rechtsmittelweg für alle Verfügungen 
des HZoll A. aus den Abj. 1 und 2 RAbgO. regeln wollte und erſt 
der Abſ. 4 die Erzwingbarkeit der Anordnungen gem. 8 202 RAbgO. 
anordnete. Deshalb kann aus der Nichterwähnung des $ 305 RAbgO. 
in Abſ. 3 des § 124 a Vgollcd. nicht geſchloſſen werden, daß gegen 
die BeſchwEntſch. der Link. über die erzwingbaren Anordnungen 
aus Abſ. 1 und 2 des § 124 a Vgollcß. die RBeſchw. an den NED. 
nicht zuläffig fein ſollte. Vielmehr iſt die Zuläſſigkeit der RBeſchw. 
für dieſe Fälle aus der Geſamtbetrachtung der Abſ. 3 und 4 des 
§ 1244 VZollGG. zu folgern. Eine entgegenſtehende Anſicht würde 
zudem dem Rechtsſchutzbedürfnis der betroffenen Grundſtücksbeſitzer, 
in deren Eigentumsrechte die Anordnung unter Umſtänden in recht 
erheblicher Weiſe eingreifen kann, nicht gerecht werden. Hiernach iſt 
die RBeſchw. gegen Anordnungen aus Abſ. 1 und 2 des 8 124 a 
Voll. zuläſſig, ſoweit fie ein Tun oder Laſſen oder Dulden von 
dem Betroffenen verlangen. 

Der BeſchwF. macht geltend, die Anordnung ſei nicht gerecht⸗ 
fertigt, weil ſie nur unter gleichzeitiger Zubilligung einer Entſchä⸗ 
digung hätte getroffen werden können. 

Mit dieſer Begr. iſt die RBeſchw. zuläſſig. Denn wenn die An⸗ 
ordnung nur gegen gleichzeitige Entſchädigung des Grundbeſitzers 
getroffen werden darf, iſt ſie ohne einen dahingehenden Ausſpruch 
ungerechtfertigt, und der Beſchw§. wärde ihre Beſeitigung verlangen 
Können. 

Nach § 124 a Abſ. 2 VZoNG. haben Grundſtücksbeſitzer nach 
Anordnung des HZoll A. den Beamten des Grenzaußendienſtes die 
Begehung der Zollgrenze, ſoweit erforderlich, durch Freilaſſung eines 
Grenzpfades, durch Herrichtung von Durchläſſen oder Übergängen an 
Einfriedungen und durch Überbrückung von Waſſergräben zu er⸗ 
möglichen. Daß der Grundſtücksbeſitzer hierfür entſchädigt werden 
ſoll, iſt hier nicht beſtimmt und deshalb noch viel weniger, daß in 
die Anordnung ſogleich eine Entſchädigung für den Grundbeſitzer 
aufzunehmen iſt. Daß aber eine derartige Beſt. dem Willen des Ver⸗ 
ordnungsgebers nicht entſpricht, erhellt deutlich, wenn man bie Beſt. 
in Abſ. 4 des $ 124 a VPZollGG. berückſichtigt. Denn wenn es dort 
heißt, daß, wenn das Holl A. die Anordnungen auf Koſten des 
Grundſtücksbeſitzers ausführen läßt, für die Koſten neben dem 
Grundſtücksbeſitzer der Grundſtückseigentümer als Geſamtſchuldner 
haftet und daß die Beitreibung der Koſten im VerwgwvVerf. nach 
den Vorſchr. der RAID. ſowohl gegen den Grundſtücksbeſitzer 
wie gegen den Grundſtückseigentümer erfolgt, ſo geht hieraus zu⸗ 
nächſt zweifelfrei hervor, daß eine Entſchädigungspflicht des Reichs 
für die vom Grundbeſitzer auszuführenden Anordnungen nicht be⸗ 
ſtehen ſoll. Denn es wäre doch ein Widerſinn, ſolche Beſt. zu treffen, 
wenn der Verordnungsgeber eine Entſchädigungspflicht des Reichs in 
der Vorſtellung gehabt hätte. Hiernach iſt zunächſt der Wille des 
Verordnungsgebers deutlich erkennbar, daß eine Entſchädigungspflicht 
des Reichs für die vom Grundſtückseigentümer vorzunehmenden Hand⸗ 
lungen und Einrichtungen nicht beſtehen ſoll. Wenn aber eine Ent⸗ 
ſchädigungspflicht des Reichs ſelbſt für Aufwendungen, die der Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer zu machen hat, nach dem erkennbaren Willen des Ver⸗ 
ordnungsgebers nicht beſteht, dann iſt auch die weitere Folgerung 
gerechtfertigt, daß auch eine durch den Abſ. 2 des 8 124 a WZollG. 
und die Anordnung des HZollA. herbeigeführte Wertminderung des 
Grundſtücks (insbeſ. eine Ertragsminderung) das Reich nicht zur 
Entſchädigung verpflichtet. Denn es fehlt an jedem inneren Grunde, 
die in der Freilaſſung des Grenzpfades beſtehende Eigentumsbeſchrän⸗ 
kung für entſchädigungspflichtig zu halten, wenn der Verordnungs⸗ 
geber ſogar die poſitiven, vom Grundſtücksbeſitzer zu treffenden 
Handlungen unentgeltlich verlangt. Hiernach iſt als erkennbarer 
Wille des Verordnungsgebers die Nichtentſchädigung für die aus 
§ 124 a Abſ. 2 Voll. getroffene, ſachlich gerechtfertigte Anord⸗ 
nung des HZoll A. feſtzuſtellen und daraus ergibt ſich zugleich, daß 
von einer gleichzeitig mit der Anordnung feſtzuſetzenden Entſchädi⸗ 
gung keine Rede ſein kann. 

Bei dieſer Rechtslage kann es dahingeſtellt bleiben, ob Abſ. 2 
des 8 124 VZollch. unter den Begriff der ohne Entſchädi⸗ 
gung zuläſſigen Eigentumsbegrenzung (Eigentumsbeſtimmung) i. S. 
des Abſ. 1 des Art 153 RVerf. oder unter den Begriff der zur 
Entſchädigung des Betroffenen verpflichtenden Enteignung i. S. 
des Abf. 2 des Art 153 RVerf. fällt (vgl. wegen des Unterſchieds der 
beiden Abſätze der RVerf. das für den 36. DIT. erſtattete Gutachten 
Jellineks (Verhandlungen I, Lübeck, S. 292 ff.) und die Sten⸗ 
Ber. der 2. Sitzung der 3. Abt. für öffentl. Recht II, S. 396 ff.). 
Denn auch wenn man annimmt, daß Abſ. 2 des § 124 a Voll. 
ſich als eine Enteignung i. S. des Abſ. 2 des Art. 153 WVerf. dar⸗ 
ſtellt, jo kommt für Anordnungen aus Abſ. 2 des § 124 a Voll. 
eine Entſchädigung deshalb nicht in Betracht, weil die Anpaſſungs⸗ 
Vo. des RPräſ. v. 23. Dez. 1931 die Nichtentſchädigung beſtimmt 
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(vgl. Abſ. 2 Satz 2 des Art. 153 RVerf.). Daß dieſe nach ihren Ein- 
führungsworten „auf Grund des Art. 48 Abſ. 2 Verf.“ erlaſſene 
BD. hinſichtlich der hier in Betracht kommenden Belt. ihres 2. Teiles 
§ 1 Nr. 3 in dem Art. 48 Abſ. 2 Perf. nicht ihre Rechtfertigung 
findet, iſt nicht erſichtlich. Ob die Vorausſetzungen für den Erlaß der 
NotVOBeſt. zur Bekämpfung des Schmuggels vorlagen und ob die 
getroffenen Maßnahmen notwendig waren, iſt vom Richter, auch 
vom RF. nicht nachzuprüfen (vgl. Rö. 29, 324, 325). 
(RS., 4. Sen., Urt. v. 10. Febr. 1933, IV A 309/32 8.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 
[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerfA. (EuM.), abgedruckt.] 


* O1. 8 216 Abſ. 3 RVO. Bei ununterbrochener Ar⸗ 
beitsunfähigkeit iſt nur eine einmalige Meldung er» 
forberi.d. 


Nach 8216 Abſ. 3 erſter Halbſatz ruht der Anſpruch auf 
Krankengeld, ſolange die Arbeitsunfähigkeit der Kaſſe nicht gemeldet 
wird. Nach dem zweiten Halbſatz dieſer Vorſchr. gilt dies nicht, wenn 
die Meldung innerhalb einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähig⸗ 
keit erfolgt. Danach iſt die Arbeitsunfähigkeit binnen einer Woche 
nach ihrem Beginn zu melden. Bei einer ununterbrochenen Arbeits⸗ 
unfähigkeit kann es ſelbſtverſtändlich nur einen einzigen Beginn 
geben. Demgemäß iſt bei ununterbrochener Arbeitsunfähigkeit nur 
eine Meldung zu erſtatten. Mit dieſer einmaligen Meldung nach Ein⸗ 
tritt der Arbeitsunfähigkeit wird auch der Zweck, dem die Vorſchr. 
des § 216 Abſ. 3 dienen ſoll, erreicht. § 216 Abſ. 3 iſt durch die 
NotVO. v. 26. Juli 1930 (RGBl. I, 311) eingefügt worden, damit 
die Kaſſe „im Intereſſe einer geordneten Kaſſenverwaltung“ alsbald 
von der Arbeitsunfähigkeit Kenntnis erlange (vgl. Grieſer⸗ 
Sauerborn, Erlaß der NotVO. zur Sozialverſicherung v. 26. Juli 
1930 S. 223). Es ſoll alſo durch die Meldepflicht des Verſicherten nur 
verhütet werden, daß die Kaſſe Krankengeld noch zu einer Zeit nach⸗ 
zahlen muß, in der ſie wegen des weit zurückliegenden Beginns der 
Arbeitsunfähigkeit unter Umſtänden nicht mehr in der Lage fein 
würde, die Berechtigung der Anſprüche ordnungsmäßig nachzuprüfen. 
Es handelt ſich demnach nur darum, der Kaſſe die Nachprüfung der 
Vorausſetzungen des Krankengeldbezuges zu erleichtern. Nach wie 
vor aber iſt es Sache der Krankenkaſſe ſelbſt, von ſich aus feſt⸗ 
zuſtellen, ob und wie lange die ihr rechtzeitig gemeldete Arbeits⸗ 
unfähigkeit wirklich beſteht. Zu einer wiederholten Meldung der 
Arbeitsunfähigkeit kann alſo der Verſicherte, deſſen Arbeitsunfähig⸗ 
keit ununterbrochen fortdauert, niemals verpflichtet ſein. Wird da⸗ 
gegen bei Fortdauer desſelben Verſicherungsfalls die Zeit der Arbeits⸗ 
unfähigkeit abgelöſt durch eine Zeit der Arbeitsfähigkeit, während 
deren nur Heilbehandlung in Frage kommt, und tritt darauf erneut 
Arbeitsunfähigkeit ein, ſo hat man es im Rahmen desſelben Ver⸗ 
ſicherungsfalls mit einem zweifachen Beginn der Arbeitsunfähigkeit 
zu tun. In derartigen Fällen iſt daher eine erneute Meldung nach 
$ 216 Abſ. 3 erforderlich. 


(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 12. April 1933, IIa K 202/32 ). [K.] 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 


Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. Reg. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. 85 Abſ. 4 PrGrErwStöG. Zubehörſteuer. Erſatz⸗ 
tat beſtände. Die Vorſchriften des §S 5 Abſ. 4 GrErw StG. 
über ſteuerliche Erſatztatbeſtände ſind ohne beſondere orts⸗ 
rechtliche Regelung auf die Erhebung einer Zubehörſteuer 
nicht übertragbar. 

Im ZuvVerſt Verf. über das Grundſtück S. gab die Bank A im 
Verſteigerungstermin das Meiſtgebot ab. Aus dieſem Anlaß wurde ſie 


vom bekl. KrAusſch. hinſichtlich des zu dem Grundſtück gehörigen 
Inventars auf Grund ZubehörſtO. zur Steuer veranlagt. Ihre auf 
Freiſtellung abzielende Klage iſt vom BezAusſch. mit der Begr. ab⸗ 
gewieſen worden, daß die Klageſchrift nicht den weſentlichen Erforder⸗ 
niſſen des $ 63 LVG. entſpräche. Der Rev. gab das OVG. ſtatt. 

Nach der Rſpr. des Gerichtshofs hat bei der Prüfung einer Er⸗ 
füllung der Klageerforderniſſe des 8 63 OVG. eine milde Beurteilung 
obzuwalten (vgl. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze Bd. I, 24. Aufl., 
©. 85/86 Anm. 2 zu 8 63). Nicht erforderlich iſt, daß das Klage⸗ 
begehren ausdrücklich in die äußere Form eines Antrags gekleidet 
wird. Es genügt vielmehr, wenn der Inhalt des Schriftſtücks er⸗ 
kennen läßt, auf welches Ziel die Klage gerichtet iſt. Im vorl. Falle 
iſt aber dieſem Erfordernis durch den Hinweis auf den Einſpruch der 
Kl. und deſſen Zurückweiſung durch den Bekl. Genüge geſchehen. Aus 
dieſer Bezugnahme der Klageſchrift auf das Vorverfahren war, da die 
Einfachheit des Tatbeſtandes Unklarheiten über die Abgrenzung des 
Streitgegenſtandes ausſchloß, zweifelsfrei zu entnehmen, daß Kl. ihr 
bisheriges Vorbringen wiederholen wollte und mit der Klage dasſelbe 
Ziel wie mit ihrem Einſpruch erſtrebte. Auch hinſichtlich der die Klage 
begründenden Tatſachen konnte kein Zweifel obwalten, daß Kl. ihren 
Angriff auf dieſelben Behauptungen wie im Einſpruchsverfahren 
ſtützen wollte. Unter dieſen Umſtänden konnte die Bitte um Be⸗ 
willigung einer vierwöchigen Friſt zur Begr. der Klage nur die Be⸗ 
deutung hal , daß die Kl. ihr bisheriges Vorbringen noch ergänzen 
wollte. Hiernach war die auf Mängel des Inhalts der Klageſchrift 
geſtützte Abweiſung der Klage nicht gerechtfertigt und die Vorentſchei⸗ 
dung deswegen aufzuheben. Bei freier Beurteilung war die Sache 
ſpruchreif. Wie vom Gerichtshof bereits anderweitig entſchieden iſt, 
erſtreckt ſich die ſteuerliche Autonomie der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände grundſätzlich auf die Beſugnis, die Erhebung einer Zubehör⸗ 
ſteuer auch an den im Wege der Zuverſt. ſich vollziehenden 
Eigentumswechſel zu knüpfen, und iſt ein hierauf gerichteter Wille 
des Ortsgeſetzgebers zu unterſtellen, wenn, wie im 8 9 Nr. 3 der hier 
maßgebenden StO., gewiſſe Fälle der ZwVerſt. von der Steuerpflicht 
ausdrücklich ausgenommen worden ſind. Zu Unrecht ſind jedoch im 
vorl. Falle der Bekl. und ihm folgend der BezAusſch. von der Vor⸗ 
ausſetzung ausgegangen, daß Kl. auf Grund der ZmBerft. Eigen⸗ 
tümerin des Grundſtücks und gleichzeitig des Grundſtückszubehörs ge⸗ 
worden ſei. Der Eigentumsübergang erfolgt im ZuVerſt Verf. erſt 
durch den Zuſchlag. Dieſer iſt hier aber nicht der Kl., ſondern auf 
Grund ihrer Erklärung, das Meiſtgebot für den Kaufmann M. ab⸗ 
gegeben zu haben, dieſem durch Beſchl. v. 25. Febr. 1929 erteilt wor⸗ 
den. Erwerber des Zubehörs war danach nicht Kl., ſondern allein der 
Kaufmann M., und auch nur er käme als erſatzweiſe für die Steuer 
Haftender gemäß $ 4 Satz 2 StD. in Betracht. Die bloße Abgabe des 
Meiſtgebots kann nicht bereits als ſteuerpflichtiger Zwiſchenerwerb 
i. S. der StD. gelten. Dahingeſtellt kann bleiben, wie die Rechts⸗ 
lage zu beurteilen wäre, wenn die StO. in Anlehnung an 8 5 Abf. 4 
GréErwStc. die dort aufgeführten Rechtsvorgänge, insbeſ. unter 
Nr. 4: die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot und die Er⸗ 
klärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen geboten habe, 
als ſteuerliche Erſatztatbeſtände beſtimmt hätte. Dieſe Vorſchr. find aus 
dem GrErwStG. in die Sto. nicht übernommen worden und können 
in Ermangelung einer ausdrücklichen Beſt. keinesfalls ohne weiteres 
ſchon deswegen in Anwendung gebracht werden, weil ſteuerwirtſchaft⸗ 
lich die Zubehörſteuer ſich als eine Ergänzung der Beſteuerung des 
Grundſtücksumſatzes auswirkt. Die Steuerforderung erweiſt ſich hier⸗ 
191 als unberechtigt, und es mußte auf Freiſtellung der Kl. erkannt 
werden. 


(Pro G., 7. Sen., Entſch. v. 24. Jan. 1933, VII O 32/2) 
* 


2. Wertzuwachsſteuer. Übergang von Grundeigen⸗ 
tum aus einem Geſamthands vermögen in das Einzelver⸗ 
mögen eines Geſamthänders. Iſt nach einer Steuerd. im 
Falle der Überlaſſung eines ge meinſchaftlichen Grund— 
ſtücks an einen Mitberechtigten oder Geſellſchafter für die 
Bemeſſung des Wertzuwachſes der Anteil des Erwerbers 
außer Betracht zu laſſen, ſo iſt der betr. Anteil eines Ge⸗ 
ſellſchafters einer OHG. grundſätzlich aus dem für den 
Tag der Grundſtücksüberlaſſung ſich ergebenden Verhält- 
nis feines Guthabens zu dem Reinvermögen der Gefell- 
ſchaft zu ermitteln (88 120, 121, 155 HG B.). 

G. und die Kaufleute S. und P waren Geſellſchafter der OHG. 
S. & P. Durch Vertr. v. 19. April 1927 wurde dieſe Geſellſchaft auf⸗ 
gelöſt, indem S. und P. aus der Geſellſchaft ausſchieden und G. das 
Geſchäft zur Fortführung unter der bisherigen Firma übernahm. 
Durch beſonderen notariellen Vertr. von demſelben Tage wurde ver⸗ 
einbart, daß dem ausſcheidenden Kaufmann P. zur Abfindung ſeiner 
Anſprüche an die Geſellſchaft das Eigentum an einem der Geſellſchaft 
gehörigen Grundſtück in K. übertragen werde. Anläßlich dieſes Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfts zog der bekl. Magiſtrat den G. in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als früherer Geſellſchafter auf Grund der WZuw StVO. zur 
Steuer heran. Nach erfolgloſem Einſpruch lehnte der Bezirksausſchuß 
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auf die Klage des G. die begehrte völlige Freiſtellung ab. Der Rev. 
des Kl. gab das OVG. ſtatt. 

Da nach der ſtänd. Rſpr. des OVG. der Übergang von Grund⸗ 
ſtückseigentum aus einem Geſamthandsvermögen in das Einzelver⸗ 
mögen eines der Geſamthänder einen ſteuerpflichtigen Vorgang i. S. 
des Zuwachsſteuerrechts darſtellt, iſt die Steuerforderung dem Grunde 
nach berechtigt (vgl. OVG. 84, 190; 86, 155). Dem Erwerber P. 
ſteht hier als Veräußerin die OHG. gegenüber ($ 124 HGB.). Da 
aber für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft nach 8 128 HGB. alle 
Geſellſchafter perſönlich als Geſamtſchuldner haften, iſt die Heran⸗ 
ziehung des Kl. als Steuerſchuldner in ſeiner Eigenſchaft eines frühe⸗ 
ren Teilhabers der OHG. grundſätzlich gerechtfertigt. 

Mit Recht abgelehnt hat der Bezirksausſchuß die Hinzurechnung 
der anläßlich einer Hypothekenaufwertung entſtandenen Koſten zum 
Erwerbspreiſe, da dieſe nicht zu den Koſten des Grundſtückserwerbes 
gehören und auch nicht zu den „Koſten der Hypothekenbeſchaffung und 
der Hypothekenverlängerung“ i. S. des 8 12 Ziff. 2 Sto. gerechnet 
werden können. 

Zu beanſtanden iſt jedoch die Art der Anwendung des 8 21 
StO., wonach im Falle der überlaſſung eines gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks an einen Mitberechtigten oder Geſellſchafter für die Be⸗ 
meſſung des Wertzuwachſes der Anteil des Erwerbers außer Betracht 
zu bleiben hat. Die Beteiligung der einzelnen Geſellſchafter an dem 
Geſamthandsvermögen einer Geſellſchaft kann nicht ohne weiteres, wie 
hier geſchehen, unter Zugrundelegung der Kopfzahl ermittelt werden. 
Maßgebend iſt vielmehr das Verhältnis des Guthabens des Geſell⸗ 
ſchafters zu dem Reinvermögen der Geſellſchaft. Dieſes Guthaben iſt 
nach den in den 88 120, 121 HGB. (vgl. auch § 155 HGB.) auf- 
geſtellten Grundſätzen zu ermitteln aus dem Kapitalanteil zuzüglich des 
Gewinnanteils oder abzüglich des Verluſtanteils (vgl. Ott, GrErw⸗ 
St®., 3. Aufl., S. 382 Anm. 11). Zur Ermittlung des abzugs⸗ 
fähigen Anteils des Erwerbers wäre daher eine Schlußabrechnung auf 
den Tag der Grundſtücksüberlaſſung aufzumachen und daraus das 
Reinvermögen der Geſellſchaft und das Guthaben des Erwerbers zu 
berechnen geweſen. Die Entſch. des Bezirksausſchuſſes, die dies ver⸗ 
kannt hat, war ſomit wegen Rechtsfehlers aufzuheben und die bei 
freier Beurteilung nicht ſpruchreife Sache an die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. 


(Pr OG., 7. Sen., Entſch. v. 10. März 1933, VII C 30/32.) 
* 


3. Wertzuwachsſteuer. Preis vereinbarung beim 

Treuhandverhältnis. Bei der Auflöſung eines Treu⸗ 
handverhältniſſes iſt die Vereinbarung eines Preiſes für 
die Übereignung des Treuhandobjektes vom Treuhänder 
an den Berechtigten jedenfalls dann begrifflich unmöglich, 
wenn der Berechtigte ſchon vorher das zum Erwerb des 
Treuhandobjektes Erforderliche geleiſtet hatte. 
. Die Firma H. erwarb 1921 ein Grundſtück in K. und wurde 
demzufolge als Eigentümerin im Grundbuch eingetragen. Laut nota⸗ 
ziellen Verh. v. 5. Nov. 1926 veräußerte fie die ideelle Hälfte dieſes 
Grundstücks an die OHG. G. Ein Kaufpreis wurde nicht vereinbart. 
2. Anläßlich dieſes Rechtsvorgangs zog der bekl. Magiſtrat die 
Birma H. auf Grund der WZumStdO. zur Steuer heran. Nach Ab⸗ 
dagen der Freiſtellung begehrenden Klage durch den BezAusſch. wies 
as OVG. die Rev. der Kl. zurück. 

In übereinſtimmung mit dem erſten Richter iſt davon auszu⸗ 
. daß der hier in Betracht kommende Rechtsvorgang an ſich 
un erhflichtig iſt. Insbeſ. ſchließt der Umſtand, daß der Eigentums⸗ 
Sergang auf Grund eines Treuhandverhältniſſes erfolgt ift, die 
6 euerpflicht nicht aus. Die Entſch. des R§cH. v. 8. Juli 1921 (RFg. 

: 198), auf die Kl. ſich beruft, bezieht ſich auf den ganz anders lie⸗ 
denden Fall einer hier nicht in Frage kommenden „direkten Stell⸗ 
ertretung“; fie kann alſo hier nicht herangezogen werden. 
= Nach den eigenen Angaben der Kl. ift fie auf Grund des Kauf⸗ 

ertrags von 1921, laut dem ſie das Grundſtück allein erworben hatte, 

als Alleineigentümerin im Grundbuch eingetragen worden. Dem⸗ 
&entiber iſt es unerheblich, ob fie das Grundſtück feinerzeit zur 
wis e für die Firma G. hat erwerben wollen und ob die letztere auch, 
Kr Kl. behauptet, tatſächlich ſeinerzeit die Hälfte der Erwerbskoſten 
der En hat. Entgegen der Anſicht der Kl. ſind für die Beurteilung 
beſti Steuerpflicht, ſoweit ein OrtsG. nicht diesbezügliche Sonder⸗ 
die "emumgen enthält, nicht die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ſondern 
das Beſt. des Ortsch. maßgebend. Kl. irrt, wenn ſie annimmt, 
daß * Hauptgrundſatz des Steuerrechts der Nachkriegszeit ſei, 
e rein Juriſtiſche, Formelle vor dem Wirtſchaftlichen in den 
auch u zu kreten habe. Im Gegenteil find die Veit. des OrtsG. 
Einzelfander Jeſtſtellung der Frage, ob und in welchem Umfang im 
rechtli ap m ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang gegeben iſt, an fich rein 
bei der u aulegen (vgl. Och. 77, 34; 78, 24). Es handelt ſich 
lende Vert ab St. um eine in das Gebiet der indirekten Steuern fal⸗ 
nach den Ahrsabgabe, deren Fälligkeit und Berechnung ſich lediglich 

5 geſetzlich feſtgeſetzten Umſtänden richtet. 


Mit Recht hat daher der erſte Richter die Steuerpflicht der Kl. 
grundſätzlich bejaht. 

Der die Steuerpflicht auslöſende Rechtsvorgang iſt hier, wie das 
ODE. in zahlreichen Entſch. übereinſtimmend ausgeführt hat, die An⸗ 
nahme des Angebots mit den Verh. von 1926. 

Die Einwendungen der Kl. gegen die Zugrundelegung des ge⸗ 
meinen Wertes an Stelle eines Veräußerungspreiſes ſind gleichfalls 
nicht begründet. 

Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob Sachverhalte denkbar 
ſind, in denen für den Fall der Auflöſung des Treuhandverhältniſſes 
eine Preisvereinbarung für die Übereignung eines Grundſtücks an 
den Berechtigten ſtattfindet. Hier kann in Übereinſtimmung mit der 
bisherigen Rſpr. des OVG. eine Preisvereinbarung nicht als vor⸗ 
liegend erachtet werden. 


Auf Grund des zwiſchen der Kl. und der Firma G. bereits ſeit 
April 1921 beſtehenden Treuhandverhältniſſes war Kl. verpflichtet, 
eine ideelle Hälfte des Grundſtücks jederzeit dem Treugeber, der Firma 
G., zu überlaſſen, ohne hierfür eine Entſchadigung beanſpruchen zu 
können. In einem ſolchen Falle, in dem der aus dem Treuhand⸗ 
verhältnis Berechtigte ſeinerſeits ſchon vor Auflöſung dieſes Verhält⸗ 
niſſes alles zum Erwerb des Treuhandobjekts Erforderliche geleiſtet 
hat, iſt die Vereinbarung eines Preiſes für die Übereignung vom Treu⸗ 
händer an den Berechtigten begrifflich unmöglich. 

Ein „Preis“ i. S. einer vereinbarten Gegenleiftung für die Auf⸗ 
gabe des halben Grundſtückseigentums durch den Treuhänder kommt 
hier alſo nicht in Betracht. Es mußte daher die Ermittlung des ge⸗ 
meinen Werts der ideellen Grundſtückshälfte erfolgen. 


(Pro G., 7. Sen., Entf. v. 16. Dez. 1932, VII C 176/81.) 
* 


4. Wertzuwachsſteuer. Erwerbswert eines Geſchäfts⸗ 
anteils einer Grundſtücks- GmbH. Bedarf es zur Ermitte- 
lung des Wertes eines Geſchäftsanteils einer Grund⸗ 
ſtücksgeſellſchaft der Feſtſtellung des auf Grundbeſitz ent⸗ 
fallenden Wertes des Geſellſchaftsvermögens, ſo iſt 
zunächſt das Verhältnis des Grundvermögens zum Ge⸗ 
ſamtvermögen der Geſellſchaft unter Zugrundelegung 
des Bruttovermögens zu ermitteln und alsdann von dem 
auf den Grundbeſitz entfallenden Bruttozeitwert ein dem⸗ 
ſelben Verhältnis entſprechender Teil der geſamten 
Paſſiven der Geſellſchaft einſchließlich der Grundſtücks⸗ 
belaſtungen in Abzug zu bringen. 

H. übertrug den ihm an der M. & Co. Grundſtücksverwaltungs⸗ 
Emb9. in Berlin zustehenden Geſchäftsanteil von 10000 RAM auf K. 
Aus Anlaß dieſes Rechtsvorgangs iſt er auf Grund § 1 Abſ. 3 Berl⸗ 
ZuwStO. v. 11. April 1924 u. 27. Jan. 1926 zur Steuer herangezogen. 
Nach fruchtloſem Einſpruch hat der BezAusſch. auf Freiſtellung er- 
kannt. Der Rev. des bekl. BezAmts gab das OVG. ftatt. 


Zutreffend iſt der Bekl. und ihm folgend der BezAusſch. davon 
ausgegangen, daß als Erwerbspreis der Wert des veräußerten Ge⸗ 
ſchäftsanteils in Anſatz zu bringen iſt, den dieſer unmittelbar nach 
dem Grundſtückserwerb durch die Geſellſchaft hatte, und daß für 
dieſe Wertermittlung der für das Grundſtück gezahlte Kaufpreis eine 
geeignete Unterlage bildet. Unrichtig iſt jedoch, wie bereits in der 
Entſch. v. 1. Juli 1932, VII C 133/31, ausgeführt iſt, die Auffaf- 
fung des BezAusſch., daß hierbei der geſamte Grundſtückspreis ein⸗ 
ſchließlich der übernommenen Hypotheken zugrunde zu legen ſei. Der 
Grundſtückspreis und der Erwerbspreis für die Geſchäftsanteile einer 
Grundſtücksgeſellſchaft find keineswegs vollkommen gleichzuſtellen. Zu 
berückſichtigen iſt vielmehr, daß die für Grundſtücke geltenden Vorſchr. 
des ZuwStgechts auf ſolche Anteilsrechte immer nur inſoweit an⸗ 
zuwenden ſind, als „die Natur der Dinge es zuläßt“, und daß ins⸗ 
beſ. bei Ermittlung des ſteuerbaren Wertzuwachſes den für Geſchäfts⸗ 
anteile „ſich naturgemäß ergebenden Beſonderheiten“ Rechnung zu 
tragen ift (vgl. OVG. 80, 84 ff., 88 unten, 89 unten; PrVerwöl. 47, 
479). In den Entſch. v. 5. Mai 1914 und v. 14. Jan. 1916, VII C 
465/13 und VII C 616/14 (OVG. 68, 3 ff.; 71, 1), handelte es ſich 
um die gem. 8 3 ZumSt®. erforderliche Feſtſtellung des Verhäkt⸗ 
niſſes zwiſchen dem unbeweglichen und dem ſonſtigen Vermögen der 
Geſellſchaft. Hierbei mußte naturgemäß, wie in OVG. 71, 1 ff. aus⸗ 
geführt, der Aktivbeſtand ohne Abzug der Paſſiva, alſo nicht der 
Reinbetrag, ſondern das Bruttovermögen der Geſellſchaft eingeſtellt 
werden. Wenn es ſich aber darum handelt, den Wert eines Geſchäfts⸗ 
anteils ſelbſt feſtzuſtellen, alſo eines Betrages, der im Geſchäftsver⸗ 
kehr für dieſen Anteil als Preis zu erzielen ſein würde, müſſen 
alle Verpflichtungen in Abzug gebracht werden, die das Geſellſchafts⸗ 
vermögen belaſten und damit den Wert des einzelnen Anteils ver⸗ 
mindern, demgemäß auch nicht als zur Entlaſtung des bisherigen 
Anteilsberechtigten vom Anteilserwerber zu übernehmende Verbind⸗ 
lichkeiten in Betracht kommen können. Die entgegenſtehende Auffaj- 
fung des BezAusſch. verkennt, daß es ſich bei der Übertragung von 
Grundeigentum und der Abtretung von Geſellſchaftsrechten um recht⸗ 
lich ganz verſchiedene Vorgänge handelt und deswegen nicht der Er⸗ 
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werb des Geſchäftsanteils dem Erwerbe des Grundſtückseigentums 
durch die GmbH. ſchlechthin gleichgeſetzt werden kann. Der Wert der 
Geſchäftsanteile kann daher, ſoweit das Geſellſchaftsvermögen aus 
Grundbeſitz beſteht, nur anteilsmäßig aus den hierfür ſeitens der 
Geſellſchaft gemachten baren Aufwendungen ermittelt werden. Be⸗ 
ſtand danach das Geſellſchaftsvermögen lediglich aus zur maßgebenden 
Zeit erworbenem Grundbeſitz, ſo ergibt ſich der damalige Wert eines 
Geſchäftsanteils ohne weiteres aus dem verhältnismäßig auf den An⸗ 
teil entfallenden Teil des Barpreiſes. Gehörten der Geſellſchaft da⸗ 
neben noch andere Vermögenswerte, ſo iſt zunächſt, wie oben ge⸗ 
ſchildert, das Verhältnis des Grundvermögens zum Geſamtvermögen 
der Geſellſchaft unter Zugrundelegung des Bruttovermögens zu er⸗ 
mitteln, alsdann aber von dem auf den Grundbeſitz entfallenden 
Brutto⸗Teilwert ein demſelben Verhältnis entſprechender Teil der 
geſamten Paſſiven der Geſellſchaft einſchließlich der Grundſtücks⸗ 
belaſtungen in Abzug zu bringen, um den für die Zuwachsberechnung 
maßgebenden Teilwert des Geſellſchaftsvermögens und danach den⸗ 
jenigen des betreffenden Geſchäftsanteils feſtzuſtellen. 


(Pr OG., 7. Sen., Entſch. v. 21. Okt. 1932, VII C 224/31.) 
* 


5. 8§ 1 Abſ. 2 PrGemw&tBßD. Zur Frage der Gewerbe- 
ſteuerpflicht des Bahnarztes. Ein von der DReichsböGeſ. 
angeſtellter Bahnarzt übt in der Regel nicht nur mit dem 
fog. vertrauensärztlichen Dienſte, ſondern auch mit der 
fog. behandelnden Tätigkeit eine unſelbſtändige Tätigkeit 
im Organismus der DReichsbGeſ. aus und unterliegt 
daher nicht der GewSt. 


Bei der Veranlagung des Dr. D. zur Gewerbeſteuer iſt ledig⸗ 
lich ſtreitig, ob auch ſeine Bezüge als Bahnarzt der Gewerbeertrag⸗ 
ſteuer unterliegen. Im Gegenſatze zum Steuerausſchuß hat der 
BerAusſch. dieſe Frage verneint. 


4 RBeſchw. d. Vorſ. des GewStAusſch. wies das OVG. 
zurück. 

Wie der Sen. wiederholt ausgeſprochen hat, ſind Arzte, ſo⸗ 
weit ſie ſich in einem perſönlichen Abhängigkeits⸗ 
verhältnis befinden, durch den ſie in einen fremden Organis⸗ 
mus eingegliedert ſind, der Gewerbeſteuer nicht unterworfen (vgl. 
R. u. PrVerwBl. 52, 535; 53, 554/55, 555). Ob ein ſolches Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis vorliegt, iſt im weſentlichen Würdi⸗ 
gung der tatſächlichen Verhältniſſe, deren Ergebnis 
dem Angriffe der RBeſchw. verſchloſſen iſt. Die RBeſchw. kann 
nur darauf geſtützt werden, daß die Feſtſtellung auf Rechtsirrtum 
beruht oder wider den klaren Akteninhalt verſtößt, oder daß das 
Verfahren an einem weſentlichen Mangel leidet. Keine dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen liegt hier vor. 

Wenn der BerAusſch. die Tätigkeit des Stpfl. als Bahnarzt 
als einheitliche Tätigkeit angeſehen hat, ſo iſt das rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Der Inhalt des Dienſtvertrags ſteht dem 
nicht entgegen. Die Meinung der Vorinſtanz, daß die ver⸗ 
trauensärztliche Seite der Bahnarzttätigkeit die Haupt⸗ 
ſache ſei, die der Tätigkeit ihre beſondere Eigenheit verleihe, läßt 
keinerlei Rechtsirrtum erkennen. Auch nach der Faſſung des vorl. 
Dienſtvertrags wird die vertrauensärztliche Tätigkeit in den Vor⸗ 
dergrund geſtellt. Es kommt nicht darauf an, welchen räumlichen 
Umfang ſie hat, ſondern welche Bedeutung ſie für den Dienſt⸗ 
berechtigten beſttzt. Aus dem Vertrag und aus der Dienſtanweiſung 
ergibt ſich, daß dieſe Bedeutung verhältnismäßig beträchtlich iſt. 
Den Bahnärzten ſind im öffentlichen Intereſſe eine Fülle von 
Aufgaben auf dem Gebiete der öffentlichen Geſundheitspflege über⸗ 
wieſen, die fie nur dann erfüllen können, wenn fie ſich fortlaufend 
mit den Einrichtungen des Eiſenbahndienſtes und mit den an das 
Eiſenbahnperſonal zu ſtellenden Anforderungen unterrichten. Auch 
in der Behandlung der Kurbefohlenen iſt der Bahnarzt nicht frei. 
Nach § 4 Dienſt Vertr. iſt er z. B. verpflichtet, auf Erfordern der 
RBahndir. bei beſonderem Bedürfnis auch außerhalb feiner Woh⸗ 
nung in einem hierzu beſtimmten Eiſenbahndienſtraum und auch 
außerhalb ſeiner Wohnung an anderen Stationsorten ſeines Be⸗ 
zirks beſtimmte Sprechſtunden ausſchließlich für Eiſenbahnbedien⸗ 
ſtete abzuhalten. Auch feine ſonſtigen Sprechſtunden hat er der 
RBahn Dir. anzuzeigen und durch Anſchlag an der Wohnung be⸗ 
kanntzugeben. Kranke, die den Arzt nicht aufſuchen können, hat 
der Bahnarzt auch des Nachts in ihrer Wohnung zu beſuchen und 
zu behandeln, Verunglückte nötigenfalls auf der Unfallſtelle. Der 
Bahnarzt iſt verpflichtet, die notwendige Hilfe ſel bſt zu leiſten. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten über die Erfüllung der Vertrags⸗ 
pflichten kann der Bahnarzt nach § 8 des Vertrags unter gewiſſen 
Vorausſetzungen ein Schiedsgericht anrufen, deſſen Vorſitzender 
durch den Präſ. des OVG. ernannt wird. Nach alledem erſcheint 
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es durchaus gerechtfertigt, wenn die Stellung des Bahnarztes als 
die eines unſelbſtändigen und abhängigen Gliedes im Organismus 
der DRBahnsGeſ. aufgefaßt wird. 


(PrO G., 8. Sen., Entſch. v. 14. März 1933, VIII GSt 200/32.) 
* 


6. 821 RSchußwG. v. 12. April 1928. Auf Grund 
eines Jahresjagdſcheins eines deutſchen Landes iſt im ge⸗ 
ſamten Reichsgebiet für die Dauer ſeiner Gültigkeit der 
Inhaber berechtigt, eine Fauſtfeuerwaffe zu erwerben, 
ohne daß es des Nachweiſes der in § 16 Abſ. 1 Schuß w. 
genannten Vorausſetzungen bedarf. 


Der Vorderrichter hat ſeiner Entſch. die Vorſchr. des § 21 
Schugmw®. zugrunde gelegt, der in feinem erſten Abſatz beſtimmt, 
daß der Jahresjagdſchein während ſeiner Gültigkeit den Inhaber 
zum Erwerbe von Jagdwaffen und Fauſtfeuerwaffen in dem darin 
vermerkten Umfange berechtigt. Die Beſt., daß der Jahresjagd⸗ 
ſchein außer zum Erwerbe von Jagdwaffen auch zum Erwerbe 
von Fauſtfeuerwaffen berechtige, war in der Reichtstagsvorlage 
noch nicht enthalten, iſt vielmehr erſt im Reichsrat eingefügt wor⸗ 
den (vgl. Hoch e: SchußwG., 3. Aufl. S. 151). Maßgebend dafür 
war, daß für den Jäger ein Bedürfnis zum Mitführen einer 
Fauſtfeuerwaffe anzuerkennen iſt, ſowohl wegen ſeiner vielfach 
durch Wilderer gefährdeten Lage als auch zur Abgabe des Fang- 
ſchuſſes. Ebenſo iſt erſt im Reichsrat die weitere Beſt. eingefügt 
worden, daß der Jahresjagdſchein zum Erwerbe von Jagdwaffen 
und Fauſtfeuerwaffen nicht in unbeſchränktem, ſondern nur in 
dem auf dem Jagdſcheine vermerkten Umfange berechtige. Aus die⸗ 
ſer Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes erhellt der innere Zuſammen⸗ 
hang dieſer beiden Beſt. Die zweite ſtellt ſich als ein aus polizei⸗ 
lichen Gründen für erforderlich gehaltenes Gegengewicht gegen 
die als notwendig angeſehene Erweiterung der mit Erteilung eines 
Jahresjagdſcheins verbundenen Befugnis zum Erwerbe von Fauſt⸗ 
feuerwaffen dar. Das erſchien angebracht, da erfahrungsgemäß bei 
Ausſtellung eines Jagdſcheins die Zuverläſſigkeit des Antragſtel⸗ 
lers nicht ſo ſcharf geprüft wird, wie dies bei Ausſtellung eines 
Waffenerwerbsſcheins im Willen des Geſetzgebers liegt. Daraus, 
daß das für erforderlich gehaltene Korrelat in der Beſchränkung 
des Umfanges der zu erwerbenden Jagd⸗ und Fauſtfeuerwaf⸗ 
fen gefunden worden iſt, ergibt ſich, daß die Berechtigung zu 
ihrem Erwerb auf Grund des erteilten Jahresjagdſcheins nicht in 
Frage geſtellt werden ſollte. Vielmehr bleibt danach nur der Schluß 
übrig, daß der Jahresjagdſchein an die Stelle des Waffenerwerbs⸗ 
ſcheins tritt. Hieraus ergibt ſich weiter, daß die Beſt. des § 21 
SchußwG. eine Sonderregelung gegenüber den in SS 10—18 
SchußwG. getroffenen aa über Erwerb von Schußwaffen auf 
Grund eines Waffenerwerbsſcheins darſtellt und daß infolgedeſſen 
bei Erwerb einer Schußwaffe gem. § 21 a. a. O. nicht auf die für 
die anderen Fälle geſchaffenen Vorausſetzungen des 816 zurück⸗ 
gegriffen werden ſoll. Demnach hat der Geſetzgeber auf Grund 
eines Jahresjagdſcheins den Erwerb einer Jagdwaffe und einer 
Fauſtfeuerwaffe ebenſo zulaſſen wollen wie auf Grund eines über 
eine Schußwaffe lautenden Waffenerwerbſcheins. Erſt wenn ein 
hierüber hinausgehender Erwerb erſtrebt wird, ſoll die in 821 
a. a. O. eingefügte Beſt. über den Umfang der zu erwerbenden 
Waffen in Wirkſamkeit treten. Dieſe Entſch. iſt allerdings in 
das Ermeſſen der Polizeibehörde geſtellt worden. 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man auch, wenn man die 
zur Ausführung des SchußwG. getroffenen Beſt. zur Erklärung 
heranzieht. 

(PrOVGg., 3. Sen., Urt. v. 23. März 1933, III C 122/32.) 


Berichtigung. 
Vollſtreckungsſchutz. 


In der Abhandlung „Vollſtreckungsſchutz“ (JW. 1933, 
1691) muß unter Ziff. 12 b der zweite Halbſatz des zweiten 
Satzes lauten: „. .. namentlich dann, wenn die ZwVerſt. aus 
erſtſtelligen Rechten betrieben wird bzw. aus dinglichen Rech⸗ 
ten, die einem ſich nach Geſetz oder Satzung mit der Ge⸗ 
währung langfriſtiger Kredite befaſſenden Inſtitut (Hypo⸗ 
thekenbanken, öffentliche Sparkaſſen) zuſtehen und der Schuld⸗ 
ner mit wiederkehrenden Leiſtungen im Rückſtand iſt und 
weiterhin bleibt...“. 


RA. Dr. Eduard Gebhard, Karlsruhe i. B. 
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